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Bundesgesetz, mit dem das Alternative Investmentfonds Manager-Gesetz, das
Bankwesengesetz, das Betriebliche Mitarbeiter- und Selbstindigenvorsorgegesetz, das
Bundesgesetz zur Schaffung einer Abbaueinheit, das E-Geldgesetz 2010, das
Einlagensicherungs- und Anlegerentschidigungsgesetz, das Finanzkonglomerategesetz,
das Finanzmarktaufsichtsbehérdengesetz, das Investmentfondsgesetz 2011, das
Nationalbankgesetz 1984, das Sanierungs- und Abwicklungsgesetz, das Sparkassengesetz,
STS-Verbriefungsvollzugsgesetz, das Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, das
Wertpapieraufsichtsgesetz 2018, das Zahlungsdienstegesetz 2018, das Zentrale
Gegenparteien-Vollzugsgesetz sowie das Zentralverwahrer-Vollzugsgesetz geéindert
werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
Artikel 1 Anderung des Alternative Investmentfonds Manager-Gesetzes
Artikel 2 Anderung des Bankwesengesetzes
Artikel 3 Anderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstindigenvorsorgegesetzes
Artikel 4 Anderung des Bundesgesetzes zur Schaffung einer Abbaueinheit
Artikel 5 Anderung des E-Geldgesetzes 2010
Artikel 6 Anderung des Einlagensicherungs- und Anlegerentschidigungsgesetzes
Artikel 7 Anderung des Finanzkonglomerategesetzes
Artikel 8 Anderung des Finanzmarktaufsichtsbehérdengesetzes
Artikel 9 Anderung des Investmentfondsgesetzes 2011
Artikel 10 Anderung des Nationalbankgesetzes 1984
Artikel 11 Anderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes
Artikel 12 Anderung des Sparkassengesetzes
Artikel 13 Anderung des STS-Verbriefungsvollzugsgesetzes
Artikel 14 Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016
Artikel 15 Anderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018
Artikel 16 Anderung des Zahlungsdienstegesetzes 2018
Artikel 17 Anderung des Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetzes
Artikel 18 Anderung des Zentralverwahrer-Vollzugsgesetzes

Artikel 1

Anderung des Alternative Investmentfonds Manager-Gesetzes

Das Alternative Investmentfonds Manager-Gesetz — AIFMG, BGBI. I Nr. 135/2013, zuletzt gedndert
durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. XXX/201x, wird wie folgt gedndert:

1. § 23 Abs. 6 lautet:

,(6) Die FMA hat sich weitestmdglich auf die Priifungen, Gutachten und Analysen der C 1.3 gemal
Abs. 1 bis 3 zu stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie
hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit.*

2. Dem § 74 wird folgender Abs. 15 angefiigt:

»(15) § 23 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 tritt mit 1. Janner 2020
in Kraft.”

Artikel 2
Anderung des Bankwesengesetzes

Das Bankwesengesetz — BWG, BGBI. Nr. 532/1993, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt geéndert:

1. § 3 Abs. 8 und 9 entfillt.
2. In § 3 Abs. 10 wird nach der Wortfolge ,,§§ 22a bis 24a* die Wortfolge ,,und 39a* eingefiigt.
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3. § 4 Abs. 6 lautet:

»(6) Vor Erteilung der Konzession an ein Kreditinstitut hat die FMA den Bundesminister fiir
Finanzen zu verstdndigen; die Verstindigung des Bundesministers fiir Finanzen umfasst auch die Vorlage
des Konzessionsantrags, der Beilagen und spdterer ergidnzender Unterlagen. Umfasst der
Konzessionsantrag die Berechtigung zur Entgegennahme erstattungsfahiger Einlagen (§ 7 Abs. 1 Z 4
ESAEG) oder zur Durchfiihrung sicherungspflichtiger Wertpapierdienstleistungen (§ 45 Abs. 4 ESAEG),
so hat die FMA vor Erteilung der Konzession auch die Sicherungseinrichtungen anzuhéren; die FMA ist
berechtigt, hierbei den Sicherungseinrichtungen auch die Angaben gemil § 4 Abs. 3 Z 3 zu iibermitteln.*

4. In § 5 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,,und der Oesterreichischen Nationalbank*.
5.8 21 Abs. 1la entfdllt.
6. In § 21 Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,jund der Oesterreichischen Nationalbank.

7.8 21 Abs. 5 lautet:

»(5) Die Kosten der Aufsicht iiber Kreditinstitute im Hinblick auf die Einhaltung der die
Versicherungsvermittlung betreffenden Ausiibungsbestimmungen geméf den §§ 137 bis 138 Gew(Q.1994
sind Kosten der Versicherungsaufsicht und dem Rechnungskreis 2 gemdBl § 19 Abs. 1 Z2 FNIADBG
zuzuordnen.*

8. § 21a Abs. 2 entfillt.
9. § 30b Abs. 3 entfillt.
10. In § 30b Abs. 5 entfillt die Wortfolge ,,und der Oesterreichischen Nationalbank*.
11.§ 30c Abs. 3 entfdllt.
12. In § 30c Abs. 5 entfillt die Wortfolge ,,und der Oesterreichischen Nationalbank®.

13. In §42 Abs. 6 Z 4 wird die Wortfolge ,,von FMA und Oesterreichischer Nationalbank® durch die
Wortfolge ,,der FMA* ersetzt.

14. In §44 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, 3 und 4 entfallen jeweils die Wortfolgen ,und der
Oesterreichischen Nationalbank®.

15. § 63 Abs. 3 lautet:

»(3) Werden vom Bankpriifer bei seiner Priifungstétigkeit Tatsachen festgestellt, die

1. eine Berichtspflicht nach § 273 Abs. 2 UGB begriinden oder

2. die Erfiillbarkeit der Verpflichtungen des gepriiften Kreditinstituts fiir gefdhrdet oder
3. eine wesentliche Verschirfung der Risikolage oder
4,

wesentliche Verletzungen dieses Bundesgesetzes, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder
sonstiger fiir die Bankenaufsicht mafgebliche gesetzliche oder sonstige Vorschriften oder
Bescheide des Bundesministers fiir Finanzen oder der FMA oder

5. wesentliche Bilanzposten oder auflerbilanzielle Positionen als nicht werthaltig

erkennen lassen, hat er begriindete Zweifel an der Richtigkeit von Unterlagen oder an der
Vollstindigkeitserkldrung des Vorstandes oder erfolgt eine Versagung oder eine Einschrinkung des
Bestatigungsvermerkes, so hat er iiber diese Tatsachen unbeschadet § 273 Abs. 2 UGB mit Erlduterungen
unverziiglich der FMA schriftlich zu berichten. Stellt der Bankpriifer sonstige Maingel, nicht
besorgniserregende Verdnderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur
geringfiigige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méngel und Verletzungen von
Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Bankpriifer der FMA erst dann berichten, wenn das
Kreditinstitut nicht binnen einer angemessenen Frist, lingstens jedoch binnen drei Monaten, die
festgestellten Méngel behoben und dies dem Bankpriifer nachgewiesen hat. Zu berichten ist auch dann,
wenn die Geschéftsleiter eine vom Bankpriifer geforderte Auskunft innerhalb einer angemessenen Frist
nicht ordnungsgemil erteilen. Von einem Priifungsverband bestellte Bankpriifer haben Berichte nach
diesem Absatz iiber den Priifungsverband zu erstatten, der sie unverziiglich weiterzuleiten hat. In Fallen,
in denen eine Wirtechaftspriifungsgesellschaft als Bankpriifer bestellt wird, trifft die Berichtspflicht auch
die nach § 88 Ab =7 WTBG namhaft gemachten natiirlichen Personen. Unbeschadet der Verpflichtungen
gemiB § 273 Abs. 2 UGB ist ein Bericht nach diesem Absatz gleichzeitig mit der Ubermittlung an die
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FMA auch an den Aufsichtsrat oder das sonst nach Gesetz oder Satzung zustindige Aufsichtsorgan des
Kreditinstitutes zu libermitteln.*

16. § 70 Abs. 1 Z 3 lautet:

,,3. durch eigene Mitarbeiter Vor-Ort-Priifungen bei Kreditinstitute-Verbiinden, Kreditinstituten,
deren Zweigstellen und Reprisentanzen auBerhalb Osterreichs, von Kreditinstituten, die gemif
§ 5 Abs. 1 FKG einer zv#*zlichen Beaufsichtigung unterliegen sowie von Unternechmen der
Kreditinstitutsgruppe durc 171 tihren;*

17.§ 70 Abs. 1 Z 4 lautet:

4. zur Priifung von Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe sowie von Zweigstellen und
Reprisentanzen in Mitgliedstaaten und in Drittlindern gemal § 77 Abs. 5 Z 2 und 3 auch die
zustdndigen Behorden des Aufnahmestaates um die Vornahme der Priifung ersuchen, wenn dies
gegeniiber einer Priifung geméf Z 3 das Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies
im Interesse der ZweckmaBigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen ist; unter
diesen Voraussetzungen konnen auch eigene Mitarbeiter der FMA an einer solchen Priifung
teilnehmen.

18. § 70 Abs. 1a entfillt.

19. § 70 Abs. 1b lautet:

,(1b) Die FMA hat fiir das jeweils folgende Kalenderjahr ein Priifungsprogramm festzulegen. Das
Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1. die Priifung systemrelevanter Kreditinstitute,

. eine angemessene Priifungsfrequenz nicht systemrelevanter Institute,
. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,

. themenmiBige Priifungsschwerpunkte,

. die Nachpriifung der MaBBnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter Méngel; dabei sind
insbesondere die Ergebnisse aus der Beaufsichtigung gemiBl § 69 Abs.2 und 3 zu
beriicksichtigen.

Im Priifungsprogramm sind jeweils institutsbezogen die Priifungsschwerpunkte sowie der Zeitpunkt des
Priifungsbeginns festzulegen. Das Priifungsprogramm hat auch eine Aufzihlung jener Kreditinstitute zu
enthalten, die einer verstarkten Aufsicht unterzogen werden sollen. Auf Basis des § 69 Abs. 2 und 3 ist
hierbei zu entscheiden, ob eine Erhohung der Anzahl oder Héaufigkeit der Vor-Ort-Priifungen bei
Kreditinstituten, eine zusétzliche oder hdufigere Berichterstattung durch das Kreditinstitut oder eine
zusiitzliche oder hiufigere Uberpriifung der operativen oder strategischen Pline sowie der Geschiftspline
der Kreditinstitute notig sind. Stellt die FMA fest, dass zur Gewéhrleistung der Kriterien geméfl Z 1 bis 5
eine Vor-Ort-Priifung erforderlich ist, die nicht im Priifungsprogramm festgelegt ist, so ist sie berechtigt
und verpflichtet, eine solche Vor-Ort-Priifung durchzufiihren.*

W\ AW N

20. § 70 Abs. Ic lautet:

,(1c) Die Oesterreichische Nationalbank kann auf Basis eines Beschlusses ihres Direktoriums der
FMA Auftrage zur Durchfiihrung einer Vor-Ort-Priifung aus Griinden der Finanzmarktstabilitdt, aus
makrodkonomischen Griinden oder im Krisenfall erteilen. Die Oesterreichische Nationalbank hat bei
Erteilung des Priifauftrages an die FMA die Griinde fiir die Priifung darzulegen und den in Aussicht
genommenen Umfang der Priifung schriftlich festzulegen. Die FMA hat dem Priifungsauftrag der
Oesterreichischen Nationalbank unverziiglich nachzukommen oder diesen unter Angabe der Griinde
abzulehnen, wenn dadurch die im Priifungsprogramm gemil3 Abs. 1b festgelegten Priifungen oder
sonstige Priifungen der FMA beeintrachtigt werden wiirden oder die durch den Priifauftrag angeforderten
Daten der Osterreichischen Nationalbank gemiBl § 79 bereits zugéinglich sind oder unverziiglich
zuginglich gemacht werden kdnnen. Stellt die Oesterreichische Nationalbank Gefahr in Verzug fest, ist in
einem solchen Fall eine Ablehnung des Priifungsauftrages der Oesterreichischen Nationalbank unzuldssig
und hat die FMA dem Priifungsauftrag jedenfalls unverziiglich nachzukommen. Nach Durchfithrung der
Priifung hat die FMA die Ergebnisse solcher Priifungen der Oesterreichischen Nationalbank unverziiglich
mitzuteilen.*

21. § 70 Abs. 1d entfdllt.
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22. § 70a Abs. 2 lautet:

»(2) Unbeschadet der auf Grund anderer Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bestehenden
Befugnisse kann die FMA alle gemid3 Abs. 1 vom Kreditinstitut zu erteilenden Auskiinfte vor Ort
einholen und erteilte Auskiinfte nachpriifen; § 71 ist anzuwenden. Mit dieser Priifung kdnnen auch die
Bankpriifer, die zustdndigen Priifungs- und Revisionsverbénde, Wirtschaftspriifer oder sonstige von der
gemischten Finanzholdinggesellschaft, der gemischten Mutterfinanzholdinggesellschaft oder der
gemischten Holdinggesellschaft unabhéngige Sachverstindige beauftragt werden.*

23. In § 73a entfallen die Wortfolgen ,nach Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank® und ,,und die
OeNB*“.

24. In §77 Abs. 6 wird die Wortfolge ,der Oesterreichischen Nationalbank bei Vorliegen der
Voraussetzungen des § 70 Abs. 1 Z 3 zu iibertragen* durch die Wortfolge ,durch eigene Priifer selbst
durchzufiihren® ersetzt.

25.§ 77a Abs. 1 lautet:

(1) Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf Vorschlag der FMA mit zustindigen Behorden
anderer Mitgliedstaaten und mit zustdndigen Behorden von Drittlindern gemidl3 § 77 Abs. 5 Z2 und 3,
sofern der Informationsaustausch mit diesen zustindigen Behorden im Sinne des Art. 55 der
Richtlinie 2013/36/EU, unter der Bedingung eines Art. 53 Abs.1 der Richtlinie 2013/36/EU
gleichwertigen Berufsgeheimnisses, der Erfiillung von Aufsichtsaufgaben dieser zustindigen Behorden
dient, Abkommen iiber die Vorgangsweise bei der Zusammenarbeit mit der FMA bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben der Uberwachung und Beaufsichtigung der Kreditinstitute gemiB den §§ 69 bis 71
schlieBen, sofern der Bundesminister fiir Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen gemif Art. 66
Abs. 2 B-VG erméchtigt ist.”

26. § 77b Abs. 3 Z 3 lautet:
,3. Zentralbanken der Mitgliedstaaten gemdB Z 1 und 2;*

27.§ 77d Abs. 4 lautet:

,»(4) Die in geméB § 79 Abs. 2 und 4 vorgesehenen Verpflichtungen von FMA und Oesterreichischer
Nationalbank zur gegenseitigen Ermoglichung des automationsunterstiitzen jederzeitigen Zugriffs auf
bestimmte Daten entfallen, soweit diese Daten in eine im Rahmen des -einheitlichen
Aufsichtsmechanismus errichtete Datenbank der Europdischen Zentralbank einzustellen sind und diese
Daten sowohl der FMA als auch der Oesterreichischen Nationalbank jederzeit zuganglich sind.*

28. § 79 Abs. 1 bis 4a lautet:

»879. (1) Meldungen geméll den §§ 74 und 74a sowie Meldungen gemall Art. 99, 100, 101, 394,
415 und 430 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind binnen der dort genannten Fristen auch der
Oesterreichischen Nationalbank zu {ibermitteln.

(2) Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA den jederzeitigen automationsunterstiitzten
Zugriff auf folgende Daten zu ermdglichen:

1. Daten gemél} Abs. 1;

2. bankauf Ui tsrelevante Daten auf Grund von Meldungen gemdB §§44 bis 44b
Nationa.oo. kgesetz 1984 — NBG, BGBI. Nr. 50/1984;

3. bankaufsichtsrelevante Daten in anonymisierter Form auf Grund von Meldungen nach dem
Devisengesetz;

4. gemil § 8 Abs. 2 des Sanktionengesetzes 2010 — SanktG, BGBI. I Nr. 36/2010, ermittelte und
verarbeitete institutsbezogene Daten;

5. Meldungen gemil § 4a BaSAG;

6. Meldungen gemidB § 39 de etri
BMSVG, BGBLINr-100/2002;

7. Meldungen gemaB § 14 FKG.

(3) Die FMA hat Priifungen gemilB3 § 70 Abs. 1 Z 3 und § 70a Abs. 2, Gutachten im Rahmen der
Bankaufsicht und Analysen gemil Abs.4a in eigener Verantwortung und im eigenen Namen
durchzufiihren. Die FMA hat sich dabei weitestmdglich auf die von der Oesterreichischen Nationalbank
nach Abs. 2 zur Verfiigung gestellten Daten sowie die gutachterlichen AuBerungen gemiB § 74 Abs. 4 zu
stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete
Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit. Die FMA ist erméchtigt, dem Bankpriifer des
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betreffenden Kreditinstituts die erforderlichen Auskiinfte iiber das Ergebnis von ihr durchgefiihrter
Priifungen zu erteilen.

(4) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen automationsunterstiitzten
Zugriff auf folgende Daten zu ermoglichen:
1. Anzeigen gemil § 10 Abs.2Z 1, 3 und 4, § 28a Abs. 4, § 63 Abs. 1, § 73 Abs. 1 Z 1 bis 6, 8 bis
11und 13,§73 Abs. 1aZ 1 und 2, §73 Ahs 1b Z 1 bis 4 und-§73 Abs. 2 Z 1 bis 6, §73 Abs. 3,
2. Mitteilungen gemif § 114 Abs. 1 BaSAC 11d
3. Anzeigen gemdl3 § 16 Abs. 10 und § 18 Abs. 1 §

(4a) Die FMA hat die Daten gemidll Abs.2 und die sonstigen ihr zur Verfligung stehenden
aufsichtlichen Informationen einer laufenden gesamthaften Auswertung fiir Zwecke der Bankaufsicht und
zur Vorbereitung aufsichtsbehordlicher Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelbankanalyse). Sie
stellt der Oesterreichischen Nationalbank diese Daten und Analysen in geeigneter Form laufend
elektronisch zur Verfiigung. Diese Daten dienen nicht der Bewertung von Einzelbankanalysen, sondern
sind ausschlieBlich fiir die Zwecke gemill § 44b Abs. 1 Z 1 NBG zu verwenden. Wenn dies im Hinblick
auf die Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank im Zusammenhang mit dem Eintritt eines
Krisenfalls sowie zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach § 3 Abs. 5 BaSAG notwendig ist, hat ¢ :="MA auf
Ersuchen zusitzlich bestimmte Einzelbankanalysen zu erstellen und an die Oestc o chischen
Nationalbank zu {ibermitteln sowie weitere Erlduterungen zu den Analyseergebnissen zu geben; diesfalls
ist die Oesterreichische Nationalbank zur Auswertung der erhaltenen Einzelbankanalysedaten in einzel-
und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im Zusammenhang mit
Krisenfillen und im Rahmen der Finanzmarktstabilitdt berechtigt. Eine statistische Auswertung der
Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum Ziel hat, durch die Oesterreichische Nationalbank
ist zuldssig.*

29. § 79 Abs. 6 entfiillt.

30. § 80 entfiillt.

31. In § 98 Abs. 6 entfillt die Wortfolge ,,oder die Oesterreichische Nationalbank*.
32.In § 99 Abs. 1 Z 10 entfillt die Wortfolge ,,und der Oesterreichischen Nationalbank®.

33. Dem § 107 wird folgender Abs. 103 angefiigt:

»(103) § 4 Abs. 6, § 5 Abs. 2, § 21 Abs. 3 und 5, § 30b Abs. 5, § 30c Abs. 5, §42 Abs. 6 Z 4, § 44
Abs. 1 bis 4, § 63 Abs. 3, § 70 Abs. 1 Z 3 und 4, Abs. 1b und Ic, § 70a Abs. 2, § 73a, § 77 Abs. 6, § 77a
Abs. 1, § 77b Abs. 3 Z 1, § 77d Abs. 4, § 79 Abs. 1 bis 4a, § 98 Abs. 6, § 99 Abs. 1 Z 10 sowie Z 9 der
Anlage zu § 25 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Janner 2020 in
Kraft. § 3 Abs. 8 und 9, § 21 Abs. 1a, § 21a Abs. 2, § 30b Abs. 3, § 30c Abs. 3, § 70 Abs. laund 1d, § 79
Abs. 6, § 80 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auf3er Kraft.*

34. In Z 9 der Anlage zu § 25 wird die Wortfolge ,,seine Bankpriifer, die FMA und die Oesterreichische
Nationalbank® durch die Wortfolge ,,seine Bankpriifer und die FMA* ersetzt.

Artikel 3
Anderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstindigenvorsorgegesetzes

Das Betriebliche Mitarbeiter- und Selbstédndigenvorsorgegesetz, BGBL I Nr. 100/2002, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. XXX/201x, wird wie folgt geédndert:
1. Der Einleitungsteil des § 28 Abs. 2 lautet:
,,Die Finanzmarktaufsichtsbehdrde (FMA) kann eine Verordnung erlassen, mit der*

2. § 39 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

»Die FMA kann, soweit sie dadurch in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem oder anderen
Bundesgesetzen nicht beeintrdchtigt wird, durch Verordnung vorsehen, dass die Ubermittlung der
Meldungen gemdBl Abs. 1 ausschlielich an die Oesterreichische Nationalbank erfolgt.*

3. Dem § 73 wird folgender Abs. 35 angefiigt:

»(35) § 28 Abs. 2 und § 39 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten
mit 1. Janner 2020 in Kraft.”
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Artikel 4
Anderung des Bundesgesetzes zur Schaffung einer Abbaueinheit

Das Bundesgesetz zur Schaffung einer Abbaueinheit — GSA, BGBI. I Nr. 51/2014, zuletzt gedndert
durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt gedndert:

1. In § 3 Abs. 4 entfdllt die Wortfolge ,,§ 3 Abs. 9,

2. In § 8 wird die Wortfolge ,,die §§ 3 Abs. 9 und 70 Abs. 1, Abs. 4 Z 1 und 2 und Abs. 7 bis 9 durch die
Wortfolge ,,§ 70 Abs. 1, Abs. 4 Z 1 und 2 und Abs. 7 bis 9* ersetzt.

3. Dem § 13 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) § 3 Abs. 4 und § 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 treten mit 1. Janner
2020 in Kraft.*

Artikel 5
Anderung des E-Geldgesetzes 2010

Das Bundesgesetz iiber die Ausgabe von E-Geld und die Aufnahme, Ausiibung und Beaufsichtigung
der Tétigkeit von E-Geld-Instituten — E-Geldgesetz 2010, BGBI. I Nr. 107/2010, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden im 4. Hauptstiick nach dem Eintrag zu § 26 die folgenden Eintrdge
eingefiigt:

,»26a. Anzeigen

26b. Meldewesen*

2.8 2 Abs. 4 entfdllt.

3. § 11 Abs. 4 lautet:

,(4) Erbringt ein E-Geld-Institut Zahlungsdienste, die weder mit der Ausgabe von E-Geld noch mit
den in §3 Abs.3 Z2 bis 5 genannten Téitigkeiten in Verbindung stehen, und ist die Hohe des E-
Geldumlaufs im Voraus nicht bekannt, so hat die FMA diesem E-Geld-Institut abweichend von Abs. 3
Z 2 auf Antrag zu gestatten, seine Eigenmittel unter Zugrundelegung eines reprasentativen Anteils zu
berechnen, der typischerweise fiir die Ausgabe von E-Geld verwendet wird, sofern sich dieser
reprisentative Anteil auf der Grundlage historischer Daten nach Uberzeugung der FMA mit hinreichender
Sicherheit schitzen ldsst. Kann ein E-Geld-Institut nicht auf eine ausreichend lange Geschéftstatigkeit
zuriickblicken, so sind seine Eigenmittel abweichend von Abs. 3 Z 2 auf der Grundlage des aus seinem
Geschiftsplan hervorgehenden erwarteten E-Geld-Umlaufes zu berechnen. Die FMA kann jedoch
jederzeit eine Anpassung dieses Geschéftsplanes an die tatsdchlichen Entwicklungen verlangen.*

4.§ 13 Abs. 1 lautet:

»(1) Die § 20 Abs. 1 bis 4, § 21 und § 24 ZaDiG 2018 sowie die §§ 36 und 42 Abs. 1 bis 3, Abs. 4
Z 1 und 3 und Abs. 5 bis 7 BWG sind auf E-Geld-Institute anzuwenden, wobei hinsichtlich § 20 Abs. 1, 2
und 4 ZaDiG 2018 sowohl auf die zahlungsdienstgeschéftlichen und zahlungsdienstbetrieblichen als auch
auf die E-Geld-geschiftlichen und E-Geld-betrieblichen Risiken Bedacht zu nehmen ist; § 42 Abs. 3
BWG ist mit der Mafigabe anzuwenden, dass das Erfordernis von mindestens zwei Geschéftsleitern nur
dann gilt, wenn das E-Geld-Institut auf Grund seiner Groflie und Organisation tatsdchlich mindestens zwei
Geschéftsleiter hat.*

5. § 14 Abs. 3 lautet:

»(3) Der Jahresabschluss und, soweit erforderlich, der Lagebericht oder der Konzernabschluss und
der Konzernlagebericht von E-Geld-Instituten sowie die Beachtung des § 3 Abs. 3 und 4, des § 4 Abs. 1
dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 9 Abs.1 Z 11 ZaDiG 2018, des §4 Abs.3 dieses
Bundesgesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Z 3 ZaDiG 2018, der §§ 7, 11, 12, 14 Abs. 1, 15, 16
Abs. 2 und 20 sowie der sonstigen Vorschriften dieses Bundesgesetzes, der §§ 2°-*is 22 und 24
ZaDiG 2018, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2, 20 bis 24, 29 und 40 Abs. 1 des Finanzmarkt- -/ iwdschegesetz
— FM-GwG, BGBIL T Nr.118/2016 sowie der Verpflichtungen des E-Geld-Institutes gemif der
Verordnung (EU) 2015/847 sind von einem Abschlusspriifer zu priifen. Diese Priifung umfasst die
Organisationsstruktur und die Verwaltungs-, Rechnungs- und Kontrollverfahren (§ 13 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes in Verbindung mit § 19 Abs. 1 ZaDiG), die die Geschéftsleiter im Hinblick auf die

www.parlament.gv.at


Gerha
Durchstreichen
Sollte entfallen, da unnötig

Gerha
Notiz
Fallfehler: "Finanzmarkt-Geldwäschegesetzes" (bereits bisher)


10/SN-139/M EI8YMIE GIX\/S$teBl BngvinisterialEntwurf {eBesst ddskmxittelte V ersion)
7 von 30

angefiihrten Bestimmungen eingerichtet haben. Das Ergebnis dieser Priifung ist in einer Anlage zum
Priifungsbericht iiber den Jahresabschluss (aufsichtlicher Priifungsbericht fiir E-Geld-Institute)
darzustellen.*

6. In § 14 werden nach Abs. 3 die folgenden Abs. 3a und 3b eingefiigt:

,»(3a) Das Ergebnis der Priifung gemafl Abs. 3 iiber die Beachtung des § 3 Abs. 3 und 4 sowie der
§§ 11, 12 und 14 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes ist mit einer positiven Zusicherung, das Ergebnis der
Priifung iiber die Beachtung des § 4 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Z 11
ZaDiG 2018, des § 4 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Z 3 ZaDiG 2018, der
§§ 7, 15, 16 Abs. 2 und 20 dieses Bundesgesetzes, der §§ 20 bis 22 und 24 ZaDiG 2018, der §§ 4 bis 17,
19 Abs. 2, 20 bis 24, 29 und 40 Abs. 1 FM-GwG sowie der Verpflichtungen des E-Geld-Institutes gemaf
der Verordnung (EU) 2015/847 zumindest mit einer negativen Zusicherung zu verbinden. Betreffend die
Priifung iiber die Beachtung sonstiger Vorschriften dieses Bundesgesetzes hat der Abschlusspriifer
wesentliche Wahrnehmungen zu berichten, die er im Rahmen seiner Tétigkeit festgestellt hat, auch wenn
diese zu keiner Berichtspflicht geméal § 27 Abs. 1 oder 2 fiihren.

(3b) Der gepriifte Jahresabschluss samt Anhang und Lagebericht sowie, soweit erforderlich, der
Konzernabschluss samt Anhang und der Konzernlagebericht, der Priifungsbericht des Abschlusspriifers
und die Anlage zum Priifungsbericht sind der FMA unter Anwendung der Fristen des § 44 Abs. | BWG
zu ubermitteln. Dieser Priifungsbericht samt Anlage ist den Geschéftsleitern und den nach Gesetz oder
Satzung bestehenden Aufsichtsorganen des E-Geld-Instituts so zeitgerecht zu iibermitteln, dass die
Vorlagefrist an die FMA eingehalten werden kann. Die FMA kann Art der Ubermittlung, Form und
Gliederung der Anlage zum Priifungsbericht durch Verordnung festsetzen. Die FMA kann nach
Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank durch Verordnung vorschreiben, dass eine elektronische
Ubermittlung bestimmten Gliederungen und technischen Mindestanforderungen zu entsprechen hat. Die
FMA ist ermichtigt, durch Verordnung vorzuschreiben, dass die elektronische Ubermittlung
ausschlieflich an die Oesterreichische Nationalbank zu erfolgen hat, wenn dies aus Griinden der
Wirtschaftlichkeit zweckmiBig ist, die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die FMA
gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrichtigt werden.*

7. s14-4bs-9 lautet:

8. § 22 Abs. 3 lautet:

»(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben zur wirksamen Erfiillung ihrer
jeweiligen Aufgaben nach MaBlgabe dieses Bundesgesetzes eng zusammen zu arbeiten. § 79 Abs. 4a Satz
2 und 3 BWG ist mit der MaBligabe anzuwenden, dass die dort fiir den Bereich der Bankenaufsicht
geregelten Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes fiir den
Bereich der E-Geld-Institutsaufsicht gelten.*

9. In § 22 wird nach Abs. 3 der folgende Abs. 3a eingefiigt:

»(3a) Die FMA hat Priifungen gemil § 25 Abs.2 Z4, Gutachten im Rahmen der E-Geld-
Institutsaufsicht und Analysen gemil Abs.3 in eigener Verantwortung und im eigenen Namen
durchzufiihren. Die FMA hat sich dabei weitestmoglich auf die von der Oesterreichischen Nationalbank
nach § 26b Abs. 7 zur Verfligung gestellten Daten zu stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und
Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder
Vollstindigkeit. Die FMA ist erméchtigt, dem Abschlusspriifer des betreffenden E-Geld-Instituts die
erforderlichen Auskiinfte iiber das Ergebnis von ihr durchgefiihrter Priifungen zu erteilen.*
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10. Der Einleitungsteil des § 23 Abs. 1 lautet:

,Die FMA ist zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679
erméchtigt, soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist;
das sind:*

11. In § 23 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Die Oesterreichische Nationalbank ist zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im
Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 erméchtigt, soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach
§ 26b notig ist.”

12. § 24 lautet:

8 24. Von der FMA beauftragte Sachverstindige unterliegen der Verschwiegenheitspflicht gemal
§ 14 Abs. 2 FMABG.“

13.§25 Abs. 2 Z 4 und 5 lautet:

»4. durch eigene Mitarbeiter Vor-Ort-Priifungen bei E-Geld-Instituten und deren Zweigstellen und
Reprisentanzen auBlerhalb Osterreichs durchzufiihren;

5. zur Priifung von Zweigstellen und Représentanzen in Mitgliedstaaten auch die Behorden des
Aufnahmemitgliedstaates um die Vornahme der Priifung zu ersuchen, wenn dies gegeniiber einer
Priifung gemiB Z 4 das Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies im Interesse der
ZweckmaBigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen ist; unter diesen
Voraussetzungen konnen auch eigene Mitarbeiter der FMA an einer solchen Priifung
teilnehmen;*

14. § 25 Abs. 3 lautet:

,»(3) Bei einer Priifung gemiB3 Abs.2 Z 3 bis 5 sind die Priifungsorgane mit einem schriftlichen
Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie
den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im iibrigen sind die §§ 70 Abs. 1b und 1c und 71 BWG anzuwenden.*

15. § 26 Abs. 12 entfdllt.
16. Nach § 26 werden die folgenden § 26a und § 26b samt Uberschriften eingefiigt:

»Anzeigen

§ 26a. (1) Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und Ubermittlungen
gemill § 6 Abs. 3, § 7, § 10 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 28 Abs. 1 ZaDiG 2018, § 15
dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 21 Abs. 3 und § 22 Abs. 1 ZaDiG 2018 und § 14 Abs. 7
ausschlieflich in elektronischer Form zu erfolgen sowie bestimmten Gliederungen, technischen
Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalitiiten zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an
den Grundsétzen der Wirtschaftlichkeit und ZweckmaiBigkeit zu orientieren ohne dass Aufsichtsinteressen
beeintrdchtigt werden. Weiters kann die FMA in dieser Verordnung Abschlusspriifern fiir
Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte und Anzeigen gemiB § 14 Abs. 8 und § 27 Abs. 1, 2 und 3
eine fakultative Teilnahme an dem elektronischen System der Ubermittlung gemiB dem ersten Satz
ermdglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die
Ubermittlungspflichtigen oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wihrend eines
angemessenen Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Anzeigen und sonstigen Ubermittlungen vergewissern konnen.

(2) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen automationsunterstiitzten
Zugriff auf Anzeigen gemil3 § 7 Abs. 1 Z2,3,4, 10 und § 14 Abs. 7 zu ermdglichen.

Meldewesen

§ 26b. (1) E-Geld-Institute haben unverziiglich nach Ablauf eines jeden Kalendervierteljahres der
FMA Meldungen entsprechend der in der Verordnung gemdfB Abs.5 vorgesehenen Gliederung zu
iibermitteln. Diese Meldungen haben insbesondere Informationen zur Bilanz, zu Posten unter der Bilanz,
zur Gewinn- und Verlustrechnung und zu Pflichtangaben des Anhangs sowie Informationen, die eine
Beurteilung und Uberwachung der §§ 3 Abs. 3 Z 2, 12 und 13 ermdglichen, zu enthalten.

(2) E-Geld-Institute haben unverziiglich nach Ablauf eines jeden Kalendermonats der FMA
Meldungen iiber die Einhaltung des § 11 zu tibermitteln. Diese Meldungen haben sowohl Angaben zur
Kontrolle der Einhaltung dieser Ordnungsnormen als auch die fiir ihre Herleitung mafgeblichen Angaben
zu umfassen.
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(3) E-Geld-Institute haben der FMA unverziiglich nach Ablauf eines Kalenderhalbjahres Meldungen
iiber die unternehmensbezogenen Stammdaten zu {ibermitteln. Unabhingig davon haben E-Geld-Institute
jede Verdnderung von Stammdaten unverziiglich zu {ibermitteln. Die Meldung des Mitarbeiterstandes hat
nur zum Jahresultimo bis spatestens 31. Janner des Folgejahres zu erfolgen.

(4) Die Oesterreichische Nationalbank hat zu den Meldungen gemdB Abs.2 und den hiezu
erlassenen Verordnungen der FMA (Abs. 5) gutachtliche Auflerungen zu erstatten.

(5) Die FMA hat die Gliederung der Meldungen gemi3 den Abs. 1 bis 3 durch Verordnung
festzusetzen. Die FMA hat dabei auf eine fiir die laufende Beaufsichtigung von E-Geld-Instituten
erforderliche aussagekriftige Ausweisung zu achten. Die FMA kann durch Verordnung festlegen, dass
einzelne Positionen des Abs. 2 nur quartalsweise zu iibermitteln sind. Bei Erlassung dieser Verordnung
hat sie weiters auf das volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionsfahigen Finanzmarkt und die
Finanzmarktstabilitdt Bedacht zu nehmen. Die FMA kann, soweit sie dadurch in der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben nach diesem oder anderen Bundesgesetzen nicht beeintrdchtigt wird, durch Verordnung
vorsehen, dass die Ubermittlung der Meldungen gemiB den Abs.1 bis 3 ausschlieBlich an die
Oesterreichische Nationalbank erfolgt. Verordnungen der FMA nach diesem Absatz bediirfen der
Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen.

_ (6) Die Meldungen gemdll den Abs. 1 bis 3 sind in standardisierter Form mittels elektronischer
Ubermittlung zu erstatten. Die Ubermittlung hat bestimmten, von der FMA nach Anhoérung der
Oesterreichischen Nationalbank bekannt zu gebenden Mindestanforderungen zu entsprechen.

(7) Meldungen gemdB Abs. 1 bis 3 an die FMA sind binnen der dort genannten Fristen auch der
Oesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln. Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA den
jederzeitigen automationsunterstiitzten Zugriff auf diese Daten zu ermoglichen.*

17. § 27 Abs. 1 lautet:

(1) Stellt ein Abschlusspriifer, der den Jahresabschluss eines E-Geld-Institutes im Sinne von § 3
Abs. 2 priift oder bei diesem eine sonstige gesetzlich vorgeschriebene Tatigkeit ausiibt, Tatsachen fest,
die eine Berichtspflicht gemil3 § 273 Abs. 2 und 3 UGB begriinden, so hat er unverziiglich, spitestens
gleichzeitig, den gemédl § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA zu iibermitteln.*

18. In § 27 Abs. 2 entfdllt jeweils die Wortgruppe ,;und der Oesterreichischen Nationalbank®.
19.In § 29 Abs. 4 Z 2 wird die Wortgruppe ,,§ 26 ZaDiG 2018 durch die Wortgruppe ,,§ 26b* ersetzt.

20. § 33 Abs. 1 Z 1 lautet:
,,1. die Uberpriifungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder*

21. Der Einleitungsteil des § 33 Abs. 3 lautet:

,Der Bundesminister flir Finanzen kann auf Vorschlag der FMA folgende Abkommen mit zustdndigen
Behorden iiber die Vorgangsweise bei der Zusammenarbeit mit der FMA bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben der Uberwachung und Beaufsichtigung der E-Geld-Institute schlieBen, sofern der
Bundesminister fiir Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen gemiB Art. 66 Abs.2 B-VG
erméchtigt ist:*

22. Dem § 41 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

,(10) Die Eintrage zu § 26a und 26b im Inhaltsverzeichnis, §§ 11 Abs. 4, 13 Abs. 1, 14 Abs. 3, 3a
und 3b, 14-Abs. 9, 22 Abs. 3 und 3a, 23 Abs. 1 und 1a, 24, 25 Abs. 2 Z 4 und 5 und Abs. 3, 26a, 26b, 27
Abs. 1 und 2, 29 Abs+*:Z 2, 33 Abs. 1 Z 1 und Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. XXX/2019 treten . > .. Janner 2020 in Kraft. Die §§ 2 Abs. 4 und 26 Abs. 12 treten mit Ablauf des
31. Dezember 2019 auBler Kraft.*

Artikel 6
Anderung des Einlagensicherungs- und Anlegerentschidigungsgesetzes

Das Einlagensicherungs- und Anlegerentschadigungsgesetz — ESAEG, BGBI. I Nr. 117/2015, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Abs. 1 Schlussteil entfdllt.
2. § 4 Abs. 1 letzter Satz entfdllt.
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3.8 5 Abs. 2 Z 4 lautet:
4. durch eigene Priifer Vor-Ort-Priifungen bei Sicherungseinrichtungen durchzufiihren; § 71 Abs. 1
bis 6 BWG findet mit der Maligabe Anwendung, dass sich die Vor-Ort-Priifungen anstatt auf
Kreditinstitute auf Sicherungseinrichtungen beziehen;"

4. § 5 Abs. 4 entfdllt.

5. § 5 Abs. 5 und 6 lautet:

»(5) Die FMA hat fiir das jeweils folgende Kalenderjahr ein Priifprogramm festzulegen. Das
Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1. die Verpflichtungen der Sicherungseinrichtungen nach diesem Bundesgesetz,

2. eine angemessene Priifungsfrequenz aller Sicherungseinrichtungen,

3. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,

4. die Nachpriifung der MaBinahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter Mangel.

Im Prifungsprogramm sind jeweils die Priifungsschwerpunkte bezogen auf die jeweilige
Sicherungseinrichtung sowie der Zeitpunkt des Priifungsbeginns festzulegen. Stellt die FMA fest, dass
zur Gewihrleistung der Kriterien gemal Z 1 bis 4 eine Vor-Ort-Priifung erforderlich ist, die nicht im
Priifungsprogramm festgelegt ist, so ist sie berechtigt und verpflichtet, eine solche Vor-Ort-Priifung
durchzufiihren.

(6) Die Oesterreichische Nationalbank kann auf Basis eines Beschlusses ihres Direktoriums der
FMA Auftrage zur Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen aus Griinden der Finanzmarktstabilitdt, aus
makrodkonomischen Griinden oder im Krisenfall erteilen. Die Oesterreichische Nationalbank hat bei
Erteilung des Priifauftrages an die FMA die Griinde fiir die Priifung darzulegen und den in Aussicht
genommenen Umfang der Priifung schriftlich festzulegen. Die FMA hat dem Priifungsauftrag der
Oesterreichischen Nationalbank unverziiglich nachzukommen oder diesen unter Angabe der Griinde
abzulehnen, wenn dadurch die im Priifungsprogramm gemifl Abs. 5 festgelegten Priifungen oder sonstige
Priifungen der FMA beeintriachtigt werden wiirden oder die durch den Priifauftrag angeforderten Daten
der Osterreichischen Nationalbank gemiBl § 6 bereits zugéinglich sind oder unverziiglich zuginglich
gemacht werden konnen. Stellt die Oesterreichische Nationalbank Gefahr in Verzug fest, ist in einem
solchen Fall eine Ablehnung des Priifungsauftrages der Oesterreichischen Nationalbank unzulédssig und
hat die FMA dem Priifungsauftrag jedenfalls unverziiglich nachzukommen. Nach Durchfiihrung der
Priifung hat die FMA die Ergebnisse solcher Priifungen der Oesterreichischen Nationalbank unverziiglich
mitzuteilen.

6. § 5 Abs. 7 und 8 entfdllt.

7.8 6 Abs. 2 bis 5 lauten:

»(2) Meldungen gemil § 33 an die FMA sind binnen der dort genannten Fristen auch der
Oesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln.

(3) Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA den jederzeitigen automationsunterstiitzten
Zugriff auf die Daten gemdB Abs. 2 zu ermoglichen. Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank
den jederzeitigen automationsunterstiitzten Zugriff auf Anzeigen geméaB § 34 Z 7 zu erméglichen.

(4) Die FMA hat ihr im Rahmen der Aufsicht iiber die Einlagensicherung iibertragene Vor-Ort-
Priifungen gemil § 5 Abs. 2 Z 4, Gutachten und Analysen in eigener Verantwortung und im eigenen
Namen durchzufithren. Die FMA hat sich dabei weitestgehend auf die von der Oesterreichischen
Nationalbank nach Abs. 3 zur Verfiigung gestellten Daten zu stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit
oder Vollstandigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder
Vollstandigkeit.

(5) Die FMA hat die Daten gemi3 Abs.3 und die sonstigen ihr zur Verfiigung stehenden
aufsichtlichen Informationen und Wahrnehmungen iiber Sicherungseinrichtungen einer laufenden
gesamthaften Auswertung flir die Zwecke der Aufsicht iiber die Einlagensicherung und zur Vorbereitung
aufsichtsbehordlicher Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelanalyse). Wenn dies im Hinblick auf
die Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank im Zusammenhang mit dem Eintritt eines Krisenfalls
notwendig ist, hat die FMA auf Ersuchen der Oesterreichischen Nationalbank von ihr durchgefiihrte
Einzelanalysen der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung zu stellen sowie zusitzlich bestimmte
Einzelanalysen zu erstellen und an die Oesterreichischen Nationalbank zu {ibermitteln sowie weitere
Erlduterungen zu den Analyseergebnissen zu geben; diesfalls ist die Oesterreichische Nationalbank zur
Auswertung der Einzelanalysedaten in einzel- und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht insbesondere im
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Hinblick auf ihre Aufgaben im Zusammenhang mit Krisenfillen und im Rahmen der
Finanzmarktstabilitdt berechtigt. Eine statistische Auswertung der Daten, die keine personenbezogenen
Ergebnisse zum Ziel hat, durch die Oesterreichische Nationalbank ist zuldssig.*

8. § 22 Abs. 3 Schlussteil entfdllt.
9. § 22 Abs. 4 letzter Satz entfdllt.
10. § 23 Abs. 2 zweiter Satz entfdllt.

11. § 30 Abs. 1 Schlussteil lautet:

»vor der Anwendung von Stitzungsmalnahmen hat sich die Sicherungseinrichtung des als
Einlagensicherungs- und Anlegerentschadigungssystem anerkannten institutsbezogenen
Sicherungssystems mit der FMA und der Abwicklungsbehorde iiber die MaBnahmen und Auflagen fiir
das zu stiitzende Mitgliedsinstitut abzustimmen.*

12. § 34a lautet:

»§34a. Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen, Meldungen,
Ubermittlungen, Unterrichtungen, das Zur-Kenntnis-Bringen und das Vorlegen gemiB § 2 Abs. 6 erster
Satz, § 31 Abs. 6 und § 34 Abs. 1 Z 1 bis 13 dieses Bundesgesetzes ausschlieBlich in elektronischer Form
zu erfolgen sowie bestimmten Gliederungen, technischen  Mindestanforderungen und
Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsitzen der
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaiBigkeit zu orientieren und daflir zu sorgen, dass die jederzeitige
elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht
beeintrichtigt werden. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die
Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen
Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.*

13. Dem § 61 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

o(7) §3 Abs. 1, §4 Abs. 1, § 5 Abs. 2 Z 4, Abs. 5 und 6, § 6 Abs. 2 bis 5, § 22 Abs. 3 und 4, § 23
Abs. 2, §30 Abs. 1 und § 34a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 treten mit
1. Janner 2020 in Kraft. § 5 Abs. 4, 7 und 8 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auler Kraft.«

Artikel 7
Anderung des Finanzkonglomerategesetzes

Das Finanzkonglomerategesetz — FKG, BGBI. I Nr. 70/2004, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt geédndert:

1. § 14 Abs. 4 zweiter Satz entfillt.

2. § 14 Abs. 5 lautet:

»(5) Die FMA hat die Meldefrist und die Gliederung der Quartalsberichte durch Verordnung
festzusetzen. Sie kann dabei vorsehen, dass die Ubermittlung der Meldungen gemdB Abs. 3 und 4
ausschlieBlich an die Oesterreichische Nationalbank zu erfolgen hat, soweit sie dadurch in der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem oder anderen Bundesgesetzen nicht beeintréchtigt wird. Bei
Erlassung dieser Verordnung hat die FMA auf die Finanzmarktstabilitit Bedacht zu nehmen. Die FMA ist
ermichtigt, durch Verordnung auf die Ubermittlung nach Abs. 3 und 4 zu verzichten. Verordnungen nach
diesem Absatz bediirfen der Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen.*

3. Dem § 18 wird folgender Abs. 12 angefiigt:

,»(12) § 14 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Janner
2020 in Kraft.“
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Artikel 8
Anderung des Finanzmarktaufsichtsbehordengesetzes

Das Finanzmarktaufsichtsbehdrdengesetz — FMABG, BGBI. I Nr. 97/2001, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x wird wie folgt gedndert:

1. § 2 Abs. 3 Z 10 entfdllt.

2. § 2 Abs. 6 lautet:

,(6) Unbeschadet § 70 Abs. 1lb BWG hat die FMA fiir jeden der in den Abs. 1 bis 4 angefiihrten
Aufsichtsbereiche jéhrliche Priifungsschwerpunkte festzulegen und diese auf ihrer Internetseite zu
veroffentlichen; ebenso hat die FMA die gemédl § 70 Abs. Ib Z4 BWG im Rahmen des jahrlichen
Priifungsprogramms festgelegten themenméBigen Priifungsschwerpunkte auf ihrer Internetseite zu
verdffentlichen.*

3. In §3 Abs.2 entfillt die Wortgruppe ,sowie die Priifungsberichte der Oesterreichischen
Nationalbank*,

4. § 5 lautet:
,»8 5. (1) Der Vorstand der FMA besteht aus einem Mitglied.

(2) Der Vorstand wird auf Vorschlag der Bundesregierung vom Bundesprésidenten bestellt; die
Wiederbestellung ist zulédssig. Die Funktionsperiode betragt fiinf Jahre.

(3) Vor der Bestellung des Vorstandes hat der Bundesminister fiir Finanzen eine Ausschreibung zu
veranlassen; das Stellenbesetzungsgesetz 1998, BGBI. I Nr. 26/1998, ist anzuwenden. Auf Grund der
Ergebnisse des Ausschreibungsverfahrens hat der Bundesminister fiir Finanzen fiir den Vorschlag der
Bundesregierung gemifl Abs. 2 aus dem Kreis der Bewerber fiir die Bestellung und Wiederbestellung des
Vorstandes der FMA und bei einer Funktionsbeendigung (§ 7 Abs. 1), die die Bestellung eines neuen
Vorstands erfordert, eine Person namhaft zu machen. Die Einbringung d = ntrags zur Beschlussfassung
der Bundesregierung iiber die von ihr zur Bestellung vorzusch -z nden Person obliegt dem
Bundesminister fiir Finanzen.

(4) Zum Vorstand darf nur eine Person bestellt werden, die in allen der in § 2 genannten
Aufsichtsbereiche fachkundig ist und die nicht vom Wahlrecht in den Nationalrat ausgeschlossen ist. Der
Vorstand darf seine Funktion nur hauptberuflich ausiiben.*

5. § 6 Abs. 1 lautet:

,»(1) Der Vorstand hat den gesamten Dienstbetrieb zu leiten und die Geschéfte der FMA zu fiihren.

Der Vorstand vertritt die FMA gerichtlich und auBergerichtlich

1. in Féllen, in denen die FMA ihre Aufgaben als Abwicklungsbehérde geméll § 3 Abs. 1 BaSAG

erflillt, gemeinsam mit dem Leiter der Organisationseinheit gemdf3 § 3 Abs. 3 BaSAG,

2. in allen anderen Féllen gemeinsam mit einem Exekutivdirektor.
In Abwesenheit des Vorstandes hat die Vertretung der FMA auf oberster Leitungsebene in Féllen geméaf
Z 2 durch zwei Exekutivdirektoren gemeinsam und in Féllen gemdl Z 1 durch einen Exekutivdirektor
und dem Leiter der Organisationseinheit gemdB § 3 Abs. 3 BaSAG gemeisam zu erfolgen.

6. In § 6 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,den Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie* durch
die Wortfolge ,,dem Vorstand, den Mitgliedern des Aufsichtsrates und* ersetzt.

7.In§ 7 Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,.eines Mitgliedes®.

8. § 7 Abs. 2 lautet:

»(2) Die beabsichtigte Zuriicklegung der Funktion ist vom Vorstand dem Aufsichtsrat und dem
Bundesminister fiir Finanzen frithestmoglich unter Nennung der Griinde schriftlich bekannt zu geben.
Erteilt der Aufsichtsrat seine Zustimmung, so hat er diese Zuriicklegung unverziiglich unter Angabe des
Zeitpunkts der Wirksamkeit der Zurlicklegung der Funktion des Vorstands dem Bundesminister fiir
Finanzen schriftlich mitzuteilen. Der Bundesminister fiir Finanzen hat die Bestellung eines neuen
Vorstandes gemiB3 § 5 zu veranlassen. Fiir den Fall, dass der Funktionsantritt des neu bestellten
Vorstandes nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens des ehemaligen Vorstandes erfolgt, ist fiir die Dauer
der Vakanz ein geeigneter Ersatzvorstand vom Bundesminister fiir Finanzen auf Vorschlag des
Aufsichtsrates unverziiglich zu bestellen; § 5 findet hierbei keine Anwendung. Die vorstehenden
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Bestimmungen iiber die Bestellung des Vorstandes sowie fiir die Bestellung eines Ersatzvorstandes gelten
in gleicher Weise fiir den Fall der Abberufung gemall Abs. 3.

9. § 7 Abs. 3 lautet:

,(3) Der Bundesminister fiir Finanzen hat den Vorstand abzuberufen, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt, wie insbesondere
1. Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung oder
2. nachtrégliches Hervorkommen, dass eine Bestellungsvoraussetzung nicht gegeben war, oder
3. grobe Pflichtverletzung oder
4. dauernde Dienstunfihigkeit oder wenn der Vorstand infolge Krankheit, Unfall oder eines
Gebrechens lédnger als ein halbes Jahr vom Dienst abwesend ist oder

5. wenn trotz gemdB § 11 Abs. 2 durchgefiihrter Aufsichtsmafnahmen Pflichtverletzungen nicht
oder nicht nachhaltig beseitigt wurden.*

10. § 8 Abs. 1 lautet:

,(1) Der Aufsichtsrat der FMA besteht aus dem Vorsitzenden, dem Stellvertreter des Vorsitzenden
und vier weiteren Mitgliedern, die vom Bundesminister fiir Finanzen zu bestellen sind. Zwei Mitglieder
des Aufsichtsrates sind von der Oesterreichischen Nationalbank namhaft zu machen. Zwei der Mitglieder
des Aufsichtsrates, die nicht aufgrund des Nominierungsrechtes der Oesterreichischen Nationalbank dem
Aufsichtsrat angehoren, haben unabhdngig zu sein. Als unabhingig in diesem Sinn gilt nicht, wer
hauptberuflich fiir das Bundesministerium fiir Finanzen, die FMA, die Oesterreichische Nationalbank
oder haupt- oder nebenberuflich fiir ein von der FMA beaufsichtigtes Unternechmen titig ist. Zu
Mitgliedern des Aufsichtsrates diirfen nur geeignete und zuverlédssige Personen bestellt werden, die nicht
vom Wabhlrecht in den Nationalrat ausgeschlossen sind.*

11. § 8 Abs. 3 Schlussteil lautet:

,»Im Fall der Z 2 und 3 ist unverziiglich ein neues Mitglied fiir die Dauer der restlichen Funktionsperiode
des ausgeschiedenen Mitglieds zu bestellen; scheidet ein von der Oesterreichischen Nationalbank namhaft
gemachtes Mitglied vorzeitig aus seiner Funktion aus, so hat diese unverziiglich ein neues Mitglied
nambhaft zu machen.“

12. § 8 Abs. 4 Schlussteil lautet:

,Der Bundesminister fiir Finanzen hat vor der Abberufung eines von ihr namhaft gemachten Mitglieds
die Oesterreichischen Nationalbank anzuhoren; bei Gefahr in Verzug ist jedoch unter gleichzeitiger
Verstindigung der Oesterreichischen Nationalbank das betreffende Mitglied des Aufsichtsrates sofort
abzuberufen.*

13. § 9 Abs. 1 letzter Satz entfdllt.
14. In § 9 Abs. 2 und 3 entfillt jeweils das Wort ,,stimmberechtigte®.

15. § 9 Abs. 5 lautet:

»(5) Umlaufbeschliisse sind nur in begriindeten Ausnahmefillen, und wenn kein Mitglied des
Aufsichtsrates widerspricht, zuldssig. Umlaufbeschliisse konnen nur mit der Stimmenmehrheit aller
Mitglieder des Aufsichtsrates gefasst werden. Eine Stimmenthaltung ist nicht zuldssig. Umlaufbeschliisse
sind vom Vorsitzenden (Stellvertreter) schriftlich festzuhalten, iiber das Ergebnis der Beschlussfassung ist
in der néchstfolgenden Sitzung des Aufsichtsrates Bericht zu erstatten.

16. In § 10 Abs. 2 wird nach der Z 9 der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und die folgende
Z 10 angefiigt:
,,10. Der mehrjéhrige Finanzplan.*

17. § 10 Abs. 4 lautet:

,»(4) Den Mitgliedern des Aufsichtsrates gebiihrt eine angemessene Vergiitung, die aus Mitteln der
FMA zu erstatten ist. Die Hohe der Vergiitung wird vom Bundesminister fiir Finanzen festgesetzt.*

18. In § 11 Abs. 1 entfdllt die Wortfolge ,,bei einem Mitglied des Vorstandes®.

19. In § 11 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,ein Mitglied des Vorstandes* durch die Wortfolge ,,der Vorstand*
und die Wortfolge ,,das betreffende Mitglied durch die Wortfolge ,,den Vorstand* ersetzt.
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20. § 12 lautet:

-8 12. Der Aufsichtsrat hat sich eine Geschéftsordnung zu geben, die der Genehmigung des
Bundesministers fiir Finanzen bedarf. Der Aufsichtsrat hat den Dienstvertrag mit dem Vorstand
abzuschlieBen und den Abschlusspriifer zu bestellen. Der Aufsichtsrat ist weiters fiir die Entlastung des
Vorstandes im Zusammenhang mit der Genehmigung des Jahresabschlusses (§ 10 Abs. 2 Z 4) zustdndig.*

21. Nach § 12 wird folgender § 12a samt Uberschrift eingefiigt:
sExekutivdirektoren

§ 12a. (1) Der Aufsichtsrat hat drei Personen zu bestellen, die unmittelbar dem Vorstand
nachgeordnet sind (,,Exekutivdirektoren®). Zu Exekutivdirektoren diirfen nur Personen bestellt werden,
die zumindest in einem der in § 2 genannten Aufsichtsbereiche fachkundig sind und die nicht vom
Wahlrecht in den Nationalrat ausgeschlossen sind. Sie diirfen ihre Funktion nur hauptberuflich ausiiben.

(2) Die Exekutivdirektoren sind durch den Aufsichtsrat auszuwéhlen und zu bestellen. Der Vorstand
hat zur Vorbereitung der Bestellung eines jeden Exekutivdirektors eine Ausschreibung zu veranlassen, bei
der das Stellenbesetzungsgesetz mit der Maflgabe anzuwenden ist, dass es sich anstatt auf die Bestellung
von Mitgliedern des Leitungsorgans auf die Bestellung von Exekutivdirektoren (zweite Fiihrungsebene)
der FMA bezieht. Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat auf Basis der Ergebnisse des jeweiligen
Ausschreibungsverfahrens geeignete Bewerber flir die Funktion der Exekutivdirektoren vorzuschlagen.
§ 10 Abs. 2 Z 7 und § 14 Abs. 1a und 1b sind auf das Bestellungsverfahren der Exekutivdirektoren nicht
anzuwenden.

(3) Die Funktionsperiode eines Exekutivdirektors dauert fiinf Jahre, eine Wiederbestellung ist
zuldssig. Die Funktion eines Exekutivdirektors endet

1. mit Ablauf der Funktionsperiode,
2. mit der Zustimmung des Aufsichtsrates zur Zuriicklegung der Funktion aus wichtigen Griinden,
3. mit der Abberufung gemil} Abs. 5.

(4) Die beabsichtigte Zuriicklegung der Funktion ist vom Exekutivdirektor dem Aufsichtsrat und
dem Vorstand frithestmoglich unter Nennung der Griinde schriftlich bekannt zu geben. Erteilt der
Aufsichtsrat seine Zustimmung, so hat er diese unverziiglich unter Angabe des Zeitpunkts der
Wirksamkeit der Zuriicklegung der Funktion des betreffenden Exekutivdirektors dem Vorstand schriftlich
mitzuteilen. Scheidet ein Exekutivdirektor aus der FMA aus, so haben der Vorstand und der Aufsichtsrat
die Bestellung eines neuen Exektivdirektors gemifl der in Abs. 2 vorgesehenen Aufgabenverteilung
vorzunehmen. Fir den Fall, dass der Funktionsantritt des neu bestellten Exekutivdirektors nach dem
Zeitpunkt des Ausscheidens des ehemaligen Exekutivdirektors erfolgt, ist fiir die Dauer der Vakanz auf
Vorschlag des Vorstandes durch den Aufsichtsrat ein geeigneter Ersatz unverziiglich zu bestellen; Abs. 2
zweiter Satz findet in diesem Fall keine Anwendung.

(5) Der Aufsichtsrat hat einen Exekutivdirektor abzuberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, wie
insbesondere

1. Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung eder

2. nachtrégliches Hervorkommen, dass eine Bestellungsvoraussetzung nicht gegeben war, oder
3. grobe Pflichtverletzung eder
4

. dauernde Dienstunfahigkeit oder wenn das betreffende Mitglied infolge Krankheit, Unfall oder
eines Gebrechens langer als ein halbes Jahr vom Dienst abwesend ist oder

5. wenn trotz gemdl3 Abs. 7 durchgefiihrter Aufsichtsmalnahmen Pflichtverletzungen nicht oder
nicht nachhaltig beseitigt wurden.

(6) Der Vorstand hat, wenn er Kenntnis vom Eintritt eines Abberufungsgrundes bei einem
Exekutivdirektor gemal Abs. 5 erlangt, dies dem Aufsichtsrat unverziiglich mitzuteilen, sofern nicht nach
Abs. 7 vorzugehen ist.

(7) Verletzt ein Exekutivdirektor Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, der der FMA zur
Vollziehung iibertragenen Bundesgesetze gemél § 2 oder der Geschéftsordnung, ohne dass bereits eine
grobe Pflichtverletzung gemél Abs. 5 Z 3 vorliegt, so hat der Vorstand den betreffenden Exekutivdirektor
schriftlich aufzufordern, unverziiglich den rechtmifBigen Zustand wieder herzustellen und kiinftig
Pflichtverletzungen zu unterlassen. Im Wiederholungs- oder Fortsetzungsfall hat der Vorstand den
Aufsichtsrat im Hinblick auf Abs. 5 zu verstédndigen, es sei denn, dass dies nach Art und Schwere des
Vergehens unangemessen wére.*
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22.§ 13 Abs. 4 Z 3 und 4 lautet:
,,3. zwel im Sinne des Abs. 3 fachlich geeigneten Vertretern der Oesterreichischen Nationalbank und
4. dem Vorsitzenden des Fiskalrates.*

23.§ 13 Abs. 4 Z 5 entfillt.

24. § 13 Abs. 4 Schlussteil lautet:

»Fur jeden Vertreter haben die genannten Institutionen einen im Sinne des Abs. 3 fachlich geeigneten
Stellvertreter zu benennen. Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Fiskalrates ist vom Bundesminister fiir
Finanzen aus dem Kreis der von der Bundesregierung entsandten Mitglieder des Fiskalrates und der fiir
diese gemdl § 1 Abs.6 des Bundesgesetzes iiber die Errichtung des Fiskalrates entsandten
Ersatzmitglieder zu nominieren. Die Vertreter und ihre Stellvertreter sind bei der Ausiibung ihres
Mandats an keine Weisungen der sie entsendenden Institutionen gebunden.*

25. § 13b Abs. 1 lautet:

(1) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank die zur Wahrnehmung der Aufgaben gemil
§ 44c Nationalbankgesetz 1984 — NBG, BGBI. Nr. 50/1984, relevanten Daten aller Unternechmen der
Finanzbranche (§ 2 Z 7 Finanzkonglomerategesetz — FKG, BGBI. I Nr. 70/2004) auf Verlangen zur
Verfligung zu stellen. Die Oesterreichische Nationalbank kann diese Daten auch verarbeiten.*

26. § 15 Abs. 2 lautet:

»(2) Fiir Beamte gemdB3 Abs. 1 Z 1 wird bei der FMA ein Personalamt als deren Dienststelle
eingerichtet. Diese Dienststelle ist dem Bundesministerium fiir Finanzen unmittelbar nachgeordnet und
wird vom Vorstand der FMA geleitet. Der Vorstand ist in dieser Funktion an die Weisungen des
Bundesministers fiir Finanzen gebunden.*

27. Nach § 15 werden folgende §§ 15a bis 15e samt Uberschrift eingefiigt:
,,I"Jberleitung von Bediensteten der Oesterreichischen Nationalbank

§ 15a. (1) Bedienstete, die zum 1. Oktober 2019 in den Organisationseinheiten der Oesterreichischen
Nationalbank gem § 15¢ Abs. 1 beschiftigt sind und deren Arbeitsverhéltnis bei der Oesterreichischen
Nationalbank vor dem 1. Mai 1998 begann, werden von der Oesterreichischen Nationalbank nach
MaBgabe der Abs.2 bis 5 auf unbeschrinkte Zeit der FMA mit Wirksamkeit zum 1. Jinner 2020
iiberlassen. Die Uberlassung kann aus wichtigen, in der Person des Bediensteten gelegenen Griinden, die
die betrieblichen Interessen der FMA nachhaltig beriihren, vorzeitig beendet werden. Im Falle einer
vorzeitigen Beendigung der Uberlassung hat die FMA die Oesterreichische Nationalbank unverziiglich
schriftlich iiber das Vorliegen der dafiir maBgeblichen Griinde zu informieren und alle diesbeziiglich
relevanten Unterlagen zu iibermitteln. Die Uberlassung endet spitestens mit Ubernahme in ein
Arbeitsverhilltnis oder mit Pensionsantritt. Das Arbeitskrifteiiberlassungsgesetz — AUG, BGBI.
Nr. 196/1988, ist auf die Uberlassungsregelungen nach diesem Bundesgesetz nicht anwendbar.

(2) Die tiberlassenen Bediensteten der Oesterreichischen Nationalbank werden in den Dienstbetrieb
der FMA eingegliedert, bleib~=.aber hinsichtlich ihrer dienstrechtlichen Stellung Bedienstete der
Oesterreichischen Nationalbank . hre dienst-, entgelt . u1d pensionsrechtliche Stellung als Bedienstete
der Oesterreichischen Nationalbank bleibt unbertihrt.

(3) Die Fach- und Dienstaufsicht iiber die gem. Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten kommt den
Organen der FMA zu. Die F7/7% hat die aus der Fach- und Dienstaufsicht sich ergebenden Handlungen
vorzunehmen. Oesterreichisc > lationalbank und FMA haben relevante Unterlagen und Informationen
auszutauschen.

(4) Die gem. Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten haben einen Anspruch auf Aufnahme in ein
Arbeitsverhéltnis zur FMA und koénnen bis 31. Dezember 2021 die Aufnahme in ein Arbeitsverhdltnis zur
FMA durch Erklérung erwirken. Sie diirfen dabei nicht schlechter gestellt werden als Arbeitnehmer der
FMA. Das Beisetzen einer Bedingung macht die Erkldrung unwirksam. Die bei der Oesterreichischen
Nationalbank zurilickgelegten Arbeitszeiten sind fiir alle zeitabhidngigen Anspriiche anzurechnen.
Hinsichtlich der Anrechnung von sonstigen Vordienstzeiten gelten die Regelungen der FMA.

(5) Die Bestimmungen ¢ ¢ 3 3 und § 14 Abs. l1a bis Abs 4 sind sinngemil3 anzuwenden. Nicht als
Anwendungsfall des § 14 Abs. 1a und 1b gilt die Tatigkeitsaufnahme der iiberlassenen Bediensteten am
1. Janner 2020.

§ 15b. Fiir die gemdB § 15a Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten hat die FMA der Oesterreichischen
Nationalbank die laufenden Personalaufwendungen inklusive der Personalriickstellungen, Aufwendungen
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fiir Altersvorsorgen sowie Sachaufwendungen im Zusammenhang mit Ausbildungen und Dienstreisen zu
ersetzen. Der konkrete Ersatz der Kosten und die ndheren Modalititen, insbesondere die Aufschliisselung
der Kosten und die Filligkeiten sind durch eine gesonderte Vereinbarung zu regeln. Allfallige
personenbezogene Anderungen der dienst- und entgeltrechtlichen Stellung des Bediensteten erfolgt durch
die Oesterreichischen Nationalbank im Einvernehmen mit der FMA.

§ 15¢c. (1) Bedienstete der Oesterreichischen Nation'io:nk, die zum 1. Oktober 2019 in den
Organisationseinheiten der Oesterreichischen Nationalbank g2z, § 15¢ Abs. 1 beschiftigt sind und deren
Arbeitsverhéltnis bei der Oesterreichischen Nationalbank nach dem 30. April 1998 begann, treten mit
1. Janner 2020 mit ihren Rechten und Pflichten in ein Arbeitsverhéltnis bei der FMA ein.

(2) Fiir die Bediensteten gem. Abs. 1 gelten das Angestelltengesetz — AngG, BGBI. Nr. 292/1921,
und die fiir Arbeitnehmer in der privaten Wirtschaft geltenden sonstigen Rechtsvorschriften. Fiir die
Bediensteten gem. Abs. 1 gelten auch die ¢ § 21 Abs. 2 Z 2 NBG geschlossenen Dienstordnungen in
ihrer jeweils geltenden Fassung.. ™or Vorstand der FMA tritt in die Rechte des Generalrats der
Oesterreichischen Nationalbank g § 21 Abs.2 Z 2 NBG == und ist berechtigt, Beschliisse iiber
Dienstordnungen zu fassen, die fiir Arbeitsverhéltnisse der g Abs. 1 iibernommenen Bediensteten
gelten.

(3) Fiir die bis 31. Dezember 2019 entstandenen Anspriiche und Anwartschaften der Bediensteten
gemill Abs. 1 gegeniiber der Oesterreichischen Nationalbank, insbesondere hinsichtlich nicht
konsumierter Urlaube, Abfertigungen und Pensionsanspriiche, leistet die Oesterreichische Nationalbank
der FMA bis zum 30. Juni 2020 eine Einmalzahlung. Die Hohe dieser Einmalzahlung ist nach den
anerkannten Regeln der Ver iclerungsmathematik von einem entsprechend ausgebildeten Fachmann zu
berechnen und vom Wirtsc 2 priifer der Oesterreichischen Nationalbank zu testieren. Unter die im
ersten Satz genannten Anspriiche fillt auch der Barwert jener kiinftigen Zahlungen, zu denen sich die
Oesterreichische Nationalbank durch Betriebsvereinbarung zu dem Zweck verpflichtet hat, eine
bestimmte Pensionshéhe oder Ersatzrate auch dann zu gewahrleisten, wenn die von einer Pensionskasse
berechnete Zusatzpension diese Pensionshohe oder Ersatzrate zum Zeitpunkt des Pensionsantritts des
Bediensteten nicht erreicht (Schlusspensionskassent c::ag). Die ndheren Modalitdten zur Leistung dieser
Einmalzahlung, insbesondere deren Aufschliisselun = <1d durch eine gesonderte Vereinbarung zwischen
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank zu regeln.

(4) Die Bestimmung des § 3 und § 14 sind mit Ausnahme des § 14 Abs. 1 1. Satz anzuwenden. Nicht
als Anwendungsfall des § 14 Abs. 1a und 1b gilt die Tatigkeitsaufnahme der iibernommenen Bediensteten
am 1. Janner 2020.

(5) Die Geltung von Betriebsvereinbarungen bleibt fiir die Bediensteten gemiafl Abs. 1 insoweit
unberiihrt, als sie Angelegenheiten betreffen, die von den Betriebsvereinbarungen der FMA nicht geregelt
werden. Betriebsvereinbarungen gem § 97 Ak-. 1 Z 18a des Arbeitsverfassungsgesetzes — ArbVG, BGBL
Nr. 22/1974, bleiben fiir die Bediensteten g > Abs. 1 aufrecht.

§ 15d. (1) Organisationseinheiten im Sinne des § 15a Abs. 1 und des § 15¢c Abs. 1 sind die Abteilung
fir Europédische GrofBbankenanalyse, die Abteilung fiir Europdische Grofbankenrevision, die Abteilung
fir Europdische Aufsichtsgrundsitze und Strategie, die Abteilung fiir Bankenrevision, die Abteilung fiir
Bankenanalyse und das Referat fiir spezifische Bankenabwicklungsthemen.

(2) Der in §§ 15a bis 15¢ verwendete Begriff ,,Bedienstete” umfasst auch jene Personen, die zum
1. Oktober 2019 nach dem Mutterschutzgesetz — MSchG, BGBI. Nr.221/1979, oder dem Viter-
Karenzgesetz —+*7%< - BGBI. Nr. 651/1989, karenziert, nach dem MSchG nicht beschiftigt werden
diirfen, Prisen 1. Zivildienst leisten oder voriibergehend zur Dienstleistung in européis¢!
Institutionen zugewiesen sind und unmittelbar vor dieser Abwesenheit in einer Organisationseinheit g
Abs. 1 beschiftigt waren.

(3) Der Betriebsrat oo FMA ist fir die ¢ § 15¢ Abs. 1 iibernommenen Bediensteten
ausschlieBlich und fiir die g § 15a Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten in Bezug auf die bei der FMA
auszuiibende Tétigkeit zustdndig.

(4) Die Bediensteten g § 15¢c Abs. 1 sind hinsichtlich der tiber den 31. Dezember 2019
hinausgehenden Nutzung von Wohnungen gemil3 § 1 Abs. 2 Z 2 des Mietrechtsgesetzes — MRG, BGBI.
Nr. 520/1981, so zu behandeln, als ob sie weiterhin Bedienstete der Oesterreichischen Nationalbank
wiren. § 1 Abs.2 Z2 MRG findet auf diese Weiternutzung sinngeméfl Anwendung. Die Rechte der
Dienstgeberin im Sinne des § 1 Abs. 2 Z 2 MRG nimmt die Oesterreichische Nationalbank wabhr.

(5) Allfallige von der Oesterreichischen Nationalbank gewédhrte Gehaltsvorschiisse an Bedienstete
o § 15¢ Abs. 1 sind entspre~ond einer zwischen der Oesterreichischen Nationalbank und den
Bediensteten zu treffenden Verein »2r ngen von der FMA zu iibernehmen und abzugelten.
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(6) Die Bediensteten g § 15¢ Abs. 1 sind hinsichtlich der per 31. Dezember 2019 mit der
Oesterreichischen Nationalbank bestehenden Darlehensvertrige, ab dem 1. Janner 2020 so zu behandeln,
als ob sie weiterhin Bedienstete der Oesterreichischen Nationalbank wiéren. Die monatliche
Darlehensriickzahlung erfolgt entsprechend der geschlossenen Darlehensvereinbarung mit der
Oesterreichischen Nationalbank durch Aufrechnung mit dem von der FMA bezogenen Entgelt. Im Falle
des Ausscheidens von Bediensteten gemil § 15¢ Abs. 1 aus der FMA ist die OeNB berechtigt, die
entsprechenden Darlehen fillig zu stellen. Eine gesonderte Vereinbarung iiber die ndheren Modalitéten
der Darlehensriickfithrung ist zwischen der Oesterreichischen Nationalbank und der FMA zu treffen.

(7) Abweichende Vereinbarungen sind mit ausdriicklicher Zustimmung der Oesterreichischen
Nationalbank, der FMA und des Bediensteten zuléssig.

§ 15e. Die Oesterreichische Nationalbank und die FMA sind zur Wahrnehmung der in den §§ 15a
bis 15d enth 'c1en Bestimmungen verpflichtet, sich gegenseitig die o=*2~derlichen personenbezogenen
Daten der g § 15a Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten und der g § 15¢c Abs. 1 iibernommenen
Bediensteten zur Verfiigung zu stellen.*

28. § 16 Abs. 2a lautet:

»(2a) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben dem Bundesminister fiir Finanzen auf
Anfrage unverziiglich diejenigen Daten und Informationen zu iibermitteln, die fiir die Erstellung von
Regelungsvorhaben und fiir die Erfiillung der §§ 17 und 18 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBI. I
Nr. 139/2009, erforderlich sind.

29. In § 16 wird nach Abs. 2a der folgende Abs. 2b eingefiigt:

,»(2b) Der Bundesminister fiir Finanzen ist berechtigt, zu dem in Abs. 1 genannten Zweck, Auskiinfte
der Oesterreichischen Nationalbank iiber alle Angelegenheiten der Finanzmarktstabilitdt und
Finanzmarktentwicklung einzuholen. Die Oesterreichische Nationalbank hat dem Bundesminister fiir
Finanzen die geforderten Auskiinfte ohne unnétigen Verzug, lingstens aber binnen zwei Wochen zu
erteilen.”

30. § 16a Abs. 3 lautet:

»(3) Die interne Revision betreffende Verfiigungen sind vom Vorstand zu treffen. Die interne
Revision hat dem Vorstand zu berichten. Sie hat iiber die Priifungsgebiecte und wesentliche
Priifungsfeststellungen auf Grund durchgefiihrter Priifungen quartalsweise auch dem Vorsitzenden des
Aufsichtsrates und dessen Stellvertreter Bericht zu erstatten. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates hat in
der nichstfolgenden Sitzung des Aufsichtsrates diesem iiber die Priifungsgebiete und die wesentlichen
Priifungsfeststellungen zu berichten. Die Interne Revision ist zumindest einmal jéhrlich zu einer Sitzung
des Aufsichtsrates zur Berichterstattung einzuladen.*

31. Nach § 16a wird der folgende § 16b samt Uberschrift eingefiigt:
w»Fachbeirat Finanzmarktaufsicht
§ 16b. (1) Bei der FMA ist ein Beirat (Fachbeirat Finanzmarktaufsicht) mit den folgenden Aufgaben
einzurichten:
1. Beratung der FMA in den Angelegenheiten der Finanzmérkte;

2. Beobachtung und Analyse von internationalen Entwicklungen der Finanzmérkte unter
Bertiicksichtigung europdischer und internationaler Entwicklungen sowie Erarbeitung von
Vorschlidgen zu Schwerpunkten bei Aufsichtsthemen.

Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht kann Stellungnahmen und Empfehlungen anichiaen und diese
veroffentlichen.

(2) Die Mitglieder des Fachbeirats Finanzmarktaufsicht werden vom Bundesminister fiir Finanzen
bestellt und iiben ihre Funktion ehrenamtlich aus. Die folgenden Institutionen haben Mitglieder namhaft
zu machen:

1. Der Bundesminister fiir Finanzen: Den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter sowie zwei
Mitglieder aus dem Bereich der Wissenschaft und Forschung;

2. der Bundesminister fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort: ein Mitglied;
3. der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz: ein Mitglied;
4. der Bundesminister fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz: ein Mitglied;

5. (1L Nirtschaftskammer Osterreich: zwei Vertreter der Bundessparte Bank und Versicherung und
¢ /ertreter der Bundessparte Information und Consulting;
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6. dic Wiener Borse AG: ein Mitglied;
7. die Oesterreichische Nationalbank: ein Mitglied;
8. die Oesterreichische Kontrollbank: ein Mitglied.

Die Funktionsperiode der Mitglieder des Fachbeirates Finanzmarktaufsicht betrdgt fiinf Jahre. Bei
vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds des Fachbeirats Finanzmarktaufsicht hat die nominierende
Institution des ausscheidenden Mitglieds unverziiglich ein neues Mitglied namhaft zu machen, das vom
Bundesminister fiir Finanzen fiir den Rest der Funktionsperiode zu bestellen ist. Der Bundesminister fiir
Finanzen kann ein Mitglied des Fachbeirats Finanzmarktaufsicht wegen einer schweren Pflichtverletzung,
einer strafgerichtlichen Verurteilung oder wegen mangelnder gesundheitlicher Eignung mit Bescheid von
seiner Funktion abberufen.

(3) Die Geschifte des Beirats werden von der FMA gefiihrt, dessen Geschéftsordnung wird vom
Bundesminister fiir Finanzen festgelegt. Der Vorsitzende beruft die konstituierende Sitzung des
Fachbeirats Finanzmarktaufsicht ein. Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht ist beschlussfihig, wenn
wenigstens die Hélfte der Mitglieder personlich anwesend ist. Stimmiibertragungen sind unzulissig.
Beschliisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht ist berechtigt, in-
und auslindische Experten zu den Sitzungen einzuladen.*

32. Nach § 17 wird folgender § 17a samt Uberschrift eingefiigt:
»Mehrjihriger Finanzplan

§ 17a. (1) Der Vorstand der FMA hat einen Finanzplan mit einem Planungshorizont von drei Jahren
(mehrjahriger Finanzplan) aufzustellen, der bei der Haushaltsfithrung und Personalbewirtschaftung einen
mittelfristigen strategischen Planungshorizont sicherstellt und dem Aufsichtsrat zur Genehmigung
vorzulegen ist.

(2) mehrjdhrigen Finanzplan sind sé@mtliche im Planungshorizont (Abs. 1) zu erwartenden
Einnahmen und voraussichtlich zu leistenden Ausgaben der FMA voneinander getrennt in voller Héhe
(brutto) aufzunehmen. Die Voranschlagsbetrage sind zu errechnen oder, wenn dies nicht moéglich ist, zu
schitzen. Durch eine im mehrjdhrigen Finanzplan angefiihrte bindende Grundlage werden Anspriiche
oder Verbindlichkeiten weder begriindet noch aufgehoben.

(3) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat jéhrlich {iber die Einhaltung des mehrjéhrigen Finanzplanes
zu berichten und gegebenenfalls Anpassungen vorzuschlagen. Der mehrjéhrige Finanzplan ist samt
Erlduterungen dem Aufsichtsrat erstmalig zum 31. Oktober 2020 und die aktualisierte Version bis
langstens 31. Oktober des laufenden Geschéftsjahres zur Genehmigung vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat
ehestmdglich, jedoch spétestens bis 15. Dezember des laufenden Geschiftsjahres iiber die Genehmigung
des mehrjéhrigen Finanzplans zu beschlieBen.*

33. § 18 Abs. 1 letzter Satz entfillt.

34. In § 18 Abs. 4 wird die Wortfolge ,die Mitglieder des Vorstandes™ durch die Wortfolge ,den
Vorstand* ersetzt.

35. § 19 Abs. 1 vorletzter und letzter Satz entfillt.

36. § 19 Abs. 4 erster und zweiter Satz lauten:

,Der Bund leistet pro Geschéftsjahr der FMA einen Beitrag von 33 Millionen Euro, der dem
Rechnungskreis 1 gutzuschreiben ist sowie einen Beitrag von 4 Millionen Euro. Der Beitrag von 4
Millionen Euro sowie Ertrdge, die nicht auf Grund des Ersatzes von Aufsichtskosten oder
diesbeziiglichen Vorauszahlungen oder gemif3 Abs. 10 der FMA zuflieBen, sind von den Gesamtkosten
der FMA abzuziehen.*

37.§ 19 Abs. 5 lautet:

»(5) Die FMA hat auf der Grundlage eines jeden Jahresabschlusses unverziiglich die auf die
einzelnen Kostenpflichtigen gemdB3 Abs. 4 letzter Satz entfallenden Kosten fiir das vorangegangene
Geschiftsjahr zu errechnen. Der errechnete Betrag ist mit den erhaltenen Vorauszahlungen fiir das
vorangegangene Geschéiftsjahr gegenzurechnen. Der Differenzbetrag hieraus ist zur Zahlung
vorzuschreiben, sofern sich nicht ein Guthaben zugunsten des Kostenpflichtigen ergibt; Guthaben sind
auszuzahlen. Fiir das nichstfolgende FMA-Geschéftsjahr sind den Kostenpflichtigen Vorauszahlungen in
Hoéhe von 105 vH des gemdll dem ersten Satz jeweils errechneten Betrages vorzuschreiben. Auf Grund
dieser Vorschreibungen haben die Kostenpflichtigen den vorgeschriebenen Betrag in vier gleichen Teilen
jeweils bis spdtestens 15. Janner, April, Juli und Oktober des betreffenden Jahres zu leisten.*
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38. § 19 Abs. 5a bis 5c entfillt.
39. Nach § 21b wird folgender 4+ 21c samt Uberschrift eingefiigt:

wZusammenarbeit mit der Oesterreichischen Nationalbank

§ 21c. (1) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben die technische Ausgestaltung des
gegenseitigen Datenzugriffs gemal § 79 Abs. 2, 4 und 4a BWG, § 6 Abs. 3 und 5 ESAEG, § 26 Abs. 7
ZaDiG 2018 sowie den §§ 26a Abs. 2 und 26b Abs. 7 E-Geldgesetz und die ndhere Vorgangsweise bei
Priifungen gemil § 70 Abs. Ic BWG und § 5 Abs. 6 ESAEG zu vereinbaren. Weiters haben die FMA
und die Oesterreichische Nationalbank die ndhere Vorgehensweise betreffend den regelméBigen
gegenseitigen und zeitlich befristeten Austausch von Bediensteten zum Zweck des Kompetenz- und
Wissenstransfers i1 2 jeweils andere Institution zu vereinbaren. Die FMA und die Oesterreichische
Nationalbank habe; gemdl diesem Absatz getroffene Vereinbarung auf ihren jeweiligen Internetseiten
zu verdffentlichen.

(2) Erhalten die FMA oder die Oesterreichische Nationalbank Kenntnis von einem Sachverhalt mit
moglicher Auswirkung auf die Finanzmarktstabilitit, haben sie sich davon unverziiglich gegenseitig in
Kenntnis zu setzen.

(3) Kommen die FMA oder die Oesterreichische Nationalbank zur Erkenntnis, dass ein oder mehrere
Sachverhalte negative Auswirkung auf die Finanzmarktstabilitdt haben konnen, haben sie sich die zur
Bewiltigung der Krisensituation notwendigen Informationen, Analysen und Erkenntnisse umgehend
gegenseitig zur Verfiigung zu stellen.

(4) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben den Bundesminister fiir Finanzen von
Sachverhalten gemif Abs. 2 und Abs. 3 unverziiglich in Kenntnis zu setzen und ihm alle zur Bewiltigung
der Krisensituation notwendigen Informationen, Analysen und Erkenntnisse umgehend zur Verfiigung zu
stellen.

(5) Dariiber hinaus kann die Oesterreichische Nationalbank von der FMA Informationen aus der
mikroprudenziellen Aufsicht verlangen, die zur ordnungsgemidBlen Erfiillung der Aufgaben der
Oesterreichischen Nationalbank im Rahmen der makroprudenziellen Aufsicht, der Finanzmarktstabilitét
und der Gewihrleistung des Zahlungsverkehrs sowie der Hilfestellung der Oesterreichischen
Nationalbank in der Qualitétssicherung der Aufsicht, erforderlich sind. Hierzu ist ein Gremium von FMA
und Oesterreichischer Nationalbank auf Leitungsebene einzurichten, welches zumindest einmal jéhrlich
tagt und in welchem der Datenaustausch sowie Analyseergebnisse und —programme abzustimmen sind.

(6) Der Datenaustausch zwischen der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank im Rahmen der
Aufgabenerfiillung der jeweiligen Institution ist im erforderlichen Ausmaf jedenfalls zuldssig.

40. In § 22 werden nach Abs. 1 die folgenden Abs. 1a und 1b eingefiigt:

,»(1a) Eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemél Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat
aufschiebende Wirkung. Die FMA kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieBen, wenn der
aufschiebenden Wirkung zwingende offentliche Interessen entgegenstehen oder nach Abwigung der
beriihrten Offentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheids mit keinem unverhéltnismaBigen Nachteil verbunden wire.

(1b) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemidB3 Abs. la zweiter Satz hat keine aufschiebende
Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspétet oder unzulédssig zuriickzuweisen ist, hat die FMA
dem Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziiglich
vorzulegen. Das Bundesverwaltungsgericht hat iiber die Beschwerde nach Anhoérung der FMA
unverziiglich zu entscheiden und der FMA, wenn diese nicht von der Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens zuriickzustellen.*

41. § 22 Abs. 2 lautet:

»(2) Im Verfahren {iber Beschwerden gegen Bescheide der FMA kann das
Bundesverwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung durch Beschluss ausschlieBen, wenn der
aufschiebenden Wirkung zwingende offentliche Interessen entgegenstehen oder nach Abwigung der
beriihrten offentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheids mit keinem unverhéltnismaBigen Nachteil verbunden wére.*

42. Dem § 26 wird folgender Abs. 12 angefiigt:

»(12) § 19 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. XXX/2019 ist auf die Abrechnung der
Geschiftsjahre anzuwenden, die bis 31. Dezember 2019 enden. § 19 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XXX/2019 ist fiir Geschéftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2019 beginnen.
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43. Nach § 26e wird folgender § 26f eingefiigt:

_ »§26f. (1) Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA zur Sicherstellung der reibungslosen
Ubergabe und der Vermeidung von Informationsliicken bei der Ubertragung von Zustindigkeiten
hinsichtlich offener Analyse- und Priifauftrage alle ndtigen Informationen zur Verfiigung zu stellen.

(2) (Zu § 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019):

Der Bundesminister fiir Finanzen hat das aufgrund einer Namhaftmachung durch die
Oesterreichische Nationalbank gemidfl § 5 Abs.3 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I
Nr. XXX/2019 bestellte Vorstandsmitglied mit Wirkung des Ablaufs des 31. Dezembers 2019
abzuberufen. Der Anspruch auf Entgelt und die nachvertraglichen Pflichten aus dem mit der Abberufung
endenden Dienstvertrag bleiben unberiihrt

(3) (Zu § 8 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019):

Die Funktionsperiode der von der Oesterreichen Nationalbank namhaft gemachten Mitglieder des
Aufsichtsrates endet mit Ablauf des 31. Oktober 2019. Die Oesterreichische Nationalbank hat dem
Bundesminister fiir Finanzen bis spitestens 30. September 2019 zwei Personen zur Bestellung als
Mitglied des Aufsichtsrates ab dem 1. November 2019 namhaft zu machen. Der Bundesminister fiir
Finanzen kann, soweit dies erforderlich ist, um die in § 8 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XXX/2019 festgelegten Voraussetzungen an die Mitglieder des Aufsichtsrates zu erfiillen,
zwei Mitglieder abberufen, auch wenn keiner der in § 8 Abs.4 genannten Griinde vorliegt. Der
Bundesminister fiir Finanzen hat fiir die rechtzeitige Bestellung der gemif § 8 Abs. 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBL. I Nr. XXX/2019 neu zu bestellenden Mitglieder des Aufsichtsrates Sorge zu
tragen.

(4) (Zu § 12a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019):

Betreffend die Bestellung der ersten drei Exekutivdirektoren hat der Vorstand das
Ausschreibungsverfahren so zeitgerecht durchzufiihren, dass dem Aufsichtsrat Vorschldge fiir geeignete
Bewerber im Zeitraum zwischen dem 1. November 2019 und dem 15. November 2019 vorgelegt werden
konnen. Bei der Erstellung des Vorschlags kommt dem aufgrund einer Namhaftmachung durch den
Bundesminister fiir Finanzen gemiBl § 5 Abs.3 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I
Nr. XXX/2019 bestellten Vorstandsmitglied im Falle der Stimmengleichheit ein Dirimierungsrecht zu.
Der Aufsichtsrat hat sodann fiir die rechtzeitige Bestellung der gemélB § 12a in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 zu bestellenden Exekutivdirektoren Sorge zu tragen.

(5) (Zu § 13 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019):

Die Oesterreichische Nationalbank hat ihren zweiten Vertreter im Finanzmarktstabiltdtsgremium
dem Bundesminister fiir Finanzen bis spétestens 31. Oktober 2019 namhaft zu machen. Die
Bundesregierung hat fiir die rechtzeitige Bestellung des gemédfl § 13 Abs.4 Z3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBL I Nr. XXX/2019 neu zu bestellenden, zweiten Vertreters der Oesterreichischen
Nationalbank als Mitglied des Finanzmarktstabilitdtsgremiums Sorge zu tragen. Die Funktionsperiode des
vom Bundesminister fiir Finanzen gemafB § 13 Abs. 4 Z 5 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. XXX/2019 namhaft gemachten Mitglieds des Finanzmarktstabilitdtsgremiums endet mit Ablauf des
31. Dezember 2019.

44. Nach § 27 wird folgender § 27a samt Uberschrift eingefiigt:
sSprachliche Gleichbehandlung

§ 27a. Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in ménnlicher Form
angefiihrt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Ménner in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.*

45. Dem § 28 werden die folgenden Abs. 40 und 41 angefiigt:

»(40) § 8 Abs. 1,3 und 4, § 9 Abs. 1 bis 3 und 5 und § 10 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XXX/2019 treten mit 1. November 2019 in Kraft. § 2 Abs. 6, § 3 Abs. 2, § 5, § 6 Abs. 1 und
4,87 Abs. 1,2 und 3, § 10 Abs. 2 Z 10, § 11, § 12, § 12a samt Uberschrift, § 13 Abs. 4, § 13b Abs. 1,
§ 15 Abs. 2, § 15a samt Uberschrift, § 15b, § 15¢, § 15d, § 15¢, § 16 Abs. 2a und 2b, § 16a Abs. 3, § 16b,
§ 17a, § 18 Abs. 1 und 4, § 19 Abs. 1, §19-Abs-4 und 5, § 21c, § 22 Ak=~"a, 1b und Abs. 2 und § 26
Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten . Janner 2020 in Kraft, § 2
Abs. 3 Z 10 und § 19 Abs. 5a bis 5c treten mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auBler Kraft.

(41) § 22 Abs. la, 1b und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 tritt mit
1. September 2019 in Kraft.“
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Artikel 9
Anderung des Investmentfondsgesetzes 2011

Das Investmentfondsgesetz 2011 — InvFG 2011, BGBI. I Nr. 77/2011, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. XXX/201x, wird wie folgt gedndert:

1. In § 129 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,, der FMA oder der Oesterreichischen Nationalbank® durch die
Wortfolge ,,oder der FMA*® ersetzt.

2.In § 145 Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,,oder der Oesterreichischen Nationalbank®.
3. § 153 Abs. 1 lautet:

,(1) Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und Ubermittlungen gemiB
§§ 151 und 152 dieses Bundesgesetzes und § 20 Abs. 3, 28a Abs. 4, § 44 Abs. | erster Satz und Abs. 4
und § 70a Abs. 5 BWG sowie § 2 Abs. 2 der Miindelsicherheitsverordnung, BGBI. Nr. 650/1993, in der
Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 219/2003 ausschlieBlich in elektronischer Form zu erfolgen haben
sowie bestimmten Gliederungen, technischen Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen zu
entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsitzen der Wirtschaftlichkeit und
ZweckmaBigkeit zu orientieren und dafiir zu sorgen, dass die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der
Daten fiir die FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrdchtigt werden. Weiters
kann die FMA in dieser Verordnung Abschlusspriifern fiir Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte
und Meldungen gemiB § 154 eine fakultative Teilnahme an dem elektronischen System der Ubermittlung
gemil dem ersten Satz ermdglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die
Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen
Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.*

4. In § 154 Abs. 1 und 2 entfillt jeweils die Wortfolge ,,und der Oesterreichischen Nationalbank®.

5. Dem § 200 wird folgender Abs. 29 angefiigt:

»(29) § 129 Abs.2, § 145 Abs.3, § 153 Abs. 1 und § 154 Abs.1 und 2 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Kraft.”

Artikel 10
Anderung des Nationalbankgesetzes 1984

Das Nationalbankgesetz 1984 — NBG, BGBI. Nr. 50/1984, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt gedndert:

1. § 44b lautet:

,,§ 44b. (1) Die Oesterreichische Nationalbank hat im &ffentlichen Interesse:

l.das Vorliegen all jener Umstinde zu beobachten, die fur die Sicherstellung der
Finanzmarktstabilitit in Osterreich von Bedeutung sind;

2. die Entwicklungen auf den Finanzmérkten zu beobachten und dabei insbesondere deren
Auswirkungen auf den nationalen Finanzmarkt zu analysieren;

3. die Entwicklungsmoglichkeiten des Osterreichischen Finanzmarktes zu analysieren.

(2) Die FMA hat Daten aller Unternehmen der Finanzbranche (§ 2 Z 7 Finanzkonglomerategesetz —
FKG, BGBI. 1 Nr. 70/2004) sowie der Pensionskassen, die die Oesterreichische Nationalbank zur
Wahrnehmung der Aufgabe gemi3 Abs. 1 bendtigt, dieser auf ihr Verlangen zur Verfiigung zu stellen.
Die Oesterreichische Nationalbank kann diese Daten auch verarbeiten. Sind die von der Oesterreichischen
Nationalbank angeforderten Daten bei der FMA nicht verfiigbar, so sind sie von der FMA zu erheben,
und der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung zu stellen. Liegen benétigte Daten bei der FMA
nicht vor, so kdnnen sie von den im ersten Satz genannten Instituten auch durch die Oesterreichische
Nationalbank direkt erhoben werden und sind diese Daten sodann der FMA zur Verfiigung zu stellen.

(3) Die Oesterreichische Nationalbank hat auf dem Gebiet der Finanzmarktstabilitit und zur
Finanzmarktentwicklung geméll Abs. 1 dem Bundesminister fiir Finanzen und der FMA Beobachtungen
und Feststellungen grundsétzlicher Art oder besonderer Bedeutung mitzuteilen und auf Verlangen die
erforderlich erscheinenden sachlichen Aufklarungen zu geben und Unterlagen zur Verfligung zu stellen
sowie Gutachten zu erstatten.
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(4) Die Oesterreichische Nationalbank hat dem Bundesminister fiir Finanzen, der FMA, dem
Fachbeirat Finanzmarktaufsicht, dem Finanzmarktstabilitdtsgremium und dem Nationalrat jéhrlich einen
Bericht iiber die wesentlichen Erkenntnisse aus ihren Beobachtungen geméf Abs. 1 zu iibermitteln.

(5) Die Oesterreichische Nationalbank hat zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemi3 Abs. 1 Z 2
innerhalb ihrer Organisationsstruktur eine eigene Einheit (,,Kompetenzstelle mit Forschungsagenden®)
einzurichten. Sie hat weiters zur Forderung der Finanzbildung in Osterreich beizutragen und dem
Bundesminister fiir Finanzen jéhrlich einen Bericht iiber die wesentlichen Erkenntnisse zum Stand der
Finanzbildung in Osterreich zu iibermitteln.*

2. In § 69 Abs. 3 wird der Wert ,90vH* durch den Wert ,,.95vH* ersetzt.

3. Dem § 89 wird folgender Abs. 13 angefiigt:

,»(13) § 44b und § 69 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten mit
1. Janner 2020 in Kraft.“

Artikel 11
Anderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes

Das Sanierungs- und Abwicklungsgesetz — BaSAG, BGBI. I Nr. 98/2014, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt geéndert:

1. § 3 Abs. 4 lautet:

»(4) Die FMA hat sicherzustellen, dass die mit der Abwicklungstitigkeit betraute
Organisationseinheit und die Organisationseinheiten, die dic im FMABG festgelegten sonstigen
Tatigkeiten der FMA ausfilhren, bei der Vorbereitung, Planung und Anwendung von
Abwicklungsentscheidungen eng miteinander zusammenarbeiten; zu diesem Zweck hat die FMA eine
Datenbank zu fiihren, die den jederzeitigen wechselseitigen automationsunterstiitzten Zugriff auf die bei
diesen Organisationseinheiten vorhandenen Daten gewahrleistet. Die Oesterreichische Nationalbank hat
der Abwicklungsbehdrde den jederzeitigen automationsunterstiitzten Zugriff auf alle in § 79 Abs. 2 BWG
genannten Daten zu ermdglichen.*

2. § 3 Abs. 5 lautet:

»(5) Die FMA, die Abwicklungsbehdrde und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur
wirksamen Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach Maligabe dieses Bundesgesetzes oder der
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 eng zusammen. Die Abwicklungsbehdrde kann in Ausnahmefillen auch
Bankpriifer, Wirtschaftspriifer, Wirtschaftspriifungsgesellschaften und sonstige Sachverstindige alle
erforderlichen Priifungen, Gutachten und Analysen vornehmen lassen; die Erteilung von Auskiinften
durch die Abwicklungsbehorde an die von ihr Beauftragten ist zulédssig, soweit dies zur Erfiillung des
Auftrags zweckdienlich ist. Die Abwicklungsbehdrde kann die Oesterreichische Nationalbank als
Sachverstindige in Bezug auf Fragen der Finanzmarktstabilitdt gemdfl § 48 Abs.2 Z2 BaSAG im
Rahmen der Abwicklungsplanung beauftragen.*

3. § 4 Abs. 3 lautet:

,»(3) Die FMA kann zum Zwecke der Festlegung gemifl Abs. 1 und 2 und die Abwicklungsbehdrde
zum Zwecke der Festlegung gemidfl Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 eine Verordnung erlassen, sofern diese
Festlegungen fiir ein Vielzahl von Instituten erfolgen.*

4. § 44 Abs. 1 Z 9 lautet:

,,9. im Rahmen von Vor-Ort-Kontrollen, wofiir die FMA eigene Priifer gemil3 § 70 Abs. 1 Z 3 BWG
verwenden oder geeignete Sachverstindige beauftragen kann, alle Informationen beschaffen, die
von der Abwicklungsbehorde bendtigt werden, um den Abwicklungsplan zu aktualisieren,
gegebenenfalls die Abwicklung des Instituts vorzubereiten und eine Bewertung der
Vermogenswerte und Verbindlichkeiten des Instituts gemid § 54 vorzunehmen, und diese
Informationen der Abwicklungsbehdrde zur Verfiigung stellen.

5. In §78 Abs.3 Z1 wird das Wort ,FIMBAG® durch die Wortfolge ,,ABBAG -
Abbaumanagementgesellschaft des Bundes (ABBAG)* ersetzt.

6. In§ 79 Abs. 1 wird das Wort ,,FIMBAG* durch das Wort ,,ABBAG* ersetzt.
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7.In § 79 Abs. 2 wird das Wort ,,FIMBAG* durch das Wort ,,ABBAG*" ersetzt.
8. In § 83 Abs. 1 wird das Wort ,,FIMBAG* durch das Wort ,,ABBAG*" ersetzt.
9. In § 83 Abs. 2 Z 1 wird die Wortfolge ,,der FIMBAG," gestrichen.

10. In § 83 Abs. 3 wird das Wort ,,FIMBAG* durch das Wort ,,ABBAG* ersetzt.
11. In § 84 Abs. 2 entfdllt die Wortfolge ,,§ 3 Abs. 9,

12. § 113a Abs. 2 lautet:

,»(2) Die FMA und die Abwicklungsbehdrde konnen fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes oder der
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 in ihrem jeweiligen Zustdndigkeitsbereich eigene Priifer oder geeignete
Sachverstindige mit der Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen beauftragen.*

13. § 115 Abs. 2 Schlussteil entfdllt.

14. § 118 Abs. 1 lautet:

»(1) Beschwerden gegen die Anordnung von AbwicklungsmaBinahmen haben keine aufschiebende
Wirkung. Die FMA kann auf Antrag der Beschwerde die aufschiebende Wirkung mit Bescheid
zuerkennen, wenn dem nicht zwingende offentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwégung aller
beriihrten Interessen mit dem Vollzug fiir den Beschwerdefiihrer ein unverhdltnisméBiger Nachteil
verbunden wére. Es gilt hierbei die widerlegbare Vermutung, dass die Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung zwingenden offentlichen Interessen zuwiderlduft. Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt,
ist der Vollzug des angefochtenen Bescheides aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen
Verfligungen zu treffen.

15. In § 118 werden nach Abs. 1 die folgenden Abs. 1a und 1b eingefiigt:

,(1a) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemil3 Abs. 1 hat keine aufschiebende Wirkung. Sofern
die Beschwerde nicht als verspitet oder unzuldssig zuriickzuweisen ist, hat die FMA dem
Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziiglich
vorzulegen. Das Bundesverwaltungsgericht hat iiber die Beschwerde nach Anhoérung der FMA
unverziiglich zu entscheiden und der FMA, wenn diese nicht von der Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens zuriickzustellen.

(1b) Im Verfahren iiber Beschwerden gegen Anordnungen von AbwicklungsmaBnahmen kann das
Bundesverwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung durch Beschluss zuerkennen, wenn dem nicht
zwingende offentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwigung aller beriihrten Interessen mit dem
Vollzug fiir den Beschwerdefiihrer ein unverhiltnismaBiger Nachteil verbunden wére. Es gilt hierbei die
widerlegbare Vermutung, dass die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zwingenden o6ffentlichen
Interessen zuwiderlduft. Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des angefochtenen
Bescheides aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen Verfiigungen zu treffen.*

16. In §165 Abs.2 wird die Wortfolge ,eine Abbaucinheit, die FIMBAG und die
Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes (ABBAG)* durch die Wortfolge ,,eine Abbaueinheit und
die ABBAG* ersetzt.

17. Dem § 167 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) § 118 Abs. 1 bis 1b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 tritt mit
1. September 2019 in Kraft. § 3 Abs. 4 und 5, § 4 Abs. 3,§44 Abs. 1 Z9, § 84 Abs. 2, § 113a Abs. 2 und
§ 115 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 treten mit 1. Janner 2020 in
Kraft.*

Artikel 12
Anderung des Sparkassengesetzes

Das Sparkassengesetz — SpG, BGBI Nr. 64/1979, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. xxx/201x, wird wie folgt geédndert:

1. In § 28 Abs. 3 entfallen die Wortfolgen ,,nach Anhdrung der Oesterreichischen Nationalbank* und ,,und
die OeNB*.
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2. Dem § 42 wird folgender Abs. 14 angefiigt:

»(14) § 28 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Jinner 2020
in Kraft.”

Artikel 13
Anderung des STS-Verbriefungsvollzugsgesetzes

Das STS-Verbriefungsvollzugsgesetz — STS-VVG, BGBL. I Nr. 76/2018, wird wie folgt gedndert:
1. § 2 Abs. 1 letzter Satz entfdllt.

2.In§2 Abs 3 wzrd dze Wortfolge ,,Dle FMA und die Oesterrelchlsche Natlonalbank haben die 1hnen
Jewells e n ¥ e N N

P—ﬂ}@ht@&m;psewe*t%hmmehmen ersetzt

3. § 18 erhdlt die Absatzbezeichnung (1) und folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) § 2 Abs. 1 und §2-Abs- 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten mit
1. Janner 2020 in Kraft.

Artikel 14
Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016

Das Versicherungsaufsichtsgesetz — VAG 2016, BGBI. Nr. 34/2015, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt gedndert:

1. § 182 Abs. 5 bis 7 entfdllt.

2. Dem § 340 wird folgender Abs. 10 angefiigt:
,»(10) § 182 Abs. 5 bis 7 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auller Kraft.“

Artikel 15
Anderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018

Das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 — WAG 2018, BGBL. I Nr. 107/2017, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. XXX/201x, wird wie folgt gedndert:

1. § 11 Abs. 3 entfdllt.
2.In§ 11 Abs. 5 entfillt die Wortfolge ,,und der Oesterreichischen Nationalbank®,

3. Dem § 117 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) § 11 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 tritt mit 1. Jinner 2020
in Kraft. § 11 Abs. 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auf3er Kraft.*

Artikel 16
Anderung des Zahlungsdienstegesetzes 2018

Das Zahlungsdienstegesetz 2018 — ZaDiG 2018, BGBI. I Nr. 37/2018, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt geédndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird im 5. Hauptstiick nach dem Eintrag zu § 94 der folgende Eintrag eingefiigt:
»$ 94a. Anzeigen“

2.§ 10 Abs. 2 Z 1 entfdllt.

3. § 15 Abs. 4 lautet:

,»(4) Erfiillt der Antragsteller die Voraussetzungen nach Abs. 1 oder 2 nicht, hat ihm die FMA die
Eintragung in das Zahlungsinstitutsregister zu verweigern.*
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4. § 25 Abs. 3 lautet:

,(3) Der Jahresabschluss und, soweit erforderlich, der Lagebericht oder der Konzernabschluss und
der Konzernlagebericht von Zahlungsinstituten sowie die Beachtung der § 7 Abs.2 bis 4 und 6, § 9
Abs. 1 Z11,§ 10 Abs. 1 Z 3, § 14 Abs. 2, der §§ 16 bis 18, 20 bis 22, § 23 Abs. 2 und § 25 Abs. 1 sowie
der sonstigen Vorschriften dieses Bundesgesetzes, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2, 20 bis 24, 29 und 40 Abs. 1
FM-GwG sowie der Verpflichtungen des Zahlungsinstitutes gemaf3 der Verordnung (EU) 2015/847 sind
von einem Abschlusspriifer zu priiffen. Diese Priifung umfasst die Organisationsstruktur und die
Verwaltungs-, Rechnungs- und Kontrollverfahren (§ 20 Abs. 1), die die Geschiftsleiter im Hinblick auf
die angefiihrten Bestimmungen eingerichtet haben. Das Ergebnis dieser Priifung ist in einer Anlage zum
Priifungsbericht tiber den Jahresabschluss (aufsichtlicher Priifungsbericht fiir Zahlungsinstitute)
darzustellen.*

5. Nach § 25 Abs. 3 werden folgende Abs. 3a und 3b eingefiigt:

,»(3a) Das Ergebnis der Priifung geméB Abs. 3 iiber die Beachtung der g3 / Abs. 6, §§ 16 bis 18 und
§ 25 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes ist mit einer positiven Zusicherung, das Ergebnis der Priifung iiber die
Beachtung der § 7 Abs. 2 bis 4, § 9 Abs. 1 Z 11, § 10 Abs. 1 Z 3, § 14 Abs. 2, §§ 20 bis 22, § 23 Abs. 2
und § 24 dieses Bundesgesetzes, der §§ 4 bis 17, § 19 Abs. 2, §§ 20 bis 24, 29 und § 40 Abs. | FM-GwG
sowie der Verpflichtungen des Zahlungsinstitutes gemafl der Verordnung (EU) 2015/847 zumindest mit
einer negativen Zusicherung zu verbinden. Betreffend die Priifung iiber die Beachtung sonstiger
Vorschriften dieses Bundesgesetzes hat der Abschlusspriifer wesentliche Wahrnehmungen zu berichten,
die er im Rahmen seiner Tétigkeit festgestellt hat, auch wenn diese zu keiner Berichtspflicht gemal § 95
Abs. 1 oder 2 fiihren.

(3b) Der gepriifte Jahresabschluss samt Anhang und Lagebericht sowie, soweit erforderlich, der
Konzernabschluss samt Anhang und der Konzernlagebericht, der Priifungsbericht des Abschlusspriifers
und die Anlage zum Priifungsbericht sind der FMA unter Anwendung der Fristen des § 44 Abs. 1 BWG
zu iibermitteln. Dieser Priifungsbericht samt Anlage ist den Geschéftsleitern und den nach Gesetz oder
Satzung bestehenden Aufsichtsorganen des Zahlungsinstituts so zeitgerecht zu iibermitteln, dass die
Vorlagefrist an die FMA eingehalten werden kann. Die FMA kann Art der Ubermittlung, Form und
Gliederung der Anlage zum Priifungsbericht durch Verordnung festsetzen. Die FMA kann nach
Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank durch Verordnung vorschreiben, dass eine elektronische
Ubermittlung der Daten bestimmten Gliederungen und technischen Mindestanforderungen zu entsprechen
hat. Die FMA ist ermichtigt, durch Verordnung vorzuschreiben, dass die elektronische Ubermittlung
ausschlieBlich an die Oesterreichische Nationalbank zu erfolgen hat, wenn dies aus Griinden der
Wirtschaftlichkeit zweckmiBig ist, die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die FMA
gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrdchtigt werden.*

6. Dem § 26 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) Meldungen geméfl Abs. 1 bis 3 an die FMA sind binnen der dort genannten Fristen auch der
Oesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln. Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA den
jederzeitigen automationsunterstiitzten Zugriff auf diese Daten zu ermoglichen.*

7.8 29 Abs. 1 Z 1 lautet:
,,1. die Uberpriifungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder*

8. § 88 Abs. 3 lautet:

»(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben zur wirksamen Erfiillung ihrer
jeweiligen Aufgaben nach Mafigabe dieses Bundesgesetzes eng zusammenzuarbeiten. § 79 Abs. 4a Satz 2
und 3 BWG ist mit der Malligabe anzuwenden, dass die dort fiir den Bereich der Bankenaufsicht
geregelten Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes fiir den
Bereich der Zahlungsinstitutsaufsicht gelten.*

9. In § 88 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 3a eingefiigt:

»(3a) Die FMA hat Prifungen gemidl §93 Abs.2 Z4, Gutachten im Rahmen der
Zahlungsinstitutsaufsicht und Analysen geméfl Abs. 3 in eigener Verantwortung und im eigenen Namen
durchzufiihren. Die FMA hat sich dabei weitestmoglich auf die von der Oesterreichischen Nationalbank
nach § 26 Abs. 7 zur Verfiigung gestellten Daten zu stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und
Vollsténdigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder
Vollsténdigkeit. Die FMA ist erméchtigt, dem Abschlusspriifer des betreffenden Zahlungsinstituts die
erforderlichen Auskiinfte iiber das Ergebnis von ihr durchgefiihrter Priifungen zu erteilen.*
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10. § 88 Abs. 7 lautet:

,»(7) Ein Antrag gemif3 Art. 4 Abs. 4 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 auf befristete Ausnahme
von den Anforderungen gemilBl Art. 4 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 fiir neue
Massenzahlverfahren ist bei der FMA zu stellen, sofern der Antragsteller seinen Sitz im Inland hat. Die
FMA hat im Verfahren gemifl Art. 4 Abs. 4 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 eine gutachterliche
AuBerung der Oesterreichischen Nationalbank {iber das Vorliegen der Voraussetzungen fiir ein neues
Massenzahlverfahren gemidll Art. 4 Abs.4 der Verordnung (EU) Nr.260/2012 einzuholen. Die
Oesterreichische Nationalbank hat diese gutachtliche AuBerung in eigener Verantwortung und im eigenen
Namen durchzufithren. Die FMA hat sich hier weitestmoglich auf das Gutachten der Oesterreichischen
Nationalbank zu stiitzen und kann sich auf dessen Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei denn,
sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstandigkeit.*

11. Der Einleitungsteil des § 90 Abs. 1 lautet:

»Die FMA ist zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679
erméchtigt, soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist;
das sind:*

12. In § 90 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(la) Die Oesterreichische Nationalbank ist zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im
Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 erméchtigt, soweit dies flir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach
§ 26 erforderlich ist.

13. § 91 lautet:

8 91. Von der FMA beauftragte Sachverstindige unterliegen der Verschwiegenheitspflicht geméaf
§ 14 Abs. 2 FMABG.“

14. Der Einleitungsteil des § 92 Abs. 4 lautet:

,Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf Vorschlag der FMA folgende Abkommen mit zustindigen
Behorden iiber die Vorgangsweise bei der Zusammenarbeit mit der FMA bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben der Uberwachung und Beaufsichtigung der Zahlungsinstitute schliefen, sofern der
Bundesminister fiir Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen gemiB Art. 66 Abs.2 B-VG
erméchtigt ist:

15. $§ 93 Abs. 2 Z 4 und 5 lauten:

»4. durch eigene Mitarbeiter Vor-Ort-Priifungen bei Zahlungsinstituten und deren Zweigstellen und
Reprisentanzen auBlerhalb Osterreichs durchzufiihren;

5. zur Priifung von Zweigstellen und Représentanzen in Mitgliedstaaten auch die Behorden des
Aufnahmemitgliedstaates um die Vornahme der Priifung zu ersuchen, wenn dies gegeniiber einer
Priifung gemil Z 4 das Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies im Interesse der
ZweckmaiBigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen ist; unter diesen
Voraussetzungen konnen auch eigene Mitarbeiter der FMA an einer solchen Priifung teilnehmen
und*

16. § 93 Abs. 3 lautet:

»(3) Bei einer Priifung gemiB3 Abs. 2 Z 3 bis 5 sind die Priifungsorgane mit einem schriftlichen
Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie
den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im iibrigen sind die §§ 70 Abs. 1b und 1c und 71 BWG anzuwenden.*

17. § 93 Abs. 4 entfillt.
18. § 94 Abs. 11 entfdllt.
19. Nach § 94 wird folgender Abs. 94a samt Uberschrift eingefiigt:

»Anzeigen

§ 94a. (1) Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und Ubermittlungen
gemdl § 13 Abs. 4, § 14 Abs. 1, § 21 Abs. 3, §22 Abs. 1, §25 Abs. 7, § 28 Abs. 1 und § 86 Abs. 1
ausschlieBflich in elektronischer Form zu erfolgen sowie bestimmten Gliederungen, technischen
Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an
den Grundsétzen der Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit zu orientieren ohne dass Aufsichtsinteressen
beeintrichtigt werden. Weiters kann die FMA in dieser Verordnung Abschlusspriifern fiir
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Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte und Anzeigen gemiB § 25 Abs. 8 und § 95 Abs. 1, 2 und 3
eine fakultative Teilnahme an dem elektronischen System der Ubermittlung gemiB dem ersten Satz
ermdglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafir zu treffen, dass sich die
Ubermittlungspflichtigen oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wihrend eines
angemessenen Zeitraums im System iiber die Rich'izlzit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Anzeiger -~ nstigen Ubermittlungen sonstigen vergewissern
konnen.

(2) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen automationsunterstiitzten
Zugriff auf Anzeigen gemil § 14 Abs. 1 Z 2, 3,4, 10 und § 25 Abs. 7 zu ermoglichen.*

20. In § 95 Abs. 1 und 2 entfillt jeweils die Wortgruppe ,,und der Oesterreichischen Nationalbank®.
21. In § 100 Abs. 9 entfdillt die Wortfolge ,,oder die Oesterreichische Nationalbank®.

22. In § 119 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Der Eintrag zu § 94a im Inhaltsverzeichni 15 Abs. 4, 25 Abs. 3, 3a und 3b, 26 Abs. 7, 29
Abs. 171, 88 Abs. 3,3aund 7,90 Abs. 1 und 1a, 91, 92 Abs. 4, 93 Abs. 2 Z 4 und 5 und Abs. 3, 94a, 0<
Abs. 1 und 2 und 100 Abs.9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten
1. Janner 2020 in Kraft. Die §§ 10 Abs. 1 Z 1, 93 Abs.4 und 94 Abs. 11 treten mit Ablauf des
31. Dezember 2019 aufler Kraft.*

Artikel 17
Anderung des Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetzes

Das Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetz — ZGVG, BGBI. I Nr. 97/2012, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 lautet:

»§ 2. (1) Die FMA ist die fiir Osterreich zustindige Behdrde gemiB Art. 10 Abs. 5 und Art. 22
Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und nimmt unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzen
zugewiesenen Aufgaben die den zustdndigen Behorden gemifl Art. 10 Abs. 5 und Art. 22 Abs. 1 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zukommenden Aufgaben und Befugnisse wahr und hat die Einhaltung
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zu iiberwachen.

(2) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur wirksamen Erfiillung ihrer
jeweiligen Aufgaben nach Maligabe dieses Bundesgesetzes eng zusammen.

(3) Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Oesterreichischen Nationalbank im Bereich der
Zahlungssystemaufsicht nach § 44a des Nationalbankgesetzes 1984 — NBG, BGBI. Nr. 50/1984, bleiben
von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes unberiihrt.

(4) Die FMA hat bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes und der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
der europédischen Konvergenz der Aufsichtsinstrumente und Aufsichtsverfahren Rechnung zu tragen. Zu
diesem Zweck hat die FMA die Leitlinien, Empfehlungen und anderen von der ESMA (European
Securities and Markets Authority) beschlossene Maflnahmen im Anwendungsbereich der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 anzuwenden. Die FMA kann von diesen Leitlinien und Empfehlungen abweichen,
sofern dafiir ein berechtigter Grund, insbesondere Widerspruch zu bundesgesetzlichen Vorschriften,
vorliegt.”

2. § 3 Abs. 2 lautet:

»(2) Bei einer Priiffung gemdB Abs. 1 Z 3 und 4 sind die Priifungsorgane mit einem schriftlichen
Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie
den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im Ubrigen ist § 71 Abs. 1 bis 6 BWG anzuwenden.*

3. Nach § 3 Abs. 2 werden folgende Abs. 2a bis 2f eingefiigt:

,»(2a) Stellt die Oesterreichische Nationalbank bei einer Vor-Ort-Priifung fest, dass der geméf Abs. 1
Z 3 oder 4 erteilte Priifungsauftrag zur Erreichung des Priifungszwecks nicht ausreicht, so hat sie die
FMA um die erforderlichen Ergdnzungen zu ersuchen. Die FMA hat unverziiglich, lingstens jedoch
binnen einer Woche entweder den Priifungsauftrag zu erweitern oder die Erweiterung unter Angabe der
Griinde abzulehnen.
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(2b) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben fiir das jeweils folgende Kalenderjahr
ein Priifungsprogramm gemeinsam festzulegen. Das Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1. eine angemessene Priifungsfrequenz,
2. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,
3. themenmaéBige Priifungsschwerpunkte,

4. die Nachpriifung der MaBnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter Méngel; dabei sind
insbesondere die Ergebnisse aus der Beaufsichtigung gemil3 Abs. 1 zu beriicksichtigen.

Im Priifungsprogramm sind die Prifungsschwerpunkte sowie der Zeitpunkt des Priifungsbeginns
festzulegen.

(2c) Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt, auch ohne Priifungsauftrag der FMA eine
Vor-Ort-Priifung gemif Abs. 1 Z 4 aus makro6konomischen Griinden durchzufiihren, wenn dadurch die
im Priifungsprogramm gemafB3 Abs. 2b festgelegten Priifungen oder sonstigen Priifungsauftrage der FMA
nicht beeintrachtigt werden. Die Oesterreichische Nationalbank hat zumindest zeitgleich mit Beginn einer
solchen Priifung die FMA davon zu verstindigen und dabei die Griinde fiir die Priifung darzulegen.

(2d) Die Oesterreichische Nationalbank hat den in Aussicht genommenen Umfang der Priifung
gemill Abs. 2¢ schriftlich festzulegen. Eine Ausfertigung hiervon ist der zentralen Gegenpartei bei
Priifungsbeginn durch die Priifer auszuhindigen. Im Fall der Verweigerung des Zutritts oder der
sonstigen fiir die Priifungsdurchfiilhrung erforderlichen Mitwirkung durch die gepriifte zentrale
Gegenpartei hat die FMA auf Ersuchen der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Durchsetzung des
schriftlich festgelegten Priifungsumfangs gemal3 § 22 FMABG zu sorgen.

(2e) Die Oesterreichische Nationalbank hat ihr iibertragene Priifungen gemi3 Abs. 1 Z 4, Gutachten
im Rahmen der Aufsicht iiber zentrale Gegenparteien und Analysen gemdl Abs. 2f in eigener
Verantwortung und im eigenen Namen durchzufiihren. Die FMA hat sich weitestmoglich auf die
Priifungen, Gutachten und Analysen der Oesterreichischen Nationalbank sowie sonstige von der
Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung gestellte Daten zu stiitzen und kann sich auf deren
Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit
oder Vollstindigkeit. Die Oesterreichische Nationalbank hat die Ergebnisse der Priifungen der FMA
unverziiglich mitzuteilen; weiters hat sie Stellungnahmen der betroffenen zentralen Gegenpartei
unverziiglich der FMA zu iibermitteln. Die Priifungsfeststellungen der Oesterreichischen Nationalbank
gelten im Verfahren als Sachverstindigengutachten; die Beauftragung der Oesterreichischen
Nationalbank gemall Abs. 1 Z 4 steht jedoch einer allenfalls erforderlichen ergédnzenden Beweisaufnahme
durch eigene Erhebungen der FMA oder durch Wirtschaftspriifer und sonstige Sachverstdndige nicht
entgegen. Die Oesterreichische Nationalbank ist erméchtigt, dem Abschlusspriifer der betreffenden
zentralen Gegenpartei die erforderlichen Auskiinfte iiber das Ergebnis von ihr durchgefiihrter Priifungen
zu erteilen. Hinsichtlich der Zusammenarbeit der FMA mit der Oesterreichischen Nationalbank und der
Vornahme von Priifungen durch diese ist § 79 Abs. 4b und 5 BWG anzuwenden.

(2f) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen automationsunterstiitzten
Zugriff auf alle relevanten Informationen aus ihrer aufsichtlichen Tatigkeit zu ermdglichen. Relevante
Informationen in diesem Sinn sind Ermittlungsergebnisse und sonstige institutsbezogene
Wahrnehmungen, soweit sie den Zustdndigkeitsbereich der FMA betreffen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat alle ihr zur Verfiigung stehenden aufsichtlichen Informationen einer laufenden
gesamthaften Auswertung fiir Zwecke der Aufsicht iiber zentralen Gegenparteien und zur Vorbereitung
aufsichtsbehordlicher Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelanalyse). Alle Analyseergebnisse und
relevanten Informationen sind der FMA von der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung zu stellen
und haben deutliche Aussagen dahingehend zu enthalten, ob eine wesentliche Verdnderung der
Risikolage vorliegt oder ob ein Verdacht auf Verletzung von aufsichtsrechtlichen Bestimmungen besteht.
Das Vorliegen einer wesentlichen Veranderung der Risikolage oder eines Verdachts auf Verletzung von
aufsichtsrechtlichen Bestimmungen ist der FMA unverziiglich mitzuteilen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat auf Ersuchen der FMA zusidtzlich bestimmte Einzelanalysen zu erstellen und zu
iibermitteln sowie weitere Erlduterungen zu den Analyseergebnissen zu geben. Die Oesterreichische
Nationalbank ist zur Auswertung der Einzelanalysedaten in einzel- und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht
insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im Rahmen der Finanzmarktstabilitit berechtigt. Alle von
ihr durchgefiihrten Einzelanalysen sind jedenfalls der FMA zur Verfiigung zu stellen. Eine statistische
Auswertung der Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum Ziel hat, durch die Oesterreichische
Nationalbank ist zuldssig.*
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4. Dem § 12 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) § 2 und § 3 Abs. 2 bis 2f in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten mit
1. Janner 2020 in Kraft.“

Artikel 18
Anderung des Zentralverwahrer-Vollzugsgesetzes

Das Zentralverwahrer-Vollzugsgesetz — ZvVG, BGBI. I Nr. 69/2015, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt geéndert:

1. § 1 Abs. 2 zweiter Satz entfillt.

2. § 2 Abs. 2 lautet:

,»(2) Bei einer Priifung gemi3 Abs. 1 Z 3 und 4 sind die Priifungsorgane mit einem schriftlichen
Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie
den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im Ubrigen ist § 71 Abs. 1 bis 6 BWG anzuwenden.*

3. Nach § 2 Abs. 2 werden folgende Abs. 2a bis 2f eingefiigt:

,»(2a) Stellt die Oesterreichische Nationalbank bei einer Vor-Ort-Priifung fest, dass der gemal3 Abs. 1
Z 3 oder 4 erteilte Priifungsauftrag zur Erreichung des Priifungszwecks nicht ausreicht, so hat sie die
FMA um die erforderlichen Ergdnzungen zu ersuchen. Die FMA hat unverziiglich, lingstens jedoch
binnen einer Woche entweder den Priifungsauftrag zu erweitern oder die Erweiterung unter Angabe der
Griinde abzulehnen.

(2b) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben fiir das jeweils folgende Kalenderjahr
ein Priifungsprogramm gemeinsam festzulegen. Das Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1. eine angemessene Priifungsfrequenz,
2. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,
3. themenméBige Priifungsschwerpunkte,
4. die Nachpriifung der MaBinahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter Méngel; dabei sind
insbesondere die Ergebnisse aus der Beaufsichtigung gemél Abs. 1 zu beriicksichtigen.
Im Priifungsprogramm sind die Priifungsschwerpunkte sowie der Zeitpunkt des Priifungsbeginns
festzulegen.

(2c) Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt, auch ohne Priifungsauftrag der FMA eine
Vor-Ort-Priifung gemd3 Abs. 1 Z 4 aus makrodkonomischen Griinden durchzufiihren, wenn dadurch die
im Priifungsprogramm gemédB Abs. 2b festgelegten Priifungen oder sonstigen Priifungsauftrage der FMA
nicht beeintrachtigt werden. Die Oesterreichische Nationalbank hat zumindest zeitgleich mit Beginn einer
solchen Priifung die FMA davon zu verstindigen und dabei die Griinde fiir die Priifung darzulegen.

(2d) Die Oesterreichische Nationalbank hat den in Aussicht genommenen Umfang der Priifung
gemdB Abs. 2c¢ schriftlich festzulegen. Eine Ausfertigung hiervon ist dem Zentralverwahrer bei
Priifungsbeginn durch die Priifer auszuhdndigen. Im Fall der Verweigerung des Zutritts oder der
sonstigen fiir die Priifungsdurchfiihrung erforderlichen Mitwirkung durch den gepriiften Zentralverwahrer
hat die FMA auf Ersuchen der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Durchsetzung des schriftlich
festgelegten Priifungsumfangs gemiB § 22 FMABG zu sorgen.

(2e) Die Oesterreichische Nationalbank hat ihr iibertragene Priifungen gemd3 Abs. 1 Z 4, Gutachten
im Rahmen der Aufsicht iiber Zentralverwahrer und Analysen gemif3 Abs. 2f in eigener Verantwortung
und im eigenen Namen durchzufiihren. Die FMA hat sich weitestmoglich auf die Priifungen, Gutachten
und Analysen der Oesterreichischen Nationalbank sowie sonstige von der Oesterreichischen
Nationalbank zur Verfiigung gestellte Daten zu stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und
Vollstdndigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder
Vollstindigkeit. Die Oesterreichische Nationalbank hat die Ergebnisse der Priifungen der FMA
unverziiglich mitzuteilen; weiters hat sie Stellungnahmen des betroffenen Zentralverwahrer unverziiglich
der FMA zu iibermitteln. Die Priifungsfeststellungen der Oesterreichischen Nationalbank gelten im
Verfahren als Sachverstdndigengutachten; die Beauftragung der Oesterreichischen Nationalbank gemaf
Abs. 1 Z 4 steht jedoch einer allenfalls erforderlichen ergénzenden Beweisaufhahme durch eigene
Erhebungen der FMA oder durch Wirtschaftspriifer und sonstige Sachverstindige nicht ents~son. Die
Oesterreichische Nationalbank ist erméichtigt, dem Abschlusspriifer des betreffenden Zentra verwahrer
die erforderlichen Auskiinfte iiber das Ergebnis von ihr durchgefiihrter Priifungen zu erteilen. Hinsichtlich
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der Zusammenarbeit der FMA mit der Oesterreichischen Nationalbank und der Vornahme von Priifungen
durch diese ist § 79 Abs. 4b und 5 BWG anzuwenden.

(2f) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen automationsunterstiitzten
Zugriff auf alle relevanten Informationen aus ihrer aufsichtlichen Tatigkeit zu ermdglichen. Relevante
Informationen in diesem Sinn sind Ermittlungsergebnisse und sonstige institutsbezogene
Wahrnehmungen, soweit sie den Zustdndigkeitsbereich der FMA betreffen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat alle ihr zur Verfiigung stehenden aufsichtlichen Informationen einer laufenden
gesamthaften Auswertung fiir Zwecke der Aufsicht iiber Zentralverwahrer und zur Vorbereitung
aufsichtsbehordlicher Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelanalyse). Alle Analyseergebnisse und
relevanten Informationen sind der FMA von der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung zu stellen
und haben deutliche Aussagen dahingehend zu enthalten, ob eine wesentliche Verdnderung der
Risikolage vorliegt oder ob ein Verdacht auf Verletzung von aufsichtsrechtlichen Bestimmungen besteht.
Das Vorliegen einer wesentlichen Verdnderung der Risikolage oder eines Verdachts auf Verletzung von
aufsichtsrechtlichen Bestimmungen ist der FMA unverziiglich mitzuteilen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat auf Ersuchen der FMA zusétzlich bestimmte Einzelanalysen zu erstellen und zu
iibermitteln sowie weitere Erlduterungen zu den Analyseergebnissen zu geben. Die Oesterreichische
Nationalbank ist zur Auswertung der Einzelanalysedaten in einzel- und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht
insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im Rahmen der Finanzmarktstabilitdt berechtigt. Alle von
ihr durchgefiihrten Einzelanalysen sind jedenfalls der FMA zur Verfiigung zu stellen. Eine statistische
Auswertung der Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum Ziel hat, durch die Oesterreichische
Nationalbank ist zuldssig.

4. § 22 erhdlt die Absatzbezeichnung (1) und folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) §1 Abs.Z 111d § 2 Abs. 2 bis 2f in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019
treten mit 1. Janner 2020 in Kraft.“
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Allgemeiner Teil
Grundlagen des Gesetzentwurfs:

Der Osterreichische Finanzstandort ist wesentlich von den hohen Qualititsstandards der Regulierung und
des Aufsichtssystems abhéngig. Die Finanzkrise und deren Aufarbeitung haben dazu gefiihrt, dass in
Europa und in Osterreich aufsichtsrechtliche Liicken geschlossen wurden, neue europiische Institutionen
geschaffen und bestimmte Zustindigkeiten auf diese Ebene verschoben wurden und die Regulierung zu
einem immer dichteren und umfassenderen System der Uberwachung des Finanzsektors ausgebaut wurde.
Neben der Verbesserung der Finanzmarktstabilitit und der Widerstandskraft des Finanzsektors gegen
Krisen wurden aber durch das komplexe Geflecht an Zustdndigkeiten auf nationaler und EU-Ebene auch
biirokratische Strukturen im Bereich der Aufsichtsinstitutionen geschaffen, die auf Effizienzpotenziale zu
iiberpriifen sind.

Ziel der vorliegenden Gesetzesentwurfes ist es daher, durch eine Reform der Struktur der
Finanzmarktaufsicht das Gesamtsystem der nationalen Finanzmarktaufsicht effizienter auszurichten und
Doppelgleisigkeiten entgegenzuwirken, um insbesondere Entscheidungsprozesse zu beschleunigen und zu
vereinfachen, klare Ansprechpartner fiir Finanzmarktteilnehmer und EU-Institutionen festzulegen und die
Serviceorientierung zu stirken.

Hauptgesichtspunkte des Entwurfs:

Kiinftig wird die gesamte behordliche Aufsicht iiber den Finanzmarkt in der FMA gebiindelt. Hierzu
werden die derzeitigen Aufgaben betreffend Vor-Ort-Priifung und (Einzel-)Analyse im Bereich der
Aufsicht iiber alle Finanzmarktteilnehmer, insbesondere im Bereich der Bankenaufsicht, von der
Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA iibertragen. Ein diese MafBnahmen begleitender,
umfassender Reformprozess innerhalb der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank soll das Ziel
verfolgen, der Aufsicht eine geradlinigere Struktur zu verleihen sowie die Service-Orientierung weiter zu
erhdhen. Die FMA nimmt als weisungsfreies, ausfilhrendes Organ die Einzelfallpriifung und -
tiberwachung, Nachverfolgung und Verfahren sowie die technische Umsetzung der Regulierung wahr und
vertritt Osterreich kompetenzgemi in den europdischen und internationalen Aufsichtsgremien und -
institutionen.

Die Kompetenzen der FMA als integrierte Finanzmarktaufsichtsbehdrde umfassen kiinftig insbesondere:

- die umfassende behordliche Aufsicht iiber Banken, Versicherungen, Pensionskassen, betriebliche
Vorsorgekassen, Finanzkonglomerate, Asset Manager und sonstige konzessionierte und regulierte
Finanzintermedidre und Produktanbieter, einschlieflich der damit verbundenen (Vor-Ort-)
Priifungsaktivititen und Einzelanalysen,

- die Wohlverhaltensaufsicht iiber den Kapitalmarkt, Intermedidre und Emittenten,
- den kollektiven Schutz der Anleger, Sparer, Investoren und Versicherten,

- die Wahrnehmung der Funktion als ,,Makroprudentielle Behorde* (in Zusammenarbeit mit der fiir die
makroprudentielle Aufsicht und Analyse zustindigen Oesterreichischen Nationalbank und dem
Finanzmarktstabilitdtsgremium),

- die Behordenfunktion bei der Abwicklung von Banken einschlielich der damit verbundenen (Vor-Ort-
)Priifungsaktivititen und Einzelanalysen,

- die Behordenfunktion bei der Beaufsichtigung von Finanzmarktinfrastrukturen,

- die Vertretung Osterreichs in den europiischen und internationalen Institutionen im Bereich der
Finanzmarktaufsicht als nationale zusténdige Behorde, wobei im Bereich des aufsichtlichen Meldewesens
weiterhin Unterstiitzung durch die Oesterreichische Nationalbank erfolgen soll.

In der Oesterreichischen Nationalbank verbleibt die Kompetenz zur Uberwachung der
Finanzmarktstabilitit (makroprudentielle beziehungsweise makrodkonomische Analyse). Auf Basis eines
Beschluss ihres Direktoriums kann die Oesterreichische Nationalbank der FMA kiinftig Priifauftrige
erteilen, wenn dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben im Bereich der Finanzmarktstabilitdt oder im Krisenfall
notwendig ist. Die Oesterreichische Nationalbank soll weiters alle Umstédnde und Entwicklungen, die fiir
die Finanzmarktstabilitdt relevant sind und sonstige Entwicklungen auf den Finanzmérkten beobachten
und analysieren und den Bundesminister fiir Finanzen und die FM A hieriiber informieren. SchlieBlich soll
die Oesterreichische Nationalbank kiinftig auch verstirkt zur Finanzbildung in Osterreich beitragen. Die
bisher bei der Oesterreichischen Nationalbank bestehenden Kompetenzen im Bereich der Statistik, des
aufsichtlichen Meldewesen und der Zahlungssystemaufsicht sowie der Priifung und Analyse von
Finanzmarktinfrastrukturen verbleiben unverindert bei der Oesterreichischen Nationalbank.
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Zur Unterstiitzung des Bundesministers fiir Finanzen in der Fachaufsicht iiber die FMA, zur
Qualitdtssicherung der behdrdlichen Bankpriifung und zur Starkung der Regulierungskompetenz hat die
Oesterreichische Nationalbank dem Bundesminister fiir Finanzen Auskiinfte iiber alle Angelegenheiten
der Finanzmarktstabilitit und Finanzmarktentwicklung zu geben.

Zur Schnittstellenreduktion und Informationsoptimierung haben die Oesterreichische Nationalbank und
die FMA Meldedaten, Statistikinformationen sowie alle sonstigen fiir die Aufsicht notwendigen Daten
und Informationen in geeigneter und effizienter Weise untereinander auszutauschen. Die FMA schlief3t
mit der Nationalbank eine bilaterale Vereinbarung (,,Memorandum of Understanding®), die zu
veroffentlichen ist und die die konkreten Details der Zusammenarbeit, des Informationsflusses und der
Bereitstellung von Ressourcen zur Erfiillung der jeweiligen Kompetenzen festlegen soll. Zur
Sicherstellung der effektiven Zusammenarbeit in Krisenzeiten wurden dariiber hinausgehende
gegenseitige Informationspflichten normiert.

Im Hinblick auf eine qualitative Verbreiterung und inhaltliche Stirkung des Aufsichtsrates der FMA
werden unabhidngige Experten mit Sitz und Stimme aufgenommen. Die inhaltliche Kompetenz wird
insbesondere durch die zukiinftige Rolle des Aufsichtsrates bei der hinkiinftig in der FMA umzusetzenden
mittelfristigen Perspektive im Wege des mehrjdhrigen Finanzplans ausgeweitet. In diesem
Zusammenhang ist auf die Berichterstattung des Vorstands an den Aufsichtsrat im Zusammenhang mit
der Aufsichtspolitik wund hinsichtlich der fir die folgende Berichtsperiode zu setzenden
Tatigkeitsschwerpunkte zu verweisen.

Die FMA erhélt einen Fachbeirat, der sie iiber Angelegenheiten der Finanzmirkte beraten soll und sich
aus Experten der Oesterreichischen Nationalbank, der fachlich betroffenen Ministerien sowie Vertretern
der Wirtschaft zusammensetzen wird.

Die demokratische Kontrolle durch das Parlament wird weiter verstirkt. Dem Nationalrat ist daher
nunmehr jéhrlich iiber Finanzmarktstabilitdt und Entwicklungen auf den Finanzmérkten zu berichten.

Die direkten Aufsichtskosten, die bisher fiir die an die FMA zu ibertragenden Aufgaben in der
Oesterreichischen Nationalbank angefallen sind und der Bund als Alleinaktionédr der Oesterreichischen
Nationalbank getragen hat, werden kiinftig vom Bund direkt der FMA refundiert, sodass es durch die
Umstrukturierung zu keiner erhohten Kostenbelastung fiir die beaufsichtigten Unternechmen kommen soll.

Ohne unmittelbaren Zusammenhang mit der Aufsichtsreform soll der vorliegenden Entwurf auch
sicherstellen, dass die bisher im Rahmen des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes an die FIMBAG
Finanzmarktbeteiligung Aktiengesellschaft des Bundes iibertragenen Aufgaben beziehungsweise
Funktionen kiinftig von der ABBAG - Abbaumanagementgesellschaft des Bundes (ABBAG)
wahrgenommen werden konnen. Weiters erfolgt die Beriicksichtigung der VfGH-Rechtsprechung zur
aufschiebenden Wirkung in Rechtsmittelverfahren gegen FMA-Bescheide durch eine differenziertere
Neuregelung im FMABG.

Inkrafttreten:

Die Teile des Gesetzentwurfes, die unmittelbar die Aufsichtsreform betreffen, sollen mit 1. Janner 2020
in Kraft treten. Jene Bestimmungen, durch die bisherige Aufgaben der FIMBAG auf die ABBAG
iibertragen werden, sollen am Tag nach deren Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft treten.

Kompetenzgrundlage:

Der vorliegende Entwurf stiitzt sich auf Art. 10 Abs. 1 Z £ (" undesfinanzen), Art. 10 Abs. 1 Z 5 B-VG
(Borse- und Bankwesen) sowie Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG (Vertragsversicherungswesen).
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Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Alternative Investmentfonds Manager-Gesetzes)
Zu § 23 Abs. 6:

Aufgrund der generellen Ubertragung der Kompetenz zur Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen von der
Oesterreichischen Nationalbank an die FMA im Bankwesengesetz ist der bisherige Verweis auf § 79
Abs. 4 BWG entsprechend anzupassen.

Zu Art. 2 (Anderung des Bankwesengesetzes)
Zum Entfall des § 3 Abs. 8 und 9:

Aufgrund des generellen Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-Priifungen von der Oesterreichischen
Nationalbank zur FMA entfdllt die Notwendigkeit einer Ausnahmeregelung fiir Priifungen im
Zusammenhang mit Kreditinstituten, die zum Betrieb des Investmentgeschifts, des Immobiliengeschéfts
oder des Betrieblichen Vorsorgekassengeschéfts berechtigt sind, sowie betreffend jene Bestimmungen,
die im Zusammenhang mit der Pravention von Geldwische und Terrorismusfinanzierung stehen.

Zu § 3 Abs. 10:

Bereits bisher sieht diese Bestimmung bei Vorliegen eines bestimmten Geschaftsmodells
(Entgegennahme von Geldern aus notariellen Treuhandschaften) eine Ausnahme von den Anwendung der
»Saule [“-Erfordernisse der Verordnung (EU) Nr. 5 013 (,,CRR*) vor. Diese Ausnahme umfasst sohin
auch die in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten Eigenmittelanforderungen. Durch die nun
vorliegende Anderung soll aus Konsistenzgriinden ergéinzend auch eine Befreiung von der Durchfiihrung
des internen Kaptialaddquanzverfahrens gemaB § 39a (,,[CAAP*) erfolgen.

Zu § 4 Abs. 6:

Aufgrund des Wegfalls der Zustidndigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank bei der
Einzelbankenaufsicht hat kiinftig die Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank durch die FMA vor
der Konzessionierung eines Kreditinstituts zu unterbleiben.

Zu § 5 Abs. 2:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank betreffend die
Einzelbankenaufsicht kann die Zustellung von Beschliissen {iber Firmenbucheintragungen von
Kreditinstituten an die Oesterreichische Nationalbank kiinftig unterbleiben.

Zum Entfall des § 21 Abs. 1a:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank betreffend die
Einzelbankenaufsicht ist eine Anhdrung der Oesterreichischen Nationalbank vor der Erteilung von
Bewilligungen fiir Verschmelzungen oder Spaltungen, bei denen ein Kreditinstitut involviert ist, nicht
mehr notwendig.

Zu § 21 Abs. 3:

Aufgrund des Wegfalls der Zustdndigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank betreffend die
Einzelbankenaufsicht kann die Zustellung von  Verfiigungen und Beschliissen  {iber
Firmenbucheintragungen betreffend Verschmelzungen und Spaltungen an die Oesterreichische
Nationalbank kiinftig unterbleiben.

Zu § 21 Abs. 5:

Aufgrund des Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-Priifungen von der Oesterreichischen Nationalbank zur
FMA entfillt die Notwendigkeit einer Ausnahmeregelung fiir Priifungen im Zusammenhang mit der
Versicherungsvermittlung von Kreditinstituten.

Zum Entfall des § 21a Abs. 2:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank im Bereich der
Einzelbankenaufsicht ist kiinftig die Einholung gutachterlicher AuBerungen der Oesterreichischen
Nationalbank im Rahmen der in dieser Bestimmung genannten Bewilligungsverfahren nicht mehr
erforderlich.
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Zum Entfall des § 30b Abs. 3:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht tiber Kreditinstitute in der FMA hat kiinftig
die Einholung einer gutachterlichen AuBerung der Oesterreichischen Nationalbank betreffend die
Erfiillung der Voraussetzungen gemaf3 Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu entfallen.

Zu § 30b Abs. 5:

Aufgrund des Wegfalls der gutachterlichen Tatigkeit der Oesterreichischen Nationalbank betreffend das
Vorliegen der Voraussetzungen gemal Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist eine Anzeige an die
Oesterreichische Nationalbank iiber den Wegfall einer oder mehrerer dieser Voraussetzungen kiinftig
nicht mehr notwendig.

Zum Entfall des § 30c Abs. 3:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht tiber Kreditinstitute in der FMA hat kiinftig
die Einholung einer gutachterlichen AuBlerung der Oesterreichischen Nationalbank betreffend die
Erfiillung der Voraussetzungen gemaf3 Art. 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu entfallen.

Zu § 30c Abs. 5:

Aufgrund des Wegfalls der gutachterlichen Tatigkeit der Oesterreichischen Nationalbank betreffend das
Vorliegen der Voraussetzungen gemif Art. 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist eine Anzeige an die
Oesterreichische Nationalbank iiber den Wegfall einer oder mehrerer dieser Voraussetzungen kiinftig
nicht mehr notwendig.

Zu § 42 Abs. 6 Z 4:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA wird in
dieser Bestimmung der Bezug auf die Oesterreichische Nationalbank gestrichen.

Zu § 44:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht liber Kreditinstitute in der FMA werden in
den Abs. | erster Satz sowie Abs.2 bis 4 die Bezugnahmen auf die Oesterreichische Nationalbank
gestrichen. Die Festsetzung der Oesterreichischen Nationalbank als Empfinger von Meldungen im
zweiten Satz des Abs. 1 bleibt hingegen ebenso unverdndert wie Abs. 7, der das Anhorungsrecht der
Oesterreichischen Nationalbank sowie die Moglichkeit, die ausschlieBliche Ubermittlung der Meldungen
an die Oesterreichische Nationalbank vorzuschreiben, beinhaltet.

Zu § 63 Abs. 3:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA kann die
Berichtspflicht des Bankpriifers gegeniiber der Oesterreichischen Nationalbank kiinftig entfallen.

Zu § 70 Abs.1Z3:

Aufgrund der Biindelung der behordlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA werden zukiinftig
auch die Vor-Ort-Priifungen von Mitarbeitern der FMA, und nicht wie bisher der Oesterreichischen
Nationalbank, durchgefiihrt werden.

Zu §70 Abs. 17Z 4:

Im Einklang mit der generellen Ubertragung der Kompetenz fiir Vor-Ort-Priifungen von der
Oesterreichischen Nationalbank an die FMA sind kiinftig nur mehr Mitarbeiter der FMA zur Teilnahme
an Priifungen von Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe oder von Zweigstellen oder Reprisentanzen in
Mitgliedstaaten oder Drittlindern berechtigt.

Zum Entfall des § 70 Abs. 1a:

Diese Bestimmung hat zu entfallen, weil die Oesterreichische Nationalbank kiinftig nicht mehr fiir die
Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen zustindig sein wird.

Zu § 70 Abs. 1b:

Da die Oesterreichische Nationalbank kiinftig nicht mehr fiir die Durchfithrung von Vor-Ort-Priifungen
zustindig sein wird, entfillt die Notwendigkeit zur Mitarbeit bei der Erstellung des jdhrlichen
Priifungsprogramms. Ebenso kann die bisher bestehende Befugnis der Oesterreichischen Nationalbank,
zusétzliche Priifauftrage fiir auBerplanméflige Vor-Ort-Priifungen zu beantragen, aus demselben Grund
entfallen.

Zu § 70 Abs. 1c:

Durch diese Bestimmung wird der Oesterreichischen Nationalbank die Befugnis eingerdumt, der FMA
auf Basis eines Direktoriumsbeschlusses Priifauftrige zu erteilen, wenn dies aus makrodkonomischen
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Griinden, also insbesondere zur Erfiillung ihrer Kompetenz im Bereich Finanzmarktstabilitdt
(makroprudentielle Analyse) und im Krisenfall notwendig ist. Die FMA hat einem solchen Auftrag
nachzukommen, wenn dadurch nicht die im Priifungsprogramm gemill § 70 Abs. 1b festgelegten
Priifungen oder sonstige Priifungen der FMA beeintréchtigt werden. Die FMA kann die Durchfithrung der
Priifung ebenfalls ablehnen, wenn die durch den Priifauftrag zu erhebenden Daten der Oesterreichischen
Nationalbank bereits geméfl § 79 Abs. 1 oder Abs. 4 zur Verfiigung stehen oder gemil3 § 79 Abs. 4a zur
Verfiigung gestellt werden konnen. Eine Ablehnung des Priifauftrages der Oesterreichischen
Nationalbank durch die FMA ist jedoch jedenfalls dann nicht zuldssig, wenn die Oesterreichische
Nationalbank Gefahr in Verzug feststellt; die Oesterreichische Nationalbank hat in solche Fillen das
Bestehen der Gefahr in Verzug gegeniiber der FMA im Rahmen der Auftragserteilung schriftlich zu
begriinden. Die Textierung des neuen Abs. 1c orientiert sich teilweise an den bisher in Abs. 1c und 1d
verwendeten Formulierungen, durch die bis dato das Verfahren zur Durchfithrung von Vor-Ort-Prifungen
der Oesterreichischen Nationalbank aus makrodkonomischen Griinden geregelt war. Die
verfahrenstechnischen Details zur Durchfilhrung derartiger Priifungen sind von FMA und
Oesterreichischer Nationalbank in einem bilateralen Abkommen (,,Memorandum of Understanding*)
nidher zu konkretisieren. Das Memorandum of Understanding ist zu verdffentlichen. Da die
Oesterreichische Nationalbank kiinftig Vor-Ort-Priifungen aus makrodkonomischen Griinden nicht mehr
selbst durchfiihren wird, verliert § 79 Abs. 5 insoweit seinen Anwendungsbereich, als dass er bisher die
weisungsfreie Durchfithrung dieser makro6konomischen Vor-Ort-Priifungen durch die Oesterreichische
Nationalbank verfassungsrechtlich abgesichert hatte.

Zum Entfall des § 70 Abs. 1d:

Da Vor-Ort-Priifungen aus makrookomischen Griinden kiinftig auf Basis eines Auftrags der
Oesterreichischen Nationalbank durch die FMA zu erfolgen haben, hat diese Bestimmung zu entfallen.

Zu § 70a Abs. 2:

Aufgrund der generellen Ubertragung der Kompetenz zur Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen von der
Oesterreichischen Nationalbank an die FMA ist diese Bestimmung entsprechend anzupassen.

Zu § 73a:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA entfillt die
Notwendigkeit der Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank betreffend den Anwendungsbereich
und die konkrete Ausgestaltung der Eingaben in die sogenannte ,Incoming Plattform* der FMA. Aus
denselben Griinden kiinftig ebenfalls nicht mehr notwendig ist die Gewihrleistung der elektronischen
Datenverfiigbarkeit fiir die Oesterreichische Nationalbank.

Zu § 77 Abs. 6:

Im Einklang mit dem generellen Ubergang der Kompetenz fiir Vor-Ort-Priifungen von der
Oesterreichischen Nationalbank an die FMA ist auch im Zusammenhang mit von Behdrden aus
Mitgliedstaaten oder Drittlindern an die FMA gestellten Ersuchen um Nachpriifung von aufsichtlichen
Informationen die Rechtslage entsprechend anzupassen.

Zu § 77a Abs. 1:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht {iber Kreditinstitute in der FMA entfillt die
Notwendigkeit der Beriicksichtigung der Oesterreichischen Nationalbank beim Abschluss von
Abkommen tiber die aufsichtliche Zusammenarbeit mit zustindigen Behorden anderer Mitgliedstaaten
oder zustdndigen Behorden von Drittlindern. Die Bezugnahmen auf die Oesterreichische Nationalbank
sind daher in dieser Bestimmung zu streichen.

Zu § 77b Abs. 3 Z.3:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA ist die
Teilnahme der Oesterreichischen Nationalbank in Aufsichtskollegien nicht mehr notwendig.

Zu § 77d Abs. 4:

Es erfolgt eine Anpassung der Textierung, da das Konzept der ,,gemeinsamen Datenbank® von FMA und
Oesterreichischer Nationalbank nicht mehr weiterverfolgt wird.

Zu §79:
Zu Abs. 1:

Im Hinblick auf die neue Aufgabenverteilung bei der Aufsicht {iber Kreditinstitute hat der bisherige
Abs. 1 zu entfallen. Die Pflichten der COesterreichischen Nationalbank im verbleibenden
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Zustandigkeitsbereich der Finanzm~+'-*stabilitZvi1d kiinftig durch den bereits bestehenden § 44b Abs. 3
des Nationalbankgesetzes 1984 — N ;% BGBI. "> r. 50/1984, abgedeckt.

Abs. 1 regelt kiinftig den Umfang der aufsichtlichen Daten, die neben der FMA auch direkt der
Oesterreichischen Nationalbank {ibermittelt werden sollen. Dies war bisher in Abs. 2 festgelegt. Aufgrund
der Neuordnung der Aufgabenverteilung wird der Umfang der an die Oesterreichische Nationalbank zu
iibermittelnden aufsichtlichen Daten entsprechend angepasst und auf das Meldewesen eingeschrénkt.
Betreffend die Zulédssigkeit der Verwendung der an die Oesterreichische Nationalbank iibermittelten
Daten fiir die Wahrnehmung anderer Aufgaben der Oesterreickicchen Nationalbank kommt § 44 Abs. 4

des Nationalbankgesetzes 1984 — NBG, BGBL. I Nr.50/1984, xnwendung.
Zu Abs. 2:

In Abs. 2 wird festgelegt, welche Daten kiinftig durch die Oesterreichische Nationalbank der FMA zur
Verfiigung zu stellen sind. Wiewohl aufgrund der Neuordnung der aufsichtsbehordlichen Aufgaben das
Konzept einer gemeinsamen Datenbank fiir bankaufsichtliche Analysen nicht mehr zweckméBig ist und
sohin nicht mehr weiterverfolgt wird, ist die Zurverfiigungstellung der Daten auch kiinftig mittels
jederzeitigem automationsunterstiitzten Zugriff fiir die FMA sicherzustellen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat in diesem Zusammenhang die Qualitdtssicherung der Daten unter Beriicksichtigung
internationaler Vorgaben und Standards zu gewdhrleisten; Mitarbeiter der Oesterreichischen
Nationalbank sollen daher, so wie bisher, auch kiinftig an einschldgigen internationalen Gremien und
Arbeitsgruppen in den Bereichen des Meldewesens und der Statistik teilnehmen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat den jederzeitigen Zugriff der FMA auf die Meldedaten und Statistiken durch den
Betrieb geeigneter EDV-Systeme und Tools zu ermdglichen. Die Zurverfiigungstellung soll anhand eines
standardisierten Sets an Statistiken fiir Bankenaufsichts- und -abwicklungszwecke auf Grundlage
angereicherter, aufbereiteter, mit quantitativen statistischen Verfahren analysierter Meldedaten erfolgen.
Die Auflistung der zur Verfiigung zu stellenden Daten orientiert sich grundsétzlich an jener des
bisherigen Abs. 3, da aufsichtliche Analysen in Zukunft jedoch durch diec FMA und nicht mehr die
Oesterreichische Nationalbank durchgefiihrt werden, entféllt diese Kategorie an dieser Stelle. Neu
hinzugekommen ist die Kategorie der Meldungen geméll gemal3 § 39 des Betrieblichen Mitarbeiter- nnd
Selbstindigenvorsorgegesetzes — BMSVG, BGBI. I Nr. 100/2002 und der Meldungen gemiB § 14 ©'I.G.
Die detaillierte Regelung des Datenflusses von der Oesterreichischen Nationalbank zur FMA soll — auf
Basis der gesetzlichen Regelungen — mittels einer bilateralen Vereinbarung (,,Memorandum of
Understanding*) konkretisiert werden. Das Memorandum of Understanding soll nach dessen Abschluss
verdffentlicht werden.

Zu Abs. 3:

In dieser Bestimmung wird festgelegt, dass die FMA die in dieser Bestimmung angefiihrten
Aufsichtsaufgaben in eigener Verantwortung und im eigenen Namen durchzufiihren hat; dabei soll die
FMA im Regelfall aber auf die seitens der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung zu stellenden
Daten, insbesondere die durch die_ Qesterreichische Nationalbank erhobenen und verarbeiteten
Meldedaten der Kredinstitute, zurti fen, soweit die Oesterreichische Nationalbank {iber die von der
FMA benétigten Daten verfligt. Die Formulierungen dieser Bestimmung orientieren sich teilweise am
bisherigen Abs. 4.

Zu Abs. 4:

Um der Oesterreichischen Nationalbank die zweckméBige Erfii:'ng ihrer Aufgaben im Zusammenhang
mit der Meldedatenerhebung, Meldedatenverarbeitung, Qualit 'i<i herung der Meldedaten sowie bei der
makroprudentiellen Analyse und in Krisenfillen zu ermdglichen, hat die FMA der Oesterreichischen
Nationalbank bestimmte Daten, die sie aufgrund von Anzeige- beziehungsweise Mitteilungspflichten der
Kreditinstitute nach diesem Bundesgesetz, dem BaSAG und dem SpG erhilt, zur Verfiigung zu stellen,
indem ein jederzeitiger automationsunterstiitzter Zugriff darauf gewdéhrleistet wird. Die detaillierte
Regelung des Datenflusses von der FMA zur Oesterreichischen Nationalbank soll — auf Basis der
gesetzlichen Regelungen — mittels einer bilateralen Vereinbarung (,,Memorandum of Understanding*)
konkretisiert werden. Das Memorandum of Understanding soll nach dessen Abschluss verdffentlicht
werden.

Zu Abs. 4a:

In dieser Bestimmung wird festgestellt, dass die bisher von der Oesterreichischen Nationalbank
durchgefiihrte ,,Einzelbankanalyse® kiinftig durch die FMA zu erfolgen hat. Die FMA hat der
Oesterreichischen Nationalbank alle Einzelbankanalysen laufend zur Verfligung zu stellen. Bei Eintritt
eines Krisenfalls sowie zur Erfiillung ihrer neu eingefiihrten Aufgaben geméll § 3 Abs. 5 BaSAG soll es
der Oesterreichischen Nationalbank moglich sein, bei der FMA die Erstellung und Ubermittlung
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zusétzlicher Einzelbankanalysen zu beauftragen sowie nidhere Erlduterungen zu diesen Analysen
einzufordern. Die Oesterreichische Nationalbank ist befugt, die auf diesem Wege erhaltenenen
Einzelanalysedaten im Hinblick auf ihre Aufgaben in Krisenfillen und im Bereich der
makroprudentiellen Analyse (Finanzmarktstabilitdt) auszuwerten. Die detaillierten Regelungen betreffend
die Weitergabe von Einzelbankanalysen an die Oesterreichische Nationalbank soll — auf Basis der
gesetzlichen Regelungen — mittels einer bilateralen Vereinbarung (,,Memorandum of Understanding*)
zwischen FMA und Oesterreichischer Nationalbank konkretisiert werden. Das Memorandum of
Understanding soll nach dessen Abschluss verdffentlicht werden.

Zum Entfall des Abs. 6:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht tiber Kreditinstitute in der FMA besteht
kiinftig auch keine Notwendigkeit mehr, gutachterliche Aulerungen der Oesterreichischen Nationalbank
iiber die Zuléssigkeit und Richtigkeit von Netting-Vereinbarungen einzuholen.

Zum Entfall des § 80:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA besteht
kiinftig keine Notwendigkeit mehr, vor Erlassung von Verordnungen durch die FMA oder das
Bundesministerium fiir Finanzen die Oesterreichische Nationalbank anzuhoren. In jenen Fillen, in denen
eine Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank vor Erlassung einer Verordnung trotz Umstellung der
aufsichtlichen Kompetenzen auch in Zukunft nach wie vor zweckméBig ist, soll das Anhorungsrecht der
Oesterreichischen Nationalbank direkt in der entsprechenden Verordnungserméchtigung festgelegt
werden.

Zu § 98 Abs. 6:

Es erfolgt eine Anpassung aufgrund des Wegfalls der Anzeigeverpflichtungen gegeniiber der
Oesterreichischen Nationalbank.

Zu § 99 Abs.1Z10:

Es erfolgt eine Anpassung aufgrund des Wegfalls der Anzeigeverpflichtungen des Bankpriifers gegeniiber
der Oesterreichischen Nationalbank.

Zu § 107 Abs. 103:
Bestimmung zum Inkrafttreten.
Zur Anlage zu § 25:

Mangels eigener Priifkompetenz ist kiinftig der Zugang der Oesterreichischen Nationalbank zu den mit
einer ausgelagerten Tétigkeit verbundenen Daten und zu den Geschéftsraumen des Dienstleisters nicht
mehr notwendig. Die entsprechende Auslagerungsbedingung (Z 9 der Anlage) ist daher anzupassen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und
Selbstindigenvorsorgegesetzes)

Zu § 28 Abs. 2:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank bei der Aufsicht iiber
Kreditinstitute kann kiinftig die Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank durch die FMA im
Zusammenhang mit der Bildung weiterer Veranlagungsgemeinschaften unterbleiben.

Zu § 39 Abs. 3:
Anpassung an § 26 Abs. 5 ZaDiG 2018.

Zu Art. 4 (Anderung des Bundesgesetzes zur Schaffung einer Abbaueinheit)
Zu § 3 Abs. 4:
Aufgrund des Entfalls des § 3 Abs. 9 BWG sind die Verweise in dieser Bestimmung anzupassen.
Zu § 8:
Aufgrund des Entfalls des § 3 Abs. 9 BWG sind die Verweise in dieser Bestimmung anzupassen.
Zu § 13 Abs. 4:

Bestimmung zum Inkrafttreten.
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Zu Art. 5 (Anderung des E-Geldgesetzes 2010)
Zur Einfiigung im Inhaltsverzeichnis:
Redaktionelle Anpassungen.
Zu § 2 Abs. 4:

Die Anpassung ist im Zusammenhang mit der Umsetzung des Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-
Priifungen von der Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA nétig.

Zu § 11 Abs. 4:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht liber Kreditinstitute in der FMA entfillt die
Notwendigkeit der Konsultationspflicht der Oesterreichischen Nationalbank im Bewilligungsverfahren
zur Berechnung der Eigenmittel von E-Geld-Instituten unter Zugrundelegung eines repréisentativen
Anteils.

Zu § 13 Abs. 1:
Verweisanpassung.
Zu § 14 Abs. 3, 3a und 3b:

Die Ubermittlungspflicht des gepriiften Jahresabschlusses samt Anhang und Lagebericht, sowie, falls
vorhanden, des Konzernabschlusses samt Anhang und Konzernlagebericht, des Priifungsberichts des
Abschlusspriifers und der Anlage zum Priifungsbericht an die Oesterreichische Nationalbank entfllt.

Ansonsten wurden Inhalte des bisherigen Abs. 3 in ¢ =1 wunmehrigen Abs. 3a und 3b iiberfiihrt.
Zu § 14 Abs. 9:

Die Ubermittlungspflicht von Jahresabschluss und konsolidiertem Abschluss des auslindischen E-Geld-
Institutes an die Oesterreichische Nationalbank entfallt.

Zu § 22 Abs. 3:
Die Anpassung ist im Zusammenhang mit der Biindelung behdrdlicher Aufgaben in der FMA nétig.
Zu § 22 Abs. 3a:

Abs. 3a zieht einen bisher im Wege auf einen Verweis auf den bisherigen § 79 BWG geregelten und
weiterhin giiltigen Sachverhalt nach. Sohin die Klarstellung, dass sich die FMA auf die von der
Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung gestellten Daten weiterhin verlassen kann und die
Ermédchtigung der FMA zur Erteilung erforderlicher Auskiinfte an den Abschlusspriifer. Abs. 3a stellt
aber auch die nunmehrige FMA-Verantwortung hinsichtlich Gutachten und Analysen klar.

Zu § 23 Abs. 1 und 1a:
Anderungen dienen zur Klarstellung von Zustindigkeiten.
Zu § 24:

Da die Oesterreichische Nationalbank keine Sachverstindige nach E-Geldgesetz 2010 beauftragen kann,
entfillt der Verweis auf die Oesterreichische Nationalbank.

Zu § 25 Abs. 2 Z 4 und 5 und Abs. 3:

Die Anpassungen erfolgen zur Umsetzung des generellen Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-Priifungen
von der Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA.

Zu § 26 Abs. 12:
Der bisherige § 26 Abs. 12 wird weitgehend unverdndert in den § 26a verschoben.
Zu § 26a:

Es entfillt in Abs. 1 im Gegensatz zum bisherigen § 26 Abs. 12 die Anhorungsverpflichtung der
Oesterreichischen ~ Nationalbank im  Zusammenhang mit Anzeigen und den genannten
Ubermittlungspflichten.

In Abs. 2 wird klargestellt, auf welche Anzeigen die FMA der Oesterreichische Nationalbank weiterhin
den jederzeitigen automationsunterstiitzten Zugriff zu gewidhren hat.

Zu § 26b:

Bedinet durch die Anderungen in § 22 Abs. 3 und aus systematischen Griinden wurde eine dem § 26
Zal 2018 nachgebildete Meldebestimmung in § 26b aufgenommen. Dadurch kommt es zu keiner
materiellen Anderung, da bisher im Wege des § 22 Abs. 3 die Meldebestimmung des § 26 ZaDiG 2018
Anwendung fand.
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Zu § 27 Abs. 1 und 2:

Es erfolgt eine Anpassung aufgrund des Wegfalls der Anzeigeverpflichtungen von Bankpriifern
gegeniiber der Oesterreichischen Nationalbank.

Zu §29 Abs. 4 Z2:
Verweisanpassung; keine inhaltliche Anderung.
Zu §33 Abs.1Z1:

Die Anpassung erfolgt zur Umsetzung des generellen Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-Priifungen von
der Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA.

Zu § 33 Abs. 3:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA entfallt die
Notwendigkeit der Beriicksichtigung der Oesterreichischen Nationalbank beim Abschluss von
Abkommen iiber die aufsichtliche Zusammenarbeit mit zustindigen Behorden anderer Mitgliedstaaten
oder zustidndigen Behorden von Drittldndern.

Zu § 41:
Inkrafttretensbestimmung.

Zu Art. 6 (Anderung des Einlagensicherungs- und Anlegerentschiidigungsgesetzes)
Zu § 3 Abs. 1:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht tiber Sicherungseinrichtungen in der FMA
besteht kiinftig vor Anerkennung von institutsbezogenen Sicherungssystemen als Einlagensicherungs-
und Anlegerentschiadigungssystem keine Notwendigkeit mehr, ein Gutachten der Oesterreichischen
Nationalbank einzuholen.

Zu § 4 Abs. 1:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht tiber Sicherungseinrichtungen in der FMA
besteht kiinftig vor Widerruf der Anerkennung von institutsbezogenen Sicherungssystemen als
Einlagensicherungs- und Anlegerentschidigungssystem keine Notwendigkeit mehr, ein Gutachten der
Oesterreichischen Nationalbank einzuholen.

Zu §5Abs.27Z4:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht {iber Sicherungseinrichtungen in der FMA
obliegt die Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen bei Sicherungseinrichtungen kiinftig nicht mehr der
Oesterreichischen Nationalbank, sondern der FMA. In diesem Zusammenhang wird in dieser
Bestimmung erginzt, dass die Vorgaben des §71 BWG auch auf Vor-Ort-Priifungen bei
Sicherungseinrichtungen anzuwenden sind.

Zum Entfall des § 5 Abs. 4:

Aufgrund des Wegfalls der Vor-Ort-Priifungskompetenz der Oesterreichischen Nationalbank bei
Sicherungseinrichtungen hat diese Bestimmung zu entfallen.

Zu § 5 Abs. 5:

Da die Oesterreichische Nationalbank kiinftig nicht mehr fiir die Durchfithrung von Vor-Ort-Priifungen
zustdndig sein wird, entfillt die Notwendigkeit zur Mitarbeit bei der Erstellung des jihrlichen
Priifprogramms. Ebenso kann die bisher bestehende Befugnis der Oesterreichischen Nationalbank,
zusétzliche Priifauftrage fiir auBBerplanméBige Vor-Ort-Priifungen zu beantragen, aus demselben Grund
entfallen.

Zu § 5 Abs. 6:

Durch Abs. 6 wird der Oesterreichischen Nationalbank kiinftig die Befugnis eingerdumt, der FMA auf
Basis eines Direktoriumsbeschlusses Priifauftrige zu erteilen, wenn dies aus makrodkonomischen
Griinden, also insbesondere zur Erfiillung ihrer Kompetenz im Bereich Finanzmarktstabilitét
(makroprudentielle Analyse) und im Krisenfall notwendig ist. Die FMA hat einem solchen Auftrag
nachzukommen, wenn dadurch nicht die im Priifungsprogramm gemal3 § 5 Abs. 5 festgelegten Priifungen
oder sonstige Priifungen der FMA beeintrichtigt werden. Die FMA kann die Durchfithrung der Priifung
eber''s ablehnen, wenn die durch den Priifauftrag zu erhebenden Daten der Oesterreichischen
Nat n2/oank bereits gemédll § 6 Abs.2 zur Verfiigung stehen oder gemdBl § 6 Abs. 5 zur Verfiigung
gestellt werden konnen. Eine Ablehnung des Priifauftrages der Oesterreichischen Nationalbank durch die

www.parlament.gv.at

399/00ri22


Gerha
Notiz
Tippfehler: "Nationalbank"


40 von 232

10/SN-139/M EIGRWE. RV St6 Rindyhiatister zal éevwuf f- (Erblittefibagaittel te V ersion)
10 von 22

FMA ist jedoch jedenfalls dann nicht zuldssig, wenn di~“=sterreichische Nationalbank Gefahr in Verzug
festellt; die Oesterreichische Nationalbank hat in so Fdllen das Bestehen der Gefahr in Verzug
gegeniiber der FMA im Rahmen der Auftragserteilung schriftlich zu begriinden. Die Textierung der
neuen Bestimmung orientiert sich dabei an den bisher in § 5 Abs. 6 und 7 verwendeten Formulierungen,
durch die bisher das Verfahren zur Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen der Oesterreichischen
Nationalbank aus makrodkonomischen Griinden geregelt war.

Zum Entfall des § 5 Abs. 7 und 8:

Da Vor-Ort-Priifungen kiinftig anstatt durch die Oesterreichischen Nationalbank durch die FMA
durchgefiihrt werden, haben diese Bestimmungen mangels Anwendungsbereichs zu entfallen.

Zu §6:
Zu Abs. 2:

Abs. 2 regelt auch kiinftig weiterhin den Umfang der aufsichtlichen Daten, die neben der FMA auch
direkt der Oesterreichischen Nationalbank iibermittelt werden sollen. Aufgrund der Neuordnung der
Aufgabenverteilung bei der Aufsicht iiber Sicherungseinrichtungen wird der Umfang der an die
Oesterreichische Nationalbank zu iibermittelnden aufsichtlichen Daten entsprechend angepasst und auf
das Meldewesen eingeschrankt.

Zu Abs. 3:

Abs. 3 legt fest, welche Daten kiinftig durch die Oesterreichische Nationalbank der FMA zur Verfiigung
zu stellen sind. Wiewohl aufgrund der Neuordnung der aufsichtsbehordlichen Aufgaben das Konzept
einer gemeinsamen Datenbank fiir bankaufsichtliche Analysen nicht mehr zweckméBig ist und sohin
nicht mehr weiterverfolgt wird, ist die Zurverfiigungstellung der Daten auch kiinftig mittels jederzeitigem
automationsunterstiitzten Zugriff fiir die FMA sicherzustellen. Die Oesterreichische Nationalbank hat in
diesem Zusammenhang die Qualitdtssicherung der betroffenen Daten unter Beriicksichtigung
internationaler Vorgaben und Standards zu gewahrleisten und den jederzeitigen Zugriff der FMA auf die
Meldedaten und Statistiken durch den Betrieb geeigneter EDV-Systeme und Tools zu ermoglichen. Die
Zurverfiigungstellung soll anhand eines standardisierten Sets an Statistiken auf Grundlage angereicherter,
aufbereiteter, mit quantitativen statistischen Verfahren analysierter Meldedaten erfolgen.

Um der Oesterreichischen Nationalbank die zweckméBige Erfiilling ihrer Aufgaben im Zusammenhang
mit der Meldedatenerhebung, Meldedatenverarbeitung, Quali 7fs cherung der Meldedaten sowie bei der
makroprudentiellen Analyse und in Krisenfillen zu ermdglichen, hat die FMA der Oesterreichischen
Nationalbank bestimmte Informationen, in diesem Fall Anzeigen betreffend das Ausscheiden eines
Mitgliedsinstituts aus einer Sicherungseinrichtung, zur Verfligung zu stellen, indem ein jederzeitiger
automationsunterstiitzter Zugriff darauf gewéhrleistet wird.

Die detaillierte Regelung des wechselseitigen Datenflusses zwischen der Oesterreichischen Nationalbank
und der FMA soll — auf Basis der gesetzlichen Regelungen — mittels einer bilateralen Vereinbarung
(;,,Memorandum of Understanding*) konkretisiert werden. Das Memorandum of Understanding soll nach
dessen Abschluss veroftentlicht werden.

Zu Abs. 4:

In dieser Bestimmung wird festgelegt, dass die FMA die in dieser Bestimmung angefiihrten
Aufsichtsaufgaben in eigener Verantwortung und im eigenen Namen durchzufiihren hat; dabei soll die
FMA im Regelfall aber auf die seitens der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfligung zu stellenden
Daten, insbesondere die durch die Oesterreichische Nationalbank erhobenen und verarbeiteten
Meldedaten der Kredinstitute, zuriickgreifen, soweit die Oesterreichische Nationalbank iiber die von der
FMA benétigten Daten verfiigt. Die Formulierungen dieser Bestimmung orientieren sich teilweise am
bisherigen Abs. 4.

Zu Abs. 5:

In dieser Bestimmung wird festgestellt, dass die bisher von der Oesterreichischen Nationalbank
durchgefiihrte ,,Einzelanalyse* der Sicherungseinrichtungen kiinftig durch die FMA zu erfolgen hat. Bei
Eintritt eines Krisenfalls soll es der Oesterreichischen Nationalbank moglich sein, bei der FMA die
Ubermittlung bestimmter bestehender Einzelanalysen sowie die Erstellung und Ubermittlung zusitzlicher
Einzelanalysen zu beauftragen sowie ndhere Erlduterungen zu diesen Analysen einzufordern. Die
Oesterreichische Nationalbank ist befugt, die auf diesem Wege erhaltenenen Einzelanalysedaten im
Hinblick auf ihre Aufgaben in Krisenfillen und im Bereich der makroprudentiellen Analyse
(Finanzmarktstabilitit) auszuwerten. Die detaillierten Regelungen betreffend die Weitergabe von
Einzelanalysen an die Oesterreichische Nationalbank soll — auf Basis der gesetzlichen Regelungen —
mittels einer bilateralen Vereinbarung (,Memorandum of Understanding™) zwischen FMA und
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Oesterreichischer Nationalbank konkretisiert werden. Das Memorandum of Understanding soll nach
dessen Abschluss verdffentlicht werden.

Zu § 22 Abs. 3, Abs. 4, § 23 Abs. 1 und § 30 Abs. 1:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht liber Sicherungseinrichtungen in der FMA
ist die Einholung von Gutachten der Oesterreichischen Nationalbank kiinftig nicht mehr notwendig und
haben die entsprechenden Bestimmungen daher zu entfallen.

Zu § 34a:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht tiber Sicherungseinrichtungen in der FMA
ist im Hinblick auf die detaillierte Ausgestaltung der sogenannten ,,Incoming Platform* der FMA, bei der
Sicherungseinrichtungen etwa ihre Anzeigen, Ubermittlungen oder Unterrichtungen elektronisch
einbringen konnen, eine Anhdrung der Oesterreichischen Nationalbank kiinftig nicht mehr notwendig.
Weiters muss aus demselben Grund seitens der FMA die elektronische Verfiigbarkeit der eingebrachten
Daten fiir die Oesterreichische Nationalbank nicht mehr sichergestellt werden.

Zu § 61 Abs. 6:

Bestimmung zum Inkrafttreten.

Zu Art. 7 (Anderung des Finanzkonglomerategesetzes)
Zu § 14 Abs. 4:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank im Bereich der
Einzelbankenaufsicht ist kiinftig die Einholung gutachterlicher Auflerungen zu den Meldungen zusétzlich
beaufsichtigter Unternehmen nicht mehr notwendig.

Zu § 14 Abs. 5:

Der bisherige Abs. 5 wird um eine Erméichtigung fiir die FMA ergénzt, dass sie in der Verordnung die
ausschlieBliche Ubermittlung der Meldungen an die Oesterreichische Nationalbank festlegen kann. Eine
solche Regelung hat sich beispielweise bereits in § 74 Abs. 6 BWG bewihrt und soll eine Duplizierung
von Meldepflichten verhindern. In diesem Zusammenhang ist auch auf die neu eingefiihrte Verpflichtung
der Oesterreichischen Nationalbank zur Gewihrleistung des jederzeitigen Zugriffs auf diese Daten fiir die
FMA gemiB § 79 Abs. 2 BWG hinzuweisen.

Zu § 18 Abs. 12:

Bestimmung zum Inkrafttreten.

Zu Art. 8 (Anderung des Finanzmarktaufsichtsbehordengesetzes)
Zu §2 Abs.3Z10:

Die Zustindigkeit fiir das Rechnungslegungskontrollgesetz wird von der FMA auf die
Abschlusspriiferaufsichtsbehdrde iibertragen.

Zu § 2 Abs. 6:

Die Befassung der Oesterreichischen Nationalbank bei der Festlegung der jahrlichen
Priifungsschwerpunkte entfillt.

Zu § 3 Abs. 2:

Die Anpassung ergibt sich aus dem generellen Kompetenziibergang fiir Vor-Ort-Priifungen von der
Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA.

Zu den §§ 5, 6 (4), 7, 11, 12, 15 (2), 16a (3) und 18 (4):

Kiinftig soll die FMA gemél § 5 nur mehr von einem anstatt von zwei Vorsténden geleitet werden. Das
Vorschlagsrecht liegt beim Bundesminister fiir Finanzen. Aufgrund der Anderung der Struktur des
Vorstandes sind sprachliche Anpassungen in mehreren weiteren Bestimmungen notwendig.

Zu § 6 Abs. 1:

Im Sinne der Gewahrleistung eines ,,Vier Augen-Prinzips® hat die gerichtliche und auBergerichtliche
Vertretung der FMA kiinftig durch den Vorstand gemeinsam mit einem Exekutivdirektor zu erfolgen, es
sei denn, es handelt sich um Angelegenheiten im Rahmen der Erfiillung der Aufgaben als
Abwicklungsbehorde; in letztgenannten Féllen erfolgt die Vertretung durch den Vorstand gemeinsam mit
dem Leiter der fiir die Erfiillung dieser Aufgaben gemdfl §3 Abs.3 B.SAG eingerichteten
Organisationseinheit. Diese Sonderregelung ist erforderlich, da nach den EU-rechtlichen Vorgaben iiber
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die Abwicklungsbehorde (BRRD) diese nur dann in eine Aufsichtsbehdrde mit sonstigen Aufgaben
integriert sein darf, wenn die als Abwicklungsbehdrde fungierende Organisationseinheit unmittelbar dem
Vorstand nachgeordnet ist. In Abwesenheit des Vorstands erfolgt diese Vertretung durch zwei
Exekutivdirektoren gemeinsam, bezichungsweise, soweit es um die Erfiillung von Aufgaben als
Abwicklungsbehorde geht, einem Exekutivdirektor gemeinsam mit dem Leiter der fiir die Erfiillung
dieser Aufgaben gemil § 3 Abs. 3 BaSAG eingerichteten Organisationseinheit.

Zu § 7 Abs. 2:

Im Zusammenhang mit der Zuriicklegung der Funktion des Vorstandes wird Abs.2 an die neue
Aufgabenverteilung im Aufsichtsrat angepasst. Es kommt sohin zu einem Wegfall von
Mitteilungspflichten an die Oesterreichische Nationalbank bei Zuriicklegen des Vorstandsmandats.

Zu § 7 Abs. 3:

Im Zusammenhang mit der Abberufung des Vorstandes wird Abs. 3 an die neue Aufgabenverteilung im
Aufsichtsrat angepasst. Es kommt sohin zu einem Wegfall des Anhérungsrechtes der Oesterreichischen
Nationalbank im Zusammenhang mit der Abberufung des Vorstandes.

Zu § 8 Abs. 1,3 und 4:

Zur Verschlankung der Struktur des Aufsichtsrates wird die Gesamtanzahl der Mitglieder von zehn auf
insgesamt sechs Personen reduziert. Wie bisher bei den stimmberechtigen Mitgliedern erfolgt auch in
Zukunft die Bestellung des Vorsitzenden, des Stellvertreters des Vorsitzenden und der iibrigen Mitglieder
des Aufsichtsrates durch den Bundesminister fiir Finanzen, wobei die Oesterreichische Natioralbank das
Recht hat, zwei der Mitglieder des Aufsichtsrates zu nominieren. Zwei der von Bund :siinster fiir
Finanzen auszuwéhlenden Mitglieder des Aufsichtsrates haben neben der fiir alle Mitglieder des
Aufsichtsrates geltenden Voraussetzung der Fachkundigkeit zusitzlich auch unabhingig zu sein.
Wegfallen soll kiinftig die Mdglichkeit, dass die Wirtschaftskammer Osterreich zwei Mitglieder des
Aufsichtsrates ohne Stimmrecht zur Kooptierung namhaft machen kann.

Zu § 9 Abs. 1 bis 3 und 5:
Diese Anderungen griinden auf dem Wegfall der kooptierten Mitglieder im Aufsichtsrat.
Zu § 10 Abs. 2 Z 10:

Der Genehmigung des Aufsichtsrates bedarf nunmehr auch der mehrjahrige Finanzplan, der eine
mittelfristige Sichtweise in der FMA unterstiitzen, die Planung von Ressourcen und Schwerpunkten
verbessern und die Kompetenzen des Aufsichtsrates in der mehrjéhrigen Planung stirken soll.

Zu § 10 Abs. 4:

Die Befassung der Oesterreichischen Nationalbank bei der Festsetzung der Aufsichtsratsvergiitung
entfallt.

Zu § 12a:

Aufgrund der stark wachsenden Aufgaben- und Zustdndigkeitsbereiche der FMA soll der Vorstand
kiinftig durch drei Exekutivdirektoren unterstiitzt werden, die dem Vorstand unmittelbar nachgeordnet
sind. Als Exektivdirektoren sind vom Aufsichtsrat — auf Vorschlag des Vorstands — drei fachlich
geeignete Personen zu bestellen. Die Funktionsperiode der Exekutivdirektoren ist zeitlich befristet, wobei
Wiederbestellungen moglich sind. Da fiir die Exekutivdirektoren ein eigenes Bestellungsverfahren
festgelegt wird, sind die gemall § 10 Abs.2 Z7 und § 14 Abs. la und 1b sonst iiblicherweise auf
Bestellungsvorgiange von FMA-Bediensteten der zweiten Fiithrungsebene anzuwendenden Vorgaben nicht
anzuwenden. Die Funktionsperiode eines Exekutivdirektors endet durch Zeitablauf, Zuriicklegung der
Funktion oder Abberufung durch den Aufsichtsrat. Die jeweils fachlichen Aufgabenbereiche der
Exekutivdirektoren sind vom Vorstand im Zuge der Erstellung der Geschéftsordnung der FMA gemiB § 6
Abs. 2 festzulegen.

Zu § 13 Abs. 3:

Die Anderungen sollen sichergestellen, dass den Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank im
Bereich der makroprudentiellen Analyse und der Finanzmarktstabilitit auch im Rahmen der Besetzung
des Finanzmarktstabilititsgremiums angemessen Rechnung getragen wird, indem diese kiinftig dort durch
zwei Mitglieder vertreten sein wird.

Zu § 13b Abs. 1:

Wiewohl das Konzept der gemeinsamen Datenbank filir bankaufsichtliche Analysen nicht mehr der
Kompetenzlage entspricht und sohin nicht mehr weiter verfolgt wird, ist die Zurverfiigungstellung auf
Verlangen von Daten, die die Oesterreichische Nationalbank fiir die Wahrnehmung der Aufgaben gemaf3
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§ 44c Nationalbankgesetz 1984 — NB( _  levanten-Daten weiterhin seitens der FMA sicher zu stellen.
Die Oesterreichische Nationalbank kann diese Daten auch verarbeiten.

Zu § 15a bis § 15e:

Die Bediensteten der OeNB im Bereich Bankenau®:=ht sollen - soweit wie moglich - direkt an die FMA
iibertragen werden oder durch Arbeitsleihe zur Verfiigung gestellt und dann der FMA
weisungsunterstellt werden.

Um die unterschiedliche arbeitsrechtliche Vorgehensweise konkret zu beschreiben, soll — im Gegensatz
zum sonst iiblicherweise verwendeten Begriff ,,Zuweisung™ — zwischen ,,Uberlassung“ und ,,Ubernahme“
von Arbeitsverhiltnissen unterschieden werden. Die Stichtagsregelung nimmt auf die unterschiedlichen
Dienstordnungen der OeNB Bezug.

Bedienstete, die vor dem 1.Mai 1998 bei der OeNB eingetreten sind, unterliegen den
Dienstbestimmungen I und II und sollen der FMA dauerhaft iiberlassen werden (§ 15a). Diese
Bediensteten unterliegen nicht dem allgemeinen Sozialversicherungsrecht. Eine Ubernahme der
Arbeitsverhéltnisse durch die FMA wire daher ein besonderer Eingriff in die Beschiftigungsverhiltnisse
der betroffenen Bediensteten und auch mit erheblichem Aufwand verbunden. Die Uberlassung der
Bediensteten beriihrt dagegen die Rechte der Bediensteten nu=-in geringfligigem und zumutbarem
Ausmal. Die Anwendung des A wurde ausgeschlossen, weil 172 Anwendbarkeit im Hinblick auf die
Spezialnormen dieses Gesetzes redundant wire. Die Refundierung der Personalkosten bei Uberlassung
der Bediensteten ist in § 15b geregelt. Die Umsetzung ist nach Maligabe der gesetzlichen Vorgaben
zwischen FMA und OeNB zu vereinbaren.

Bedienstete, die nach dem 30. April 1998 in ein Arbeitsverhéltnis bei der OeNB eintraten, unterliegen
dem allgemeinen Sozialversicherungsrecht und sollen von der FMA ibernommen werden (§ 15¢). Der
sozialversicherungsrechtliche Status dndert sich durch die Ubernahme des Arbeitsverhdltnisses durch die
FMA nicht.

Auf die Arbeitsverhéltnisse jener Bediensteten, die nach dem 30. April 1998 bei der OeNB eingetreten
sind, sind nach Ubernahme des Arbeitsverhiltnisses die Dienstordnungen gem. § 21 Abs.2 Z2 NBG
anzuwenden. Rechtsgestalter dieser Dienstordnungen ist der Generalrat. Die Gestaltungsrechte des
Generalrates der OeNB sollen auf den Vorstand der FMA iibergehen. Da die FMA kein dem Generalrat
der OeNB in Bezug auf dessen Zustindigkeiten vergleichbares Organ hat, sollen die Gestaltungsrechte
des § 21 Abs. 2 Z 2 NBG nunmehr vom Vorstand der FMA ausgeiibt werden, soweit sie Dienstordnungen
fiir Arbeitsverhdltnisse iibernommener Bediensteten betreffen.

Die Ubernahme der Bankenaufsicht soll in Form der Aufnahme eines Betriebsteils der OeNB in die FMA
erfolgen. Die Zustindigkeit des Betriebsrates soll daher den allgemeinen betriebsverfassungsrechtlichen
Grundsitzen folgen. Fiir iibernommene Bediensteten soll ausschlieBlich der Betriebsrat der FMA
zustiandig sein. Mit dem weiteren gesetzlichen Hinweis soll sichergestellt werden, dass die der FMA
iiberlassenen Bediensteten vom Betriebsrat der FMA vertreten werden, wenn es sich um Angelegenheiten
in Zusammenhang mit ihrer Tétigkeit fiir die FMA handelt.

Fiir die bis 31. Dezember 2019 entstandenen Anspriiche der von der FMA iibernommenen Bediensteten
gegeniiber der OeNB hat die OeNB der FMA eine entsprechende Einmalzahlung zu leisten. Es wird sich
dabei insbesondere um Anspriiche fir nicht konsumierte Urlaube sowie fiir kiinftige
Abfertigungszahlungen handeln. Fiir von der Dienstbestimmung III umfasste Bedienstete ist in der
Betriebsvereinbarung iiber den Beitritt zu einer Pensionskasse auch die Leistung eines
Schlusspensionskassenbeitrages durch die OeNB vereinbart. Da hinsichtlich der von der FMA
iibernommenen Bediensteten eine Nachforderung von spiter hervorkommenden Zahlungen nicht zuléssig
sein soll, soll die von der OeNB zu leistende Einmalzahlung alle Anspriiche und Anwartschaften
umfassen, deren Erfiillung kiinftig von der FMA zu erfolgen hat. Dazu soll die Berechnung nach den
vertraglich vereinbarten Bedingungen nach versicherungsmathematischen Grundsédtzen vorgenommen
und auch vom Wirtsc hiaf spriifer der OeNB testiert werden.

Die besonderen Regelungen der §3 und § 14 fiir die Bestellung von Fihrungskréften, iiber die
Geheimhaltung sowie Rechtsschutz im Zusammenhang mit der Aufsichtstitigkeit der FMA und die
Beachtung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes sollen auch fiir alle kiinftig bei der FMA beschiftigten
OeNB-Bediensteten gelten. Von der OeNB bestellte Fiihrungskrifte sollen unbeschadet der Uberlassung
oder des Uberganges des Arbeitsverhiltnisses ihren Status als Fiihrungskraft fiir die Zeit der allfilligen
Befristung ihrer Bestellung behalten.

Das rechtliche Schicksal der Betriebsvereinbarungen soll § 31 Abs. 7 Ar V(i folgen. Die iibernommenen
Arbeitnehmer der OeNB sollen davon abweichend die sich aus Betriebsvereinbarungen gemall § 97
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Abs. 1 Z 18a ArbVG ergebenden Zusagen gemill B2(- behalten. Die Gestaltungsrechte des Betriebsrats
sollen unberiihrt bleiben.

Besonderer P~22lungen bedarf der Umstand, dass einige Becicn teten der OeNB Wohnungen gemif § 1
Abs.2 Z2 N zur Verfiigung gestell trd auch Arbeitgeber-Darleher tic oen. Mit § 15d Abs. 4 und 6
soll sichergestellt werden, dass Bedienstete der OeNB weiterhin die Wonnungen gemill § 1 Abs.2 Z2
MRG behalten konnen und die noch laufenden Darlehensvertriage nicht fallig gestellt werden miissen.

Zu § 16 Abs. 2a:

In Abs.2a wird klargestellt, dass auch die Oesterreichische Nationalbank dem Bundesminister fiir
Finanzen unverziiglich jene Daten und Informationen, die fiir die Erfiillung von Regelungsvorhaben, im
Besonderen der Wirkungsorientierten Folgeabschéitzung (WFA) benétigt werden, zu iibermitteln hat.
Dadurch wird der Bundesminister fiir Finanzen in einer faktenbasierten Regulierungskompetenz gestérkt.

Zu § 16 Abs. 2b:

Zur Unterstiitzung des Bundesministers fiir Finanzen in der Fachaufsicht iiber die FMA, zur
Qualitatssicherung der behordlichen Bankpriifung und zur Stirkung seiner Regulierungskompetenz hat
die Oesterreichische Nationalbank dem Bundesminister fiir Finanzen Auskiinfte {iber alle
Angelegenheiten der Finanzmarktstabilitdt und Finanzmarktentwicklung zu erteilen.

Zu § 16b:

Abs. 1 regelt, dass die FMA einen Beirat (Fachbeirat Finanzmarktaufsicht), der sich aus Experten der
Ministerien, Wirtschaft und Wissenschaft zusammensetzt und die FMA aus der Praxis in den
Angelegenheiten der Finanzmaérkte beraten soll, erhilt. Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht soll best
practises in der Finanzmarktaufsicht beobachten um die FMA hinsichtlich der Weiterentwicklung
aufsichtlicher Grundsétze und best practises beim Vollzug der Regulierung zu beraten. Der Fachbeirat
kann zudem Vorschlage fiir Schwerpunkte bei Aufsichtsthemen erarbeiten. Bei der Beratung der FMA
und dem Entwickeln von Vorschligen werden die bindenden Vorgaben an die FMA seitens der
Européischen Zentralbank (EZB), des Ausschusses fiir Abwicklung (SRB) und der Europiischen
Aufsichtsbehdrden Europidische Bankaufsichtsbehorde (EBA), Europdische Aufsichtsbehorde fiir das
Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) und der Europdische Wertpapier-
und Marktaufsichtsbehérde (ESMA) zu beachten sein. Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht kann
Stellungnahmen und Empfehlungen ani c¢hiiien und diese verdffentlichen.

Abs. 2 legt die Anzahl der Mitglieder fest, die von den genannten Institutionen namhaft zu machen sind
und dass die Funktion ehrenamtlich auszuiiben ist. Weiters wird die Funktionsperiode, die
Vorgehensweise beim Ausscheiden und der Abberufung eines Mitglieds nidher bestimmt.

Abs. 3 regelt strukturelle Belange und klért, dass die Mdglichkeit besteht, in- und auslandische Experten
zu Sitzungen einzuladen.

Zu § 17a:

Abs. 1 bestimmt, dass der Vorstand der FMA kiinftig auch einen mehrjahrigen Finanzplan mit einem
Planungshorizont von drei Jahren zu erstellen und dem Aufsichtsrat zur Beschlussfassung vorzulegen hat.
Der mehrjihrige Finanzplan soll eine mehrjéhrige strategische Planung in der FMA, insbesondere auch
hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen strategischer Entscheidungen (Budget), sicherstellen. Der
Aufsichtsrat wird gestarkt, da dieser tiber die Genehmigung des mehrjahrigen Finanzplans beschlieft und
den Vorstand in der mittelfristigen strategischen Planung berdt. Diese Aufgabe erginzt die sonstigen
Genehmigungspflichten des § 10 Abs. 2 EMABG und die Aufgabe des Aufsichtsrates bei der Beratung
des Vorstandes im Rahmen dessen vierteljahrlichen Berichts iiber die allgemeine Entwicklung des
Finanzmarktes und die Aufsichtsfithrung im Berichtszeitpunkt gemiB3 § 6 Abs. 5 EMABG. In diesem
Zusammenhang ist auf die in-diesem-Zusammenhang vorzunehmende Berichterstattung des Vorstands im
Zusammenhang mit der geplanten Aufsichtspolitik und hinsichtlich der fiir die folgende Berichtsperiode
zu setzenden Tétigkeitsschwerpunkte zu verweisen.

Abs. 2 bestimmt, dass die zu erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu leistenden Ausgaben der
FMA voneinander getrennt in voller Hohe (brutto) aufzunehmen sind, daraus aber Anspriiche oder
Verbindlichkeiten weder begriindet noch aufgehoben werden.

Abs. 3 bestimmt, dass der Vorstand dem Aufsichtsrat jéhrlich iiber die Einhaltung des mehrjéhrigen
Finanzplanes zu berichten hat und dass dieser erstmalig zum 31. Oktober 2020 vorzulegen ist.

Zu § 18 Abs. 1 und § 19 Abs. 1, 4 und S bis Sc:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationelhenk im Bereich der
Einzelbankenaufsicht hat die Refundierung von Aufsichtskosten durch die FMZ cr tfallen. Die direkten
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Aufsichtskosten, die bisher fiir die an die FMA zu iibertragenden Aufgaben in der Oesterreichischen
Nationalbank angefallen sind, werden kiinftig vom Bund der FMA refundiert und sind daher als
zusétzlicher Bundesbeitrag direkt dem Rechnungskreis 1 zuzuordnen. Hinsichtlich der Berechnung wird
auf die Ausfiihrungen in der Wirkungsorientierten Folgenabschétzung verwiesen.

Zu § 21c:

Abs. 1 bestimmt, dass die FMA und die Oesterreichische Nationalbank — auf Basis der jeweiligen
gesetzlichen Vorgaben in den Materiengesetzen — im Rahmen einer bilateralen Vereinbarung
(;,,Memorandum of Understanding™) die detaillierten Regelungen betreffend den wechselseitigen
Datenfluss, die Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen durch die FMA im Auftrag der Oesterreichischen
Nationalbank aus makrodkonomischen Griinden oder im Krisenfall sowie den regelmiBigen
gegenseitigen und zeitlich befristeten Austausch von Bediensteten in die jeweils andere Institution
(,,Rotation*) niher konkretisieren und festlegen sollen. Das Memorandum of Understanding ist sowohl
von FMA als auch von der Oesterreichischen Nationalbank auf ihren jeweiligen Internetseiten zu
veroffentlichen.

Abs. 2 bis 4 sichern die bestmdgliche Verwertung der aus Beobachtungen der Oesterreichischen
Nationalbank und der FMA gewonnenen Erkenntnisse mit moglicher Auswirkung auf die
Finanzmarktstabilitit ab und sollen dazu beitragen, Synergien zu heben. Insbesondere zur Krisenvorsorge
und Krisenbewéltigung ist ein effektives Krisenmanagement und der unverziigliche Austausch von
Informationen, Analysen und Erkenntnissen von Bedeutung.

Abs. 5 ist im Zusammenhang mit § 13b Abs. 1, §21c Abs.2 und 3 EMABG und den in den
verschiedenen anderen Materiengesetzen verankerten Informationspflichten der FMA gegeniiber der
Oesterreichischen Nationalbank (zB § 44b Abs. 2 NBG, § 79 Abs. 4 und 4a BWG, § 26a E-GeldG 2010)
zu lesen und fasst diese im Wesentlichen noch einmal kumuliert zusammen.

Abs. 6 ist im Zusammenhang mit den Vorgaben der Abs. 1,2 und 5 und § 13b Abs. 1 FMABG sowie den
bereits in den verschiedenen anderen Materiengesetzen verankerten Verpflichtungen betreffend den
Datenaustausch zwischen FMA und Oesterreichischer Nationalbank zu lesen (zB § 44b Abs. 2 NBG, § 70
Abs. 1c BWG, § 79 Abs. 1, 4 und 4a BWG, § 6 ESAEG, §§ 26a und 26b E-GeldG 2010) und bestitigt,
dass die Erfiillung dieser gesetzlich auferlegten Verpflichtungen zuldssig ist.

Zu § 22 Abs. 1a, 1b und 2:

§ 22 Abs. la bis 2 EMABG stellen von § 13 und §22 Vw(\ G abweichende verfahrensrechtliche
Sonderbestimmungen iiber die aufschiebende Wirkung von Beschwerden gegen Bescheide der FMA
gemil Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dar. Solche verfahrensrechtlichen Sondervorschriften konnen aufgrund
der Ermidchtigung in Art. 136 Abs. 2 B-VG vom Materiengesetzgeber getroffen werden, wenn sie zur
Regelung des Gegenstandes erforderlich sind. Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem Erkenntnis
vom 2. Mirz 2018, G 257/2017, die bisherige Regelung des § 22 Abs. 2 EMABG aufgehoben. Der
Gerichtshof hat in der Entscheidung erkannt, dass ein undifferenzierter Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung von Beschwerden gegen Bescheide der FMA unter den gegebenen Umstdinden nicht mit
Art. 136 Abs. 2 B-VG vereinbar ist. Der Verfassungsgerichtshof widerspricht jedoch nicht der Ansicht,
dass im Grofteil der Sachverhalte im Vollzugsbereich der FMA das 6ffentliche Interesse am sofortigen
Vollzug eines Bescheids der FMA das Rechtsschutzinteresse des Betroffenen iiberwiege. Gegen die
bisherige Regelung des § 22 Abs. 2 EMABG fiihrte der Verfassungsgerichtshof jedoch ins Treffen, dass
die pauschale Anordnung des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung von Beschwerden gegen
Bescheide der FMA auch solche Bescheide erfissin, die weder mit einer besonderen Dringlichkeit
verbunden seien, noch in Zusammenhang mit den spezifischen Gefahren und besonderen Sachfragen der
Aufsichtstitigkeit stiinden oder unionsrechtliche Implikationen aufwiesen. Hierbei wies der Gerichtshof
insbesondere darauf hin, dass Kostenbescheide gemil3 § 19 Abs. 5 EMABG; Zinsvorschreibungen gemaf
§ 97 BWG (sieche aber auch §43 BMSVG und § 100 BorseG 2018), die Vorschreibung von
Sdaumnisgebiihren gemill § 22a EMABG oder Auskunftsbescheide gemifl § 23 EMABG nicht die
besondere Dringlichkeit aufwiesen, die fiir den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung von
Beschwerden erforderlich sei. Dieser Umstand fiihrte zusammen mit der mangelnden Moglichkeit der
FMA, Beschwerden oder Vorlageantrdgen aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, zur Aufhebung der
bisherigen Regelung des § 22 Abs. 2 EMABG:

Eine von § 13 Abs. 2 VwGVG abweichende Regelung fiir den Vollzugsbereich der FMA ist jedoch
weiterhin erforderlich, um den besonderen Umsténden des Bereichs der Finanzmarktaufsicht Rechnung
zu tragen (vgl. VfSlg. 19.787/2013, 19.969/2015). Diese Besonderheiten liegen insbesondere in der
zunehmenden ,,Europdisierung® nicht nur auf gesetzlicher Ebene, sondern auch im Bereich des Vollzugs
durch die FMA. Seit der Finanzmarktkrise haben die FEuropdischen Ko-Gesetzgeber verstirkt
Richtlinienrecht durch unmittelbar anwendbare Verordnungen ersetzt, um den jeweiligen
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Regelungsgegenstand europaweit moglichst stark zu vereinheitlichen. Um den Regelungszielen im
Finanzmarktrecht gerecht zu werden und die angestrebte Vollharmonisierung zu erreichen, wurden auch
Agenturen (European Banking Authority, European Securities and Markets Authority und European
Insurance and Occupational Pensions Authority) gegriindet, deren Ziel es ist, die einheitliche Vollziehung
des sogenannten single rule book durch alle Aufsichtsbehdrden in den Mitgliedstaaten der Européischen
Union sicherzustellen. Wenn der FMA die Zusténdigkeit zur Vollziehung von Unionsrecht zukommt, hat
der Verfahrensgesetzgeber nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europdischen Union (EuGH)
bestimmte Prinzipien zu beriicksichtigen, die der EuGH zum unionsrechtlichen einstweiligen
Rechtsschutz entwickelt hat. Insbesondere leitet der EuGH aus dem Effektivititsgrundsatz (,,effet utile )
in stdndiger Rechtsprechung ab, dass die Vollziehung von nationalen Verwaltungsakten, die auf
Unionsrecht beruhen, nur unter den Voraussetzungen ausgesetzt werden kann, die fiir den EuGH nach
den Vertrdgen gelten (EuGH 21. Februar 1991, verb. Rs. C-143/88, C-92/89 Zuckerfabrik
Siiderdithmarschen). Wirken etwa aufsichtsrechtliche Mafinahmen bei der Vollziehung von Unionsrecht
zu spit, kann es dazu kommen, dass die Wirkung des Unionsrechts praktisch unmdglich gemacht und
damit gegen dieses verstoen wird.

Unionsrechtliche Regulierungsziele, sofern sich diese nicht ohnedies mit besonders qualifizierten
nationalen Offentlichen Interessen decken, miissen aufgrund unionsrechtlicher Vorgaben umgesetzt
werden und koénnen insoweit zwingende 6ffentliche Interessen darstellen (vgl. hierzu auch VfGH vom
2. Marz 2018, G 257/2017). Weitere ,,(absolut) zwingende 6ffentliche[n] Interessen®, welche im Bereich
des Finanzmarktrechtes bestehen, konnen wu.a. der einschldgigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes entnommen werden (vgl. zur Anwendbarkeit der Judikatur aufgrund des
gleichen Wortlauts der Bestimmungen etwa BVwG 3. Janner 2019, W 276 2211690-1/5E und W 230
2211689-1/4E). Demnach sind beispiclsweise die konkret ausreichende Liquidititsvorsorge im
Bankensektor als Beitrag zur Finanzmarktstabilitdt oder das Vertrauen in die Funktion des Kapitalmarktes
im Rahmen des Glaubigerschutzes als ,,(absolut) zwingende 6ffentliche Interessen zu qualifizieren (vgl.
VwGH vom 24. Janner 2017, Ra 2017/02/0018; 24. Mai 2013, AW 2013/17/0007). Diese gebieten einen
umgehenden Vollzug des angefochtenen Bescheides und stehen daher der aufschiebenden Wirkung einer
Beschwerde geméll Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG entgegen. Das Bestehen derartiger gewichtiger Interessen
auf dem Gebiet des Finanzmarktrechts macht die Abweichung des § 22 Abs. 1a EMABG von § 13 Abs. 2
VwGVG im Sinn des Art. 136 Abs. 2 B-VG erforderlich.

§ 13 Abs.2 VWGVG greift auBerdem zu kurz, weil die Behorde nur bei Gefahr im Verzug die
aufschiebende Wirkung von Beschwerden ausschlieBen kann. Die Aufsicht {iber den Finanzmarkt und die
Finanzmarktteilnehmer ist keine reaktive, sondern eine vorausschauende. Deren Ziel ist, schon vor dem
Zeitpunkt des Vorliegens von Gefahr im Verzug die Soliditdt der Finanzmarktteilnehmer und die
Stabilitdt und Integritdt der Finanzmaérkte, den kollektiven Verbraucherschutz oder die reibungslose
Anwendung von Abwicklungsinstrumenten sicherzustellen. Mafinahmen wie z.B. die Vorschreibung zum
Halten zusitzlicher Eigenmittel, die Untersagung von Kapital- oder Gewinnentnahmen, die Bestellung
eines Regierungskommissérs, die Abberufung von Geschiftsleitern, die (génzliche oder teilweise)
Untersagung der Fortfithrung des Geschéftsbetriebs, die Aussetzung des Vertriebs oder Verkaufs von
Finanzinstrumenten, die Untersagung des unerlaubten Geschéftsbetriebs, das Verlangen von Emittenten
Informationen und Berichtigungen zu verdffentlichen, die Handelsaussetzung oder die Anordnung zur
Einstellung von Verhaltensweisen einer fiir einen Verstofl verantwortlichen Person kénnen nur dann ihre
Wirkung entfalten, wenn sie einem unmittelbaren Vollzug zugénglich sind, ohne dass bereits Gefahr im
Verzug vorlédge, die etwa die Finanzmarktstabilitit nachweisbar negativ beeinflussen wiirde. Es liegt im
Wesen dieser Instrumente, durch frithzeitiges Eingreifen das Eintreten von Gefahren fiir die
Finanzmarktstabilitdt abzuwehren und negative Auswirkungen auf die beaufsichtigten Unternehmen, die
Einleger, die Versicherten, die Anwartschaftsberechtigten oder die Anleger zu verhindern. Kédme
Rechtsbehelfen gegen Bescheide der FMA aufschiebende Wirkung zu und kdnnte diese nur bei Gefahr im
Verzug ausgeschlossen werden, wiirde dies sowohl dem Ziel der Aufsicht iiber den Finanzmarkt und die
Finanzmarktteilnehmer zuwiderlaufen, als auch dazu fiihren, dass diese behordlichen Maflnahmen ihre
Wirksamkeit verloren (in diesem Sinne auch VIGH 30. November 2017, E 3302/2017).

Das Bundesverwaltungsgericht kontrolliert die Entscheidung iiber die Erteilung der aufschiebenden
Wirkung. Beschwerden gegen diese Entscheidung haben selbst keine aufschiebende Wirkung. Abs. 1b ist
damit an § 13 Abs.4 VwGVG angelehnt. Das Bundesverwaltungsgericht hat iiber eine solche
Beschwerde also unverziiglich zu entscheiden (vgl. RV 2009 BIgNR XXIV. GP, 5). Abs. 1b unterscheidet
sich jedoch von der genannten Bestimmung insoweit, als der FMA ein Recht zur Stellungnahme
eingerdumt wird. Damit soll der FMA die Gelegenheit gegeben werden, auf neue Vorbingen zu reagieren,
um dem Bundesverwaltungsgericht eine umfassende Entscheidungsgrundlage zu bieten (siehe hierzu
VIGH 23. April 2009, B 504/09 und VfGH 6. Mai 2009, B 504/09). Um den Anforderungen an ein
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rechtsstaatliches Verfahren zu geniigen, hat die FMA ihr Anhdrungsrecht in angemessener Frist
wahrzunehmen und das Bundesverwaltungsgericht in weiterer Folge ohne unnétigen Aufschub zu
entscheiden.

Abs. 2 ist an § 22 Abs. 2 VwWGVG angelehnt und bezieht die bereits zu Abs. la angefiihrten Erwdgungen
mit ein.
Die Authebung oder Abénderung von Bescheiden gemdl3 Abs. la richtet sich nach § 13 Abs. 3 VwGVG

sinngemél; die Authebung oder Abénderung von Beschliissen gemal3 Abs. 2 richtet sich nach § 22 Abs. 3
VwGVG sinngemal.

Der speziellere Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach §§ 118 Abs. 1, 123 Abs. 5 und 123a Abs. 2
BaSAG bleibt von § 22 Abs. 1a bis 2 EMABG unberiihrt.

Zu § 26f:

In Abs. 1 findet sich eine Ubergangsqegelung zum Umgang mit offenen Analyse- und Priifauftrigen und
der Sicherstellung des reibungslosen Ubergangs von Zustindigkeiten.

Abs. 2 enthilt eine Ubergangsregelung, die sicherstellen soll, dass eine geordnete Uberleitung zu der ab
1. Janner 2020 vorgesehenen neuen Strukur des Vorstands der FMA méglich ist. Mit der Beendigung der
Organstellung ist auch die Beendigung des Anstellungsverhéltnissses verbunden. Das Gesetz stellt klar,
dass damit der allgemeinen wirtschaftlichen Praxis gefolgt wird, dass unbeschadet der Abberufung des
Vorstandsmitgliedes seine vertraglich zugesicherten Anspriiche aufrecht bleiben und das
Vorstandsmitglied die nachvertraglichen Verpflichtungen aus dem Anstellungsvertrag zu beachten hat.

Abs. 3 enthilt eine Ubergangsbestimmung, um die geordnete Uberleitung zu der ab 1. November 2019
vorgegebenen Zusammensetzung des Aufsichtsrates sicherzustellen. Die Oesterreichische Nationalbank
hat rechtzeitig vor Inkrafttreten der neuen Zusammensetzung des Aufsichtsrates zwei Mitglieder zu
nominieren.

Abs. 4 enthillt eine Ubergangsregelung, die eine zeitgerechte Bestellung der Exekutivdirektoren zum
1. Janner 2020 ermoglichen soll.

Durch Abs. 5 endet die Funktionsperiode jenes Mitglieds des Finanzmarktstabilititsgremiums, das vom
Bundesminister fiir Finanzen aufgrund seiner Eigenschaft als Mitglied des Fiskalrates gemal § 13 Abs. 4
Z 5 nominiert wurde, mit Ablauf des 31. Dezembers 2019. Dariiber hinaus soll durch die Verpflichtung
der Oesterreichischen Nationalbank zur rechtzeitigen Nominierung ihres zweiten Vertreters im
Finanzmarktstabilitdtsgremium eine geordnete und zeitgerechte Bestellung dieses Mitgliedes durch die
Bundesregierung ermdglicht werden.

Zu § 28 Abs. 39 und 40:
Inkrafttretensbestimmung.

Zu Artikel 9 (Anderung des Investmentfondsgesetzes 2011)
Zu § 129 Abs. 2:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank bei der Aufsicht iiber
Kreditinstitute ist die Information der OeNB durch die Meldestelle nicht mehr erforderlich.

Zu § 145 Abs. 3:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank bei der Aufsicht iiber
Kreditinstitute ist kann die Bezugnahme auf die Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank entfallen.
Zu § 153 Abs. 1:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA entfallt die
Notwendigkeit der Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank betreffend den Anwendungsbereich
und die konkrete Ausgestaltung der Eingaben in die sogenannte ,Incoming Plattform™ der FMA. Aus

denselben Griinden kiinftig ebenfalls nicht mehr notwendig ist die Gewahrleistung der elektronischen
Datenverfiigbarkeit fiir die Oesterreichische Nationalbank.

Zu § 154 Abs. 1 und 2:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA kann die
Berichtspflicht des Bankpriifers gegeniiber der Oesterreichischen Nationalbank kiinftig entfallen.
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Zu Art. 10 (Anderung des Nationalbankgesetzes)
Zu § 44b:

Abs. 1 klart, dass die Oesterreichische Nationalbank im 6ffentlichen Interesse weiterhin in der Lage sein
soll, eine unabhidngige Haltung zu laufenden Entwicklungen und Risiken des Finanzmarktes zu
entwickeln. In Ergdnzung dazu soll die Oesterreichische Nationalbank hinkiinftig auch einen erweiterten
Fokus auf die (Weiter-)entwicklung des oOsterreichischen Finanzmarktes aus dem Blickwinkel des
Gesamtsystems entwickeln. Die Oesterreichische Nationalbank soll Entwicklungen auf den
internationalen Finanzmérkten beobachten. Neue Trends und Risiken und internationale ,,best practises*
durch benchmarking der Funktionsweise von Finanzsystemen ausgewihlter Vergleichslander sollen
frithzeitig erkannt und ihre moglichen Auswirkungen auf das Osterreichische Finanzsystem evaluiert
werden. Die Oesterreichische Nationalbank soll dadurch auch den Bundesminister fiir Finanzen bei der
seiner Finanz- und Kapitalmarktstrategie unterstiitzen.

Wiewohl das bisher in Abs. 2 verankerte Konzept der gemeinsamen Datenbank fiir bankaufsichtliche
Analysen nicht mehr der Kompetenzlage entspricht und sohin nicht mehr weiter verfolgt wird, ist die
Zurverfiigungstellung auf Verlangen von Daten, die die Oesterreichische Nationalbank fiir die
Wahrnehmung der Aufgaben gemédl § 44c Nationalbankgesetz 1984 — NBG;-relevanten Daten weiterhin
seitens der FMA sicher zu stellen. Die Oesterreichische Nationalbank kann diese Daten auch verarbeiten.
Die Oesterreichische Nationalbank ist fiir die technische Abwicklung des regelméfigen Meldewesens der
Kreditinstitute im Rahmen der einschldgigen Bestimmungen zustdndig und betreibt dafiir eine geeignete
IT-Infrastruktur. Die Oesterreichische Nationalbank stellt den jederzeitigen Zugriff fiir die FMA auf die
zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten und Auswertungen aus dem Meldewesen iiber eine
entsprechende Schnittstelle sicher (siche dazu auch § 74 Abs. 5 und 6 Z 2 lit. b BWG, § 79 Abs. 2 BWG,
§ 26b E-GeldG, § 6 Abs. 3 ESAEG, § 26 Abs. 7 ZaDiG 2018). Eine statistische Auswertung der Daten,
die keine personenbezogenen Ergebnisse zum Ziel hat, durch die FMA ist zuldssig.

Abs. 3 bestimmt, dass die Oesterreichische Nationalbank hinkiinftig dem Bundesminister fiir Finanzen
und der FMA auch zur Finanzmarktentwicklung Beobachtungen und Feststellungen grundsétzlicher Art
oder von besonderer Bedeutung mitzuteilen hat und auf Verlangen die erforderlich erscheinenden
sachlichen Aufkldrungen zu geben und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen hat.

Abs. 4 bestimmt, dass die Oesterreichische Nationalbank jéhrlich dem Bundesminister fiir Finanzen, der
FMA, dem Fachbeirat Finanzmarktaufsicht, dem Finanzmarktstabilititsgremium und dem Nationalrat zur
Starkung der demokratischen Kontrolle durch das Parlament einen Bericht iiber die wesentlichen
Erkenntnisse s¢ine” Beobachtungen im Zusammenhang Finanzmarktstabilitit und
Finanzmarktentwicusiulg tibermitteln soll.

Abs. 5 bestimmt, dass die Oesterreichische Nationalbank innerhalb ihrer Organisationsstruktur eine
eigene Einheit (,,Kompetenzstelle mit Forschungsagenden®) einrichten soll, die sich mit ihren Aufgaben
im Bereich der Beobachtung und Analyse von Entwicklungen auf den Finanzmirkten beschiftigen soll.
Dariiber hinaus hat die Oesterreichische Nationalbank zur Férderung der Finanzbildung in Osterreich
beizutragen und dem Bundesminister fiir Finanzen jéhrlich einen Bericht iiber wesentliche Erkenntnisse
zum Stand der Finanzbildung zu {ibermitteln. Insbesondere auf Basis dieser jahrlichen Berichte soll der
Bundesminister fiir Finanzen betreffend die Forderung der Finanzbildung in Osterreich insoweit eine
koordinative Funktion iibernehmen, als dass er der Oesterreichischen Nationalbank jederzeit Vorschlige
fiir zusitzliche, von ihr zu ergreifende MaBnahmen unterbreiten kann, um die Finanzbildung in Osterreich
weiter zu verbessern.

Zu § 69 Abs. 3:

Aufgrund der Verringerung der Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank durch die Ubertragung der
Vor-Ort-Priifungen und Einzelanalysen auf die FMA soll die Gewinnausschiittung an den Bund erhdht
werden.

Zu § 89 Abs. 13:
Inkrafttretensbestimmung.

Zu Art. 11 (Anderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes)
Zu § 3 Abs. 4:

Da es kiinftig keine gemeinsame Datenbank der FMA und Oesterreichischen Nationalbank mehr geben
wird, ist diese Bestimmung so anzupassen, dass in Zukunft innerhalb der FMA eine Datenbank
geschaffen werden soll, bei der ein automationsunterstiitzter Zugriff sowohl flir die Abwicklungsbehdrde
als auch fiir die aufsichtsrelevanten Organisationseinheiten der FMA jederzeit moglich sein soll. Inhalt
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dieser Datenbank sollen beispielsweise die Ergebnisse von Einzelbankanalysen sein, die kiinftig durch die
FMA durchzufiihren sind. Dariiber hinaus ist diese Bestimmung im Hinblick auf die
Informationsweitergabe seitens der Oesterreichischen Nationalbank an die Abwicklungsbehdrde insofern
sprachlich zu adaptieren, als dass die Oesterreichische Nationalbank der Abwicklungsbehdrde — anstatt
des Zugriffs auf die aufzulassende gemeinsame Datenbank — den jederzeitigen Zugriff zu den in § 79
Abs. 2 BWG angefiihrten Daten zu ermdglichen hat.

Zu § 3 Abs. 5:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Institute in der FMA ist die
Bezugnahme auf frithere Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank geméf3 § 79 BWG an dieser Stelle
obsolet und hat zu entfallen. Neu hinzu kommt, dass die Abwicklungsbehdrde das Recht hat, die
Oesterreichische Nationalbank als Sachverstindige in Bezug auf Fragen der Finanzmarktstabilitdt gemaf3
§ 48 Abs. 2 Z 2 BaSAG im Rahmen der Abwicklungsplanung zu beauftragen.

Zu § 4 Abs. 3:

Im Hinblick auf die Festlegung des konkreten Aufbaus und Inhalts der Sanierungs- und
Abwicklungspléne soll kiinftig die Verpflichtung der FMA bzw. der Abwicklungsbehdrde zur Einholung
gutachterlicher Auflerungen der Oesterreichischen Nationalbank entfallen.

Zu§ 44 Abs. 1Z9:

Hier erfolgt eine Anpassung in Ubereinstimmung mit den in § 70 Abs. 1 Z3 BWG durchgefiihrten
Anderungen betreffend die Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen.

Zu den §§ 78 Abs. 3,79 Abs. 1 und 2, 83 Abs. 1, 2 und 3 sowie 165 Abs. 2:

Die bisher im Rahmen dieses Bundesgesetzes an die FIMBAG {ibertragenen Aufgaben bezichungsweise
Funktionen sollen kiinftig von der ABBAG — Abbaumanagementgesellschaft des Bundes (ABBAG)
wahrgenommen werden. Die betroffenen Bestimmungen sind daher entsprechend anzupassen.

Zu § 84 Abs. 2:
Aufgrund des Entfalls des § 3 Abs. 9 BWG sind die Verweise in dieser Bestimmung anzupassen.
Zu § 113a Abs. 2:

Da kiinftig nicht mehr die Oesterreichische Nationalbank, sondern die FMA (und die
Abwicklungsbehorde) fiir die Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen zustindig sein soll, ist diese
Bestimmung entsprechend anzupassen.

Zu § 115 Abs. 2:

Aufgrund des generellen Entfalls der Einbindung der Oesterreichischen Nationalbank in die operativen
behordlichen Aufgaben nach diesem Bundesgesetz erscheint die Moglichkeit zur Einholung eines
Gutachtens der Oesterreichischen Nationalbank zur Auswahl der von der Abwicklungsbehorde
beabsichtigten MaBnahme als nicht mehr zweckmifig. Die entsprechende Formulierung soll daher
entfallen.

Zu § 118 Abs. 1 bis 1b:

§ 118 Abs. 1 bis 1b BaSAG sieht eine vom VwGVG und vom FMABG abweichende Regelung der
aufschiebenden Wirkung von Bescheiden der FMA, mit welchen AbwicklungsmaBBnahmen angeordnet
werden, vor. Mit der vorgeschlagenen Bestimmung wird die aufschiebende Wirkung von Beschwerden
gegen solche Bescheide kraft Gesetzes ausgeschlossen. Der speziellere Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung nach § 123 Abs. 5 und § 123a Abs. 2 bleibt von dieser Regelung unberiihrt. § 118 Abs. 1 bis 1b
BaSAG setzt Art. 85 Abs. 4 Buchstabe b der Richtlinie 2014/59/EU zur Festlegung eines Rahmens fiir die
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, ABI. Nr. L 173 vom 12.06.2014
S. 190, zuletzt gedndert durch Richtlinie (EU) 2017/2399, ABI. Nr. L 345 vom 27.12.2017 S. 96, um.
Diese Bestimmung regelt, dass solche Bescheide ,,sofort vollstreckbar” sind und dass die widerlegbare
Vermutung besteht, dass eine Aussetzung der ,,Vollstreckung dem o6ffentlichen Interesse zuwiderliefe.
Gemil Erwigungsgrund 90 der Richtlinie 2014/59/EU dienen Krisenmanagementmafinahmen der
Bewiltigung &uBerst dringlicher Situationen, weshalb durch die Zuerkennung einer aufschiebenden
Wirkung die Kontinuitdt kritischer Funktionen beeintrachtigt werden konnte. Entsprechend der
unionsrechtlichen Vorgabe des Art. 85 Abs. 4 erster Unterabsatz der Richtlinie 2014/59/EU sieht Abs. 1
vor, dass die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung auf Antrag der Partei von der FMA gewéhrt
werden kann. Zur Wahrung des rechtsstaatlichen Prinzips (siehe etwa VIGH 2. Mirz 2018, G 257/2017)
wird der FMA die Moglichkeit eingerdumt, die aufschiebende Wirkung von Beschwerden gegen
Bescheide auf Antrag im Einzelfall zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende O6ffentliche Interessen
entgegenstechen und nach Abwigung aller beriihrten Interessen mit dem Vollzug fiir den
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Beschwerdefiihrer ein unverhiltnisméBiger Nachteil verbunden wire. Diese Kriterien sind mit der
Maligabe anzuwenden, dass die Entscheidung einer Krisenmanagementmafinahme Anlass zur
widerlegbaren Vermutung gibt, dass die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zwingenden
offentlichen Interessen zuwiderlaufen wiirde. Mit dem Ausschluss der aufschiebenden Wirkung kraft
Gesetzes ist die gesetzgeberische Wertung verbunden, dass das Interesse am Vollzug des angefochtenen
Bescheides regelmafig iiberwiegt.

Die Kontrolle der Entscheidung iiber die Erteilung der aufschiebenden Wirkung kommt dem
Bundesverwaltungsgericht zu. Beschwerden gegen diese Entscheidung haben selbst keine aufschiebende
Wirkung. Abs. la ist damit an § 13 Abs. 4 VwGVG angelehnt. Das Bundesverwaltungsgericht hat {iber
eine solche Beschwerde also unverziiglich zu entscheiden (vgl. RV 2009 BIgNR XXIV. GP, 5). Abs. la
unterscheidet sich jedoch von der genannten Bestimmung insoweit, als der FMA ein Recht zur
Stellungnahme eingerdumt wird. Damit soll der FMA die Gelegenheit gegeben werden, auf ein neues
Vorbingen zu reagieren, um dem Bundesverwaltungsgericht eine umfassende Entscheidungsgrundlage zu
bieten (siehe hierzu VfGH 23. April 2009, B 504/09 und VfGH 6. Mai 2009, B 504/09). Um den
Anforderungen an ein rechtsstaatliches Verfahren zu geniigen, hat die FMA ihr Anhorungsrecht in
angemessener Frist wahrzunehmen und das Bundesverwaltungsgericht in weiterer Folge ohne unndtigen
Aufschub zu entscheiden.

Abs. 1bist an § 22 VwWGVG angelehnt und bezieht die bereits zu Abs. 1 angefiihrten Erwdgungen mit ein.

Bei Aufhebungen oder Abdnderungen von Bescheiden gemidf3 Abs. 1 ist § 13 Abs. 3 VWGVG sinngemaf
anzuwenden; bei Aufhebungen oder Abidnderungen von Beschliissen gemil Abs. 1b ist § 22 Abs. 3
VwGVG sinngemif} anzuwenden.

Zu § 167 Abs. 7:

Bestimmung zum Inkrafttreten.

Zu Art. 12 (Anderung des Sparkassengesetzes)
Zu § 28 Abs. 3:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA entfillt die
Notwendigkeit der Anhdérung der Oesterreichischen Nationalbank betreffend den Anwendungsbereich
und die konkrete Ausgestaltung der Eingaben in die sogenannte ,Incoming Plattform™ der FMA. Aus
denselben Griinden kiinftig ebenfalls nicht mehr notwendig ist die Gewéhrleistung der elektronischen
Datenverfiigbarkeit fiir die Oesterreichische Nationalbank. Diese Anderung ist konsistent mit den in § 73a
BWG vorgenommenen Anderungen.

Zu § 42 Abs. 14:

Bestimmung zum Inkrafttreten.

Zu Artikel 13 (Anderung des STS-Verbriefungsvollzugsgesetzes)
Zu § 2 Abs. 1 und 3:

Diese Bestimmung hat zu entfallen, weil die Oesterreichische Nationalbank kiinftig nicht mehr fiir die
Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen zusténdig sein wird.

Zu Art. 14 (Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016)
Zum Entfall des des § 182 Abs. 5 bis 7:

Die Zustindigkeit der Oesterreichischen Nationalbank im Rahmen der Versicherungsaufsicht beschriankt
sich bereits nach bisher geltendem Recht auf die Erstattung einer gutachterlichen AuBerung zum
Marktrisikomodul oder Teilen des Marktrisikomoduls vor der Genehmigung interner oder partieller
interner Modelle. Diese Zustiandigkeit soll nunmehr entfallen.

Zu § 340 Abs. 10:

Bestimmung zum Inkrafttreten.
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Zu Artikel 15 (Anderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018)
Zu § 11 Abs. 3 und 5:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht iiber Kreditinstitute in der FMA hat kiinftig
die Einholung einer gutachterlichen Auflerung der Oesterreichischen Nationalbank betreffend die
Freistellung von gruppenangehdrigen Instituten zu entfallen.

Zu Art. 16 (Anderung des Zahlungsdienstegesetzes 2018)
Zur Einfiigung im Inhaltsverzeichnis:
Redaktionelle Anpassung.
Zu §10 Abs.2Z1:

Aufgrund des Wegfalls der Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank zur FMA bei der
Aufsicht iiber Zahlungsinstitute hat kiinftig die Anhdrung der Oesterreichischen Nationalbank im Rahmen
des Konzessionsverfahrens des Zahlungsinstituts zu entfallen.

Zu § 15 Abs. 4:

Aufgrund des Wegfalls der Zustdndigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank zur FMA bei der
Aufsicht {iber Zahlungsinstitute hat kiinftig die verp lic itete Anhorung der Oesterreichischen
Nationalbank vor Eintragung in das Zahlungsinstitutsregister zu entfallen.

Zu § 25 Abs. 3, 3a und 3b:

Die Ubermittlungspflicht des gepriiften Jahresabschlusses samt Anhang und Lagebericht, sowie, falls
vorhanden, des Konzernabschlusses samt Anhang und Konzernlagebericht, des Priifungsberichts des
Abschlusspriifers und der Anlage zum Priifungsbericht an die Oesterreichische Nationalbank entfallt.

Ansonsten wurden Inhalte des bisherigen Abs. 3 in ¢ ¢n wunmehrigen Abs. 3a und 3b {iberfiihrt.
Zu § 26 Abs. 7:

In Abs. 7 wird ein bisher im Wege eines Verweises auf den bisherigen § 79 BWG geregelter Sachverhalt
iibernommen.

Zu §29 Abs.1Z1:

Die Anpassung erfolgt zur Umsetzung des generellen Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-Priifungen von
der Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA.

Zu § 88 Abs. 3:

Die Anpassungen wirdin aufgrund der Biindelung der gesamten behdrdlichen Aufsicht bei der FMA
vorgenommen. Hinsicuuich des Meldewesens ist weiterhin § 26 ZaDiG-2018 zu beachten; hinsichtlich
des Zugriffs auf Anzeigen seitens der Oesterreichischen Nationalbank ist § 94a Abs. 2 zu beachten.

Die meisten der bisherigen Verweise en iicl2n aufgrund der nunmehrigen Zustindigkeiten. Der Verweis
auf Art. 79 Abs. 4a Satz 2 und 3 bleibt zu: icherstellung der Effektivitit in Krisenzeiten erhalten.

Zu § 88 Abs. 3a:

Abs. 3a zieht einen bisher im Wege auf einen Verweis auf den bisherigen § 79 BWG geregelten und
weiterhin giiltigen Sachverhalt nach. Sohin die Klarstellung, dass sich die FMA auf die von der OeNB zur
Verfligung gestellten Daten weiterhin verlassen kann und die Erméchtigung der FMA zur Erteilung
erforderlicher Auskiinfte an den Abschlusspriifer. Abs. 3a stellt aber auch die nunmehrige FMA-
Verantwortung hinsichtlich Gutachten und Analysen klar.

Zu § 88 Abs. 7:

Die Zustiandigkeit fiir Gutachten im Zusammenhang mit neuen Massenzahlverfahren verbleibt aufgrund
der engen Verbindung zur Zahlungsverkehrsaufsicht bei der erreichischen Nationalbank. Mit der
Klarstellung in den letzten beiden Sédtzen v uice bisher giltiger und hinsichtlich dieser
Massenzahlverfahren weiterhin giiltiger Rechtsbestan_ . zitergefiihrt.

§ 90 Abs. 1 und 1a:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iber Zahlungsinstitute in der FMA witdin
Anderungen zur Klarstellung von Zustdndigkeiten vorgenommen.

Zu § 91:

Da die Oesterreichische Nationalbank keine Sachversténdige nach ZaDiG 2018 beauftragen kann, entfallt
der Verweis auf die Osterreichische Nationalbank.
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Zu § 92 Abs. 4:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Zahlungsinstitute in der FMA wird
der gemeinsame Vorschlag der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank zum Abschluss von
Abkommen tber die aufsichtliche Zusammenarbeit mit zustindigen Behorden anderer Mitgliedstaaten
oder zustidndigen Behorden von Drittldndern durch ein alleiniges Vorschlagsrecht der FMA abgelost.

Zu § 93 Abs. 2 Z 4 und 5 und Abs. 3:

Die Anpassung erfolgt zur Umsetzung des generellen Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-Priifungen von
der Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA.

Zu § 93 Abs. 4:

Die Anpassung ist im Zusammenhang mit der Umsetzung des Kompetenziibergangs fiir Vor-Ort-
Priifungen von der Oesterreichischen Nationalbank auf die FMA nétig.

Zu § 94 Abs. 11:

Der bisherige § 94 Abs. 11 wird in den § 94a verschoben. In § 94a wird klargestellt, auf welche Anzeigen
die Oesterreichische Nationalbank weiterhin Zugriff haben soll.

Zu § 94a:

Der bisherige § 94 Abs. 11 wird weitgehend unverindert in den § 94a verschoben. Es entfillt in Abs. 1 im
Gegensatz zum bisherigen § 94 Abs. 11 aber die Anhorungsverpflichtung der Oesterreichischen
Nationalbank im Zusammenhang mit Anzeigen und sonstigen Ubermittlungspflichten.

In Abs. 2 wird klargestellt, auf welche Anzeigen die FMA der Oesterreichische Nationalbank weiterhin
den jederzeitigen automationsunterstiitzten Zugriff zu gewéhren hat.

Zu § 95 Abs. 1 und 2:

Es erfolgt eine Anpassung aufgrund des Wegfalls der Anzeigeverpflichtungen des Bankpriifers gegeniiber
der Oesterreichischen Nationalbank.

Zu § 100 Abs. 9:

Aufgrund der Biindelung der gesamten behordlichen Aufsicht iiber Zahlungsinstitute in der FMA entfallt
die Moglichkeit der Wahmehmung einer der genannten Gesetzesverletzungen seitens der
Osterreichischen Nationalbank. Der Verweis auf die Oesterreichische Nationalbank entfillt daher.

Zu § 119 Abs. 3:
Inkrafttretensbestimmung.

Zu Artikel 17 (Anderung des Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetzes)
Zu § 2 und § 3 Abs. 2 bis 2f:

Die Oesterreichische Nationalbank soll hinsichtlich der Aufsicht iiber Zentrale Gegenparteien auch
weiterhin fiir die Durchfithrung von Vor-Ort-Priifungen zustindig sein, da dadurch Synergieeffekte im
Zusammenhang mit der der Oesterreichischen Nationalbank zukommenden Zahlungssystemaufsicht
gemal § 44a NBG gehoben werden konnen. Da die Zustindigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank
bei der Aufsicht iiber Kreditinstitute im BWG weggefallen sind, sollen die Verweise auf das BWG soweit
moglich angepasst und ansonsten durch Ubernahme der fiir die Beibehaltung der Befugnisse notwendigen
Bestimmungen ersetzt werden. In § 2 wird weiters ein durch BGBIL. I Nr. 69/2015 eingefiihrter
Nummerierungsfehler bei Abs. 3 und 4 korrigiert.

Zu Artikel 18 (Anderung des Zentralverwahrer-Vollzugsgesetzes)
Zu § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 bis 2f:

Die Oesterreichische Nationalbank soll hinsichtlich der Aufsicht iiber Zentralverwahrer auch weiterhin
fir die Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen zustindig sein, da dadurch Synergieeffekte im
Zusammenhang mit der der Oesterreichischen Nationalbank zukommenden Zahlungssystemaufsicht
gemil § 44a NBG gehoben werden konnen. Da die Zustdndigkeiten der Oesterreichischen Nationalbank
bei der Aufsicht liber Kreditinstitute im BWG weggefallen sind, sollen die Verweise auf das BWG soweit
moglich angepasst und ansonsten durch Ubernahme der fiir die Beibehaltung der Befugnisse notwendigen
Bestimmungen ersetzt werden.
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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Artikel 1
Anderung des Alternative Investmentfonds Manager-Gesetzes

§23.(1)—(5) ...
(6) Fiir die in Abs. 1 bis 3 genannten Aufgaben der OeNB gilt § 79 Abs. 4
2. Satz BWG sinngemd3.

§74. (1) (14) ...

Artikel 2
Anderung des Bankwesengesetzes

§3.(H-()...

(8) Fiir Kreditinstitute, die zum Betrieb des Investmentgeschdlfts, des
Immobilienfondsgeschdfts oder des Betrieblichen Vorsorgekassengeschiifts
berechtigt sind, findet §70 Abs. 1 Z3 derart Anwendung, dass Vor-Ort-
Priifungen von der FMA durchzufiihren sind; die Vor-Ort-Priifung umfasst auch
die jeweiligen Depotbanken im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen
des InvFG 2011, ImmolnvF G oder BMSVG. § 70 Abs. 1a und 1b und § 79 Abs. 4
sind fiir diese Kreditinstitute nicht anwendbar. § 79 Abs. 4a ist mit der Maf3gabe
anwendbar, dass nur Satz eins bis drei und der letzte Satz gelten.

(9) In Bezug auf die Einhaltung der § 39 Abs. 2b Z 11, und § 41 findet § 70
Abs. 1 Z3 derart Anwendung, dass Vor-Ort-Priifungen von der FMA
durchzufiihren sind. § 70 Abs. la und 1b sowie § 79 Abs. 4 sind diesbeziiglich
nicht anwendbar.

Vorgeschlagene Fassung

Artikel 1
Anderung des Alternative Investmentfonds Manager-Gesetzes

§23.(1)~(5) ...

(6) Die FMA hat sich weitestmoglich auf die Priifungen, Gutachten und
Analysen der OeNB gemdfs Abs. 1 bis 3 zu stiitzen und kann sich auf deren
Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel
an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit.

§74.(1)—-(14) ...
(15) § 23 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019
tritt mit 1. Janner 2020 in Kraft.

Artikel 2
Anderung des Bankwesengesetzes

§3.(1)=(7) ...
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Geltende Fassung

(10) Fiir Kreditinstitute, die keine CRR-Kreditinstitute sind, sind hinsichtlich
der Entgegennahme von Geldern aus notariellen Treuhandschaften gemifl § 109a
Notariatsordnung, RGBI. Nr. 75/1871, der Durchfilhrung des in diesem
Zusammenhang stehenden Girogeschifts sowie der Veranlagung dieser Gelder
Teil 3, 4, 6 und 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie die §§ 22a bis 24a
nicht anzuwenden.

§4.(1)—-(5) ...

(6) Vor Erteilung der Konzession an ein Kreditinstitut hat die FMA unter
gleichzeitiger  Verstindigung des Bundesministers fiir  Finanzen die
Oesterreichische ~ Nationalbank  anzuhdren; die  Verstindigung  des
Bundesministers fiir Finanzen umfasst auch die Vorlage des Konzessionsantrags,
der Beilagen wund spidterer ergidnzender Unterlagen. Umfasst der
Konzessionsantrag die Berechtigung zur Entgegennahme erstattungsfihiger
Einlagen (§ 7 Abs. 1 Z4 ESAEG) oder zur Durchfiihrung sicherungspflichtiger
Wertpapierdienstleistungen (§ 45 Abs. 4 ESAEQG), so hat die FMA vor Erteilung
der Konzession auch die Sicherungseinrichtungen anzuhdren; die FMA ist
berechtigt, hierbei den Sicherungseinrichtungen auch die Angaben gemil} § 4
Abs. 3 Z 3 zu iibermitteln.

MH-@®)...

§5.(1) ...

(2) Ein Kreditinstitut und jede gemal § 94 geschiitzte Bezeichnung diirfen
als Firma oder Geschiftszweig nur dann in das Firmenbuch eingetragen werden,
wenn die entsprechenden rechtskraftigen Bescheide in Urschrift oder beglaubigter
Abschrift (Kopie) vorliegen. Die Vorlage der Bescheide entfillt, soweit der
Betrieb von Bankgeschéften nach § 9, § 11, § 13 oder § 103 Z 5 zuléssig ist. Das
zustindige Gericht hat Beschliisse iiber solche Firmenbucheintragungen auch der
FMA und der Oesterreichischen Nationalbank zuzustellen. Die FMA hat dem
zustandigen Gericht die gemdll § 9 Abs.2 und 5, § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 3
erhaltenen Angaben zu iibermitteln.

3)-() ...
§21.(1) ...

(la) Vor der Erteilung von Bewilligungen gemdfs Abs. 1 Z 1, 6 und 7 hat die
FMA die Oesterreichische Nationalbank anzuhoren.
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Vorgeschlagene Fassung

(10) Fiir Kreditinstitute, die keine CRR-Kreditinstitute sind, sind hinsichtlich
der Entgegennahme von Geldern aus notariellen Treuhandschaften gemal3 § 109a
Notariatsordnung, RGBI. Nr. 75/1871, der Durchfiihrung des in diesem
Zusammenhang stehenden Girogeschéfts sowie der Veranlagung dieser Gelder
Teil 3, 4, 6 und 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie die §§ 22a bis 24a
und 39a nicht anzuwenden.

§4.(1)—(5) ...

(6) Vor Erteilung der Konzession an ein Kreditinstitut hat die FMA den
Bundesminister fiir Finanzen zu verstindigen; die Verstindigung des
Bundesministers fiir Finanzen umfasst auch die Vorlage des Konzessionsantrags,
der Beilagen und spiterer ergidnzender Unterlagen. Umfasst der
Konzessionsantrag die Berechtigung zur Entgegennahme erstattungsfahiger
Einlagen (§ 7 Abs. 1 Z4 ESAEG) oder zur Durchfiihrung sicherungspflichtiger
Wertpapierdienstleistungen (§ 45 Abs. 4 ESAEQG), so hat die FMA vor Erteilung
der Konzession auch die Sicherungseinrichtungen anzuhoren; die FMA ist
berechtigt, hierbei den Sicherungseinrichtungen auch die Angaben gemil § 4
Abs. 3 Z 3 zu iibermitteln.

MH-®)...

§5.(1) ...

(2) Ein Kreditinstitut und jede gemiB § 94 geschiitzte Bezeichnung diirfen
als Firma oder Geschiftszweig nur dann in das Firmenbuch eingetragen werden,
wenn die entsprechenden rechtskraftigen Bescheide in Urschrift oder beglaubigter
Abschrift (Kopie) vorliegen. Die Vorlage der Bescheide entfillt, soweit der
Betrieb von Bankgeschéften nach § 9, § 11, § 13 oder § 103 Z 5 zulidssig ist. Das
zustidndige Gericht hat Beschliisse iiber solche Firmenbucheintragungen auch der
FMA zuzustellen. Die FMA hat dem zustdndigen Gericht die gemill § 9 Abs. 2
und 5, § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 3 erhaltenen Angaben zu iibermitteln.

3)-() ...
§21.(1) ...
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Geltende Fassung

) ...

(3) Bewilligungen gemidfl Abs.1 Z1, 6 und 7 diirfen nur dann in das
Firmenbuch eingetragen werden, wenn die entsprechenden rechtskréftigen
Bescheide in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (Kopie) vorliegen. Das
zustdndige Gericht hat Verfiigungen und Beschliisse {iiber solche
Firmenbucheintragungen auch der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
zuzustellen.

@) ...

(5) Abweichend von § 70 Abs. 1 Z 3 sind Vor-Ort-Priifungen in Bezug auf
die Einhaltung der die Versicherungsvermittlung betreffenden
Austibungsbestimmungen gemdf3 den §§ 137 bis 138 GewO 1994 durch
Kreditinstitute von der FMA durchzufiihren; § 70 Abs. la und 1b sowie § 79
Abs. 4 sind diesbeziiglich nicht anwendbar. Die Kosten der Aufsicht iiber
Kreditinstitute im Hinblick auf die Einhaltung der die Versicherungsvermittlung
betreffenden Ausiibungsbestimmungen gemél den §§ 137 bis 138 GewO 1994
sind Kosten der Versicherungsaufsicht und dem Rechnungskreis 2 gemif § 19
Abs. 1 Z 2 FMABG zuzuordnen.

©) - ...

§ 21a.(1) ...

(2) Die FMA hat in den Bewilligungsverfahren fiir interne Ansditze gemdfs
Art. 143 Abs. 1 und 3, Art. 221 Abs. I und 2, Art. 225 Abs. 1, Art. 259 Abs. 3,
Art. 283 Abs. 1, Art. 312 Abs. 2 und Art. 363 Abs. 1 und 3 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 eine gutachtliche Auferung der Oesterreichischen Nationalbank

tiber das Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen im Sinne dieser Verordnung
einzuholen.

3)-(5)...
§30b. (1)-(2) ...

(3) Die FMA hat im Verfahren gemdf Abs. 1 eine gutachtliche Auflerung der
Oesterreichischen Nationalbank iiber das Vorliegen der Voraussetzungen gemdfs
Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einzuholen.

@ ...
(5) Kreditinstitute, Wertpapierfirmen gemiB3 Abs. 1 oder iibergeordnete
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Vorgeschlagene Fassung

) ...

(3) Bewilligungen gemil Abs.1 Z1, 6 und 7 diirfen nur dann in das
Firmenbuch eingetragen werden, wenn die entsprechenden rechtskréftigen
Bescheide in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (Kopie) vorliegen. Das
zustdndige Gericht hat Verfiigungen und Beschliisse {iiber solche
Firmenbucheintragungen auch der FMA zuzustellen.

4 ...

(5) Die Kosten der Aufsicht iiber Kreditinstitute im Hinblick auf die
Einhaltung der die Versicherungsvermittlung betreffenden
Ausiibungsbestimmungen geméf den §§ 137 bis 138 GewO 1994 sind Kosten der

Versicherungsaufsicht und dem Rechnungskreis2 gemél § 19 Abs.1 Z2
FMABG zuzuordnen.

©6)—(7) ...
§ 21a. (1) ...
3)-(5) ...

§30b. (1) (2) ...

“ ...
(5) Kreditinstitute, Wertpapierfirmen gemifl Abs. 1 oder {ibergeordnete

(uoisio A\ e E1ssemUBREEHEN LB MEBEYRIEUNNBIS OHDN KOSV TBTBET -NS/0T

08TI0n/ESS



e ABrusWwe [ed Mmm

Geltende Fassung

Mutterunternehmen haben der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
unverziiglich schriftlich den Wegfall einer oder mehrerer Voraussetzungen gemaf
Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und die Nichteinhaltung von in
Bescheiden festgelegten Auflagen und Bedingungen zur Sicherstellung dieser
Voraussetzungen anzuzeigen und einen Plan vorzulegen, aus dem hervorgeht,
dass die vorgenannten Anforderungen innerhalb eines angemessenen Zeitraumes
wieder eingehalten werden. Die FMA hat die Bewilligung gemédfl Abs. 1 zu
entziehen, wenn eine der in Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten
Voraussetzungen nicht mehr vorliegt.

§30c.(1)-(2) ...
(3) Die FMA hat im Verfahren gemdf Abs. 1 eine gutachtliche AufSerung der

Oesterreichischen Nationalbank iiber das Vorliegen der Voraussetzungen gemdfs
Art. 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einzuholen.

“) ...

(5) Kreditinstitute, Wertpapierfirmen gemdBl Abs. 1 oder {ibergeordnete
Muttergesellschaften haben der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
unverziiglich schriftlich den Wegfall einer oder mehrerer Voraussetzungen geméaf
Art. 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und die Nichteinhaltung von in
Bescheiden festgelegten Auflagen und Bedingungen zur Sicherstellung dieser
Voraussetzungen anzuzeigen sowie einen Plan vorzulegen, aus dem hervorgeht,
dass die vorgenannten Anforderungen innerhalb eines angemessenen Zeitraumes
wieder eingehalten werden. Die FMA hat die Bewilligung gemall Abs. 1 zu
entziehen, wenn eine der in Art. 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten
Voraussetzungen nicht mehr vorliegt.

§42.(1H)—-(5) ...

(6) Mit den Aufgaben der internen Revision ist eine eigene
Organisationseinheit im Kreditinstitut zu betrauen. Dies gilt jedoch nicht fiir
Kreditinstitute,

1.-3....

4. deren Bilanzsumme eine Milliarde Euro nicht iibersteigt und die einem
EU-Mutterkreditinstitut oder einem Mutterkreditinstitut in einem
Mitgliedstaat gemdll § 30 Abs. 1 Z 1 bis 6 nachgeordnet sind, wenn im
EU-Mutterkreditinstitut oder in einem Mutterkreditinstitut in einem
Mitgliedstaat eine eigene Organisationseinheit flir die interne Revision
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Vorgeschlagene Fassung

Mutterunternehmen haben der FMA unverziiglich schriftlich den Wegfall einer
oder mehrerer Voraussetzungen gemifl Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
und die Nichteinhaltung von in Bescheiden festgelegten Auflagen und
Bedingungen zur Sicherstellung dieser Voraussetzungen anzuzeigen und einen
Plan vorzulegen, aus dem hervorgeht, dass die vorgenannten Anforderungen
innerhalb eines angemessenen Zeitraumes wieder eingehalten werden. Die FMA
hat die Bewilligung gemidfl Abs. 1 zu entziehen, wenn eine der in Art. 7 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegt.

§30c. (1)~ (2) ...

4 ...

(5) Kreditinstitute, Wertpapierfirmen gemil Abs. 1 oder {ibergeordnete
Muttergesellschaften haben der FMA unverziiglich schriftlich den Wegfall einer
oder mehrerer Voraussetzungen gemif3 Art. 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
und die Nichteinhaltung von in Bescheiden festgelegten Auflagen und
Bedingungen zur Sicherstellung dieser Voraussetzungen anzuzeigen sowie einen
Plan vorzulegen, aus dem hervorgeht, dass die vorgenannten Anforderungen
innerhalb eines angemessenen Zeitraumes wieder eingehalten werden. Die FMA
hat die Bewilligung gemél Abs. 1 zu entzichen, wenn eine der in Art. 8 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegt.

§42.(1)—-(5) ...

(6) Mit den Aufgaben der internen Revision ist eine eigene
Organisationseinheit im Kreditinstitut zu betrauen. Dies gilt jedoch nicht fiir
Kreditinstitute,

1.-3....

4. deren Bilanzsumme eine Milliarde Euro nicht iibersteigt und die einem
EU-Mutterkreditinstitut oder einem Mutterkreditinstitut in einem
Mitgliedstaat gemdll § 30 Abs. 1 Z 1 bis 6 nachgeordnet sind, wenn im
EU-Mutterkreditinstitut oder in einem Mutterkreditinstitut in einem
Mitgliedstaat eine eigene Organisationseinheit flir die interne Revision
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Geltende Fassung
besteht, die unter jederzeitiger Beachtung von Abs. 2 ausgestattet und
organisiert ist und die Aufsichts- und Kontrollméglichkeiten von FMA
und Oesterreichischer Nationalbank hierdurch nicht beeintrdchtigt
werden.

@ ...

§ 44. (1) Die gepriiften Jahresabschliisse, Lageberichte, Konzernabschliisse
und Konzernlageberichte nach § 59 und § 59a sowie die Priifungsberichte iiber
die Jahresabschliisse, Lageberichte, Konzernabschliisse und Konzernlageberichte
nach § 59 und § 59a einschlieBlich der in § 63 Abs. 5 genannten Anlage zum
Priifungsbericht iiber den Jahresabschluss sind von den Kreditinstituten und den
Zweigstellen auslédndischer Kreditinstitute ldngstens innerhalb von sechs Monaten
nach Abschluss des Geschéiftsjahres der FMA und der Oesterreichischen
Nationalbank vorzulegen. Weiters haben die Kreditinstitute der FMA und der
Oesterreichischen Nationalbank ldngstens innerhalb von sechs Monaten nach
Abschluss des Geschiftsjahres die Daten der Jahresabschlisse und der
Konzernabschliisse nach § 59 und § 59a einschlieBlich der in § 63 Abs. 5
genannten Anlage zum Priifungsbericht sowie Angaben {iiber stille Reserven
elektronisch in standardisierter Form zu iibermitteln.

(2) Zweigstellen ausldndischer Kreditinstitute haben iiberdies die
Jahresabschliisse des ausldandischen Kreditinstitutes innerhalb von sechs Monaten
nach Abschluss des Geschéiftsjahres der FMA und der Oesterreichischen
Nationalbank zu iibermitteln.

(3) Zweigstellen von Kreditinstituten gemaf3 § 9 Abs.1 und Finanzinstituten
gemil § 11 Abs. 1 und § 13 Abs. 1, die Tétigkeiten nach § 1 Abs. 1 Z2 bis §, 11
und 15 bis 17 in Osterreich erbringen, haben den JahresabschluB, den
Lagebericht, gegebenenfalls den konsolidierten Jahresabschlufl und Lagebericht,
des Kredit- oder Finanzinstitutes innerhalb von sechs Monaten nach Abschluf3 des
Geschiftsjahres der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank zu
iibermitteln.

(4) Zweigstellen von Kreditinstituten geméfl § 9 Abs. 1 und Finanzinstituten
gemdl § 11 Abs. 1 und § 13 Abs. 1, die Tatigkeiten nach § 1 Abs. 1 Z 2 bis 8, 11
und 15 bis 17 in Osterreich erbringen, haben die folgenden Angaben gemiB Z 1
bis 4 durch Bankpriifer priifen zu lassen und den Bericht hieriiber einschlieSlich
der Anlage gemill § 63 Abs. 7 ldngstens innerhalb von sechs Monaten nach
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Vorgeschlagene Fassung
besteht, die unter jederzeitiger Beachtung von Abs. 2 ausgestattet und
organisiert ist und die Aufsichts- und Kontrollmoglichkeiten der FMA
hierdurch nicht beeintrachtigt werden.

™) ...

§ 44. (1) Die gepriiften Jahresabschliisse, Lageberichte, Konzernabschliisse
und Konzernlageberichte nach § 59 und § 59a sowie die Priifungsberichte iiber
die Jahresabschliisse, Lageberichte, Konzernabschliisse und Konzernlageberichte
nach § 59 und § 59a einschlieflich der in § 63 Abs. 5 genannten Anlage zum
Priifungsbericht iiber den Jahresabschluss sind von den Kreditinstituten und den
Zweigstellen auslidndischer Kreditinstitute ldngstens innerhalb von sechs Monaten
nach Abschluss des Geschiftsjahres der FMA vorzulegen. Weiters haben die
Kreditinstitute der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank ldngstens
innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Geschiftsjahres die Daten der
Jahresabschliisse und der Konzernabschliisse nach § 59 und § 59a einschlieBlich
der in § 63 Abs. 5 genannten Anlage zum Priifungsbericht sowie Angaben iiber
stille Reserven elektronisch in standardisierter Form zu iibermitteln.

(2) Zweigstellen ausldndischer Kreditinstitute haben iiberdies die
Jahresabschliisse des auslindischen Kreditinstitutes innerhalb von sechs Monaten
nach Abschluss des Geschéftsjahres der FMA zu iibermitteln.

(3) Zweigstellen von Kreditinstituten gemall § 9 Abs.1 und Finanzinstituten
gemil § 11 Abs. 1 und § 13 Abs. 1, die Tétigkeiten nach § 1 Abs. 1 Z 2 bis 8, 11
und 15 bis 17 in Osterreich erbringen, haben den JahresabschluB3, den
Lagebericht, gegebenenfalls den konsolidierten Jahresabschlufl und Lagebericht,
des Kredit- oder Finanzinstitutes innerhalb von sechs Monaten nach Abschluf} des
Geschiftsjahres der FMA zu iibermitteln.

(4) Zweigstellen von Kreditinstituten gemél § 9 Abs. 1 und Finanzinstituten
gemdll § 11 Abs. 1 und § 13 Abs. 1, die Tétigkeiten nach § 1 Abs. 1 Z 2 bis 8, 11
und 15 bis 17 in Osterreich erbringen, haben die folgenden Angaben gemiB Z 1
bis 4 durch Bankpriifer priifen zu lassen und den Bericht hieriiber einschlieBlich
der Anlage gemill § 63 Abs. 7 ldngstens innerhalb von sechs Monaten nach
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Geltende Fassung
Abschluss des Geschéftsjahres der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
zu libermitteln:

1.—4. ...
5)-@®)...
§63.(1)-(2) ...
(3) Werden vom Bankpriifer bei seiner Priifungstitigkeit Tatsachen
festgestellt, die
1. eine Berichtspflicht nach § 273 Abs. 2 UGB begriinden oder
2. die Erfiillbarkeit der Verpflichtungen des gepriiften Kreditinstituts fiir
gefahrdet oder
3. eine wesentliche Verschérfung der Risikolage oder

4. wesentliche Verletzungen dieses Bundesgesetzes, der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 oder sonstiger fiir die Bankenaufsicht mafBgebliche
gesetzliche oder sonstige Vorschriften oder Bescheide des
Bundesministers fiir Finanzen oder der FMA oder

5. wesentliche Bilanzposten oder auBerbilanzielle Positionen als nicht
werthaltig

erkennen lassen, hat er begriindete Zweifel an der Richtigkeit von Unterlagen
oder an der Vollstindigkeitserkldrung des Vorstandes oder erfolgt eine
Versagung oder eine Einschrankung des Bestitigungsvermerkes, so hat er iiber
diese Tatsachen unbeschadet § 273 Abs. 2 UGB mit Erlduterungen unverziiglich
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank schriftlich zu berichten. Stellt
der Bankpriifer sonstige Mingel, nicht besorgniserregende Verdnderungen der
Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur geringfligige
Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méangel und Verletzungen von
Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Bankpriifer der FMA und der
QOesterreichischen Nationalbank erst dann berichten, wenn das Kreditinstitut
nicht binnen einer angemessenen Frist, lingstens jedoch binnen drei Monaten, die
festgestellten Méngel behoben und dies dem Bankpriifer nachgewiesen hat. Zu
berichten ist auch dann, wenn die Geschiéftsleiter eine vom Bankpriifer geforderte
Auskunft innerhalb einer angemessenen Frist nicht ordnungsgemail erteilen. Von
einem Priifungsverband bestellte Bankpriifer haben Berichte nach diesem Absatz
iiber den Priifungsverband zu erstatten, der sie unverziiglich weiterzuleiten hat. In
Fillen, in denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Bankpriifer bestellt
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Vorgeschlagene Fassung
Abschluss des Geschiftsjahres der FMA zu iibermitteln:

1.—4. ...
(5)-(8) ...
§63. (1) (2) ...

(3) Werden vom Bankpriifer bei seiner Priifungstiatigkeit Tatsachen
festgestellt, die
1. eine Berichtspflicht nach § 273 Abs. 2 UGB begriinden oder

2. die Erfiillbarkeit der Verpflichtungen des gepriiften Kreditinstituts fiir
gefahrdet oder
3. eine wesentliche Verschérfung der Risikolage oder

4. wesentliche Verletzungen dieses Bundesgesetzes, der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 oder sonstiger fiir die Bankenaufsicht maligebliche
gesetzliche oder sonstige Vorschriften oder Bescheide des
Bundesministers fiir Finanzen oder der FMA oder

5. wesentliche Bilanzposten oder auBerbilanzielle Positionen als nicht
werthaltig

erkennen lassen, hat er begriindete Zweifel an der Richtigkeit von Unterlagen
oder an der Vollstandigkeitserklarung des Vorstandes oder erfolgt eine
Versagung oder eine Einschrankung des Bestitigungsvermerkes, so hat er iiber
diese Tatsachen unbeschadet § 273 Abs. 2 UGB mit Erlduterungen unverziiglich
der FMA schriftlich zu berichten. Stellt der Bankpriifer sonstige Miangel, nicht
besorgniserregende Verdnderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen
Situation oder nur geringfligige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die
Mingel und Verletzungen von Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der
Bankpriifer der FMA erst dann berichten, wenn das Kreditinstitut nicht binnen
einer angemessenen Frist, lingstens jedoch binnen drei Monaten, die
festgestellten Méngel behoben und dies dem Bankpriifer nachgewiesen hat. Zu
berichten ist auch dann, wenn die Geschéftsleiter eine vom Bankpriifer geforderte
Auskunft innerhalb einer angemessenen Frist nicht ordnungsgeméil erteilen. Von
einem Priifungsverband bestellte Bankpriifer haben Berichte nach diesem Absatz
iiber den Priifungsverband zu erstatten, der sie unverziiglich weiterzuleiten hat. In
Féllen, in denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Bankpriifer bestellt
wird, trifft die Berichtspflicht auch die nach § 88 Abs.7 WTBG namhaft
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wird, trifft die Berichtspflicht auch die nach § 88 Abs.7 WTBG namhaft
gemachten natiirlichen Personen. Unbeschadet der Verpflichtungen gemal3 § 273
Abs. 2 UGB ist ein Bericht nach diesem Absatz gleichzeitig mit der Ubermittlung
an die FMA und die Oesterreichische Nationalbank auch an den Aufsichtsrat
oder das sonst nach Gesetz oder Satzung zustindige Aufsichtsorgan des
Kreditinstitutes zu {ibermitteln.

(Ba)—(8) ...

§ 70. (1) In ihrem Zustdndigkeitsbereich als Bankenaufsichtsbehorde (§ 69
Abs.1 Z1 und 2) kann die FMA unbeschadet der ihr auf Grund anderer
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zustehenden Befugnisse jederzeit zur
Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Kreditinstitute-Verbiinde und der
Kreditinstitutsgruppen

1.-2a. ...

3. die Oesterreichische Nationalbank mit der Priifung von Kreditinstituts-
Verbiinden, Kreditinstituten, deren Zweigstellen und Repridsentanzen
auBerhalb Osterreichs, von Kreditinstituten, die gemiB § 5 Abs. 1 FKG
einer zusétzlichen Beaufsichtigung unterliegen sowie von Unternehmen
der  Kreditinstitutsgruppe  beaufiragen. Die  Kompetenz  der
Oesterreichischen Nationalbank zur Vor-Ort-Priifung im Bereich der
Bankenaufsicht und von Kreditinstituten oder Kreditinstitutsgruppen in
Finanzkonglomeraten erstreckt sich dabei umfassend auf die Priifung
aller Geschdftsfelder und aller Risikoarten. Die Oesterreichische
Nationalbank hat dafiir zu sorgen, dass sie tiber ausreichende personelle
und organisatorische Ressourcen zur Durchfiihrung der genannten
Priifungen verfiigt. Die FMA ist berechtigt, eigene Mitarbeiter an
Priifungen der Oesterreichischen Nationalbank teilnehmen zu lassen;

4. zur Prifung von Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe sowie von
Zweigstellen und Repridsentanzen in Mitgliedstaaten und in Drittldindern
gemil § 77 Abs.5 Z2 und 3 auch die zustindigen Behdrden des
Aufnahmestaates um die Vornahme der Priifung ersuchen, wenn dies
gegeniiber einer Priifung gemiBl Z 3 das Verfahren vereinfacht oder
beschleunigt oder wenn dies im Interesse der ZweckmaifBigkeit,
Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen ist; unter diesen
Voraussetzungen kann auch die Oesterreichische Nationalbank zur
Teilnahme an einer solchen Priifung verpflichtet werden und kénnen
eigene Mitarbeiter der FMA an einer solchen Priifung teilnehmen.
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gemachten natiirlichen Personen. Unbeschadet der Verpflichtungen gemaf3 § 273
Abs. 2 UGB ist ein Bericht nach diesem Absatz gleichzeitig mit der Ubermittlung
an die FMA auch an den Aufsichtsrat oder das sonst nach Gesetz oder Satzung
zustiandige Aufsichtsorgan des Kreditinstitutes zu {ibermitteln.

Ba)—(8) ...

§ 70. (1) In ihrem Zustiandigkeitsbereich als Bankenaufsichtsbehorde (§ 69
Abs.1 Z1 und 2) kann die FMA unbeschadet der ihr auf Grund anderer
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zustehenden Befugnisse jederzeit zur
Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Kreditinstitute-Verbiinde und der
Kreditinstitutsgruppen

1.-2a. ...

3. durch eigene Mitarbeiter Vor-Ort-Priifungen bei Kreditinstitute-
Verbiinden, Kreditinstituten, deren Zweigstellen und Reprédsentanzen
auBerhalb Osterreichs, von Kreditinstituten, die gemiB § 5 Abs. 1 FKG
einer zusdtzlichen Beaufsichtigung unterliegen sowie von Unternchmen
der Kreditinstitutsgruppe durchzufiihren;

4. zur Prifung von Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe sowie von
Zweigstellen und Repridsentanzen in Mitgliedstaaten und in Drittldindern
gemidll § 77 Abs.5 Z2 und 3 auch die zustindigen Behdrden des
Aufnahmestaates um die Vornahme der Priifung ersuchen, wenn dies
gegeniiber einer Priifung gemil Z 3 das Verfahren vereinfacht oder
beschleunigt oder wenn dies im Interesse der ZweckmaBigkeit,
Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen ist; unter diesen
Voraussetzungen konnen auch eigene Mitarbeiter der FMA an einer
solchen Priifung teilnehmen.
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(la) Stellt die Oesterreichische Nationalbank bei einer Vor-Ort-Priifung
fest, dass der gemdf Abs. 1 Z 3 oder 4 erteilte Priifungsauftrag zur Erreichung
des Priifungszwecks nicht ausreicht, so hat sie die FMA um die erforderlichen
Ergdnzungen zu ersuchen. Die FMA hat unverziiglich, ldngstens jedoch binnen
einer Woche entweder den Priifungsaufirag zu erweitern oder die Erweiterung
unter Angabe der Griinde abzulehnen.

(1b) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben fiir das jeweils
folgende Kalenderjahr ein Priifungsprogramm gemeinsam festzulegen. Das
Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1. die Priifung systemrelevanter Kreditinstitute,
. eine angemessene Priifungsfrequenz nicht systemrelevanter Institute,
. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,
. themenmaBige Priifungsschwerpunkte,

. die Nachpriifung der MaBnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter
Maingel; dabei sind insbesondere die Ergebnisse aus der Beaufsichtigung
gemdlB § 69 Abs. 2 und 3 zu beriicksichtigen.

Im Priifungsprogramm sind jeweils institutsbezogen die Priifungsschwerpunkte
sowie der Zeitpunkt des Priifungsbeginns festzulegen. Das Priifungsprogramm
hat auch eine Aufzidhlung jener Kreditinstitute zu enthalten, die einer verstirkten
Aufsicht unterzogen werden sollen. Auf Basis des § 69 Abs. 2 und 3 ist hierbei zu
entscheiden, ob eine Erhohung der Anzahl oder Héufigkeit der Vor-Ort-
Priifungen bei Kreditinstituten, eine zusdtzliche oder hdufigere Berichterstattung
durch das Kreditinstitut oder eine zusitzliche oder hiufigere Uberpriifung der
operativen oder strategischen Pline sowie der Geschéftsplidne der Kreditinstitute
ndtig sind. Stellt die Oesterreichische Nationalbank fest, dass zur Gewéhrleistung
der Kriterien gemafl Z 1 bis 5 eine Vor-Ort-Priifung erforderlich ist, die nicht im

[ I "NV I ]
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(1b) Die FMA hat fiir das jeweils folgende Kalenderjahr ein
Priifungsprogramm festzulegen. Das Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen
auf

. die Priifung systemrelevanter Kreditinstitute,

. eine angemessene Priifungsfrequenz nicht systemrelevanter Institute,
. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,

. themenmaBige Priifungsschwerpunkte,

. die Nachpriifung der MaBBnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter
Maingel; dabei sind insbesondere die Ergebnisse aus der Beaufsichtigung
gemifl § 69 Abs. 2 und 3 zu beriicksichtigen.

DN AW =

Im Priifungsprogramm sind jeweils institutsbezogen die Priifungsschwerpunkte
sowie der Zeitpunkt des Priifungsbeginns festzulegen. Das Priifungsprogramm
hat auch eine Aufzihlung jener Kreditinstitute zu enthalten, die einer verstirkten
Aufsicht unterzogen werden sollen. Auf Basis des § 69 Abs. 2 und 3 ist hierbei zu
entscheiden, ob eine Erhdhung der Anzahl oder Haufigkeit der Vor-Ort-
Priifungen bei Kreditinstituten, eine zusédtzliche oder haufigere Berichterstattung
durch das Kreditinstitut oder eine zusitzliche oder hiufigere Uberpriifung der
operativen oder strategischen Pline sowie der Geschiftsplane der Kreditinstitute
notig sind. Stellt die FMA fest, dass zur Gewéhrleistung der Kriterien gemif Z 1
bis 5 eine Vor-Ort-Priifung erforderlich ist, die nicht im Priifungsprogramm

gemeinsamen Priifungsprogramm festgelegt ist, so ist sie berechtigt und festgelegt ist, so ist sie berechtigt und verpflichtet, eine solche Vor-Ort-Priifung

verpflichtet, die FMA um die Erteilung eines zusdtzlichen Priifungsaufirags zu
ersuchen. Dieses Ersuchen hat einen inhaltlichen Vorschlag fiir den
Priifungsauftrag zu enthalten und hat jene Griinde anzufiihren, die eine
auflerplanmdfige Priifung im Sinne der Z 1 bis 5 rechtfertigen. Die FMA hat
unverziiglich, ldngstens jedoch binnen einer Woche entweder den
Priifungsauftrag zu erteilen oder diesen unter Angabe der Griinde abzulehnen.
Das Recht zur Erteilung von Priifungsauftrdigen der FMA gemdfs Abs. 1 Z 3 und 4
bleibt unberiihrt.

durchzufiihren.

¢e03I00/p9
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(Ic) Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt, auch ohne
Priifungsauftrag der FMA eine Vor-Ort-Prifung gemdfp Abs. 1 Z3 aus
makrodkonomischen  Griinden  durchzufiihren, wenn dadurch die im
Priifungsprogramm gemdf3 Abs. 1b festgelegten Priifungen oder sonstigen
Priifungsauftrige der FMA nicht beeintrdchtigt werden. Die Oesterreichische
Nationalbank hat zumindest zeitgleich mit Beginn einer solchen Priifung die FMA
davon zu verstindigen und dabei die Griinde fiir die Priifung darzulegen.

(1d) Die Oesterreichische Nationalbank hat den in Aussicht genommenen
Umfang der Priifung gemdfs Abs. Ic schriftlich festzulegen. Eine Ausfertigung
hiervon ist dem Kreditinstitut bei Priifungsbeginn durch die Priifer
auszuhdndigen. Im Fall der Verweigerung des Zutritts oder der sonstigen fiir die
Priifungsdurchfiihrung  erforderlichen  Mitwirkung durch das  gepriifte
Kreditinstitut hat die FMA auf Ersuchen der Oesterreichischen Nationalbank fiir
die Durchsetzung des schriftlich festgelegten Priifungsumfangs gemdfs § 22
FMABG zu sorgen.

(1e)— (10) ...
§ 70a. (1) ...

(2) Unbeschadet der auf Grund anderer Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes bestehenden Befugnisse kann die FMA gemdf3 § 70 Abs. 1 Z 3
die Oesterreichische Nationalbank beauftragen, alle gemidll Abs.1 vom
Kreditinstitut zu erteilenden Auskiinfte vor Ort einzuholen und erteilte Auskiinfte
nachzupriifen; § 70 Abs. 1 Z 3 dritter Satz und § 71 sind anzuwenden. Mit dieser
Prifung konnen auch die Bankpriifer, die zustindigen Priifungs- und
Revisionsverbdnde, Wirtschaftspriifer oder sonstige von der gemischten
Finanzholdinggesellschaft, der gemischten Mutterfinanzholdinggesellschaft oder
der gemischten Holdinggesellschaft unabhédngige Sachverstindige beauftragt
werden.

@-(05)...
§ 73a. Die FMA kann nach Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank
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(1c) Die Oesterreichische Nationalbank kann auf Basis eines Beschlusses
ihres Direktoriums der FMA Auftrdge zur Durchfiihrung einer Vor-Ort-Priifung
aus Griinden der Finanzmarktstabilitdt, aus makrookonomischen Griinden oder
im Krisenfall erteilen. Die Oesterreichische Nationalbank hat bei Erteilung des
Priifauftrages an die FMA die Griinde fiir die Priifung darzulegen

und den in Aussicht genommenen Umfang der Priifung schriftlich festzulegen.
Die FMA hat dem Priifungsauftrag der Oesterreichischen Nationalbank
unverziiglich nachzukommen oder diesen unter Angabe der Griinde abzulehnen,
wenn dadurch die im Priifungsprogramm gemdf3 Abs. 1b festgelegten Priifungen
oder sonstige Priifungen der FMA beeintrdchtigt werden wiirden oder die durch
den Priifauftrag angeforderten Daten der Osterreichischen Nationalbank gemdfs
$ 79 bereits zugdnglich sind oder unverziiglich zugdnglich gemacht werden
konnen. Stellt die Oesterreichische Nationalbank Gefahr in Verzug fest, ist in
einem solchen Fall eine Ablehnung des Priifungsauftrages der Oesterreichischen
Nationalbank unzuldssig und hat die FMA dem Priifungsauftrag jedenfalls
unverziiglich nachzukommen. Nach Durchfiihrung der Priifung hat die FMA die
Ergebnisse solcher Priifungen der Oesterreichischen Nationalbank unverziiglich
mitzuteilen.

(1e) - (10) ...
§ 70a. (1) ...

(2) Unbeschadet der auf Grund anderer Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes bestehenden Befugnisse kann die FMA alle geméd Abs. 1 vom
Kreditinstitut zu erteilenden Auskiinfte vor Ort einholen und erteilte Auskiinfte
nachpriifen; § 71 ist anzuwenden. Mit dieser Priifung koénnen auch die
Bankpriifer, die zustindigen Priifungs- und Revisionsverbinde, Wirtschaftspriifer
oder sonstige von der gemischten Finanzholdinggesellschaft, der gemischten
Mutterfinanzholdinggesellschaft oder der gemischten Holdinggesellschaft
unabhingige Sachverstindige beauftragt werden.

®-0)...
§ 73a. Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen,
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durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen, Ubermittlungen,
Unterrichtungen, das Zur-Kenntnis-Bringen und das Vorlegen gemal3 § 9 Abs. 5,
§ 10 Abs.2, 5 und 6, § 11 Abs. 3 letzter Satz, § 13 Abs. 3, § 20 Abs. 3, § 25
Abs. 5, § 28a Abs. 4, § 63 Abs. 1, § 70a Abs. 5, § 73 Abs. 1 Z 1 bis 18, Abs. la,
Abs. 1b, Abs. 2, Abs.3, Abs.4, Abs.4a und Abs.5 dieses Bundesgesetzes,
gemil § 12 Abs. 1 und § 21 Abs. 1 des Bundesgesetzes iiber die Sanierung und
Abwicklung von Banken — BaSAG, BGBI. I Nr. 98/2014, gemil3 § 2 Abs. 2 der
Miindelsicherheitsverordnung, BGBI. Nr. 650/1993 in der Fassung der
Verordnung BGBI. II Nr. 219/2003 sowie gemal3 Art. 143 Abs. 4, Art. 312 Abs. 1
und 3, Art. 363 Abs. 3, Art. 366 Abs. 5 und Art. 396 Abs. 1 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013, ausschlieBlich in elektronischer Form =zu erfolgen sowie
bestimmten  Gliederungen,  technischen = Mindestanforderungen  und
Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den
Grundsitzen der Wirtschaftlichkeit und ZweckméBigkeit zu orientieren und dafiir
zu sorgen, dass die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die
FMA und die OeNB gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht
beeintrachtigt werden. Weiters kann die FMA in dieser Verordnung Bankpriifern
fiir Bescheinigungen und Berichte gemifl § 63 Abs. Ic und § 63 Abs. 3 eine
fakultative Teilnahme an dem elektronischen System der Ubermittlung gemiB
dem ersten Satz ermdglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu
treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre
Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen Zeitraums im
System tber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.

§77.(1H-(5) ...

(6) Wird die FMA von einer zustdndigen Behorde eines Mitgliedstaates oder
eines Drittlandes gemi3 Abs. 5 Z2 oder 3 ersucht, dieser Behdrde vorliegende
Informationen iiber

1.-8. ...

jeweils mit Sitz im Inland, nachzupriifen, so ist sie erméchtigt, die Durchfithrung
der Priffung durch die zustdndige Behorde des Mitgliedstaates oder des
Drittlandes zu gestatten, andere Behdrden in Anwendung des § 72 Abs. 1 im
Wege der Amtshilfe darum zu ersuchen oder die Priifung der Oesterreichischen
Nationalbank bei Vorliegen der Voraussetzungen des §70 Abs.1 Z3 zu
tibertragen. § 71 1ist anzuwenden. Ferner konnen Wirtschaftspriifer, der
Bankpriifer, die zustindigen Priifungs- und Revisionsverbidnde oder sonstige vom
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Ubermittlungen, Unterrichtungen, das Zur-Kenntnis-Bringen und das Vorlegen
gemil § 9 Abs. 5, § 10 Abs. 2, 5und 6, § 11 Abs. 3 letzter Satz, § 13 Abs. 3, § 20
Abs. 3, § 25 Abs. 5, § 28a Abs. 4, § 63 Abs. 1, § 70a Abs. 5, § 73 Abs. 1 Z 1 bis
18, Abs. la, Abs. 1b, Abs.2, Abs.3, Abs.4, Abs.4a und Abs.5 dieses
Bundesgesetzes, gemdBl § 12 Abs. 1 und § 21 Abs. 1 des Bundesgesetzes {iber die
Sanierung und Abwicklung von Banken — BaSAG, BGBI. I Nr. 98/2014, gemal
§ 2 Abs. 2 der Miindelsicherheitsverordnung, BGBI. Nr. 650/1993 in der Fassung
der Verordnung BGBL. II Nr. 219/2003 sowie gemil3 Art. 143 Abs. 4, Art. 312
Abs. 1 und 3, Art.363 Abs.3, Art.366 Abs.5 und Art. 396 Abs.1 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, ausschlieBlich in elektronischer Form zu
erfolgen sowie bestimmten Gliederungen, technischen Mindestanforderungen und
Ubermittlungsmodalitéiten zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den
Grundsitzen der Wirtschaftlichkeit und ZweckméBigkeit zu orientieren und dafiir
zu sorgen, dass die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die
FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintriachtigt werden.
Weiters kann die FMA in dieser Verordnung Bankpriifern fiir Bescheinigungen
und Berichte gemal § 63 Abs. 1c und § 63 Abs. 3 eine fakultative Teilnahme an
dem elektronischen System der Ubermittlung gemidB dem ersten Satz
ermoglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich
die Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen
wihrend eines angemessenen Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und
Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren Einbringungsverantwortlichen
erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.

§77.(1H)-(5) ...

(6) Wird die FMA von einer zustandigen Behorde eines Mitgliedstaates oder
eines Drittlandes gemid3 Abs. 5 Z 2 oder 3 ersucht, dieser Behdrde vorliegende
Informationen iiber

1.-8. ...

jeweils mit Sitz im Inland, nachzupriifen, so ist sie erméchtigt, die Durchfithrung
der Priifung durch die zustindige Behorde des Mitgliedstaates oder des
Drittlandes zu gestatten, andere Behdrden in Anwendung des § 72 Abs. 1 im
Wege der Amtshilfe darum zu ersuchen oder die Priifung durch eigene Priifer
selbst durchzufiihren. § 71 ist anzuwenden. Ferner konnen Wirtschaftspriifer, der
Bankpriifer, die zustdndigen Priifungs- und Revisionsverbande oder sonstige vom
zu priiffenden Unternehmen unabhingige Sachverstindige mit der Priifung
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zu prifenden Unternehmen unabhédngige Sachverstindige mit der Priifung
beauftragt werden. Die Durchfiihrung der Priifung durch die zustindige Behorde
des Drittlandes darf nur zur Erfiillung der in Abs. 5 genannten Aufsichtsaufgaben
und unter Wahrung des Berufsgeheimnisses gestattet werden. Nimmt die
ersuchende Behorde die Priifung nicht selbst vor, darf sie auf eigenen Wunsch
dennoch bei der Priifung anwesend sein.

(6a) —(8) ...

§ 77a. (1) Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf gemeinsamen
Vorschlag der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank mit zustindigen
Behorden anderer Mitgliedstaaten und mit zustindigen Behorden von
Drittlindern gemal § 77 Abs. 5 Z 2 und 3, sofern der Informationsaustausch mit
diesen zustidndigen Behorden im Sinne des Art. 55 der Richtlinie 2013/36/EU,
unter der Bedingung eines Art.53 Abs.1 der Richtlinie 2013/36/EU
gleichwertigen Berufsgeheimnisses, der Erflillung von Aufsichtsaufgaben dieser
zustdndigen Behorden dient, Abkommen iiber die Vorgangsweise bei der
Zusammenarbeit mit der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben der Uberwachung und Beaufsichtigung der
Kreditinstitute gemél den §§ 69 bis 71 schlieBen, sofern der Bundesminister fiir
Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen gemiB Art. 66 Abs.2 B-VG
ermachtigt ist.

3)-@)...
§77b.(1)-(2) ...
(3) Vorbehaltlich der Entscheidung durch die FMA als konsolidierende
Aufsichtsbehorde konnen an einem Aufsichtskollegium teilnehmen:
1.-2. ...

3. die Oesterreichische Nationalbank und andere Zentralbanken der
Mitgliedstaaten gemdf Z 1 und 2;

4.—-5. ...
4)—(0) ...
§77d.(1)-(3) ...
(4) Die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Verpflichtungen von FMA

und Oesterreichischer Nationalbank zur Einstellung von Daten in die gemdf3 § 79
Abs. 3 von der Oesterreichischen Nationalbank zu unterhaltende gemeinsame
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beauftragt werden. Die Durchfiihrung der Priifung durch die zustindige Behorde
des Drittlandes darf nur zur Erfiillung der in Abs. 5 genannten Aufsichtsaufgaben
und unter Wahrung des Berufsgeheimnisses gestattet werden. Nimmt die
ersuchende Behorde die Priifung nicht selbst vor, darf sie auf eigenen Wunsch
dennoch bei der Priifung anwesend sein.

(6a) — (8) ...

§ 77a. (1) Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf Vorschlag der FMA
mit zustdndigen Behorden anderer Mitgliedstaaten und mit zustindigen Behorden
von Drittlindern gemil3 § 77 Abs. 5 Z 2 und 3, sofern der Informationsaustausch
mit diesen zustindigen Behorden im  Sinne des Art. 55 der
Richtlinie 2013/36/EU, unter der Bedingung eines Art.53 Abs.1 der
Richtlinie 2013/36/EU  gleichwertigen Berufsgeheimnisses, der Erfiillung von
Aufsichtsaufgaben dieser zustindigen Behorden dient, Abkommen iiber die
Vorgangsweise bei der Zusammenarbeit mit der FMA bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben der Uberwachung und Beaufsichtigung der Kreditinstitute gemiB
den §§ 69 bis 71 schlieBen, sofern der Bundesminister fiir Finanzen zum
Abschluss von Ubereinkommen gemif Art. 66 Abs. 2 B-VG ermichtigt ist.

3)-@4)...

§77b.(1)-(2) ...

(3) Vorbehaltlich der Entscheidung durch die FMA als konsolidierende
Aufsichtsbehorde konnen an einem Aufsichtskollegium teilnehmen:

1.—-2....
3. Zentralbanken der Mitgliedstaaten gemaBl Z 1 und 2;

4.-5. ...
4)—(6) ...
§77d. (1) (3) ...

(4) Die in gemdf3 § 79 Abs. 2 und 4 vorgesehenen Verpflichtungen von FMA
und Oesterreichischer Nationalbank zur gegenseitigen Ermoglichung des
automationsunterstiitzen jederzeitigen Zugriffs auf bestimmte Daten entfallen,
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Datenbank fiir bankaufsichtliche Analysen entfallen, soweit diese Daten in eine
im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus errichtete Datenbank der
Europiischen Zentralbank einzustellen sind und diese Daten sowohl der FMA als
auch der Oesterreichischen Nationalbank jederzeit zugédnglich sind.

§79. (1) Die Oesterreichische Nationalbank hat auf dem Gebiete des
Bankwesens dem Bundesminister fiir Finanzen und der FMA Beobachtungen und
Feststellungen grundsdtzlicher Art oder besonderer Bedeutung mitzuteilen und
auf Verlangen die erforderlich scheinenden sachlichen Aufklirungen zu geben
und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen sowie Gutachten zu erstatten.

(2) Soweit die Ubermittlung nicht gemdf3 § 73a erfolgt, sind alle Anzeigen
gemdfs § 20 und 73, Unterlagen gemdf3 § 44 Abs. I und 5, Meldungen gemif3 den
§§ 74 und 74a sowie Meldungen gemal Art. 99, 100, 101, 394, 415 und 430 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 binnen der dort genannten Fristen auch der
Oesterreichischen Nationalbank zu tibermitteln.

(3) Die Oesterreichische Nationalbank hat eine gemeinsame Datenbank fiir
bankaufsichtliche Analysen zu unterhalten und der FMA den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf folgende Daten zu erméglichen:

1. Daten geméal Abs. 2;
2. bankaufsichtsrelevante Daten auf Grund von Meldungen gemill §§ 44
bis 44b Nationalbankgesetz 1984 — NBG, BGBI. Nr. 50/1984;
3. bankaufsichtsrelevante Daten in anonymisierter Form auf Grund von
Meldungen nach dem Devisengesetz;
4. Analysedaten und —ergebnisse gemdfs Abs. 4a;
5. gemiBl § 8 Abs.2 des Sanktionengesetzes 2010 — SanktG, BGBI. I
Nr. 36/2010, ermittelte und verarbeitete institutsbezogene Daten;
6. Meldungen gemiB § 4a BaSAG.
Die Oesterreichische Nationalbank und die FMA sind beziiglich dieser
Datenbank gemeinsam fiir die Verarbeitung Verantwortliche gemdf; Art. 26 der
Verordnung (EU) 2016/679. Die Oesterreichische Nationalbank ist dariiber
hinaus Anlaufstelle fiir die betroffenen Personen gemdfs Art. 26 Abs. 1 letzter Satz
der Verordnung (EU) 2016/679.
(4) Die Oesterreichische Nationalbank
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soweit diese Daten in eine im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus
errichtete Datenbank der Europiischen Zentralbank einzustellen sind und diese
Daten sowohl der FMA als auch der Oesterreichischen Nationalbank jederzeit
zugénglich sind.

§79. (1) Meldungen geméaBl den §§ 74 und 74a sowie Meldungen gemal
Art. 99, 100, 101, 394, 415 und 430 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind
binnen der dort genannten Fristen auch der Oesterreichischen Nationalbank zu
tibermitteln.

(2) Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf folgende Daten zu ermdglichen:

1. Daten gemil Abs. I;

2. bankaufsichtsrelevante Daten auf Grund von Meldungen gemidfl §§ 44
bis 44b Nationalbankgesetz 1984 — NBG, BGBI. Nr. 50/1984;

3. bankaufsichtsrelevante Daten in anonymisierter Form auf Grund von
Meldungen nach dem Devisengesetz;

4. gemi3 § 8 Abs.2 des Sanktionengesetzes 2010 — SanktG, BGBI. 1
Nr. 36/2010, ermittelte und verarbeitete institutsbezogene Daten;

5. Meldungen gemiB § 4a BaSAG;

6. Meldungen gemdfs §39 des Betrieblichen Mitarbeiter- und
Selbstdndigenvorsorgegesetzes — BMSVG, BGBI. I Nr. 100/2002;

7. Meldungen gemdf3 § 14 FKG.
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hat ihr iibertragene Priifungen gemill § 70 Abs.1 Z3 und § 70a Abs. 2,
Gutachten im Rahmen der Bankaufsicht und Analysen gemdB Abs. 4a in eigener
Verantwortung und im eigenen Namen durchzufiihren. Die FMA hat sich
weitestmoglich auf die Priifungen, Gutachten und Analysen der Oesterreichischen
Nationalbank sowie die in die Datenbank nach Abs. 3 eingestellten Daten zu
stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei
denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit. Die
Oesterreichische Nationalbank hat die Ergebnisse der Priifungen der FMA
unverziiglich mitzuteilen; weiters hat sie Stellungnahmen des betroffenen
Kreditinstitutes unverziiglich der FMA zu iibermitteln. Die Priifungsfeststellungen
der  Qesterreichischen  Nationalbank  gelten  im Verfahren  als
Sachverstindigengutachten;,  die  Beauftragung  der  Oesterreichischen
Nationalbank gemdfy §70 Abs. 1 Z3 und § 70a Abs. 2 steht jedoch einer
allenfalls erforderlichen ergdinzenden Beweisaufnahme durch eigene Erhebungen
der FMA oder durch Wirtschaftspriifer und sonstige Sachverstindige nicht
entgegen. Die Oesterreichische Nationalbank ist erméachtigt, dem Bankpriifer des
betreffenden Kreditinstituts die erforderlichen Auskiinfte {iber das Ergebnis von
ihr durchgefiihrter Priifungen zu erteilen.

(4a) Die FMA hat alle relevanten Informationen aus ihrer
bankaufsichtlichen Tdtigkeit in die gemeinsame Datenbank einzustellen.
Relevante Informationen in diesem Sinn sind Daten gemdf3 § 77 Abs. 4,
bankaufsichtliche Daten gemdf3 § 14 FKG, Berichte der Staatskommissdre,
institutsbezogene Informationen aus ihrer AufSichtstdtigkeit nach dem FM-GwG,
Ermittlungsergebnisse und sonstige institutsbezogene Wahrnehmungen, soweit
sie den Zustindigkeitsbereich der FMA betreffen. Informationen, iiber die beide
Institutionen verfiigen, sind von der Qesterreichischen Nationalbank in die
gemeinsame Datenbank einzustellen. Die Oesterreichische Nationalbank hat die
Daten gemdf3 Abs. 3 und die sonstigen von ihr oder von der FMA eingestellten

aufsichtlichen Informationen einer laufenden gesamthaften Auswertung fiir
Zwecke der Bankaufsicht und zur Vorbereitung aufsichtsbehoérdlicher
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Vorgeschlagene Fassung

(3) Die FMA hat Priifungen gemifl § 70 Abs.1 Z3 und § 70a Abs. 2,
Gutachten im Rahmen der Bankaufsicht und Analysen gemifl Abs. 4a in eigener
Verantwortung und im eigenen Namen durchzufiihren. Die FMA hat sich dabei
weitestmdglich auf die von der Oesterreichischen Nationalbank nach Abs. 2 zur
Verfiigung gestellten Daten sowie die gutachterlichen Auferungen gemdifp § 74
Abs. 4 zu stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und Vollstindigkeit
verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder
Vollstandigkeit. Die FMA ist ermichtigt, dem Bankpriifer des betreffenden
Kreditinstituts die erforderlichen Auskiinfte {iber das Ergebnis von ihr
durchgefiihrter Priifungen zu erteilen.

(4) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf folgende Daten zu ermoglichen:

1. Anzeigen gemdf3 § 10 Abs. 2 Z 1, 3 und 4, § 28a Abs. 4, § 63 Abs. 1, § 73
Abs. 1 Z 1 bis 6, 8 bis 11 und 13, § 73 Abs. la Z 1 und 2, § 73 Abs. 1b
Z1bis4und§ 73 Abs. 2 Z 1 bis 6, § 73 Abs. 3,

2. Mitteilungen gemdfs § 114 Abs. 1 BaSAG, und
3. Anzeigen gemdf3 § 16 Abs. 10 und § 18 Abs. 1 SpG.

(4a) Die FMA hat die Daten gemdfs Abs. 2 und die sonstigen ihr zur
Verfiigung stehenden aufsichtlichen Informationen einer laufenden gesamthaften
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Geltende Fassung

Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelbankanalyse). Alle Analyseergebnisse
und relevanten Informationen sind der FMA von der Oesterreichischen
Nationalbank zur Verfiigung zu stellen und haben deutliche Aussagen
dahingehend zu enthalten, ob eine wesentliche Verdnderung der Risikolage
vorliegt oder ob ein Verdacht auf Verletzung von bankaufsichtsrechtlichen
Bestimmungen besteht. Das Vorliegen einer wesentlichen Verdnderung der
Risikolage oder eines Verdachts auf Verletzung von bankaufsichtsrechtlichen
Bestimmungen ist der FMA unverziiglich mitzuteilen. Die Qesterreichische
Nationalbank hat auf Ersuchen der FMA  zusitzlich bestimmte
Einzelbankanalysen zu erstellen und zu iibermitteln sowie weitere Erlduterungen
zu den Analyseergebnissen zu geben. Die Oesterreichische Nationalbank ist zur
Auswertung der Einzelbankanalysedaten in einzel- und gesamtwirtschaftlicher
Hinsicht insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im Rahmen der
Finanzmarktstabilitét berechtigt. Alle von ihr durchgefiihrten Einzelbankanalysen
sind jedenfalls der FMA zur Verfiigung zu stellen. Eine statistische Auswertung
der Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum Ziel hat, durch die
Oesterreichische Nationalbank ist zulédssig.

4b)-(5) ...

(6) Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA auf deren Verlangen
gutachtliche Auferungen iiber die Zuldssigkeit und Richtigkeit von Netting-
Vereinbarungen zu erstatten. Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt,
hieriiber erforderliche Informationen und Unterlagen von den zustindigen
Behérden im Ausland einzuholen. Bestehen fiir die FMA auf Grund der
gutachtlichen Auferungen sowie der eingeholten Informationen oder anderer
Umstinde Zweifel an der Rechtswirksamkeit der Netting-Vereinbarung, so hat sie
dies dem Kreditinstitut mitzuteilen. Das Kreditinstitut hat eine Abschrift dieser
Mitteilung dem Kontrahenten zur Verfiigung zu stellen.

(7)-(8)...
§ 80.

(2) Vor der Erlassung von Verordnungen der FMA und des Bundesministers
fiir Finanzen auf Grund dieses Bundesgesetzes ist die Qesterreichische
Nationalbank anzuhdren.

§98.(1)—(5d) ...
(6) Bei Verletzung einer Verpflichtung geméf § 10 Abs. 5 iiber die Anzeige
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Vorgeschlagene Fassung

Auswertung fir Zwecke der Bankaufsicht und zur Vorbereitung
aufsichtsbehordlicher Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelbankanalyse).
Sie stellt der Oesterreichischen Nationalbank diese Daten und Analysen in
geeigneter Form laufend elektronisch zur Verfigung. Diese Daten dienen nicht
der Bewertung von FEinzelbankanalysen, sondern sind ausschlieflich fiir die
Zwecke gemdfs § 44b Abs. 1 Z 1 NBG zu verwenden. Wenn dies im Hinblick auf
die Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank im Zusammenhang mit dem
Eintritt eines Krisenfalls sowie zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach § 3 Abs. 5
BaSAG notwendig ist, hat die FMA auf Ersuchen zusétzlich bestimmte
Einzelbankanalysen zu erstellen und an die Oesterreichischen Nationalbank zu
ibermitteln sowie weitere Erlduterungen zu den Analyseergebnissen zu geben;
diesfalls ist die Oesterreichische Nationalbank zur Auswertung der erhaltenen
Einzelbankanalysedaten in einzel- und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht
insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im Zusammenhang mit Krisenfdllen
und im Rahmen der Finanzmarktstabilitit berechtigt. Eine statistische
Auswertung der Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum Ziel hat,
durch die Oesterreichische Nationalbank ist zuldssig.

(4b) - (5) ...

(7 —(8)...

§98.(1)—(5d) ...
(6) Bei Verletzung einer Verpflichtung gemél § 10 Abs. 5 iiber die Anzeige
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Geltende Fassung

von Anderungen der Bedingungen der Angaben nach § 10 Abs. 2 Z 2 bis 4 und
Abs.4 72, §10 Abs.6, §20 Abs.3, §73 Abs.1 Z1 hinsichtlich
Satzungsidnderungen, § 73 Abs. 1 Z4und 7, § 73 Abs. 1 Z 11 und 14 sowie § 73
Abs.2 hat die FMA von der Einleitung und Durchfilhrung eines
Verwaltungsstrafverfahrens abzusehen, wenn die nicht ordnungsgemal erstattete
Anzeige nachgeholt wurde, bevor die FMA oder die Oesterreichische
Nationalbank Kenntnis von dieser Ubertretung erlangt hat. Dies gilt auch fiir
Verfahren nach § 99d Abs. 1 und 2.

§99. (1) Wer
1.-17. ..

10. als Bankpriifer entgegen § 63 Abs. 3 von ihm festgestellte Tatsachen
oder begriindete Zweifel gemill § 63 Abs. 3 nicht unverziiglich, bei
kurzfristigen behebbaren, geringfiigigen Méngeln erst dann, wenn die
Bank die Méngel nicht binnen einer von ihm bestimmten Frist von
langstens drei Monaten behoben hat, mit Erlduterungen der FMA und der
Oesterreichischen Nationalbank schriftlich anzeigt oder es nicht anzeigt,
wenn die Geschéftsleiter eine von ihm geforderte Auskunft nicht
innerhalb der von ihm gesetzten Frist erteilen; dies gilt in Féllen, in
denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Bankpriifer bestellt wird,
auch fiir die nach § 88 Abs. 7 WTBG namhaft gemachten natiirlichen
Personen;

11.-18. ...

begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist von der FMA mit Geldstrafe bis zu
60 000 Euro, im Falle der Z 10 jedoch mit bis zu 100 000 Euro, zu bestrafen.

§107. (1) - (102) ...
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Vorgeschlagene Fassung

von Anderungen der Bedingungen der Angaben nach § 10 Abs. 2 Z 2 bis 4 und
Abs.4 Z2, §10 Abs.6, §20 Abs.3, §73 Abs.1 Z1 hinsichtlich
Satzungsanderungen, § 73 Abs. 1 Z4 und 7, § 73 Abs. 1 Z 11 und 14 sowie § 73
Abs.2 hat die FMA von der Einleitung und Durchfiihrung eines
Verwaltungsstrafverfahrens abzusehen, wenn die nicht ordnungsgemél erstattete
Anzeige nachgeholt wurde, bevor die FMA Kenntnis von dieser Ubertretung
erlangt hat. Dies gilt auch fiir Verfahren nach § 99d Abs. 1 und 2.

§99. (1) Wer
1.-7. ...

10. als Bankpriifer entgegen § 63 Abs. 3 von ihm festgestellte Tatsachen
oder begriindete Zweifel gemill § 63 Abs. 3 nicht unverziiglich, bei
kurzfristigen behebbaren, geringfligigen Méngeln erst dann, wenn die
Bank die Méngel nicht binnen einer von ihm bestimmten Frist von
langstens drei Monaten behoben hat, mit Erlduterungen der FMA
schriftlich anzeigt oder es nicht anzeigt, wenn die Geschiftsleiter eine
von ihm geforderte Auskunft nicht innerhalb der von ihm gesetzten Frist
erteilen; dies gilt in Fillen, in denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft
als Bankpriifer bestellt wird, auch fiir die nach § 88 Abs.7 WTBG
namhaft gemachten natiirlichen Personen;

11.-18. ...

begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist von der FMA mit Geldstrafe bis zu
60 000 Euro, im Falle der Z 10 jedoch mit bis zu 100 000 Euro, zu bestrafen.

§107. (1) - (102) ...

(103) § 4 Abs. 6, § 5 Abs. 2, § 21 Abs. 3 und 5, § 30b Abs. 5, § 30c Abs. 5,
S 42 Abs. 6 Z 4, § 44 Abs. 1 bis 4, § 63 Abs. 3, § 70 Abs. 1 Z 3 und 4, Abs. 1b und
Ic, § 70a Abs. 2, § 73a, § 77 Abs. 6, § 77a Abs. 1, § 77b Abs. 3 Z 1, § 77d Abs. 4,
S 79 Abs. I bis 4a, § 98 Abs. 6, § 99 Abs. 1 Z 10 sowie Z 9 der Anlage zu § 25 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jdnner 2020
in Kraft. § 3 Abs. 8 und 9, § 21 Abs. la, § 21a Abs. 2, § 30b Abs. 3, § 30c Abs. 3,
§ 70 Abs. la und 1d, § 79 Abs. 6, § 80 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2019
aufser Kraft.

(uoisio A\ e E1ssemUBREEHEN LB MEBEYRIEUNNBIS OHDN KOSV TBTBET -NS/0T

@8TI0B/ST9


Gerha
Notiz
Die Novellierung von Z 9 der Anlage zu § 25 fehlt hier (vgl. Art. 2 Z 34)


e ABrusWwe [ed Mmm

Geltende Fassung

Artikel 3

Anderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und
Selbstéindigenvorsorgegesetzes

§28.(1) ...

(2) Die Finanzmarktaufsichtsbehorde (FMA) kann friihestens drei Jahre
nach Inkrafitreten dieses Bundesgesetzes und nach Anhorung der
Oesterreichischen Nationalbank eine Verordnung erlassen, mit der

1.-2. ...

@3) ...

§39.(D-2) ...

(3) Die FMA hat die Gliederung der Quartalsausweise durch Verordnung
festzusetzen; bei Erlassung dieser Verordnung hat sie auf das volkswirtschaftliche
Interesse an einem funktionsfahigen BV-Kassenwesen Bedacht zu nehmen. Sie is¢
ermdichtigt, durch Verordnung auf die Ubermittlung nach Abs.1 an sie zu
verzichten. Verordnungen der FMA nach diesem Absatz erfordern die
Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen.

@) -(5)...
§73.(1)— (34) ...
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Vorgeschlagene Fassung

Artikel 3

Anderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und
Selbstindigenvorsorgegesetzes

§28.(1) ...
(2) Die Finanzmarktaufsichtsbehdrde (FMA) kann eine Verordnung
erlassen, mit der

1.-2....

@3) ...

§39.(D-(2) ...

(3) Die FMA hat die Gliederung der Quartalsausweise durch Verordnung
festzusetzen; bei Erlassung dieser Verordnung hat sie auf das volkswirtschaftliche
Interesse an einem funktionsfihigen BV-Kassenwesen Bedacht zu nehmen. Die
FMA kann, soweit sie dadurch in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem
oder anderen Bundesgesetzen nicht beeintrdchtigt wird, durch Verordnung
vorsehen, dass die Ubermittlung der Meldungen gemdf3 Abs. 1 ausschlieflich an
die Oesterreichische Nationalbank erfolgt. Verordnungen der FMA nach diesem
Absatz erfordern die Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen.

4)—(5)...
§73. (1) (34) ..

(35) § 28 Abs. 2 und § 39 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. XXX/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Kraft.
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Geltende Fassung

Artikel 4
Anderung des Bundesgesetzes zur Schaffung einer Abbaueinheit

Das Bundesgesetz zur Schaffung einer Abbaueinheit — GSA, BGBI. 1
Nr. 51/2014, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird
wie folgt gedndert:

§3.(H-3)...

(4) Zur Erfilllung ihrer Aufgabe kann die Abbaueinheit Bank- und
Leasinggeschéfte betreiben, Beteiligungsankdufe- und -verkdufe vornehmen
sowie Hilfsgeschifte erbringen, sofern die Erbringung dieser Geschifte der
Aufgabenerfiillung unmittelbar oder mittelbar dient. Die Bestimmungen des
BWG, mit Ausnahme von § 3 4bs. 9, §5 Abs. 1 Z 6-13, § 28a, § 38, § 41, § 42
Abs. 1 bis 5, §§ 43 bis 59a, § 65, §§ 66 und 67, 70 Abs. 1, Abs. 4 Z 1 und 2 und
Abs.7 bis 9, §73 Abs.1 Z2, 3, 6 hinsichtlich des Eintritts der
Zahlungsunfahigkeit und 8, § 73a, § 75, § 76, §§ 77 und 77a, § 79, §§ 98 bis 99e,
§ 99g und §§ 101 und 101a BWG, sind auf die Abbaueinheit nicht anzuwenden.
Die Bestimmungen des Pfandbriefgesetzes — PfandbriefG, dRGBI. 1492/1927,
sind anzuwenden. Die Bestimmungen des Finanzmarkt-Geldwischegesetzes —
FM-GwG, BGBI. I Nr. 118/2016, sind auf die Abbaueinheit anzuwenden.

35— ...

§ 8. Die FMA hat die Einhaltung der §§ 5 Abs. 1 Z 6 bis 13, 28a, 38, 41 und
73 Abs. 1 Z 2,7 3, Z 6 hinsichtlich des Eintritts der Zahlungsunfahigkeit und Z 8
BWG zu iiberwachen; zu diesem Zweck sind die §§ 3 Abs. 9 und 70 Abs. 1,
Abs.4 Z 1 und 2 und Abs. 7 bis 9 sowie die §§ 79, 98 bis 99¢, 99g und § 101a
BWG sinngemil3 anzuwenden. Die FMA hat die Einhaltung des FM-GwG zu
iiberwachen.

§13.(1)-(3) ...
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Vorgeschlagene Fassung

Artikel 4
Anderung des Bundesgesetzes zur Schaffung einer Abbaueinheit

Das Bundesgesetz zur Schaffung einer Abbaueinheit — GSA, BGBI. 1
Nr. 51/2014, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/201x, wird
wie folgt gedndert:

§3.(H-3)...

(4) Zur Erfillung ihrer Aufgabe kann die Abbaueinheit Bank- und
Leasinggeschéfte betreiben, Beteiligungsankdufe- und -verkdufe vornehmen
sowie Hilfsgeschifte erbringen, sofern die Erbringung dieser Geschéfte der
Aufgabenerfiillung unmittelbar oder mittelbar dient. Die Bestimmungen des
BWG, mit Ausnahme von § 5 Abs. 1 Z 6-13, § 28a, § 38, §41, § 42 Abs. 1 bis 5,
§§ 43 bis 59a, § 65, §§ 66 und 67, 70 Abs. 1, Abs.4 Z 1 und 2 und Abs. 7 bis 9,
§ 73 Abs. 1 Z2, 3, 6 hinsichtlich des Eintritts der Zahlungsunfdhigkeit und 8,
§ 73a, § 75, § 76, §§ 77 und 77a, § 79, §§ 98 bis 99e, § 99g und §§ 101 und 101a
BWG, sind auf die Abbaueinheit nicht anzuwenden. Die Bestimmungen des
Pfandbriefgesetzes — PfandbriefG, dRGBI. 1492/1927, sind anzuwenden. Die
Bestimmungen des Finanzmarkt-Geldwaschegesetzes — FM-GwG, BGBI. 1
Nr. 118/2016, sind auf die Abbaueinheit anzuwenden.

G- ...

§ 8. Die FMA hat die Einhaltung der §§ 5 Abs. 1 Z 6 bis 13, 28a, 38, 41 und
73 Abs. 1 Z 2,7 3, Z 6 hinsichtlich des Eintritts der Zahlungsunféhigkeit und Z 8
BWG zu iiberwachen; zu diesem Zweck sind § 70 Abs. 1, Abs. 4 Z 1 und 2 und
Abs. 7 bis 9 sowie die §§ 79, 98 bis 99¢, 99g und § 10la BWG sinngeméif
anzuwenden. Die FMA hat die Einhaltung des FM-GwG zu iiberwachen.

§13.(1)-(3) ...
(4) §3 Abs.4 und §8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. xxx/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Kraft.
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Geltende Fassung

Artikel 5
Anderung des E-Geldgesetzes 2010

§2.(H)-3)...

(4) § 25 Abs. 2 Z 4 findet in Bezug auf die Einhaltung des § 20 Abs. 3 Z 6
ZaDiG 2018 einschlieflich der mit dieser Bestimmung im Zusammenhang
stehenden Verfahren und Datenverarbeitungssysteme im Sinne des § 20 Abs. 3
Z4 ZaDiG 2018 derart Anwendung, dass Vor-Ort-Priifungen von der FMA
durchzufiihren sind. Abweichend von § 22 Abs.3 und §25 Abs. 3 dieses
Bundesgesetzes sind die §§ 70 Abs. la und 1b sowie 79 Abs.4 BWG
diesbeziiglich nicht anwendbar.

§11.(D-3) ...

(4) Erbringt ein E-Geld-Institut Zahlungsdienste, die weder mit der Ausgabe
von E-Geld noch mit den in §3 Abs.3 Z2 bis 5 genannten Tétigkeiten in
Verbindung stehen, und ist die Hohe des E-Geldumlaufs im Voraus nicht
bekannt, so hat die FMA nach Konsultation der Oesterreichischen Nationalbank
diesem E-Geld-Institut abweichend von Abs. 3 Z 2 auf Antrag zu gestatten, seine
Eigenmittel unter Zugrundelegung eines reprisentativen Anteils zu berechnen,
der typischerweise fiir die Ausgabe von E-Geld verwendet wird, sofern sich
dieser reprasentative Anteil auf der Grundlage historischer Daten nach
Uberzeugung der FMA mit hinreichender Sicherheit schitzen lisst. Kann ein E-
Geld-Institut nicht auf eine ausreichend lange Geschéftstitigkeit zuriickblicken,
so sind seine Eigenmittel abweichend von Abs. 3 Z 2 auf der Grundlage des aus
seinem Geschiftsplan hervorgehenden erwarteten E-Geld-Umlaufes zu
berechnen. Die FMA kann jedoch jederzeit eine Anpassung dieses
Geschiftsplanes an die tatsdchlichen Entwicklungen verlangen.

S-0 ...

§ 13. (1) Die § 20 Abs. 1 bis 4, §§ 21, 24 und 26 ZaDiG 2018 sowie die
§§ 36 und 42 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 Z 1 und 3 und Abs. 5 bis 7 BWG sind auf E-
Geld-Institute anzuwenden, wobei hinsichtlich § 20 Abs. 1, 2 und 4 ZaDiG 2018
sowohl auf die zahlungsdienstgeschéftlichen und zahlungsdienstbetrieblichen als
auch auf die E-Geld-geschéftlichen und E-Geld-betrieblichen Risiken Bedacht zu
nehmen ist; § 42 Abs.3 BWG ist mit der Mafigabe anzuwenden, dass das
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Vorgeschlagene Fassung

Artikel 5
Anderung des E-Geldgesetzes 2010

§2.(1)-(3)...

§11.(H-@3) ...

(4) Erbringt ein E-Geld-Institut Zahlungsdienste, die weder mit der Ausgabe
von E-Geld noch mit den in §3 Abs.3 Z2 bis 5 genannten Tétigkeiten in
Verbindung stehen, und ist die Hohe des E-Geldumlaufs im Voraus nicht
bekannt, so hat die FMA diesem E-Geld-Institut abweichend von Abs. 3 Z 2 auf
Antrag zu gestatten, seine Eigenmittel unter Zugrundelegung -eines
repriasentativen Anteils zu berechnen, der typischerweise fiir die Ausgabe von E-
Geld verwendet wird, sofern sich dieser repriasentative Anteil auf der Grundlage
historischer Daten nach Uberzeugung der FMA mit hinreichender Sicherheit
schitzen ldsst. Kann ein E-Geld-Institut nicht auf eine ausreichend lange
Geschiftstitigkeit zuriickblicken, so sind seine Eigenmittel abweichend von
Abs. 3 Z2 auf der Grundlage des aus seinem Geschiftsplan hervorgehenden
erwarteten E-Geld-Umlaufes zu berechnen. Die FMA kann jedoch jederzeit eine
Anpassung dieses Geschéftsplanes an die tatsdchlichen Entwicklungen verlangen.

&-0 ...

§ 13. (1) Die § 20 Abs. 1 bis 4, § 21 und § 24 ZaDiG 2018 sowie die §§ 36
und 42 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 Z 1 und 3 und Abs. 5 bis 7 BWG sind auf E-Geld-
Institute anzuwenden, wobei hinsichtlich § 20 Abs. 1, 2 und 4 ZaDiG 2018
sowohl auf die zahlungsdienstgeschéftlichen und zahlungsdienstbetrieblichen als
auch auf die E-Geld-geschéftlichen und E-Geld-betrieblichen Risiken Bedacht zu
nehmen ist; § 42 Abs.3 BWG ist mit der Maligabe anzuwenden, dass das
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Geltende Fassung
Erfordernis von mindestens zwei Geschéftsleitern nur dann gilt, wenn das E-
Geld-Institut auf Grund seiner Grofle und Organisation tatsdchlich mindestens
zwei Geschiftsleiter hat.

2)...

§14.(H-(2) ...

(3) Der Jahresabschluss und, soweit erforderlich, der Lagebericht oder der
Konzernabschluss und der Konzernlagebericht von E-Geld-Instituten sowie die
Beachtung des §3 Abs.3 und 4, des §4 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes in
Verbindung mit §9 Abs.1 Z 11 ZaDiG 2018, des §4 Abs.3 dieses
Bundesgesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Z 3 ZaDiG 2018, der §§ 7, 11, 12,
14 Abs. 1, 15, 16 Abs.2 und 20 sowie der sonstigen Vorschriften dieses
Bundesgesetzes, der §§ 20 bis 22 und 24 ZaDiG 2018, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2,
20 bis 24, 29 und 40 Abs. 1 des Finanzmarkt-Geldwéschegesetz — FM-GwG,
BGBI. I Nr. 118/2016 sowie der Verpflichtungen des E-Geld-Institutes gemif der
Verordnung (EU) 2015/847 sind von einem Abschlusspriifer zu priifen. Diese
Priifung umfasst die Organisationsstruktur und die Verwaltungs-, Rechnungs-
und Kontrollverfahren (§ 13 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit
§ 19 Abs. 1 ZaDiG), die die Geschiftsleiter im Hinblick auf die angefiihrten
Bestimmungen eingerichtet haben. Das Ergebnis dieser Priifung ist in einer
Anlage zum Priifungsbericht iiber den Jahresabschluss (aufsichtlicher
Priifungsbericht fiir E-Geld-Institute) darzustellen.

Das Ergebnis der Priifung {iber die Beachtung des § 3 Abs. 3 und 4 sowie der
§§ 11, 12 und 14 Abs.1 dieses Bundesgesetzes ist mit einer positiven
Zusicherung, das Ergebnis der Priifung iiber die Beachtung des § 4 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Z 11 ZaDiG 2018, des § 4 Abs. 3
dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Z 3 ZaDiG 2018, der §§ 7,
15, 16 Abs.2 und 20 dieses Bundesgesetzes, der §§20 bis 22 und 24
ZaDiG 2018, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2, 20 bis 24, 29 und 40 Abs. 1 FM-GwG
sowie der Verpflichtungen des E-Geld-Institutes gemiB3 der Verordnung (EU)
2015/847 zumindest mit einer negativen Zusicherung zu verbinden. Betreffend
die Priifung tiber die Beachtung sonstiger Vorschriften dieses Bundesgesetzes hat
der Abschlusspriifer wesentliche Wahrnehmungen zu berichten, die er im
Rahmen seiner Titigkeit festgestellt hat, auch wenn diese zu keiner
Berichtspflicht gemal § 27 Abs. 1 oder 2 fiihren.

Der gepriifte Jahresabschluss samt Anhang und Lagebericht sowie, soweit
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Erfordernis von mindestens zwei Geschéftsleitern nur dann gilt, wenn das E-
Geld-Institut auf Grund seiner Gréfe und Organisation tatsdchlich mindestens
zwei Geschéftsleiter hat.

2)...

§14.(H-(2) ...

(3) Der Jahresabschluss und, soweit erforderlich, der Lagebericht oder der
Konzernabschluss und der Konzernlagebericht von E-Geld-Instituten sowie die
Beachtung des §3 Abs.3 und 4, des §4 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes in
Verbindung mit §9 Abs.1 Z 11 ZaDiG 2018, des §4 Abs.3 dieses
Bundesgesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Z 3 ZaDiG 2018, der §§ 7, 11, 12,
14 Abs. 1, 15, 16 Abs.2 und 20 sowie der sonstigen Vorschriften dieses
Bundesgesetzes, der §§ 20 bis 22 und 24 ZaDiG 2018, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2,
20 bis 24, 29 und 40 Abs. | des Finanzmarkt-Geldwéschegesetz — FM-GwG,
BGBI. I Nr. 118/2016 sowie der Verpflichtungen des E-Geld-Institutes gemif der
Verordnung (EU) 2015/847 sind von einem Abschlusspriifer zu priifen. Diese
Priifung umfasst die Organisationsstruktur und die Verwaltungs-, Rechnungs-
und Kontrollverfahren (§ 13 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit
§ 19 Abs. 1 ZaDiG), die die Geschiftsleiter im Hinblick auf die angefiihrten
Bestimmungen eingerichtet haben. Das Ergebnis dieser Priifung ist in einer
Anlage zum Priiffungsbericht iber den Jahresabschluss (aufsichtlicher
Priifungsbericht fiir E-Geld-Institute) darzustellen.

(3a) Das Ergebnis der Priifung gemdfp Abs. 3 iiber die Beachtung des § 3
Abs. 3 und 4 sowie der §§ 11, 12 und 14 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes ist mit
einer positiven Zusicherung, das Ergebnis der Priifung iiber die Beachtung des
§4 Abs.1 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit §9 Abs.1 Z11
ZaDiG 2018, des § 4 Abs.3 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 10
Abs. 1 Z 3 ZaDiG 2018, der §§ 7, 15, 16 Abs. 2 und 20 dieses Bundesgesetzes,
der §§ 20 bis 22 und 24 ZaDiG 2018, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2, 20 bis 24, 29
und 40 Abs. 1 FM-GwG sowie der Verpflichtungen des E-Geld-Institutes geméaf
der Verordnung (EU) 2015/847 zumindest mit einer negativen Zusicherung zu
verbinden. Betreffend die Priifung iiber die Beachtung sonstiger Vorschriften
dieses Bundesgesetzes hat der Abschlusspriifer wesentliche Wahrnehmungen zu
berichten, die er im Rahmen seiner Tétigkeit festgestellt hat, auch wenn diese zu
keiner Berichtspflicht gemédf3 § 27 Abs. 1 oder 2 fiihren.

(3b) Der gepriifte Jahresabschluss samt Anhang und Lagebericht sowie,
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erforderlich, der Konzernabschluss samt Anhang und der Konzernlagebericht, der
Priifungsbericht des Abschlusspriifers und die Anlage zum Priifungsbericht sind
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank unter Anwendung der Fristen
des § 44 Abs. 1 BWG zu iibermitteln. Dieser Priifungsbericht samt Anlage ist den
Geschiftsleitern und den nach Gesetz oder Satzung bestehenden
Aufsichtsorganen des E-Geld-Instituts so zeitgerecht zu {ibermitteln, dass die
Vorlagefrist an die FMA und Oesterreichische Nationalbank eingehalten werden
kann. Die FMA kann Art der Ubermittlung, Form und Gliederung der Anlage
zum Priifungsbericht durch Verordnung festsetzen. Die FMA kann nach
Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank durch Verordnung vorschreiben,
dass eine elektronische Ubermittlung bestimmten Gliederungen und technischen
Mindestanforderungen zu entsprechen hat. Die FMA ist erméchtigt, durch
Verordnung vorzuschreiben, dass die elektronische Ubermittlung ausschlieBlich
an die Oesterreichische Nationalbank zu erfolgen hat, wenn dies aus Griinden der
Wirtschaftlichkeit zweckméBig ist, die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit
der Daten fir die FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht
beeintriachtigt werden.

@ -9 ...

(9) Zweigstellen auslidndischer E-Geld-Institute haben iberdies die
Jahresabschliisse des auslidndischen E-Geld-Institutes innerhalb von sechs
Monaten nach Abschluss des Geschiftsjahres der FMA und der
Oesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln. Zweigstellen auslédndischer E-
Geld-Institute haben {iberdies den Jahresabschluss und den konsolidierten
Abschluss des auslidndischen E-Geld-Institutes im ,, Amtsblatt zur Wiener
Zeitung™ oder in einem allgemein erhiltlichen Bekanntmachungsblatt zu
veroffentlichen. Der Lagebericht und der konsolidierte Lagebericht des
ausldndischen E-Geld-Institutes sind am Sitz der Zweigstelle fiir jedermann zur
Einsichtnahme bereitzuhalten. Der Bundesminister fiir Finanzen ist erméichtigt,
nach Anhorung der FMA mit Lé&ndern auBlerhalb des Europdischen
Wirtschaftsraumes auf Grundlage der Gegenseitigkeit Abkommen zu schlie3en,
die Zweigstellen auslandischer E-Geld-Institute von der Verpflichtung entbinden,
einen auf ihre eigene Tatigkeit bezogenen Jahresabschluss offen zu legen.

§22.(H-2) ...
(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur wirksamen
Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach MaBgabe dieses Bundesgesetzes eng
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soweit erforderlich, der Konzernabschluss samt Anhang und der
Konzernlagebericht, der Priifungsbericht des Abschlusspriifers und die Anlage
zum Priifungsbericht sind der FMA unter Anwendung der Fristen des § 44 Abs. 1
BWG zu ibermitteln. Dieser Priifungsbericht samt Anlage ist den
Geschiftsleitern und den nach Gesetz oder Satzung bestehenden
Aufsichtsorganen des E-Geld-Instituts so zeitgerecht zu iibermitteln, dass die
Vorlagefrist an die FMA eingehalten werden kann. Die FMA kann Art der
Ubermittlung, Form und Gliederung der Anlage zum Priifungsbericht durch
Verordnung festsetzen. Die FMA kann nach Anhoérung der Oesterreichischen
Nationalbank durch Verordnung vorschreiben, dass eine elektronische
Ubermittlung bestimmten Gliederungen und technischen Mindestanforderungen
zu entsprechen hat. Die FMA ist erméchtigt, durch Verordnung vorzuschreiben,
dass die elektronische Ubermittlung ausschlieBlich an die Oesterreichische
Nationalbank zu erfolgen hat, wenn dies aus Griinden der Wirtschaftlichkeit
zweckmalBig ist, die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die
FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrachtigt werden.

-9 ...

(9) Zweigstellen auslidndischer E-Geld-Institute haben iberdies die
Jahresabschliisse des ausldndischen E-Geld-Institutes innerhalb von sechs
Monaten nach Abschluss des Geschéftsjahres der FMA zu {iibermitteln.
Zweigstellen ausldndischer E-Geld-Institute haben iiberdies den Jahresabschluss
und den konsolidierten Abschluss des auslidndischen E-Geld-Institutes im
»Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ oder in einem allgemein erhiltlichen
Bekanntmachungsblatt zu verdffentlichen. Der Lagebericht und der konsolidierte
Lagebericht des auslédndischen E-Geld-Institutes sind am Sitz der Zweigstelle fiir
jedermann zur Einsichtnahme bereitzuhalten. Der Bundesminister fiir Finanzen
ist ermédchtigt, nach Anhorung der FMA mit Lindern au8erhalb des Europdischen
Wirtschaftsraumes auf Grundlage der Gegenseitigkeit Abkommen zu schliefen,
die Zweigstellen ausldndischer E-Geld-Institute von der Verpflichtung entbinden,
einen auf ihre eigene Tétigkeit bezogenen Jahresabschluss offen zu legen.

§22.(D-(2) ...
(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank Aaben zur wirksamen
Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach MaBgabe dieses Bundesgesetzes eng
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zusammen. § 79 BWG findet mit der Mal3igabe Anwendung, dass die dort fiir den
Bereich der Bankenaufsicht geregelten Aufgaben der Oesterreichischen
Nationalbank fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes fiir den Bereich der E-Geld-
Institutsaufsicht gelten und an die Stelle des Verweises auf' § 73 BWG ein Verweis
auf § 7 dieses Bundesgesetzes und an die Stelle des Verweises auf § 44 BWG ein

Verweis auf § 14 dieses Bundesgesetzes treten. An die Stelle des Verweises auf

§ 74 BWG tritt ein Verweis auf' § 26 ZaDiG 2018.

@) —-() ...
§23. (1) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank sind zur
Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne der

Verordnung (EU) 2016/679 erméchtigt, soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist; das sind:

1.—-12. ...

2)-3) ...

§ 24. Von der FMA oder der Oesterreichischen Nationalbank beauftragte
Sachverstindige unterliegen der Verschwiegenheitspflicht geméll § 14 Abs. 2
FMABG.

§25.(1) ...

(2) In Ausiibung der Zustdndigkeiten gemil Abs. 1 ist die FMA unbeschadet
der ihr auf Grund anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen zustehenden
Befugnisse jederzeit erméchtigt,

1.-3. ...

4. die CQOesterreichische Nationalbank mit der Priifung von E-Geld-
Instituten und deren Zweigstellen und Reprdisentanzen aufserhalb
Osterreichs zu beauftragen; die Kompetenz der Oesterreichischen
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zusammen zu arbeiten. § 79 Abs. 4a Satz 2 und 3 BWG ist mit der Mal3gabe
anzuwenden, dass die dort fiir den Bereich der Bankenaufsicht geregelten
Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Zwecke dieses
Bundesgesetzes fiir den Bereich der E-Geld-Institutsaufsicht gelten.

(3a) Die FMA hat Priifungen gemdf3 § 25 Abs. 2 Z 4, Gutachten im Rahmen
der E-Geld-Institutsaufsicht und Analysen gemdf3 Abs. 3 in eigener
Verantwortung und im eigenen Namen durchzufiihren. Die FMA hat sich dabei
weitestmoglich auf die von der QOesterreichischen Nationalbank nach § 26b
Abs. 7 zur Verfiigung gestellten Daten zu stiitzen und kann sich auf deren
Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel
an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit. Die FMA ist ermdchtigt, dem
Abschlusspriifer des betreffenden E-Geld-Instituts die erforderlichen Auskiinfte
tiber das Ergebnis von ihr durchgefiihrter Priifungen zu erteilen.

@) —-(6) ...

§ 23. (1) Die FMA ist zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im
Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 ermichtigt, soweit dies fiir die
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist; das
sind:

l.—-12. ...

2)-3) ...
§24. Von der FMA beauftragte Sachverstindige unterliegen der
Verschwiegenheitspflicht gemil § 14 Abs. 2 FMABG.

§25.(1) ...

(2) In Ausiibung der Zustdndigkeiten gemél Abs. 1 ist die FMA unbeschadet
der ihr auf Grund anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen zustehenden
Befugnisse jederzeit erméchtigt,

1.-3. ...
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Nationalbank zur Vor-Ort-Priifung im Bereich der Aufsicht iiber E-Geld-
Institute erstreckt sich dabei umfassend auf die Priifung aller
Geschdftsfelder und aller  Risikoarten; die  Oesterreichische
Nationalbank hat dafiir zu sorgen, dass sie tiber ausreichende personelle
und organisatorische Ressourcen zur Durchfiihrung der genannten
Priifungen verfiigt, die FMA ist berechtigt, eigene Mitarbeiter an
Priifungen der Oesterreichischen Nationalbank teilnehmen zu lassen;

5. zur Priifung von Zweigstellen und Reprisentanzen in Mitgliedstaaten
auch die Behorden des Aufnahmemitgliedstaates um die Vornahme der
Priifung zu ersuchen, wenn dies gegeniiber einer Priifung gemifl Z 4 das
Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies im Interesse der
ZweckmaBigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen
ist; unter diesen Voraussetzungen kann auch die Oesterreichische
Nationalbank zur Teilnahme an einer solchen Priifung verpflichtet
werden und konnen eigene Mitarbeiter der FMA an einer solchen
Priifung teilnehmen;

6. ...

(3) Bei einer Priifung geméll Abs. 2 Z 3 bis 5 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der
Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im
Ubrigen ist § 71 BWG anzuwenden. Hinsichtlich der Zusammenarbeit der FMA
mit der Oesterreichischen Nationalbank und der Vornahme von Priifungen durch
diese sind die §§ 70 Abs. la bis 1c und 79 BWG anzuwenden.

§ 26. (1) - (10) ...
(12

) Die FMA kann nach Anhérung der Oesterreichischen Nationalbank durch
Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und Ubermittlungen gemiB § 6
Abs.3, §7, §10 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 28 Abs. 1
ZaDiG 2018, § 15 dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit § 21 Abs. 3 und § 22
Abs. 1 ZaDiG 2018 und § 14 Abs. 7 ausschlieBlich in elektronischer Form zu
erfolgen sowie bestimmten Gliederungen, technischen Mindestanforderungen und
Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den
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4. durch eigene Mitarbeiter Vor-Ort-Priifungen bei E-Geld-Instituten und
deren Zweigstellen und Reprdsentanzen auflerhalb  Osterreichs
durchzufiihren;

5. zur Priifung von Zweigstellen und Repridsentanzen in Mitgliedstaaten
auch die Behorden des Aufnahmemitgliedstaates um die Vornahme der
Priifung zu ersuchen, wenn dies gegeniiber einer Priifung gemél Z 4 das
Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies im Interesse der
ZweckmaBigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen
ist; unter diesen Voraussetzungen kdnnen auch eigene Mitarbeiter der
FMA an einer solchen Priifung teilnehmen;

6. ...

(3) Bei einer Priifung gemal Abs. 2 Z 3 bis 5 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der
Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im
tibrigen sind die §§ 70 Abs. 1b und 1c und 71 BWG anzuwenden.

§26.(1)-(10) ...
Anzeigen

§26a. (1) Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die
Anzeigen und Ubermittlungen gemiB § 6 Abs. 3, § 7, § 10 dieses Bundesgesetzes
in Verbindung mit § 28 Abs. 1 ZaDiG 2018, § 15 dieses Bundesgesetzes in
Verbindung mit § 21 Abs.3 und § 22 Abs. 1 ZaDiG 2018 und § 14 Abs. 7
ausschlieBlich in elektronischer Form zu erfolgen sowie bestimmten
Gliederungen, technischen Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen
zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsdtzen der
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Grundsétzen der Wirtschaftlichkeit und ZweckmaiBigkeit zu orientieren und dafiir
zu sorgen, dass die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die
FMA wund die Oesterreichische Nationalbank gewdhrleistet bleibt und
Aufsichtsinteressen nicht beeintrachtigt werden. Weiters kann die FMA in dieser
Verordnung Abschlusspriifern fiir Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte
und Meldungen gemill § 14 Abs. 8 und § 27 Abs. 1, 2 und 3 eine fakultative
Teilnahme an dem elektronischen System der Ubermittlung gemiB dem ersten
Satz ermoglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass
sich die Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen
wihrend eines angemessenen Zeitraums im System iber die Richtigkeit und
Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren Einbringungsverantwortlichen
erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.
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Wirtschaftlichkeit und  Zweckmifigkeit zu orientieren ohne  dass
Aufsichtsinteressen beeintrachtigt werden. Weiters kann die FMA in dieser
Verordnung Abschlusspriifern fiir Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte
und Anzeigen gemdll § 14 Abs. 8 und §27 Abs. 1, 2 und 3 eine fakultative
Teilnahme an dem elektronischen System der Ubermittlung gemiB dem ersten
Satz ermdglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass
sich die Ubermittlungspflichtigen oder gegebenenfalls ihre
Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen Zeitraums im
System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Anzeigen und sonstigen Ubermittlungen
vergewissern konnen.

(2) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf Anzeigen gemdfp § 7 Abs. 1 Z 2, 3, 4, 10 und
$ 14 Abs. 7 zu erméglichen.

Meldewesen

§26b. (1) E-Geld-Institute haben unverziiglich nach Ablauf eines jeden
Kalendervierteljahres der FMA Meldungen entsprechend der in der Verordnung
gemdf3 Abs. 5 vorgesehenen Gliederung zu iibermitteln. Diese Meldungen haben
insbesondere Informationen zur Bilanz, zu Posten unter der Bilanz, zur Gewinn-
und Verlustrechnung und zu Pflichtangaben des Anhangs sowie Informationen,
die eine Beurteilung und Uberwachung der §§3 Abs.3 Z2,12 und 13
ermoglichen, zu enthalten.

(2) E-Geld-Institute haben unverziiglich nach Ablauf eines jeden
Kalendermonats der FMA Meldungen iiber die FEinhaltung des § 11 zu
tibermitteln. Diese Meldungen haben sowohl Angaben zur Kontrolle der
Einhaltung dieser Ordnungsnormen als auch die fiir ihre Herleitung
mafigeblichen Angaben zu umfassen.

(3) E-Geld-Institute haben der FMA unverziiglich nach Ablauf eines
Kalenderhalbjahres Meldungen iiber die unternehmensbezogenen Stammdaten zu
tibermitteln. Unabhdngig davon haben E-Geld-Institute jede Verdnderung von
Stammdaten unverziiglich zu iibermitteln. Die Meldung des Mitarbeiterstandes
hat nur zum Jahresultimo bis spdtestens 31. Janner des Folgejahres zu erfolgen.

(4) Die Oesterreichische Nationalbank hat zu den Meldungen gemdfs Abs. 2
und den hiezu erlassenen Verordnungen der FMA (Abs. 5) gutachtliche
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§ 27. (1) Stellt ein Abschlusspriifer, der den Jahresabschluss eines E-Geld-
Institutes im Sinne von § 3 Abs. 2 priift oder bei diesem eine sonstige gesetzlich
vorgeschriebene Tétigkeit ausiibt, Tatsachen fest, die eine Berichtspflicht gemal
§ 273 Abs.2 und 3 UGB begriinden, so hat er unverziiglich, spatestens
gleichzeitig, den gemal § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA
und der Oesterreichischen Nationalbank zu tibermitteln.

(2) Der Abschlusspriifer hat, auch wenn keine Berichtspflicht gemaf § 273
Abs. 2 und 3 UGB besteht, der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
sowie den Geschéftsleitern und dem nach Gesetz oder Satzung zustindigen
Aufsichtsorgan unverziiglich schriftlich mit Erlduterungen zu berichten, wenn er
bei seiner Priifungstatigkeit Tatsachen feststellt, die

1.—-5. ...

Stellt der Abschlusspriifer sonstige Mingel, nicht besorgniserregende
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Auflerungen zu erstatten.

(5) Die FMA hat die Gliederung der Meldungen gemdf den Abs. 1 bis 3
durch Verordnung festzusetzen. Die FMA hat dabei auf eine fiir die laufende
Beaufsichtigung von E-Geld-Instituten erforderliche aussagekriftige Ausweisung
zu achten. Die FMA kann durch Verordnung festlegen, dass einzelne Positionen
des Abs. 2 nur quartalsweise zu tibermitteln sind. Bei Erlassung dieser
Verordnung hat sie weiters auf das volkswirtschaftliche Interesse an einem
funktionsfiahigen Finanzmarkt und die Finanzmarktstabilitit Bedacht zu nehmen.
Die FMA kann, soweit sie dadurch in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach
diesem oder anderen Bundesgesetzen nicht beeintrdchtigt wird, durch
Verordnung vorsehen, dass die Ubermittlung der Meldungen gemdf; den Abs. 1
bis 3 ausschlieflich an die Oesterreichische Nationalbank erfolgt. Verordnungen
der FMA nach diesem Absatz bediirfen der Zustimmung des Bundesministers fiir
Finanzen.

(6) Die Meldungen gemdfs den Abs. 1 bis 3 sind in standardisierter Form
mittels elektronischer Ubermittlung zu erstatten. Die Ubermittlung hat
bestimmten, von der FMA nach Anhérung der Oesterreichischen Nationalbank
bekannt zu gebenden Mindestanforderungen zu entsprechen.

(7) Meldungen gemdf; Abs. 1 bis 3 an die FMA sind binnen der dort
genannten Fristen auch der Oesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln. Die
Oesterreichische  Nationalbank  hat der FMA  den  jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf diese Daten zu ermdglichen.

§ 27. (1) Stellt ein Abschlusspriifer, der den Jahresabschluss eines E-Geld-
Institutes im Sinne von § 3 Abs. 2 priift oder bei diesem eine sonstige gesetzlich
vorgeschriebene Tatigkeit ausiibt, Tatsachen fest, die eine Berichtspflicht geméal
§ 273 Abs.2 und 3 UGB begriinden, so hat er unverziiglich, spétestens
gleichzeitig, den gemal § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA
zu libermitteln.

(2) Der Abschlusspriifer hat, auch wenn keine Berichtspflicht gemaf § 273
Abs. 2 und 3 UGB besteht, der FMA sowie den Geschiéftsleitern und dem nach
Gesetz oder Satzung zustindigen Aufsichtsorgan unverziiglich schriftlich mit
Erlduterungen zu berichten, wenn er bei seiner Priifungstitigkeit Tatsachen
feststellt, die

1.-5....

Stellt der Abschlusspriifer sonstige Mingel, nicht besorgniserregende
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Verdnderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur
geringfiigige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méngel und
Verletzungen von Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Abschlusspriifer
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank erst dann berichten, wenn das
E-Geld-Institut nicht binnen einer angemessenen Frist, langstens jedoch binnen
drei Monaten, die festgestellten Miangel behoben und dies dem Abschlusspriifer
nachgewiesen hat. Zu berichten ist auch dann, wenn die Geschiftsleiter eine vom
Abschlusspriifer geforderte Auskunft innerhalb einer angemessenen Frist nicht
ordnungsgemal erteilen. In Fillen, in denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft
als Abschlusspriifer bestellt wird, trifft die Berichtspflicht auch die nach § 88
Abs. 7 WTBG namhaft gemachten natiirlichen Personen.

3)-05)...
§29.(1)—(2) ...
(4) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines E-Geld-Instituts gemil § 3
Abs. 2 oder einer Zweigstelle gemal3 § 10
I....

2. gegen eine Verpflichtung gemil3 § 11 dieses Bundesgesetzes oder gegen
§ 26 ZaDiG 2018 verstot oder

4. ...

begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist von der FMA hinsichtlich der Z 1 mit
Geldstrafe bis zu 100 000 Euro und hinsichtlich der Z 2, der Z 3 oder Z 4 mit
Geldstrafe bis zu 60 000 Euro zu bestrafen.

5)-(@0) ...

§33. (1) Die FMA kann die zustindige Behorde eines anderen
Mitgliedstaates um Zusammenarbeit bei einer Uberwachung oder einer
Uberpriifung vor Ort oder einer Ermittlung ersuchen. Erhilt die FMA ein
Ersuchen um eine Uberpriifung vor Ort oder eine Ermittlung, so hat sie im
Rahmen ihrer Befugnisse titig zu werden, indem sie

1. die Uberpriifungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder der
Oesterreichischen Nationalbank iibertrdgt oder

2.-3. ...
Q) ...

(3) Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf gemeinsamen Vorschlag der
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Vorgeschlagene Fassung

Verdnderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur
geringfiigige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méangel und
Verletzungen von Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Abschlusspriifer
der FMA erst dann berichten, wenn das E-Geld-Institut nicht binnen einer
angemessenen Frist, ldngstens jedoch binnen drei Monaten, die festgestellten
Mangel behoben und dies dem Abschlusspriifer nachgewiesen hat. Zu berichten
ist auch dann, wenn die Geschiftsleiter eine vom Abschlusspriifer geforderte
Auskunft innerhalb einer angemessenen Frist nicht ordnungsgemal$ erteilen. In
Féllen, in denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Abschlusspriifer bestellt
wird, trifft die Berichtspflicht auch die nach § 88 Abs.7 WTBG namhaft
gemachten natiirlichen Personen.

3)-05)...
§29.(1)—(2) ...
(4) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines E-Geld-Instituts gemif § 3
Abs. 2 oder einer Zweigstelle gemaf3 § 10
I....

2. gegen eine Verpflichtung gemil § 11 dieses Bundesgesetzes oder gegen
§ 26b verstoBt oder

4. ...

begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist von der FMA hinsichtlich der Z 1 mit
Geldstrafe bis zu 100 000 Euro und hinsichtlich der Z 2, der Z 3 oder Z 4 mit
Geldstrafe bis zu 60 000 Euro zu bestrafen.

5)-(@10) ...

§33. (1) Die FMA kann die zustindige Behorde eines anderen
Mitgliedstaates um Zusammenarbeit bei einer Uberwachung oder einer
Uberpriifung vor Ort oder einer Ermittlung ersuchen. Erhilt die FMA ein
Ersuchen um eine Uberpriifung vor Ort oder eine Ermittlung, so hat sie im
Rahmen ihrer Befugnisse tétig zu werden, indem sie

1. die Uberpriifungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder

2.-3....

2)...
(3) Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf Vorschlag der FMA folgende
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Geltende Fassung
FMA und der Oesterreichischen Nationalbank folgende Abkommen mit
zustandigen Behorden iiber die Vorgangsweise bei der Zusammenarbeit mit der
FMA und der Oesterreichischen Nationalbank bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben der Uberwachung und Beaufsichtigung der E-Geld-Institute schlieBen,
sofern der Bundesminister fiir Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen
gemil Art. 66 Abs. 2 B-VG ermichtigt ist:

1.-2. ...
§41. (1) 9) ...

Artikel 6

Anderung des Einlagensicherungs- und
Anlegerentschiadigungsgesetzes

§ 3. (1) Die FMA hat ein institutsbezogenes Sicherungssystem auf Antrag
als Einlagensicherungs- und Anlegerentschiddigungssystem anzuerkennen, wenn
das System

1.-4....

Die FMA hat hiezu ein Gutachten der Qesterreichischen Nationalbank
einzuholen.

2)-@3)...

§4. (1) Die FMA hat die Anerkennung eines institutsbezogenen
Sicherungssystems als Einlagensicherungs- und Anlegerentschddigungssystem in
den folgenden Fillen zu widerrufen:

1.-3....

Abweichend von Z 1 ist die FMA nicht verpflichtet, die Anerkennung eines
institutsbezogenen Sicherungssystems alleine deshalb zu widerrufen, weil der
Anteil der gedeckten Einlagen der Mitgliedsinstitute eines institutsbezogenen
Sicherungssystems aufgrund von Anderungen in der Zusammensetzung des
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Vorgeschlagene Fassung
Abkommen mit zustindigen Behoérden iiber die Vorgangsweise bei der
Zusammenarbeit mit der FMA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben der
Uberwachung und Beaufsichtigung der E-Geld-Institute schlieBen, sofern der
Bundesminister fiir Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen gemiB Art. 66
Abs. 2 B-VG ermichtigt ist:

1.-2....

§41.(1H)-(9) ...

(10) Die Eintrige zu § 26a und 26b im Inhaltsverzeichnis, §§ 11 Abs. 4, 13
Abs. 1, 14 Abs. 3, 3a und 3b, 14 Abs. 9, 22 Abs. 3 und 3a, 23 Abs. I und la, 24,
25 Abs. 2 Z 4 und 5 und Abs. 3, 26a, 26b, 27 Abs. 1 und 2, 29 Abs. 4 Z 2, 33
Abs. 1 Z 1 und Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. XXX/2019
treten am 1. Janner 2020 in Kraft. Die §§ 2 Abs. 4 und 26 Abs. 12 treten mit
Ablauf des 31. Dezember 2019 aufser Kraft.

Artikel 6

Anderung des Einlagensicherungs- und
Anlegerentschidigungsgesetzes

§ 3. (1) Die FMA hat ein institutsbezogenes Sicherungssystem auf Antrag
als Einlagensicherungs- und Anlegerentschidigungssystem anzuerkennen, wenn
das System

1.-4. ...

-3 ...

§4. (1) Die FMA hat die Anerkennung eines institutsbezogenen
Sicherungssystems als Einlagensicherungs- und Anlegerentschddigungssystem in
den folgenden Fallen zu widerrufen:

1.-3....
Abweichend von Z 1 ist die FMA nicht verpflichtet, die Anerkennung eines
institutsbezogenen Sicherungssystems alleine deshalb zu widerrufen, weil der
Anteil der gedeckten Einlagen der Mitgliedsinstitute eines institutsbezogenen
Sicherungssystems aufgrund von Anderungen in der Zusammensetzung des
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Geltende Fassung

institutsbezogenen Sicherungssystems oder der Erstattung von gedeckten
Einlagen nach diesem Bundesgesetz oder durch Anwendung des BaSAG oder der
Verordnung (EU) Nr. 806/2014unter den in § 3 Abs. 1 Z 4 festgelegten Wert fallt;
in diesen Féllen hat die betroffene Sicherungseinrichtung der FMA unverziiglich
alle Informationen zu erteilen, die die FMA fiir die Beurteilung der kiinftigen
Leistungsfahigkeit des institutsbezogenen Sicherungssystems als
Einlagensicherungs- und Anlegerentschidigungssystem bendtigt. Die FMA hat
hiezu ein Gutachten der Oesterreichischen Nationalbank einzuholen.

2-03)...
§5.(1) ...
(2) Die FMA hat die Einhaltung der Bestimmungen des 1. bis 3. Teils dieses

Bundesgesetzes durch Sicherungseinrichtungen zu iiberwachen. Die FMA ist zu
diesem Zweck jederzeit berechtigt:

1.-3....

4. die  Oesterreichische  Nationalbank mit der  Priifung  von
Sicherungseinrichtungen zu beaufiragen. Die Kompetenz zur Vor-Ort-
Priifung im Bereich der Aufsicht tiber Sicherungseinrichtungen erstreckt
sich dabei umfassend auf die Priifung aller Aufgaben der
Sicherungseinrichtungen nach diesem Bundesgesetz mit Ausnahme des
3. Teils. Die Oesterreichische Nationalbank hat dafiir zu sorgen, dass sie
tiber ausreichende personelle und organisatorische Ressourcen zur
Durchfiihrung der genannten Priifungen verfiigt;

5.—6....

@3) ...

(4) Stellt die Oesterreichische Nationalbank bei einer Vor-Ort-Priifung fest,
dass der gemdfs Abs.2 Z4 erteilte Priifauftrag zur Erreichung des
Priifungszwecks nicht ausreicht, so hat sie die FMA um die erforderlichen
Ergdnzungen zu ersuchen. Die FMA hat unverziiglich, ldngstens jedoch binnen
einer Woche entweder den Priifauftrag zu erweitern oder die Erweiterung unter
Angabe der Griinde abzulehnen.
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Vorgeschlagene Fassung

institutsbezogenen Sicherungssystems oder der Erstattung von gedeckten
Einlagen nach diesem Bundesgesetz oder durch Anwendung des BaSAG oder der
Verordnung (EU) Nr. 806/2014unter den in § 3 Abs. 1 Z 4 festgelegten Wert fallt;
in diesen Fillen hat die betroffene Sicherungseinrichtung der FMA unverziiglich
alle Informationen zu erteilen, die die FMA fiir die Beurteilung der kiinftigen
Leistungsfahigkeit des institutsbezogenen Sicherungssystems als
Einlagensicherungs- und Anlegerentschiadigungssystem benotigt.

2)-3)...
§5.(1) ...
(2) Die FMA hat die Einhaltung der Bestimmungen des 1. bis 3. Teils dieses

Bundesgesetzes durch Sicherungseinrichtungen zu iiberwachen. Die FMA ist zu
diesem Zweck jederzeit berechtigt:

1.-3....

4. durch eigene Priifer Vor-Ort-Priifungen bei Sicherungseinrichtungen
durchzufiithren; § 71 Abs. 1 bis 6 BWG findet mit der Mafigabe
Anwendung, dass sich die Vor-Ort-Priifungen anstatt auf Kreditinstitute
auf Sicherungseinrichtungen beziehen;

5.-6. ...
3) ...
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Geltende Fassung

(5) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben fiir das jeweils
folgende Kalenderjahr ein Priifprogramm gemeinsam festzulegen. Das
Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1.die Verpflichtungen der Sicherungseinrichtungen nach diesem
Bundesgesetz,

2. eine angemessene Priifungsfrequenz aller Sicherungseinrichtungen,
3. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,

4. die Nachpriifung der MaBBnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter
Maingel.

Im Priifungsprogramm sind jeweils die Priifungsschwerpunkte bezogen auf die
jeweilige Sicherungseinrichtung sowie der Zeitpunkt des Priifungsbeginns
festzulegen. Stellt die Oesterreichische Nationalbank fest, dass zur
Gewihrleistung der Kriterien geméll Z 1 bis 4 eine Vor-Ort-Priifung erforderlich
ist, die nicht im gemeinsamen Priifungsprogramm festgelegt ist, so ist sie
berechtigt und verpflichtet, die FMA um die Erteilung eines zusdtzlichen
Priifungsaufirags zu ersuchen. Dieses Ersuchen hat einen inhaltlichen Vorschlag
fiir den Priifungsauftrag zu enthalten und hat jene Griinde anzufiihren, die eine
aufserplanmdflige Prifung im Sinne der Z 1 bis 4 rechtfertigen. Die FMA hat
unverziiglich, ldngstens jedoch binnen einer Woche entweder den
Priifungsauftrag zu erteilen oder diesen unter Angabe der Griinde abzulehnen.
Das Recht zur Erteilung von Priifungsauftrigen der FMA gemdfs Abs. 2 Z 4 bleibt
unberiihrt.

(6) Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt, auch ohne
Priifungsauftrag der FMA eine Vor-Ort-Priifung gemdfs Abs.2 Z4 aus
makrodkonomischen  Griinden  durchzufiihren, wenn dadurch die im
Priifungsprogramm gemdf Abs. 5 festgelegten Priifungen oder sonstigen
Priifaufirdge der FMA nicht beeintrdichtigt werden. Die Oesterreichische
Nationalbank hat zumindest zeitgleich mit Beginn einer solchen Priifung die FMA
davon zu verstdndigen und dabei die Griinde fiir die Priifung darzulegen.

(7) Die Oesterreichische Nationalbank hat den in Aussicht genommenen
Umfang der Priifung gemdf; Abs. 6 schriftlich festzulegen. Eine Ausfertigung
hiervon ist der Sicherungseinrichtung bei Priifungsbeginn durch die Priifer
auszuhdndigen. Im Fall der Verweigerung des Zutritts oder der sonstigen fiir die
Priifungsdurchfiihrung  erforderlichen — Mitwirkung durch die  gepriifte
Sicherungseinrichtung hat die FMA auf Ersuchen der QOesterreichische
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Vorgeschlagene Fassung

(5) Die FMA hat fiir das jeweils folgende Kalenderjahr ein Priifprogramm
festzulegen. Das Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1.die Verpflichtungen der Sicherungseinrichtungen nach diesem
Bundesgesetz,

2. eine angemessene Priifungsfrequenz aller Sicherungseinrichtungen,

3. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,

4. die Nachpriifung der MaBBnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter
Mingel.

Im Priifungsprogramm sind jeweils die Priifungsschwerpunkte bezogen auf die
jeweilige Sicherungseinrichtung sowie der Zeitpunkt des Priifungsbeginns
festzulegen. Stellt die FMA fest, dass zur Gewihrleistung der Kriterien gemél Z 1
bis 4 eine Vor-Ort-Priifung erforderlich ist, die nicht im Prifungsprogramm
festgelegt ist, so ist sie berechtigt und verpflichtet, eine solche Vor-Ort-Priifung
durchzufiihren.

(6) Die Oesterreichische Nationalbank kann auf Basis eines Beschlusses
ihres Direktoriums der FMA Auftrdge zur Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen
aus Griinden der Finanzmarktstabilitdt, aus makroOkonomischen Griinden oder
im Krisenfall erteilen. Die Oesterreichische Nationalbank hat bei Erteilung des
Priifauftrages an die FMA die Griinde fiir die Priifung darzulegen

und den in Aussicht genommenen Umfang der Priifung schriftlich festzulegen.
Die FMA hat dem Priifungsaufirag der Oesterreichischen Nationalbank
unverziiglich nachzukommen oder diesen unter Angabe der Griinde abzulehnen,
wenn dadurch die im Priifungsprogramm gemdf3 Abs. 5 festgelegten Priifungen
oder sonstige Priifungen der FMA beeintrdchtigt werden wiirden oder die durch
den Priifaufirag angeforderten Daten der Osterreichischen Nationalbank
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Geltende Fassung
Nationalbank fiir die Durchsetzung des schriftlich festgelegten Priifungsumfangs
gemdfs § 22 FMABG zu sorgen.

(8) Die Oesterreichische Nationalbank hat die Ergebnisse der Priifungen
der FMA wunverziiglich mitzuteilen;, weiters hat sie Stellungnahmen der
betroffenen Sicherungseinrichtung unverziiglich der FMA mitzuteilen. Die
Priifungsfeststellungen der Oesterreichische Nationalbank gelten im Verfahren
als  Sachverstindigengutachten. Die Qesterreichische Nationalbank ist
ermdchtigt, dem Abschlusspriifer der betroffenen Sicherungseinrichtung die
erforderlichen Auskiinfte tiber das Ergebnis von ihr durchgefiihrter Priifungen zu
erteilen.

®-@11)...

§6.(1) ...

(2) Alle Anzeigen gemdfs § 34, Mitteilungen und Bestdtigungen gemdf § 39
Abs. 1, Berichte gemdfs § 17, der Geschdftsbericht gemdfs § 31, der
Rechenschaftsbericht gemdf § 32, Informationen gemdfs § 40 Abs. 1 sowie

Meldungen gemédB den §§ 33 und 54 Abs. I an die FMA sind binnen der dort
genannten Fristen auch der Oesterreichischen Nationalbank zu {ibermitteln.

(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank tauschen alle fiir die
Aufsicht iiber Sicherungseinrichtungen relevanten Daten, insbesondere solche
gemdfs Abs. 2, Analysedaten und —ergebnisse, Ergebnisse von Vor-Ort-Priifungen
gemdfs § 5 Abs. 8 sowie sonstige Wahrnehmungen gemdf3 Abs. 5, unverziiglich im
Wege der gemeinsamen Datenbank gemdf; § 79 Abs. 3 BWG aus. Die FMA und
die Oesterreichische Nationalbank haben jeweils alle relevanten Daten aus ihrer
Tditigkeit im Rahmen der Aufsicht iiber Sicherungseinrichtungen in die
gemeinsame Datenbank einzustellen. Informationen, iiber die beide Institutionen
verfiigen, sind von der QOesterreichischen Nationalbank in die gemeinsame
Datenbank einzustellen.

(4) Die Oesterreichische Nationalbank hat ihr im Rahmen der Aufsicht liber
die Einlagensicherung tiibertragene Vor-Ort-Priifungen gemiBl § 5 Abs.2 Z 4,
Gutachten und Analysen in eigener Verantwortung und im eigenen Namen
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Vorgeschlagene Fassung

gemdfs § 6 bereits zugdnglich sind oder unverziiglich zugdnglich gemacht werden
kénnen. Stellt die Oesterreichische Nationalbank Gefahr in Verzug fest, ist in
einem solchen Fall eine Ablehnung des Priifungsauftrages der Oesterreichischen
Nationalbank wunzuldssig und hat die FMA dem Priifungsauftrag jedenfalls
unverziiglich nachzukommen. Nach Durchfiihrung der Priifung hat die FMA die
Ergebnisse solcher Priifungen der Oesterreichischen Nationalbank unverziiglich
mitzuteilen.

9)—(11) ...
§6.(1) ...

(2) Meldungen gemiB § 33 an die FMA sind binnen der dort genannten
Fristen auch der Oesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln.

(3) Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf die Daten gemdf3 Abs. 2 zu ermoglichen. Die
FMA  hat der  QOesterreichischen  Nationalbank den  jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf Anzeigen gemdfs § 34 Z 7 zu erméglichen.

(4) Die FMA hat ihr im Rahmen der Aufsicht iiber die Einlagensicherung

iibertragene Vor-Ort-Priifungen gemil3 § 5 Abs. 2 Z 4, Gutachten und Analysen
in eigener Verantwortung und im eigenen Namen durchzufiihren. Die FMA hat
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Geltende Fassung
durchzufiihren. Die FMA hat sich weitestgehend auf die Priifungen, Gutachten
und Analysen der Oesterreichischen Nationalbank sowie auf die in die
gemeinsame Datenbank gemdfs Abs. 3 eingestellten Daten zu stiitzen und kann
sich auf deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie hat
begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstandigkeit.

(5) Die Oesterreichische Nationalbank hat die Daten gemal3 Abs. 2 und die
sonstigen von ihr oder von der FMA eingestellten aufsichtlichen Informationen
und Wahrnehmungen iiber Sicherungseinrichtungen einer laufenden gesamthaften
Auswertung fiir die Zwecke der Aufsicht iiber die Einlagensicherung und zur
Vorbereitung  aufsichtsbehordlicher  Ermittlungsverfahren zu  unterziehen
(Einzelanalyse). Alle Analyseergebnisse, relevante Informationen und sonstige
Wahrnehmungen iiber Sicherungseinrichtungen sind der FMA von der
Oesterreichischen Nationalbank zur Verfligung zu stellen und haben deutliche
Aussagen dahingehend zu enthalten, ob ein Verdacht auf Verletzung der
Bestimmungen  dieses  Bundesgesetzes  vorliegt. Die  Oesterreichische
Nationalbank hat auf Ersuchen der FMA zusdtzliche bestimmte Analysen zu
erstellen und zu ibermitteln sowie weitere FErlduterungen zu den
Analyseergebnissen zu geben. Die Oesterreichische Nationalbank ist zur
Auswertung der Finzelanalysedaten in einzel- und gesamtwirtschaftlicher
Hinsicht insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im Rahmen der
Finanzmarktstabilitdt berechtigt. Alle von ihr durchgefiihrten Einzelanalysen sind
Jjedenfalls der FMA zur Verfiigung zu stellen. Eine statistische Auswertung der
Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum Ziel hat, durch die
Oesterreichische Nationalbank ist zuléssig.

©-) ...
§22.(H)-(2) ...
(3) Die FMA hat auf Antrag einer Sicherungseinrichtung die Erhebung von

Sonderbeitrdgen von mehr als 0,5 vH der Summe der gedeckten Einlagen der
Mitgliedsinstitute zu bewilligen, falls

1.-3....
Die FMA hat hiezu ein Gutachten der Qesterreichischen Nationalbank
einzuholen.

(4) Die FMA kann auf Antrag eines Mitgliedsinstituts eine Stundung von
Sonderbeitrigen gewdhren, wenn die Zahlung dieser Sonderbeitrige eine
unzureichende Solvenz- oder Liquidititssituation beim antragstellenden
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Vorgeschlagene Fassung
sich dabei weitestgehend auf die von der Oesterreichischen Nationalbank nach
Abs. 3 zur Verfiigung gestellten Daten zu stiitzen und kann sich auf deren
Richtigkeit oder Vollsténdigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel
an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit.

(5) Die FMA hat die Daten gemdBl Abs.3 und die sonstigen ihr zur
Verfiigung stehenden aufsichtlichen Informationen und Wahrnehmungen iiber
Sicherungseinrichtungen einer laufenden gesamthaften Auswertung flir die
Zwecke der Aufsicht iber die Einlagensicherung und zur Vorbereitung
aufsichtsbehordlicher Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelanalyse). Wenn
dies im Hinblick auf die Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank im
Zusammenhang mit dem Eintritt eines Krisenfalls notwendig ist, hat die FMA auf
Ersuchen der OQOesterreichischen Nationalbank von ihr durchgefiihrte
Einzelanalysen der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfligung zu stellen
sowie zusdtzlich bestimmte FEinzelanalysen zu erstellen und an die
Oesterreichischen Nationalbank zu tibermitteln sowie weitere Erlduterungen zu
den Analyseergebnissen zu geben,; diesfalls ist die Oesterreichische Nationalbank
zur Auswertung der Einzelanalysedaten in einzel- und gesamtwirtschaftlicher
Hinsicht insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im Zusammenhang mit
Krisenfillen und im Rahmen der Finanzmarktstabilitit berechtigt. Eine
statistische Auswertung der Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum
Ziel hat, durch die Oesterreichische Nationalbank ist zulédssig.

©-0 ...

§22.(D-(2) ...

(3) Die FMA hat auf Antrag einer Sicherungseinrichtung die Erhebung von
Sonderbeitrigen von mehr als 0,5 vH der Summe der gedeckten Einlagen der
Mitgliedsinstitute zu bewilligen, falls

1.-3....

(4) Die FMA kann auf Antrag eines Mitgliedsinstituts eine Stundung von
Sonderbeitrdgen gewdhren, wenn die Zahlung dieser Sonderbeitrige eine
unzureichende Solvenz- oder Liquiditdtssituation beim antragstellenden
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Geltende Fassung
Mitgliedsinstitut zur Folge hitte. Die Stundung ist auf maximal sechs Monate zu
befristen, wobei eine Verldngerung der Frist auf Antrag des Mitgliedsinstituts
moglich ist. Sobald weder Solvenz noch Liquiditit weiter gefdhrdet sind, sind
gestundete Sonderbeitridge und anfallende Zinsen durch das Mitgliedsinstitut an
die Sicherungseinrichtung zu leisten. Die FMA hat hiezu ein Gutachten der
Oesterreichischen Nationalbank einzuholen.

6)—-() ...

§23.(1) ...

(2) Die Methode zur Ermittlung von Beitrdgen und Sonderbeitrdgen wird
von der Sicherungseinrichtung festgelegt und ist von der FMA zu bewilligen. Die
FMA hat hiezu ein Gutachten der Oesterreichischen Nationalbank einzuholen.
Die Methode kann vorsehen, dass Mitglieder eines institutsbezogenen
Sicherungssystems niedrigere Beitrdge entrichten miissen. Die Methode
beriicksichtigt Indikatoren fiir die Wahrscheinlichkeit des Scheiterns von
Mitgliedsinstituten und fiir das Risiko moglicher Verluste fiir die
Sicherungseinrichtung, falls es zu einem Sicherungsfall kommt. Die Methode
kann auch die Qualitdit und Quantitit von Posten der Bilanz und
Risikoindikatoren beriicksichtigen.

3)-0©)...

§30. (1) Die Sicherungseinrichtung eines als Einlagensicherungs- und
Anlegerentschidigungssystem anerkannten institutsbezogenenen
Sicherungssystem kann ihre verfiigbaren Finanzmittel fiir StiitzungsmafBnahmen
verwenden, wenn dies den Ausfall eines Mitgliedsinstituts verhindert und
folgende Voraussetzungen vorliegen:

1.—-7....
Die FMA hat hiezu ein Gutachten der Oesterreichischen Nationalbank
einzuholen. Vor der Anwendung von StitzungsmaBnahmen hat sich die
Sicherungseinrichtung des als Einlagensicherungs- und
Anlegerentschidigungssystem anerkannten institutsbezogenen Sicherungssystems
mit der FMA und der Abwicklungsbehorde iiber die Maflnahmen und Auflagen
fiir das zu stiitzende Mitgliedsinstitut abzustimmen.

2)-@) ...
§ 34a. Die FMA kann nach Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank
durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen, Meldungen, Ubermittlungen,
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Mitgliedsinstitut zur Folge hitte. Die Stundung ist auf maximal sechs Monate zu
befristen, wobei eine Verldngerung der Frist auf Antrag des Mitgliedsinstituts
moglich ist. Sobald weder Solvenz noch Liquiditdt weiter gefdhrdet sind, sind
gestundete Sonderbeitrdge und anfallende Zinsen durch das Mitgliedsinstitut an
die Sicherungseinrichtung zu leisten.

&)—-() ...

§23.(1) ...

(2) Die Methode zur Ermittlung von Beitrdgen und Sonderbeitrdgen wird
von der Sicherungseinrichtung festgelegt und ist von der FMA zu bewilligen. Die
Methode kann vorsehen, dass Mitglieder eines institutsbezogenen
Sicherungssystems niedrigere Beitrdge entrichten miissen. Die Methode
beriicksichtigt Indikatoren fiir die Wahrscheinlichkeit des Scheiterns von
Mitgliedsinstituten und fiir das Risiko moglicher Verluste fiir die
Sicherungseinrichtung, falls es zu einem Sicherungsfall kommt. Die Methode
kann auch die Qualitdit und Quantitit von Posten der Bilanz und
Risikoindikatoren beriicksichtigen.

3)-0)...

§30. (1) Die Sicherungseinrichtung eines als Einlagensicherungs- und
Anlegerentschidigungssystem anerkannten institutsbezogenenen
Sicherungssystem kann ihre verfiigbaren Finanzmittel fiir Stiitzungsmalinahmen
verwenden, wenn dies den Ausfall eines Mitgliedsinstituts verhindert und
folgende Voraussetzungen vorliegen:

1.—-7....
Vor der Anwendung von  Stitzungsmaflnahmen hat sich die
Sicherungseinrichtung des als Einlagensicherungs- und

Anlegerentschiadigungssystem anerkannten institutsbezogenen Sicherungssystems
mit der FMA und der Abwicklungsbehorde iiber die Mainahmen und Auflagen
fiir das zu stiitzende Mitgliedsinstitut abzustimmen.

2)-@4) ...
§ 34a. Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen,
Meldungen, Ubermittlungen, Unterrichtungen, das Zur-Kenntnis-Bringen und das
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Geltende Fassung

Unterrichtungen, das Zur-Kenntnis-Bringen und das Vorlegen gemal3 § 2 Abs. 6
erster Satz, §31 Abs.6 und §34 Abs.1 Z1 bis 13 dieses Bundesgesetzes
ausschlieBlich in elektronischer Form zu erfolgen sowie bestimmten
Gliederungen, technischen Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen
zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsitzen der
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit zu orientieren und dafiir zu sorgen, dass
die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die FMA und die
Oesterreichische Nationalbank gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht
beeintriachtigt werden. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen,
dass sich die Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre
Einbringungsverantwortlichen wihrend eines angemessenen Zeitraums im
System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern kénnen.

§61.(1)—(6) ...

Artikel 7
Anderung des Finanzkonglomerategesetzes

§14.(1H)-(3) ...

(4) Die zusitzlich beaufsichtigten Unternehmen haben Berichte nach Abs. 3
auch der Oesterreichischen Nationalbank zu {ibermitteln. Die Oesterreichische
Nationalbank hat zu den Meldungen der FMA gutachtliche Auferungen zu
erstatten.

(5) Die FMA hat die Meldefrist und die Gliederung der Quartalsberichte
durch Verordnung festzusetzen. Bei Erlassung dieser Verordnung hat sie auf die
Finanzmarktstabilitdt Bedacht zu nehmen. Sie ist erméchtigt, durch Verordnung
auf die Ubermittlung nach Abs.3 und 4 zu verzichten. Verordnungen nach
diesem Absatz bediirfen der Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen.

32 von 80

Vorgeschlagene Fassung

Vorlegen gemal § 2 Abs. 6 erster Satz, § 31 Abs. 6 und § 34 Abs. 1 Z 1 bis 13
dieses Bundesgesetzes ausschlieBlich in elektronischer Form zu erfolgen sowie
bestimmten Gliederungen, technischen = Mindestanforderungen  und
Ubermittlungsmodalitéiten zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den
Grundsédtzen der Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit zu orientieren und dafiir
zu sorgen, dass die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die
FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrichtigt werden.
Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die
Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen
wihrend eines angemessenen Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und
Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren Einbringungsverantwortlichen
erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.

§61.(1)—(6) ...

(7)§ 3 Abs. 1, §4 Abs. 1, § 5 Abs. 2 Z 4, Abs. 5 und 6, § 6 Abs. 2 bis 5, § 22
Abs. 3 und 4, §23 Abs. 2, §30 Abs.1 und §34a in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 treten mit 1. Jinner 2020 in Kraft. § 5
Abs. 4, 7 und 8 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 aufSer Kraft.

Artikel 7
Anderung des Finanzkonglomerategesetzes

§14.(1)-(3) ...
(4) Die zusitzlich beaufsichtigten Unternehmen haben Berichte nach Abs. 3
auch der Oesterreichischen Nationalbank zu libermitteln.

(5) Die FMA hat die Meldefrist und die Gliederung der Quartalsberichte
durch Verordnung festzusetzen. Sie kann dabei vorsehen, dass die Ubermittlung
der Meldungen gemdfs Abs. 3 und 4 ausschlieflich an die Oesterreichische
Nationalbank zu erfolgen hat, soweit sie dadurch in der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben nach diesem oder anderen Bundesgesetzen nicht beeintrdchtigt wird.
Bei Erlassung dieser Verordnung hat die FMA auf die Finanzmarktstabilitét
Bedacht zu nehmen. Die FMA ist ermichtigt, durch Verordnung auf die
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Geltende Fassung

§18.(1)—(11) ...

Artikel 8
Anderung des Finanzmarktaufsichtsbehordengesetzes

§2.(H)-(2) ...
(3) Zur Wertpapieraufsicht zdhlt die Wahrnehmung der behdrdlichen
Aufgaben und Befugnisse, die

1.-9....
10. im Rechnungslegungs-Kontrollgesetz — RL-KG, BGBI. I Nr. 21/2013,
11.-17. ...
geregelt und der FMA zugewiesen sind.

@H-0)...

(6) Unbeschadet § 70 Abs. 1b BWG hat die FMA fiir jeden der in den Abs. 1
bis 4 angefiihrten Aufsichtsbereiche jahrliche Priifungsschwerpunkte festzulegen
und diese auf ihrer Internetseite zu vertffentlichen; ebenso hat die FMA die
gemil §70 Abs.lb Z4 BWG gemeinsam mit der QOesterreichischen
Nationalbank im Rahmen des jéhrlichen Priifungsprogramms festgelegten
themenméaBigen Priifungsschwerpunkte auf ihrer Internetseite zu verdffentlichen.

§3.(1)...

(2) Die FMA hat bei ihrer Tatigkeit nach pflichtgeméd8em Ermessen alle
nach den Umstinden des Einzelfalls erforderlichen, zweckmiBigen und
angemessenen AufsichtsmaBBnahmen zu ergreifen. Sie hat dabei auf die Wahrung
der Finanzmarktstabilitit zu achten. Sie kann bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben die Priifungsberichte der Abschlusspriifer und Organe der ihrer
Aufsicht unterliegenden Unternehmen sowie die Priifungsberichte der
Oesterreichischen ~ Nationalbank ~ im  Rahmen  ihrer  gesetzlichen
Priifungsbefugnisse nach dem BWG zu Grunde legen, es sei denn, dass sie
begriindete Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstindigkeit dieser
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Ubermittlung nach Abs.3 und 4 zu verzichten. Verordnungen nach diesem
Absatz bediirfen der Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen.

§18.(1)—-(11) ...
(12) §14 Abs.4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Janner 2020 in Krafft.

Artikel 8
Anderung des Finanzmarktaufsichtsbehordengesetzes

§2.(H)-()...
(3) Zur Wertpapieraufsicht zihlt die Wahrnehmung der behdrdlichen
Aufgaben und Befugnisse, die

1.-9. ...
11-17. ...
geregelt und der FMA zugewiesen sind.
@H-0)...

(6) Unbeschadet § 70 Abs. 1b BWG hat die FMA fiir jeden der in den Abs. 1
bis 4 angefiihrten Aufsichtsbereiche jahrliche Priifungsschwerpunkte festzulegen
und diese auf ihrer Internetseite zu verdffentlichen; ebenso hat die FMA die
gemil § 70 Abs. Ib Z4 BWG im Rahmen des jihrlichen Priifungsprogramms
festgelegten themenmaBigen Priifungsschwerpunkte auf ihrer Internetseite zu
veroffentlichen.

§3.(1) ...

(2) Die FMA hat bei ihrer Tatigkeit nach pflichtgeméBem Ermessen alle
nach den Umstdnden des Einzelfalls erforderlichen, zweckmifligen und
angemessenen Aufsichtsmainahmen zu ergreifen. Sie hat dabei auf die Wahrung
der Finanzmarktstabilitit zu achten. Sie kann bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben die Priifungsberichte der Abschlusspriifer und Organe der ihrer
Aufsicht unterliegenden Unternehmen im Rahmen ihrer gesetzlichen
Priifungsbefugnisse nach dem BWG zu Grunde legen, es sei denn, dass sie
begriindete Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstindigkeit dieser
Priifungsberichte oder an der Fachkunde oder Sorgfalt der Priifer hat oder solche
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Geltende Fassung
Priifungsberichte oder an der Fachkunde oder Sorgfalt der Priifer hat oder solche
Zweifel bei entsprechender Sorgfalt hitte haben miissen. Gleiches gilt fiir die
Priifungsberichte der von der FMA selbst beauftragten Priifer hinsichtlich der
Priifungshandlungen gemif den in § 2 genannten Bundesgesetzen.

3-0 ...
§ 5. (1) Der Vorstand der FMA besteht aus zwei Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden auf Vorschlag der
Bundesregierung vom Bundesprisidenten bestellt; die Wiederbestellung ist
zuldssig. Die Funktionsperiode betréagt fiinf Jahre.

(3) Vor der Bestellung von Mitgliedern des Vorstandes hat der
Bundesminister fiir Finanzen eine Ausschreibung zu veranlassen; das
Stellenbesetzungsgesetz 1998, BGBL. I Nr. 26/1998, ist anzuwenden. Auf Grund
der Ergebnisse des Ausschreibungsverfahrens haben fiir den Vorschlag der
Bundesregierung gemifl Abs. 2 aus dem Kreis der Bewerber namhaft zu machen:
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Zweifel bei entsprechender Sorgfalt hitte haben miissen. Gleiches gilt fiir die
Priifungsberichte der von der FMA selbst beauftragten Priifer hinsichtlich der
Priifungshandlungen geméf den in § 2 genannten Bundesgesetzen.

B3-0 ...
§ 5. (1) Der Vorstand der FMA besteht aus einem Mitglied.

(2) Der Vorstand wird auf Vorschlag der Bundesregierung vom
Bundesprisidenten  bestellt; die  Wiederbestellung ist zuldssig. Die
Funktionsperiode betrégt fiinf Jahre.

(3) Vor der Bestellung des Vorstandes hat der Bundesminister fiir Finanzen
eine Ausschreibung zu veranlassen; das Stellenbesetzungsgesetz 1998, BGBI. I
Nr. 26/1998, ist anzuwenden. Auf Grund der Ergebnisse des
Ausschreibungsverfahrens hat der Bundesminister fiir Finanzen fir den
Vorschlag der Bundesregierung gemal3 Abs. 2 aus dem Kreis der Bewerber

1. Bei der Bestellung des ersten Vorstandes der FMA der Bundesminister fiir die Bestellung und Wiederbestellung des Vorstandes der FMA

fiir Finanzen und die Oesterreichische Nationalbank je eine Person,

2. bei jeder weiteren Bestellung von Mitgliedern des Vorstandes jene
Institution, die das Mitglied des Vorstandes namhaft gemacht hat, dessen
Funktionsbeendigung (§ 7 Abs. 1) die Bestellung eines neuen
Vorstandsmitglieds erfordert, eine Person.

Die Einbringung des Antrags zur Beschlussfassung der Bundesregierung iiber die
von ihr zur Bestellung vorzuschlagenden Personen obliegt dem Bundesminister
fiir Finanzen, dieser ist hinsichtlich des von der Oesterreichischen Nationalbank
namhaft gemachten Vorstandsmitglieds an den Vorschlag der Oesterreichischen
Nationalbank gebunden.

(4) Zu Mitgliedern des Vorstandes diirfen nur Personen bestellt werden, die
zumindest in einem der in § 2 genannten Aufsichtsbereiche fachkundig sind und
die nicht vom Wahlrecht in den Nationalrat ausgeschlossen sind. Sie diirfen ihre
Funktion nur hauptberuflich ausiiben.

§ 6. (1) Der Vorstand hat den gesamten Dienstbetrieb zu leiten und die
Geschifte der FMA zu fiihren. Der Vorstand vertritt die FMA gerichtlich und
auBlergerichtlich.

und bei einer Funktionsbeendigung (§ 7 Abs. 1), die die Bestellung eines neuen
Vorstands erfordert, eine Person

namhaft zu machen. Die Einbringung des Antrags zur Beschlussfassung der
Bundesregierung iiber die von ihr zur Bestellung vorzuschlagenden Person
obliegt dem Bundesminister fiir Finanzen.

(4) Zum Vorstand darf nur eine Person bestellt werden, die in allen der in
§ 2 genannten Aufsichtsbereiche fachkundig ist und die nicht vom Wahlrecht in
den Nationalrat ausgeschlossen ist. Der Vorstand darf seine Funktion nur
hauptberuflich ausiiben.

§ 6. (1) Der Vorstand hat den gesamten Dienstbetrieb zu leiten und die
Geschifte der FMA zu fiihren. Der Vorstand vertritt die FMA gerichtlich und
auflergerichtlich

1. in Fdllen, in denen die FMA ihre Aufgaben als Abwicklungsbehorde
gemdfs §3 Abs. 1 BaSAG erfiillt, gemeinsam mit dem Leiter der
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Geltende Fassung

2-Q@3)...

(4) Der Vorstand hat eine Compliance-Ordnung zu erstellen, die der
Genehmigung des Aufsichtsrates bedarf. In der Compliance-Ordnung sind
Richtlinien fiir die Vorgangsweise beim Abschluss von privaten Rechtsgeschiften
zwischen den Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie FMA-
Bediensteten einerseits mit den beaufsichtigten Instituten andererseits zu
erstellen.

) ...
§ 7. (1) Die Funktion eines Mitglieds des Vorstands der FMA endet
1.-3....

(2) Die beabsichtigte Zuriicklegung der Funktion ist vom betreffenden
Mitglied des Vorstandes dem Aufsichtsrat, dem Bundesminister fiir Finanzen und
der Oesterreichischen Nationalbank frithestmdglich unter Nennung der Griinde
schriftlich bekannt zu geben. Erteilt der Aufsichtsrat seine Zustimmung, so hat er
diese unverziiglich unter Angabe des Zeitpunkts der Wirksamkeit der
Zuriicklegung der Funktion des betreffenden Vorstandsmitglieds dem
Bundesminister fiir Finanzen und der Oesterreichischen Nationalbank schriftlich
mitzuteilen. Der Bundesminister fiir Finanzen hat die Bestellung eines neuen
Mitglieds des Vorstandes gemd § 5 zu veranlassen. Fiir den Fall, dass der
Funktionsantritt des neu bestellten Mitglieds des Vorstandes nach dem Zeitpunkt
des Ausscheidens des ehemaligen Mitglieds erfolgt, ist fiir die Dauer der Vakanz
ein geeignetes Ersatzmitglied vom Bundesminister fiir Finanzen auf Vorschlag
des Aufsichtsrates unverziiglich zu bestellen; §5 findet hierbei keine
Anwendung. Die vorstehenden Bestimmungen iiber die Bestellung eines neuen
Mitglieds des Vorstandes sowie flir die Bestellung eines Ersatzmitgliedes gelten
in gleicher Weise fiir den Fall der Abberufung geméf} Abs. 3.

(3) Der Bundesminister fiir Finanzen hat ein Mitglied des Vorstandes
abzuberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, wie insbesondere

35 von 80

Vorgeschlagene Fassung
Organisationseinheit gemdfy § 3 Abs. 3 BaSAG,

2. in allen anderen Fillen gemeinsam mit einem Exekutivdirektor.

In Abwesenheit des Vorstandes hat die Vertretung der FMA auf oberster
Leitungsebene in Fillen gemdfs Z 2 durch zwei Exekutivdirektoren gemeinsam
und in Fillen gemdfl Z 1 durch einen Exekutivdirektor und dem Leiter der
Organisationseinheit gemdf; § 3 Abs. 3 BaSAG gemeisam zu erfolgen.

2)-03)...

(4) Der Vorstand hat eine Compliance-Ordnung zu erstellen, die der
Genehmigung des Aufsichtsrates bedarf. In der Compliance-Ordnung sind
Richtlinien fiir die Vorgangsweise beim Abschluss von privaten Rechtsgeschéften
zwischen dem Vorstand, den Mitgliedern des Aufsichtsrates und FMA-
Bediensteten einerseits mit den beaufsichtigten Instituten andererseits zu
erstellen.

5) ...
§ 7. (1) Die Funktion des Vorstands der FMA endet
1.-3....

(2) Die beabsichtigte Zuriicklegung der Funktion ist vom Vorstand dem
Aufsichtsrat und dem Bundesminister flir Finanzen frithestmdglich unter
Nennung der Griinde schriftlich bekannt zu geben. Erteilt der Aufsichtsrat seine
Zustimmung, so hat er diese Zuriicklegung unverziiglich unter Angabe des
Zeitpunkts der Wirksamkeit der Zuriicklegung der Funktion des Vorstands dem
Bundesminister fiir Finanzen schriftlich mitzuteilen. Der Bundesminister fiir
Finanzen hat die Bestellung eines neuen Vorstandes gemill § 5 zu veranlassen.
Fiir den Fall, dass der Funktionsantritt des neu bestellten Vorstandes nach dem
Zeitpunkt des Ausscheidens des ehemaligen Vorstandes erfolgt, ist fiir die Dauer
der Vakanz ein geeigneter Ersatzvorstand vom Bundesminister fiir Finanzen auf
Vorschlag des Aufsichtsrates unverziiglich zu bestellen; § 5 findet hierbei keine
Anwendung. Die vorstehenden Bestimmungen {iber die Bestellung des
Vorstandes sowie fiir die Bestellung eines Ersatzvorstandes gelten in gleicher
Weise fiir den Fall der Abberufung geméf3 Abs. 3.

(3) Der Bundesminister fiir Finanzen hat den Vorstand abzuberufen, wenn
ein wichtiger Grund vorliegt, wie insbesondere
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Geltende Fassung
1. Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung oder

2. nachtrégliches Hervorkommen, dass eine Bestellungsvoraussetzung nicht
gegeben war, oder

3. grobe Pflichtverletzung oder

4. dauernde Dienstunfihigkeit oder wenn das betreffende Mitglied infolge
Krankheit, Unfall oder eines Gebrechens ldanger als ein halbes Jahr vom
Dienst abwesend ist oder

5. wenn trotz gemdB § 11 Abs.2 durchgefiihrter Aufsichtsmafinahmen
Pflichtverletzungen nicht oder nicht nachhaltig beseitigt wurden.

Der Bundesminister fiir Finanzen hat die Oesterreichische Nationalbank vor der
Abberufung eines von ihr namhaft gemachten Mitglieds anzuhdren; bei Gefahr in
Verzug ist jedoch unter gleichzeitiger Verstindigung der Oesterreichischen
Nationalbank das betreffende Mitglied des Vorstandes sofort abzuberufen.

§ 8. (1) Der Aufsichtsrat der FMA besteht aus dem Vorsitzenden, dem
Stellvertreter des Vorsitzenden, sechs weiteren Mitgliedern sowie zwei
kooptierten Mitgliedern. Der Vorsitzende, der Stellvertreter und die weiteren
Mitglieder des Aufsichtsrates, ausgenommen die kooptierten Mitglieder, sind vom
Bundesminister fiir Finanzen zu bestellen. Fiir die Funktion des Stellvertreters
des Vorsitzenden sowie dreier weiterer Mitglieder des Aufsichtsrates sind von der
Oesterreichischen Nationalbank Personen namhaft zu machen. Der Aufsichtsrat
hat zusdtzlich zwei von der Wirtschafiskammer Osterreich namhaft gemachte
Mitglieder zu kooptieren, denen jedoch kein Stimmrecht zukommt. Zu Mitgliedern
des Aufsichtsrates diirfen nur geeignete und zuverlissige Personen bestellt oder
kooptiert werden, die nicht vom Wahlrecht in den Nationalrat ausgeschlossen
sind.

2)...
(3) Die Funktion eines Mitglieds des Aufsichtsrates endet:
1.-3....

Im Fall der Z2 und 3 ist unverziiglich ein neues Mitglied fiir die Dauer der
restlichen Funktionsperiode des ausgeschiedenen Mitglieds zu bestellen oder zu
kooptieren; scheidet ein von der Oesterreichischen Nationalbank oder der
Wirtschafiskammer Osterreich namhaft gemachtes Mitglied vorzeitig aus seiner
Funktion aus, so haben diese unverziiglich ein neues Mitglied namhaft zu
machen.
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Vorgeschlagene Fassung
1. Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung oder

2. nachtrigliches Hervorkommen, dass eine Bestellungsvoraussetzung nicht
gegeben war, oder

3. grobe Pflichtverletzung oder

4. dauernde Dienstunfahigkeit oder wenn der Vorstand infolge Krankheit,
Unfall oder eines Gebrechens ldnger als ein halbes Jahr vom Dienst
abwesend ist oder

5. wenn trotz gemdBl § 11 Abs.2 durchgefiihrter Aufsichtsmalnahmen
Pflichtverletzungen nicht oder nicht nachhaltig beseitigt wurden.

§ 8. (1) Der Aufsichtsrat der FMA besteht aus dem Vorsitzenden, dem
Stellvertreter des Vorsitzenden wund vier weiteren Mitgliedern, die vom
Bundesminister fiir Finanzen zu bestellen sind. Zwei Mitglieder des
Aufsichtsrates sind von der Oesterreichischen Nationalbank namhaft zu machen.
Zwei der Mitglieder des Aufsichtsrates, die nicht aufgrund des
Nominierungsrechtes der Qesterreichischen Nationalbank dem Aufsichtsrat
angehdren, haben unabhdngig zu sein. Als unabhdngig in diesem Sinn gilt nicht,
wer hauptberuflich fiir das Bundesministerium fiir Finanzen, die FMA, die
Oesterreichische Nationalbank oder haupt- oder nebenberuflich fiir ein von der
FMA beaufsichtigtes Unternehmen tditig ist. Zu Mitgliedern des Aufsichtsrates
diirfen nur geeignete und zuverldssige Personen bestellt werden, die nicht vom
Wabhlrecht in den Nationalrat ausgeschlossen sind.

2)...
(3) Die Funktion eines Mitglieds des Aufsichtsrates endet:
1.-3....

Im Fall der Z2 und 3 ist unverziiglich ein neues Mitglied fiir die Dauer der
restlichen Funktionsperiode des ausgeschiedenen Mitglieds zu bestellen; scheidet
ein von der Oesterreichischen Nationalbank namhaft gemachtes Mitglied
vorzeitig aus seiner Funktion aus, so Aat diese unverziiglich ein neues Mitglied
namhaft zu machen.
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Geltende Fassung

(4) Der Bundesminister fiir Finanzen hat Mitglieder des Aufsichtsrates
abzuberufen, wenn

1.-4. ...

Der Bundesminister fiir Finanzen hat vor der Abberufung eines von der
Oesterreichischen Nationalbank oder der Wirtschaftskammer Osterreich namhaft
gemachten Mitglieds die betreffende Institution anzuhoren; bei Gefahr in Verzug
ist jedoch unter gleichzeitiger Verstdndigung der Oesterreichischen Nationalbank
oder der Wirtschafiskammer Osterreich das betreffende Mitglied des
Aufsichtsrates sofort abzuberufen.

§ 9. (1) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates (Stellvertreter) hat unter Angabe
der Tagesordnung mindestens einmal in jedem Kalendervierteljahr sowie bei
wichtigem Anlass unverziiglich eine Sitzung des Aufsichtsrates einzuberufen. Die
Sitzung muss binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. Kooptierte
Mitglieder haben jedoch das Recht auf Teilnahme an den Sitzungen nur insoweit,
als Angelegenheiten gemdf3 § 10 Abs. 2 Z 1 bis 4, 8 oder 9 zur Beratung oder
Beschlussfassung gelangen.

2)-0®)...
§10.(1) ...
(2) MaBnahmen der Leitung und Geschiftsfithrung der FMA konnen dem

Aufsichtsrat nicht iibertragen werden. Der Genehmigung des Aufsichtsrates
bediirfen jedoch:

1.-8. ...
9. der Abschluss von Kollektivvertrdgen und Betriebsvereinbarungen.

@3)...

(4) Den stimmberechtigten Mitgliedern des Aufsichtsrates gebiihrt eine
angemessene Vergiitung, die aus Mitteln der FMA zu erstatten ist. Die Hohe der
Vergiitung wird vom Bundesminister fiir Finanzen nach Anhérung der
Oesterreichischen Nationalbank festgesetzt.

§ 11. (1) Der Aufsichtsrat hat, wenn er Kenntnis vom Eintritt eines
Abberufungsgrundes bei einem Mitglied des Vorstandes gemdfy §7 Abs. 3
erlangt, dies dem Bundesminister fiir Finanzen unverziiglich mitzuteilen, sofern
nicht nach Abs. 2 vorzugehen ist.
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(4) Der Bundesminister fiir Finanzen hat Mitglieder des Aufsichtsrates
abzuberufen, wenn
1.-4....
Der Bundesminister fiir Finanzen hat vor der Abberufung eines von iAr namhaft
gemachten Mitglieds die Oesterreichischen Nationalbank anzuhdren; bei Gefahr
in Verzug ist jedoch unter gleichzeitiger Verstindigung der Oesterreichischen
Nationalbank das betreffende Mitglied des Aufsichtsrates sofort abzuberufen.

§ 9. (1) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates (Stellvertreter) hat unter Angabe
der Tagesordnung mindestens einmal in jedem Kalendervierteljahr sowie bei
wichtigem Anlass unverziiglich eine Sitzung des Aufsichtsrates einzuberufen. Die
Sitzung muss binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden.

2)-0®)...
§10.(1) ...
(2) MaBnahmen der Leitung und Geschiftsfilhrung der FMA konnen dem

Aufsichtsrat nicht iibertragen werden. Der Genehmigung des Aufsichtsrates
bediirfen jedoch:

1.-8. ...
9. der Abschluss von Kollektivvertrigen und Betriebsvereinbarungen,
10. Der mehrjihrige Finanzplan.

3) ...

(4) Den Mitgliedern des Aufsichtsrates gebiihrt eine angemessene
Vergiitung, die aus Mitteln der FMA zu erstatten ist. Die Hohe der Vergiitung
wird vom Bundesminister fiir Finanzen festgesetzt.

§ 11. (1) Der <iafsichtsrat hat, wenn er Kenntnis vom Eintritt eines
Abberufungsgrundesgemdfy § 7 Abs.3 erlangt, dies dem Bundesminister fiir
Finanzen unverziiglich mitzuteilen, sofern nicht nach Abs. 2 vorzugehen ist.

(uoisio A\ e E1ssemUBREEHEN LB MEBEYRIEUNNBIS OHDN KOSV TBTBET -NS/0T

@8TI00/Y 63


Gerha
Notiz
Die Novellierung von Abs. 2, 3 und 5 fehlt hier (vgl. Art. 8 Z 14 und 15)

Gerha
Notiz
Leerzeichen fehlt


e ABrusWwe [ed Mmm

Geltende Fassung

(2) Verletzt ein Mitglied des Vorstandes Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes, der der FMA zur Vollziehung ibertragenen Bundesgesetze
gemil §2 oder der Geschiftsordnung, ohne dass bereits eine grobe
Pflichtverletzung gemdBl § 7 Abs.3 Z 3 vorliegt, so hat der Aufsichtsrat das
betreffende Mitglied schriftlich aufzufordern, unverziiglich den rechtméBigen
Zustand wieder herzustellen und kiinftig Pflichtverletzungen zu unterlassen. Im
Wiederholungs- oder Fortsetzungsfall hat der Aufsichtsrat den Bundesminister
fir Finanzen im Hinblick auf § 7 Abs. 3 zu verstindigen, es sei denn, dass dies
nach Art und Schwere des Vergehens unangemessen wire.

§ 12. Der Aufsichtsrat hat sich eine Geschéftsordnung zu geben, die der
Genehmigung des Bundesministers fiir Finanzen bedarf. Der Aufsichtsrat hat die
Dienstvertrdge mit den Vorstandsmitgliedern abzuschlieBen und den
Abschlusspriifer zu bestellen. Der Aufsichtsrat ist weiters fiir die Entlastung der
Mitglieder des Vorstandes im Zusammenhang mit der Genehmigung des
Jahresabschlusses (§ 10 Abs. 2 Z 4) zustindig.
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(2) Verletzt der Vorstand Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, der der
FMA zur Vollziehung iibertragenen Bundesgesetze gemidll § 2 oder der
Geschéftsordnung, ohne dass bereits eine grobe Pflichtverletzung geméall § 7
Abs. 3 Z 3 vorliegt, so hat der Aufsichtsrat den Vorstand schriftlich aufzufordern,
unverziiglich den rechtméBigen Zustand wieder herzustellen und kiinftig
Pflichtverletzungen zu unterlassen. Im Wiederholungs- oder Fortsetzungsfall hat
der Aufsichtsrat den Bundesminister fiir Finanzen im Hinblick auf § 7 Abs. 3 zu
verstandigen, es sei denn, dass dies nach Art und Schwere des Vergehens
unangemessen wére.

§ 12. Der Aufsichtsrat hat sich eine Geschéftsordnung zu geben, die der
Genehmigung des Bundesministers flir Finanzen bedarf. Der Aufsichtsrat hat den
Dienstvertrag mit dem Vorstand abzuschlieBen und den Abschlusspriifer zu
bestellen. Der Aufsichtsrat ist weiters fiir die Entlastung des Vorstandes im
Zusammenhang mit der Genehmigung des Jahresabschlusses (§ 10 Abs. 2 Z 4)
zustandig.

Exekutivdirektoren

§12a. (1) Der Aufsichtsrat hat drei Personen zu bestellen, die unmittelbar
dem Vorstand nachgeordnet sind (,, Exekutivdirektoren ). Zu Exekutivdirektoren
diirfen nur Personen bestellt werden, die zumindest in einem der in § 2 genannten
Aufsichtsbereiche fachkundig sind und die nicht vom Wahlrecht in den
Nationalrat ausgeschlossen sind. Sie diirfen ihre Funktion nur hauptberuflich
austiben.

(2) Die Exekutivdirektoren sind durch den Aufsichtsrat auszuwdhlen und zu
bestellen. Der Vorstand hat zur Vorbereitung der Bestellung eines jeden
Exekutivdirektors  eine  Ausschreibung zu veranlassen, bei der das
Stellenbesetzungsgesetz mit der MafSgabe anzuwenden ist, dass es sich anstatt auf
die Bestellung von Mitgliedern des Leitungsorgans auf die Bestellung von
Exekutivdirektoren (zweite Fiihrungsebene) der FMA bezieht. Der Vorstand hat
dem  Aufsichtsrat  auf  Basis  der  Ergebnisse  des  jeweiligen
Ausschreibungsverfahrens geeignete  Bewerber fiir die Funktion der
Exekutivdirektoren vorzuschlagen. § 10 Abs. 2 Z 7 und § 14 Abs. 1a und 1b sind
auf das Bestellungsverfahren der Exekutivdirektoren nicht anzuwenden.

(3) Die Funktionsperiode eines Exekutivdirektors dauert fiinf Jahre, eine
Wiederbestellung ist zuldssig. Die Funktion eines Exekutivdirektors endet
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1. mit Ablauf der Funktionsperiode,

2. mit der Zustimmung des Aufsichtsrates zur Zuriicklegung der Funktion
aus wichtigen Griinden,

3. mit der Abberufung gemdf3 Abs. 5.

(4) Die beabsichtigte Zuriicklegung der Funktion ist vom Exekutivdirektor
dem Aufsichtsrat und dem Vorstand friihestmoglich unter Nennung der Griinde
schriftlich bekannt zu geben. Erteilt der Aufsichtsrat seine Zustimmung, so hat er
diese unverziiglich unter Angabe des Zeitpunkts der Wirksamkeit der
Zuriicklegung der Funktion des betreffenden Exekutivdirektors dem Vorstand
schriftlich mitzuteilen. Scheidet ein Exekutivdirektor aus der FMA aus, so haben
der Vorstand und der Aufsichtsrat die Bestellung eines neuen Exektivdirektors
gemdf3 der in Abs. 2 vorgesehenen Aufgabenverteilung vorzunehmen. Fiir den
Fall, dass der Funktionsantritt des neu bestellten Exekutivdirektors nach dem
Zeitpunkt des Ausscheidens des ehemaligen Exekutivdirektors erfolgt, ist fiir die
Dauer der Vakanz auf Vorschlag des Vorstandes durch den Aufsichtsrat ein
geeigneter Ersatz unverziiglich zu bestellen; Abs. 2 zweiter Satz findet in diesem
Fall keine Anwendung.

(5) Der Aufsichtsrat hat einen Exekutivdirektor abzuberufen, wenn ein
wichtiger Grund vorliegt, wie insbesondere

1. Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung oder

2. nachtrdgliches Hervorkommen, dass eine Bestellungsvoraussetzung nicht
gegeben war, oder

3. grobe Pflichtverletzung oder

4. dauernde Dienstunfihigkeit oder wenn das betreffende Mitglied infolge
Krankheit, Unfall oder eines Gebrechens linger als ein halbes Jahr vom
Dienst abwesend ist oder

5. wenn trotz gemdf3s Abs. 7 durchgefiihrter AufsichtsmafSnahmen
Pflichtverletzungen nicht oder nicht nachhaltig beseitigt wurden.

(6) Der Vorstand hat, wenn er Kenntnis vom Eintritt eines
Abberufungsgrundes bei einem Exekutivdirektor gemdfs Abs. 5 erlangt, dies dem
Aufsichtsrat unverziiglich mitzuteilen, sofern nicht nach Abs. 7 vorzugehen ist.

(7) Verletzt ein Exekutivdirektor Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, der
der FMA zur Vollziehung iibertragenen Bundesgesetze gemdfl § 2 oder der
Geschidftsordnung, ohne dass bereits eine grobe Pflichtverletzung gemdf Abs. 5
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§13.(D-@3) ...

(4) Das Finanzmarktstabilitdtsgremium besteht aus

l.zwei im Sinne des Abs.3 fachlich geeigneten Vertretern des
Bundesministeriums fiir Finanzen aus den Bereichen Wirtschaftspolitik
und Finanzmarktaufsichtslegistik, von denen eine Person als
Vorsitzender und eine Person als stellvertretender Vorsitzender des
Ausschusses nominiert wird; die Vertreter miissen gemeinsam die fiir
diese Aufgabe notigen Erfahrungen mit makroékonomischen,
makroprudenziellen und finanzmarktaufsichtslegistischen
Fragestellungen aufweisen;

2. einem im Sinne des Abs. 3 fachlich geeigneten Vertreter der FMA;

3.einem im Sinne des Abs.3 fachlich geeigneten Vertreter der
Oesterreichischen Nationalbank;

4. dem Vorsitzenden des Fiskalrates und
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Z 3 vorliegt, so hat der Vorstand den betreffenden Exekutivdirektor schriftlich
aufzufordern, unverziiglich den rechtmdfigen Zustand wieder herzustellen und
kiinftig  Pflichtverletzungen zu unterlassen. Im  Wiederholungs- oder
Fortsetzungsfall hat der Vorstand den Aufsichtsrat im Hinblick auf Abs. 5 zu
verstindigen, es sei denn, dass dies nach Art und Schwere des Vergehens
unangemessen wdre.

§13.(H)-3) ...
(4) Das Finanzmarktstabilitdtsgremium besteht aus

1.zwei im Sinne des Abs.3 fachlich geeigneten Vertretern des
Bundesministeriums fiir Finanzen aus den Bereichen Wirtschaftspolitik
und Finanzmarktaufsichtslegistik, von denen eine Person als
Vorsitzender und eine Person als stellvertretender Vorsitzender des
Ausschusses nominiert wird; die Vertreter miissen gemeinsam die fiir
diese Aufgabe notigen Erfahrungen mit makroékonomischen,
makroprudenziellen und finanzmarktaufsichtslegistischen
Fragestellungen aufweisen;

2. einem im Sinne des Abs. 3 fachlich geeigneten Vertreter der FMA;

3.zwei im Sinne des Abs.3 fachlich geeigneten Vertretern der
Oesterreichischen Nationalbank ui ./

4. dem Vorsitzenden des Fiskalrates

5. einem weiteren Mitglied des Fiskalrates, das vom Bundesminister fiir .

Finanzen aus dem Kreis der von der Bundesregierung entsandten
Mitglieder des Fiskalrates zu nominieren ist.

Fiir jeden Vertreter haben die genannten Institutionen einen im Sinne des Abs. 3
fachlich geeigneten Stellvertreter zu benennen. Die Stellvertreter der Mitglieder
des Fiskalrates sind vom Bundesminister fiir Finanzen aus dem Kreis der von der
Bundesregierung entsandten Mitglieder des Fiskalrates und der fiir diese gemal
§ 1 Abs. 6 des Bundesgesetzes iiber die Errichtung des Fiskalrates entsandten
Ersatzmitglieder zu nominieren. Die Vertreter und ihre Stellvertreter sind bei der
Ausiibung ihres Mandats an keine Weisungen der sie entsendenden Institutionen
gebunden.

G)-(11)...
§ 13b. (1) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank die zur
Wahrnehmung der Aufgaben gemill § 44c Nationalbankgesetz 1984 — NBG,

Fiir jeden Vertreter haben die genannten Institutionen einen im Sinne des Abs. 3
fachlich geeigneten Stellvertreter zu benennen. Der Stellvertreter des
Vorsitzenden des Fiskalrates ist vom Bundesminister fiir Finanzen aus dem Kreis
der von der Bundesregierung entsandten Mitglieder des Fiskalrates und der fiir
diese gemdB § 1 Abs. 6 des Bundesgesetzes iiber die Errichtung des Fiskalrates
entsandten Ersatzmitglieder zu nominieren. Die Vertreter und ihre Stellvertreter
sind bei der Ausilibung ihres Mandats an keine Weisungen der sie entsendenden
Institutionen gebunden.

G)-@11)...
§ 13b. (1) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank die zur
Wahrnehmung der Aufgaben gemil3 § 44c Nationalbankgesetz 1984 — NBG,
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BGBI. 7 1984/50 relevanten Daten aller Unternehmen der Finanzbranche (§ 2 Z 7
Finanzkonglomerategesetz — FKG, BGBIL. I Nr. 70/2004) auf Verlangen zur
Verfiigung zu stellen. Die Oesterreichische Nationalbank hat diese Daten in die
Datenbank gemdfs §79 Abs. 4a BWG einzustellen und kann diese auch
verarbeiten. Soweit dies zweckmdfig ist, konnen diese Daten seitens der FMA
auch direkt in die Datenbank aufgenommen werden.

2)-03)...

§15.(1) ...

(2) Fiir Beamte gemil3 Abs. 1 Z 1 wird bei der FMA ein Personalamt als
deren Dienststelle eingerichtet. Diese Dienststelle ist dem Bundesministerium fiir
Finanzen unmittelbar nachgeordnet und wird von dem Mitglied des Vorstandes
der FMA geleitet, das vom Bundesminister fiir Finanzen gemdfs §5 Abs. 3

namhaft gemacht wurde. Dieses Vorstandsmitglied ist in dieser Funktion an die
Weisungen des Bundesministers flir Finanzen gebunden.

(3)-(10) ...
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BGBI. Nr. 50/1984, relevanten Daten aller Unternehmen der Finanzbranche (§ 2
Z 7 Finanzkonglomerategesetz — FKG, BGBI. I Nr. 70/2004) auf Verlangen zur
Verfiigung zu stellen. Die Oesterreichische Nationalbank kann diese Daten auch
verarbeiten.

2)-03)...

§15.(1) ...

(2) Fiir Beamte gemiB3 Abs. 1 Z 1 wird bei der FMA ein Personalamt als
deren Dienststelle eingerichtet. Diese Dienststelle ist dem Bundesministerium fiir
Finanzen unmittelbar nachgeordnet und wird vom Vorstand der FMA geleitet.
Der Vorstand ist in dieser Funktion an die Weisungen des Bundesministers fiir
Finanzen gebunden.

3)-(10) ...
Uberleitung von Bediensteten der Oesterreichischen Nationalbank

§15a. (1) Bedienstete, die zum 1. Oktober 2019 in den
Organisationseinheiten der Oesterreichischen Nationalbank gem § 15¢ Abs. 1
beschdftigt sind und deren Arbeitsverhdltnis bei der Oesterreichischen
Nationalbank vor dem 1. Mai 1998 begann, werden von der Oesterreichischen
Nationalbank nach Mafigabe der Abs. 2 bis 5 auf unbeschrinkte Zeit der FMA
mit Wirksamkeit zum 1. Jinner 2020 iiberlassen. Die Uberlassung kann aus
wichtigen, in der Person des Bediensteten gelegenen Griinden, die die
betrieblichen Interessen der FMA nachhaltig beriihren, vorzeitig beendet werden.
Im Falle einer vorzeitigen Beendigung der Uberlassung hat die FMA die
Oesterreichische Nationalbank unverziiglich schriftlich iiber das Vorliegen der
dafiir mafigeblichen Griinde zu informieren und alle diesbeziiglich relevanten
Unterlagen zu iibermitteln. Die Uberlassung endet spiitestens mit Ubernahme in
ein Arbeitsverhdltnis oder mit Pensionsantritt. Das
Arbeitskrifteiiberlassungsgesetz — AUG, BGBI. Nr. 196/1988, ist auf die
Uberlassungsregelungen nach diesem Bundesgesetz nicht anwendbar.

(2) Die iiberlassenen Bediensteten der QOesterreichischen Nationalbank
werden in den Dienstbetrieb der FMA eingegliedert, bleiben aber hinsichtlich
ihrer dienstrechtlichen Stellung Bedienstete der Oesterreichischen Nationalbank .
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Ihre dienst-, entgelt-, und pensionsrechtliche Stellung als Bedienstete der
Oesterreichischen Nationalbank bleibt unberiihrt.

(3) Die Fach- und Dienstaufsicht iiber die gem. Abs. 1 iiberlassenen
Bediensteten kommt den Organen der FMA zu. Die FMA hat die aus der Fach-
und Dienstaufsicht sich ergebenden Handlungen vorzunehmen. Oesterreichische
Nationalbank und FMA haben relevante Unterlagen und Informationen
auszutauschen.

(4) Die gem. Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten haben einen Anspruch auf
Aufnahme in ein Arbeitsverhdltnis zur FMA und konnen bis 31. Dezember 2021
die Aufnahme in ein Arbeitsverhdltnis zur FMA durch Erkldrung erwirken. Sie
diirfen dabei nicht schlechter gestellt werden als Arbeitnehmer der FMA. Das
Beisetzen einer Bedingung macht die Erkldrung unwirksam. Die bei der
Oesterreichischen Nationalbank zuriickgelegten Arbeitszeiten sind fiir alle
zeitabhdngigen Anspriiche anzurechnen. Hinsichtlich der Anrechnung von
sonstigen Vordienstzeiten gelten die Regelungen der FMA.

(5) Die Bestimmungen des § 3 und § 14 Abs. la bis Abs 4 sind sinngemdfs
anzuwenden. Nicht als Anwendungsfall des § 14 Abs. la und 1b gilt die
Tatigkeitsaufnahme der tiberlassenen Bediensteten am 1. Jinner 2020.

§ 15b. Fiir die gemdf3 § 15a Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten hat die FMA
der QOesterreichischen Nationalbank die laufenden Personalaufwendungen
inklusive der Personalriickstellungen, Aufwendungen fiir Altersvorsorgen sowie
Sachaufwendungen im Zusammenhang mit Ausbildungen und Dienstreisen zu
ersetzen. Der konkrete Ersatz der Kosten und die ndheren Modalitdten,
insbesondere die Aufschliisselung der Kosten und die Filligkeiten sind durch eine
gesonderte Vereinbarung zu regeln. Allfillige personenbezogene Anderungen der
dienst- und entgeltrechtlichen Stellung des Bediensteten erfolgt durch die
Oesterreichischen Nationalbank im Einvernehmen mit der FMA.

§15c. (1) Bedienstete der Oesterreichischen Nationalbank, die zum
1. Oktober 2019 in den Organisationseinheiten der Oesterreichischen
Nationalbank gem. § 15¢ Abs. 1 beschdftigt sind und deren Arbeitsverhdltnis bei
der Oesterreichischen Nationalbank nach dem 30. April 1998 begann, treten mit
1. Janner 2020 mit ihren Rechten und Pflichten in ein Arbeitsverhdltnis bei der
FMA ein.

(2) Fiir die Bediensteten gem. Abs. 1 gelten das Angestelltengesetz — AngG,
BGBI. Nr.292/1921, und die fiir Arbeitnehmer in der privaten Wirtschaft
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geltenden sonstigen Rechtsvorschriften. Fiir die Bediensteten gem. Abs. 1 gelten
auch die gem. § 21 Abs. 2 Z 2 NBG geschlossenen Dienstordnungen in ihrer
Jeweils geltenden Fassung. Der Vorstand der FMA tritt in die Rechte des
Generalrats der Oesterreichischen Nationalbank gem § 21 Abs. 2 Z 2 NBG ein
und ist berechtigt, Beschliisse iiber Dienstordnungen zu fassen, die fiir
Arbeitsverhdltnisse der gem Abs. 1 iibernommenen Bediensteten gelten.

(3) Fiir die bis 31. Dezember 2019 entstandenen Anspriiche und
Anwartschaften der Bediensteten gemdf Abs. 1 gegeniiber der Oesterreichischen
Nationalbank, insbesondere  hinsichtlich  nicht  konsumierter ~ Urlaube,
Abfertigungen und Pensionsanspriiche, leistet die Oesterreichische Nationalbank
der FMA bis zum 30.Juni 2020 eine Einmalzahlung. Die Hohe dieser
Einmalzahlung ist nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik
von einem entsprechend ausgebildeten Fachmann zu berechnen und vom
Wirtschaftspriifer der Oesterreichischen Nationalbank zu testieren. Unter die im
ersten Satz genannten Anspriiche fillt auch der Barwert jener kiinftigen
Zahlungen, zu denen sich die OQOesterreichische Nationalbank durch
Betriebsvereinbarung zu dem Zweck verpflichtet hat, eine bestimmte
Pensionshohe oder Ersatzrate auch dann zu gewdhrleisten, wenn die von einer
Pensionskasse berechnete Zusatzpension diese Pensionshéhe oder Ersatzrate zum
Zeitpunkt  des  Pensionsantritts  des  Bediensteten  nicht  erreicht
(Schlusspensionskassenbeitrag). Die ndheren Modalitdten zur Leistung dieser
Einmalzahlung, insbesondere deren Aufschliisselung sind durch eine gesonderte
Vereinbarung zwischen der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank zu
regeln.

(4) Die Bestimmung des § 3 und § 14 sind mit Ausnahme des § 14 Abs. |
1. Satz anzuwenden. Nicht als Anwendungsfall des § 14 Abs. la und 1b gilt die
Tatigkeitsaufnahme der libernommenen Bediensteten am 1. Janner 2020.

(5) Die Geltung von Betriebsvereinbarungen bleibt fiir die Bediensteten
gemdfs Abs. 1 insoweit unberiihrt, als sie Angelegenheiten betreffen, die von den
Betriebsvereinbarungen der FMA nicht geregelt werden. Betriebsvereinbarungen
gem §97 Abs.1 Z18a des Arbeitsverfassungsgesetzes — ArbVG, BGBI.
Nr. 22/1974, bleiben fiir die Bediensteten gem. Abs. I aufrecht.

§ 15d. (1) Organisationseinheiten im Sinne des § 15a Abs. 1 und des § 15¢
Abs. 1 sind die Abteilung fiir Europdische Grofibankenanalyse, die Abteilung fiir
Europdische  Grofibankenrevision,  die  Abteilung  fiir =~ Europdische
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Aufsichtsgrundsdtze und Strategie, die Abteilung fiir Bankenrevision, die
Abteilung  fiir  Bankenanalyse = und das  Referat fiir  spezifische
Bankenabwicklungsthemen.

(2) Der in §§ 15a bis 15e verwendete Begriff ,, Bedienstete“ umfasst auch
jene Personen, die zum 1. Oktober 2019 nach dem Mutterschutzgesetz — MSchG,
BGBI. Nr. 221/1979, oder dem Viter-Karenzgesetz — VKG, BGBI. Nr. 651/1989,
karenziert, nach dem MSchG nicht beschiftigt werden diirfen, Prdsenz und
Zivildienst leisten oder voriibergehend zur Dienstleistung in europdischen
Institutionen zugewiesen sind und unmittelbar vor dieser Abwesenheit in einer
Organisationseinheit gem. Abs. 1 beschdftigt waren.

(3) Der Betriebsrat der FMA ist fiir die gem. § 15¢ Abs. I iibernommenen
Bediensteten ausschliefSlich und fiir die gem. § 15a Abs. 1 iiberlassenen
Bediensteten in Bezug auf die bei der FMA auszuiibende Tdtigkeit zustandig.

(4) Die Bediensteten gem. § 15¢ Abs. 1 sind hinsichtlich der iiber den
31. Dezember 2019 hinausgehenden Nutzung von Wohnungen gemdfs § 1 Abs. 2
Z 2 des Mietrechtsgesetzes — MRG, BGBI. Nr. 520/1981, so zu behandeln, als ob
sie weiterhin Bedienstete der Oesterreichischen Nationalbank wdren. § 1 Abs. 2
Z 2 MRG findet auf diese Weiternutzung sinngemdf} Anwendung. Die Rechte der
Dienstgeberin im Sinne des § 1 Abs. 2 Z2 MRG nimmt die Oesterreichische
Nationalbank wahr.

(5) Allfillige von der QOesterreichischen Nationalbank gewdhrte
Gehaltsvorschiisse an Bedienstete gem. § 15¢ Abs. 1 sind entsprechend einer
zwischen der Oesterreichischen Nationalbank und den Bediensteten zu treffenden
Vereinbarungen von der FMA zu tibernehmen und abzugelten.

(6) Die Bediensteten gem § 15¢ Abs. 1 sind hinsichtlich der per
31. Dezember 2019 mit der QOesterreichischen Nationalbank bestehenden
Darlehensvertrdge, ab dem 1. Jinner 2020 so zu behandeln, als ob sie weiterhin
Bedienstete der QOesterreichischen Nationalbank wdren. Die monatliche
Darlehensriickzahlung erfolgt entsprechend der geschlossenen
Darlehensvereinbarung mit der Qesterreichischen  Nationalbank durch
Aufrechnung mit dem von der FMA bezogenen Entgelt. Im Falle des
Ausscheidens von Bediensteten gemdfs § 15¢ Abs. 1 aus der FMA ist die OeNB
berechtigt, die entsprechenden Darlehen fillig zu stellen. Eine gesonderte
Vereinbarung iiber die ndheren Modalititen der Darlehensriickfiihrung ist
zwischen der Oesterreichischen Nationalbank und der FMA zu treffen.

Z08 UOA 6B
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§16.(1H)-(2) ...

(2a) Die FMA hat dem Bundesminister fiir Finanzen auf Anfrage
unverziiglich diejenigen Daten und Informationen zu ibermitteln, die fiir die
Erstellung von Regelungsvorhaben und fiir die Erfiillung der §§ 17 und 18 des
Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBI. I Nr. 139/2009, erforderlich sind.

3)-@)...

§16a. (1)—(2) ...

(3) Die interne Revision betreffende Verfligungen miissen von beiden
Mitgliedern des Vorstandes gemeinsam getroffen werden. Die interne Revision
hat beiden Mitgliedern des Vorstandes zu berichten. Sie hat iber die
Priifungsgebiete und  wesentliche  Priifungsfeststellungen auf  Grund
durchgefiihrter Priifungen quartalsweise auch dem Vorsitzenden des
Aufsichtsrates und dessen Stellvertreter Bericht zu erstatten. Der Vorsitzende des
Aufsichtsrates hat in der néchstfolgenden Sitzung des Aufsichtsrates diesem iiber
die Priifungsgebiete und die wesentlichen Priifungsfeststellungen zu berichten.
Die Interne Revision ist zumindest einmal jahrlich zu einer Sitzung des
Aufsichtsrates zur Berichterstattung einzuladen.

@) ...
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(7) Abweichende Vereinbarungen sind mit ausdriicklicher Zustimmung der
Oesterreichischen Nationalbank, der FMA und des Bediensteten zuldssig.

§15e. Die COesterreichische Nationalbank und die FMA sind zur
Wahrnehmung der in den §§ 15a bis 15d enthaltenen Bestimmungen verpflichtet,
sich gegenseitig die erforderlichen personenbezogenen Daten der gem. § 15a
Abs. 1 iiberlassenen Bediensteten und der gem. § 15c¢ Abs. 1 iibernommenen
Bediensteten zur Verfiigung zu stellen. *

§16.(1)—(2) ...

(2a) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben dem
Bundesminister fiir Finanzen auf Anfrage unverziiglich diejenigen Daten und
Informationen zu {ibermitteln, die fiir die Erstellung von Regelungsvorhaben und
fiir die Erfiillung der §§ 17 und 18 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBI. I
Nr. 139/2009, erforderlich sind.

(2b) Der Bundesminister fiir Finanzen ist berechtigt, zu dem in Abs. I
genannten Zweck, Auskiinfte der Oesterreichischen Nationalbank iiber alle
Angelegenheiten der Finanzmarktstabilitit und  Finanzmarktentwicklung
einzuholen. Die QOesterreichische Nationalbank hat dem Bundesminister fiir
Finanzen die geforderten Auskiinfte ohne unndtigen Verzug, ldngstens aber
binnen zwei Wochen zu erteilen.

3)-@4)...

§16a.(1)-(2) ...

(3) Die interne Revision betreffende Verfligungen sind vom Vorstand zu
treffen. Die interne Revision hat dem Vorstand zu berichten. Sie hat iiber die
Priifungsgebiete und  wesentliche  Priifungsfeststellungen auf Grund
durchgefiihrter ~ Priifungen quartalsweise auch dem Vorsitzenden des
Aufsichtsrates und dessen Stellvertreter Bericht zu erstatten. Der Vorsitzende des
Aufsichtsrates hat in der ndchstfolgenden Sitzung des Aufsichtsrates diesem iiber
die Priifungsgebiete und die wesentlichen Priifungsfeststellungen zu berichten.
Die Interne Revision ist zumindest einmal jdhrlich zu einer Sitzung des
Aufsichtsrates zur Berichterstattung einzuladen.

@) ...
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Fachbeirat Finanzmarktaufsicht

§ 16b. (1) Bei der FMA ist ein Beirat (Fachbeirat Finanzmarktaufsicht) mit
den folgenden Aufgaben einzurichten:

1. Beratung der Finanzmarktaufsichtsbehorde in den Angelegenheiten der
Finanzmdrkte;

2. Beobachtung und Analyse von internationalen Entwicklungen der
Finanzmdrkte unter Beriicksichtigung europdischer und internationaler
Entwicklungen sowie Erarbeitung von Vorschligen zu Schwerpunkten
bei Aufsichtsthemen.

Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht kann Stellungnahmen und Empfehlungen
annehmen und diese veroffentlichen.

(2) Die Mitglieder des Fachbeirats Finanzmarktaufsicht werden vom
Bundesminister fiir Finanzen bestellt und tiben ihre Funktion ehrenamtlich aus.
Die folgenden Institutionen haben Mitglieder namhaft zu machen:

1. Der Bundesminister fiir Finanzen: Den Vorsitzenden und dessen
Stellvertreter sowie zwei Mitglieder aus dem Bereich der Wissenschaft
und Forschung;

2. der Bundesminister fiir Digitalisierung und Wirtschafisstandort: ein
Mitglied;

3. der  Bundesminister  fiir  Arbeit,  Soziales, = Gesundheit und
Konsumentenschutz: ein Mitglied;

4. der Bundesminister fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz:
ein Mitglied;

5. die Wirtschaftskammer Osterreich: zwei Vertreter der Bundessparte
Bank und Versicherung und ein Vertreter der Bundessparte Information
und Consulting;

6. die Wiener Borse AG: ein Mitglied,

7. die Oesterreichische Nationalbank: ein Mitglied;

8. die Oesterreichische Kontrollbank: ein Mitglied.

Die Funktionsperiode der Mitglieder des Fachbeirates Finanzmarktaufsicht
betrdgt fiinf Jahre. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds des Fachbeirats
Finanzmarktaufsicht hat die nominierende Institution des ausscheidenden
Mitglieds wunverziiglich ein neues Mitglied namhaft zu machen, das vom
Bundesminister fiir Finanzen fiir den Rest der Funktionsperiode zu bestellen ist.

208 UOA 8B
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§ 18. (1) Die FMA hat fiir das vergangene Geschéftsjahr den Jahresabschluss
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Der Bundesminister fiir Finanzen kann ein Mitglied des Fachbeirats
Finanzmarktaufsicht  wegen  einer  schweren  Pflichtverletzung,  einer
strafgerichtlichen Verurteilung oder wegen mangelnder gesundheitlicher
Eignung mit Bescheid von seiner Funktion abberufen.

(3) Die Geschdfte des Beirats werden von der FMA gefiihrt, dessen
Geschdftsordnung wird vom Bundesminister fiir Finanzen festgelegt. Der
Vorsitzende  beruft die  konstituierende  Sitzung  des  Fachbeirats
Finanzmarktaufsicht ein. Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht ist beschlussfihig,
wenn wenigstens die Hilfte der Mitglieder personlich anwesend ist.
Stimmiibertragungen sind unzuldssig. Beschliisse werden mit einfacher Mehrheit
gefasst. Der Fachbeirat Finanzmarktaufsicht ist berechtigt, in- und ausldindische
Experten zu den Sitzungen einzuladen.

Mehrjihriger Finanzplan

(1) Der Vorstand der FMA hat einen Finanzplan mit einem
Planungshorizont von drei Jahren (mehrjihriger Finanzplan) aufzustellen, der
bei der Haushaltsfiihrung und Personalbewirtschaftung einen mittelfristigen
strategischen  Planungshorizont  sicherstellt und dem Aufsichtsrat zur
Genehmigung vorzulegen ist.

(2) Im mehrjihrigen Finanzplan sind sdmtliche im Planungshorizont
(Abs. 1) zu erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu leistenden Ausgaben
der FMA voneinander getrennt in voller Héhe (brutto) aufzunehmen. Die
Voranschlagsbetrdge sind zu errechnen oder, wenn dies nicht moglich ist, zu
schdtzen. Durch eine im mehrjihrigen Finanzplan angefiihrte bindende
Grundlage werden Anspriiche oder Verbindlichkeiten weder begriindet noch
aufgehoben.

(3) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat jihrlich iiber die Einhaltung des
mehrjdhrigen Finanzplanes zu berichten und gegebenenfalls Anpassungen
vorzuschlagen. Der mehrjihrige Finanzplan ist samt Erlduterungen dem
Aufsichtsrat erstmalig zum 31. Oktober 2020 und die aktualisierte Version bis
lingstens 31. Oktober des laufenden Geschdftsjahres zur Genehmigung
vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat ehestmoglich, jedoch spdtestens bis
15. Dezember des laufenden Geschdftsjahres tiber die Genehmigung des
mehrjihrigen Finanzplans zu beschlieffen.

§ 18. (1) Die FMA hat fiir das vergangene Geschiftsjahr den Jahresabschluss

in Form der Jahresbilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung unter Beachtung in Form der Jahresbilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung unter Beachtung
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der Fristen gemifl Abs. 3 aufzustellen. Im iibrigen sind die Bestimmungen des
dritten Buches des Unternehmensgesetzbuches - UGB, DRGBI. 1897 S 219, auf
den Jahresabschluss anzuwenden, sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist. Die von der Oesterreichischen Nationalbank mitgeteilten Kosten
der Bankenaufsicht gemdf3 § 79 Abs. 4b BWG, soweit sie acht Millionen Euro
nicht iibersteigen, sowie gemdfs § 3 Abs. 5 BaSAG in Verbindung mit § 79 Abs. 4b
BWG, soweit sie zwei Millionen Euro nicht iibersteigen, sowie gemdf3 § 6 Abs. 6
ESAEG,  soweit sie 500 000 Euro  nicht  iibersteigen, und  der
Versicherungsaufsicht gemdfs § 182 Abs. 7 VAG 2016, soweit sie 500 000 Euro
nicht iibersteigen, sind in der Gewinn- und Verlustrechnung der FMA unter den
sonstigen betrieblichen Aufwendungen gesondert auszuweisen.

2-0@3)...

(4) Der Aufsichtsrat hat die Mitglieder des Vorstandes zu entlasten, wenn
der Jahresabschluss und die Kostenabrechnung genehmigt wurde, die
Geschiftsfithrung im abgelaufenen Geschéftsjahr jeweils ordnungsgemal erfolgt
ist, und der Entlastung keine im abgelaufenen Geschéftsjahr gesetzte
Pflichtverletzung entgegensteht, die einen Abberufungsgrund gemél § 7 Abs. 3
Z 3 oder 5 darstellt.

5)-() ...

§19. (1) Die FMA hat fir jeden der in §2 Abs.1 bis 4 genannten
Aufsichtsbereiche einen eigenen Rechnungskreis zu bilden. Sie hat bei der
internen  Organisation fiir die weitestmogliche direkte Zuordnung der
Aufsichtskosten (Personal- und Sachaufwand, Abschreibungen und sonstige
Aufwendungen) zu diesen Rechnungskreisen Vorsorge zu treffen. Jene Kosten,
die einem bestimmten Rechnungskreis nicht direkt zugeordnet werden kdnnen,
sind gemidB Abs.2 auf die einzelnen Rechnungskreise aufzuteilen. Diese
Rechnungskreise sind:

1.-4. ...

Mit dem Jahresabschluss gemdll § 18 ist auch eine rechnungskreisbezogene
Kostenabrechnung zu erstellen. Die von der Oesterreichischen Nationalbank
mitgeteilten Kosten der Bankenaufsicht gemdf3 § 79 Abs. 4b BWG, soweit sie acht
Millionen Euro nicht iibersteigen, und gemdfs § 3 Abs. 5 BaSAG in Verbindung
mit § 79 Abs. 4b BWG, soweit sie zwei Millionen Euro nicht iibersteigen, und
gemdf3 § 6 Abs. 6 ESAEG, soweit sie 500 000 Euro nicht iibersteigen, sind dem
Rechnungskreis 1 zuzuordnen. Die von der Oesterreichischen Nationalbank

48 von 80

Vorgeschlagene Fassung
der Fristen geméfl Abs. 3 aufzustellen. Im iibrigen sind die Bestimmungen des
dritten Buches des Unternehmensgesetzbuches - UGB, DRGBI. 1897 S 219, auf
den Jahresabschluss anzuwenden, sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist.

2)-@3)...

(4) Der Aufsichtsrat hat den Vorstand zu entlasten, wenn der
Jahresabschluss und die Kostenabrechnung genehmigt wurde, die
Geschiftsfilhrung im abgelaufenen Geschéftsjahr jeweils ordnungsgemal erfolgt
ist, und der Entlastung keine im abgelaufenen Geschiftsjahr gesetzte

Pflichtverletzung entgegensteht, die einen Abberufungsgrund gemil § 7 Abs. 3
Z 3 oder 5 darstellt.

&)-() ...

§19. (1) Die FMA hat fiir jeden der in §2 Abs.1 bis 4 genannten
Aufsichtsbereiche einen eigenen Rechnungskreis zu bilden. Sie hat bei der
internen Organisation fiir die weitestmdgliche direkte Zuordnung der
Aufsichtskosten (Personal- und Sachaufwand, Abschreibungen und sonstige
Aufwendungen) zu diesen Rechnungskreisen Vorsorge zu treffen. Jene Kosten,
die einem bestimmten Rechnungskreis nicht direkt zugeordnet werden kénnen,
sind gemidl Abs.2 auf die einzelnen Rechnungskreise aufzuteilen. Diese
Rechnungskreise sind:

1.-4....

Mit dem Jahresabschluss geméfl § 18 ist auch eine rechnungskreisbezogene
Kostenabrechnung zu erstellen.
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gemdfl § 182 Abs. 7 VAG 2016 mitgeteilten Kosten der Versicherungsaufsicht
sind dem Rechnungskreis 2 zuzuordnen, soweit sie 500 000 Euro nicht
tibersteigen.

2-03)...

(4) Der Bund leistet pro Geschiftsjahr der FMA einen Beitrag von 4
Millionen Euro. Dieser Beitrag sowie Ertrdge, die nicht auf Grund des Ersatzes
von Aufsichtskosten oder diesbeziiglichen Vorauszahlungen oder geméfl Abs. 10
der FMA zuflieBen, sind von den Gesamtkosten der FMA abzuziechen. Der
verbleibende Differenzbetrag ist in Anwendung der Verhéltniszahlen geméal
Abs. 2 auf die Rechnungskreise 1 bis 4 aufzuteilen. Die sich hieraus je
Rechnungskreis ergebenden Betrége stellen nach Abzug der auf Grund von
Abs. 10 erhaltenen Bewilligungsgebiihren jene Kosten dar, die von den der
Aufsicht der FMA unterliegenden natiirlichen und juristischen Personen gemaf
den jeweiligen Kostenbestimmungen in den in § 2 genannten Gesetzen nach
Vorschreibung durch die FMA zu ersetzen sind.

(5) Die FMA hat auf der Grundlage ecines jeden Jahresabschlusses
unverziiglich die auf die einzelnen Kostenpflichtigen gemall Abs. 4 letzter Satz
entfallenden Kosten fiir das vorangegangene Geschéftsjahr zu errechnen. Der
errechnete Betrag ist mit den erhaltenen Vorauszahlungen fiir das
vorangegangene Geschiftsjahr gegenzurechnen. Der Differenzbetrag hieraus ist
zur Zahlung vorzuschreiben, sofern sich nicht ein Guthaben zugunsten des
Kostenpflichtigen ergibt; Guthaben sind auszuzahlen. Fiir das nichstfolgende
FMA-Geschiftsjahr sind den Kostenpflichtigen Vorauszahlungen in Hohe von
105 vH des gemilBl dem ersten Satz jeweils errechneten Betrages vorzuschreiben;
sofern die von der Oesterreichischen Nationalbank gemdf3 § 79 Abs. 4b BWG
mitgeteilten und im Jahresabschluss der FMA gesondert ausgewiesenen Kosten
der Bankenaufsicht den Betrag von acht Millionen Euro oder die von der
Oesterreichischen Nationalbank gemdfs § 3 Abs. 5 BaSAG in Verbindung mit § 79
Abs. 4b BWG mitgeteilten und im Jahresabschluss der FMA gesondert
ausgewiesenen Kosten der Bankenaufsicht den Betrag von zwei Millionen Euro
erreicht haben oder die von der QOesterreichischen Nationalbank gemdfy § 6
Abs. 6 ESAEG mitgeteilten und im Jahresabschluss der FMA gesondert
ausgewiesenen Kosten der Bankenaufsicht den Betrag von 500 000 Euro erreicht
haben, oder die gemdfs §182 Abs.7 VAG 2016 mitgeteilten und im
Jahresabschluss der FMA  gesondert  ausgewiesenen  Kosten  der
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2-03)...

(4) Der Bund leistet pro Geschéiftsjahr der FMA einen Beitrag von
33 Millionen Euro, der dem Rechnungskreis 1 gutzuschreiben ist sowie einen
Beitrag von 4 Millionen Euro. Der Beitrag von 4 Millionen Euro sowie Ertrige,
die nicht auf Grund des Ersatzes von Aufsichtskosten oder diesbeziiglichen
Vorauszahlungen oder gemil Abs. 10 der FMA =zuflieBen, sind von den
Gesamtkosten der FMA abzuziehen. Der verbleibende Differenzbetrag ist in
Anwendung der Verhiltniszahlen gemaf Abs. 2 auf die Rechnungskreise 1 bis 4
aufzuteilen. Die sich hieraus je Rechnungskreis ergebenden Betrdge stellen nach
Abzug der auf Grund von Abs. 10 erhaltenen Bewilligungsgebiihren jene Kosten
dar, die von den der Aufsicht der FMA unterliegenden natiirlichen und
juristischen Personen gemif den jeweiligen Kostenbestimmungen in den in § 2
genannten Gesetzen nach Vorschreibung durch die FMA zu ersetzen sind.

(5) Die FMA hat auf der Grundlage eines jeden Jahresabschlusses
unverziiglich die auf die einzelnen Kostenpflichtigen gemall Abs. 4 letzter Satz
entfallenden Kosten fiir das vorangegangene Geschéftsjahr zu errechnen. Der
errechnete Betrag ist mit den erhaltenen Vorauszahlungen fiir das
vorangegangene Geschiftsjahr gegenzurechnen. Der Differenzbetrag hieraus ist
zur Zahlung vorzuschreiben, sofern sich nicht ein Guthaben zugunsten des
Kostenpflichtigen ergibt; Guthaben sind auszuzahlen. Fiir das nichstfolgende
FMA-Geschiftsjahr sind den Kostenpflichtigen Vorauszahlungen in Hohe von
105 vH des gemdll dem ersten Satz jeweils errechneten Betrages vorzuschreiben.
Auf Grund dieser Vorschreibungen haben die Kostenpflichtigen den
vorgeschriebenen Betrag in vier gleichen Teilen jeweils bis spatestens 15. Janner,
April, Juli und Oktober des betreffenden Jahres zu leisten.
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Versicherungsaufsicht den Betrag von 500 000 Euro erreicht haben, ist
abweichend vom ersten Satzteil dieser Teilbetrag in der Vorauszahlung mit
100 vH vorzuschreiben. Auf Grund dieser Vorschreibungen haben die
Kostenpflichtigen den vorgeschriebenen Betrag in vier gleichen Teilen jeweils bis
spétestens 15. Janner, April, Juli und Oktober des betreffenden Jahres zu leisten.

(5a) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Kosten ihrer
Aufgaben und Tdtigkeiten nach dem BWG sowie der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2013 Erstattungsbetrdge zu leisten. Die Erstattungsbetrdge sind auf
Grund der fiir das jeweils vorangegangene Geschdftsjahr gemdfs § 79 Abs. 4b
BWG mitgeteilten Kosten der Bankenaufsicht zu bemessen und betragen
hochstens acht Millionen Euro. Die Erstattung erfolgt bis spdtestens Ende Mdrz
des ndchstfolgenden Geschdfisjahres.

(5b) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Kosten der
gutachtlichen Auferungen gemdf3 § 182 Abs. 5 VAG 2016 Erstattungsbetrige zu
leisten. Die Erstattungsbetrige sind auf Grund der fiir das jeweils
vorangegangene Geschdftsjahr gemdfy § 182 Abs. 7 VAG 2016 mitgeteilten
Kosten zu bemessen und betragen hiochstens 500 000 Euro. Die Erstattung erfolgt
bis spdtestens Ende Mdrz des ndchstfolgenden Geschdftsjahres.

(5¢) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank fiir die Kosten ihrer
Tdtigkeit fiir den Bereich der Sanierung und Abwicklung von Unternehmen
gemdf} § 3 Abs. 5 BaSAG in Verbindung mit § 79 BWG Erstattungsbeitriige zu
leisten. Die Erstattungsbeitrige sind auf Grund der fiir das jeweils
vorausgegangene Geschdftsjahr gemdfS § 3 Abs. 5 BaSAG in Verbindung mit § 79
Abs. 4b BWG mitgeteilten Kosten der Aufsicht nach dem BaSAG zu bemessen und
betragen hochstens zwei Millionen Euro. Die Erstattung erfolgt bis spdtestens
Ende Mdrz des ndchstfolgenden Geschdftsjahres.

(5d) - (10) ...
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(5d)-(10) ...
Zusammenarbeit mit der Oesterreichischen Nationalbank

§2lc. (1) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben die
technische Ausgestaltung des gegenseitigen Datenzugriffs gemdf3 § 79 Abs. 2, 4
und 4a BWG, § 6 Abs. 3 und 5 ESAEG, § 26 Abs. 7 ZaDiG 2018 sowie den
§S$ 26a Abs. 2 und 26b Abs. 7 E-Geldgesetz und die ndihere Vorgangsweise bei
Priifungen gemdf3 § 70 Abs. Ic BWG und §5 Abs. 6 ESAEG zu vereinbaren.
Weiters haben die FMA und die Oesterreichische Nationalbank die ndhere
Vorgehensweise betreffend den regelmdfigen gegenseitigen und zeitlich

CE03I00/E0%
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befristeten Austausch von Bediensteten zum Zweck des Kompetenz- und
Wissenstransfers in die jeweils andere Institution zu vereinbaren. Die FMA und
die Oesterreichische Nationalbank habendie gemdfs diesem Absatz getroffene
Vereinbarung auf ihren jeweiligen Internetseiten zu verdffentlichen.

(2) Erhalten die FMA oder die Oesterreichische Nationalbank Kenntnis von
einem Sachverhalt mit moglicher Auswirkung auf die Finanzmarktstabilitdt,
haben sie sich davon unverziiglich gegenseitig in Kenntnis zu setzen.

(3) Kommen die FMA oder die Oesterreichische Nationalbank zur
Erkenntnis, dass ein oder mehrere Sachverhalte negative Auswirkung auf die
Finanzmarktstabilitit haben kénnen, haben sie sich die zur Bewdltigung der
Krisensituation notwendigen Informationen, Analysen und Erkenntnisse
umgehend gegenseitig zur Verfiigung zu stellen.

(4) Die FMA wund die COesterreichische Nationalbank haben den
Bundesminister fiir Finanzen von Sachverhalten gemdf3 Abs. 2 und Abs. 3
unverziiglich in Kenntnis zu setzen und ihm alle zur Bewdltigung der
Krisensituation notwendigen Informationen, Analysen und Erkenntnisse
umgehend zur Verfiigung zu stellen.

(5) Dariiber hinaus kann die Oesterreichische Nationalbank von der FMA
Informationen aus der mikroprudenziellen Aufsicht verlangen, die zur
ordnungsgemdfSen Erfiillung der Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank
im Rahmen der makroprudenziellen Aufsicht, der Finanzmarktstabilitit und der
Gewdbhrleistung des  Zahlungsverkehrs sowie der Hilfestellung der
Oesterreichischen Nationalbank in der Qualitdtssicherung der Aufsicht,
erforderlich sind. Hierzu ist ein Gremium von FMA und Oesterreichischer
Nationalbank auf Leitungsebene einzurichten, welches zumindest einmal jihrlich
tagt und in welchem der Datenaustausch sowie Analyseergebnisse und —
programme abzustimmen sind.

(6) Der Datenaustausch zwischen der FMA und der Oesterreichischen
Nationalbank im Rahmen der Aufgabenerfiillung der jeweiligen Institution ist im
erforderlichen Ausmaf; jedenfalls zuldssig.

§22.(1) ...
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Bundesverwaltungsgericht nach Anhérung der FMA mit Beschluss zuzuerkennen,
insoweit dem nicht zwingende Offentliche Interessen entgegenstehen und nach
Abwaigung aller beriihrten Interessen mit dem Vollzug fiir den Beschwerdefiihrer
ein unverhdltnismdfsiger Nachteil verbunden wdre. Wird die aufschiebende
Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des angefochtenen Bescheides aufzuschieben
und sind

die hiezu erforderlichen Verfiigungen zu treffen. Wenn sich die Voraussetzungen,
die fiir den Beschluss liber die aufschiebende Wirkung mafigebend waren,
wesentlich gedndert haben, ist auf Antrag einer Partei neu zu entscheiden

(2a) — (12) ...
§26. (1)~ (11) ...
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Wirkung zwingende offentliche Interessen entgegenstehen oder nach Abwagung
der bertihrten offentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der
vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheids mit keinem unverhdltnismdfigen
Nachteil verbunden wire.

(1b) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemdf3 Abs. 1a zweiter Satz hat
keine aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspdtet oder
unzuldssig zurtickzuweisen ist, hat die FMA dem Bundesverwaltungsgericht die
Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziiglich vorzulegen.
Das Bundesverwaltungsgericht hat iber die Beschwerde nach Anhorung der
FMA unverziiglich zu entscheiden und der FMA, wenn diese nicht von der
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens
zurtickzustellen.

(2) Im Verfahren iiber Beschwerden gegen Bescheide der FMA kann das
Bundesverwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung durch Beschluss
ausschlieflen, wenn der aufschiebenden Wirkung zwingende offentliche Interessen
entgegenstehen oder nach Abwdgung der beriihrten offentlichen Interessen und
Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheids
mit keinem unverhdltnismdfigen Nachteil verbunden wdre.

a) - (12) ...

§26.(1)—(11) ...

(12) § 19 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. XXX/2019 ist
auf die Abrechnung der Geschdfisjahre anzuwenden, die bis 31. Dezember 2019
enden. § 19 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 ist fiir
Geschdftsjahre anzuwenden, die nach dem 31 Dezember 2019 beginnen.

§26f. (1) Die Oesterreichische Nationalbank hat der FMA zur
Sicherstellung der reibungslosen Ubergabe und der Vermeidung von
Informationsliicken bei der Ubertragung von Zustindigkeiten hinsichtlich offener
Analyse- und Priifauftrdge alle nétigen Informationen zur Verfiigung zu stellen.

(2) (Zu § 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019):

Der Bundesminister fiir Finanzen hat das aufgrund einer Namhaftmachung durch
die Oesterreichische Nationalbank gemdf3 § 5 Abs. 3 in der Fassung vor dem
Bundesgesetz BGBI. I Nr. XXX/2019 bestellte Vorstandsmitglied mit Wirkung des
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Ablaufs des 31. Dezembers 2019 abzuberufen. Der Anspruch auf Entgelt und die
nachvertraglichen Pflichten aus dem mit der Abberufung endenden Dienstvertrag
bleiben unberiihrt..

3) (Zu §8 Abs.1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. XXX/2019):

Die Funktionsperiode der von der Oesterreichen Nationalbank namhaft
gemachten Mitglieder des Aufsichtsrates endet mit Ablauf des 31. Oktober 2019.
Die Oesterreichische Nationalbank hat dem Bundesminister fiir Finanzen bis
spdtestens 30. September 2019 zwei Personen zur Bestellung als Mitglied des
Aufsichtsrates ab dem 1. November 2019 namhaft zu machen. Der
Bundesminister fiir Finanzen kann, soweit dies erforderlich ist, um die in § 8
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. XXX/2019 festgelegten
Voraussetzungen an die Mitglieder des Aufsichtsrates zu erfiillen, zwei Mitglieder
abberufen, auch wenn keiner der in § 8 Abs. 4 genannten Griinde vorliegt. Der
Bundesminister fiir Finanzen hat fiir die rechtzeitige Bestellung der gemdfs § 8
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 neu zu
bestellenden Mitglieder des Aufsichtsrates Sorge zu tragen.

(4) (Zu § 12a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019):

Betreffend die Bestellung der ersten drei Exekutivdirektoren hat der Vorstand das
Ausschreibungsverfahren so zeitgerecht durchzufiihren, dass dem Aufsichtsrat
Vorschldge fiir geeignete Bewerber im Zeitraum zwischen dem 1. November 2019
und dem 15. November 2019 vorgelegt werden kénnen. Bei der Erstellung des
Vorschlags kommt dem aufgrund einer Namhaftmachung durch den
Bundesminister fiir Finanzen gemdfs §5 Abs.3 in der Fassung vor dem
Bundesgesetz BGBI. I Nr. XXX/2019 bestellten Vorstandsmitglied im Falle der
Stimmengleichheit ein Dirimierungsrecht zu. Der Aufsichtsrat hat sodann fiir die
rechtzeitige Bestellung der gemdf3 § 12a in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XXX/2019 zu bestellenden Exekutivdirektoren Sorge zu tragen.

(5) (Zu §13 Abs.4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. XXX/2019):

Die Oesterreichische Nationalbank hat ihren zweiten Vertreter im
Finanzmarktstabiltitsgremium dem Bundesminister fiir Finanzen bis spdtestens
31. Oktober 2019 namhaft zu machen. Die Bundesregierung hat fiir die
rechtzeitige Bestellung des gemdfs § 13 Abs.4 Z3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 neu zu bestellenden, zweiten Vertreters
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§28. (1)—(39) ...

Artikel 9
Anderung des Investmentfondsgesetzes 2011

§129.(1) ...

(2) Sowohl der von der Verwaltungsgesellschaft unterfertigte Prospekt samt
Fondsbestimmungen sowie dessen Anderungen (§ 131 Abs. 6) als auch das KID
in aktueller Fassung und etwaige Ubersetzungen sind der Meldestelle so
rechtzeitig zu libermitteln, dass sie ihr spatestens am Tag der Veréffentlichung
des Prospektes vorliegen. Die FMA kann nach Anhorung der Meldestelle mittels
Verordnung unter Bedachtnahme auf die europdischen Gepflogenheiten in diesem
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der Oesterreichischen Nationalbank als Mitglied des
Finanzmarktstabilititsgremiums Sorge zu tragen. Die Funktionsperiode des vom
Bundesminister fiir Finanzen gemdf3 § 13 Abs. 4 Z 5 in der Fassung vor dem
Bundesgesetz BGBI. I Nr. XXX/2019 namhaft gemachten Mitglieds des
Finanzmarktstabilititsgremiums endet mit Ablauf des 31. Dezember 2019.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 27a. Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur
in mdnnlicher Form angefiihrt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Mdnner in
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils
geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

§28.(1)-39) ...

(40) § 8 Abs. I, 3 und 4, §9 Abs. 1 bis 3 und 5 und § 10 Abs. 4 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. [ Nr. XXX/2019 treten mit 1. November 2019
in Kraft. § 2 Abs. 6, § 3 Abs. 2, §5, § 6 Abs. I und 4, § 7 Abs. 1, 2 und 3, § 10
Abs. 2710, § 11, § 12, § 12a samt Uberschrift, § 13 Abs. 4, § 13b Abs. 1, § 15
Abs. 2, § 15a samt Uberschrift, § 15b, § 15¢, § 15d, § 15e, § 16 Abs. 2a und 2b,
§ 16a Abs. 3, § 16b, § 17a, § 18 Abs. I und 4, § 19 Abs. 1, § 19 Abs. 4 und 5,
§2lc, §22 Abs. la, 1b und Abs. 2 und §26 Abs. 12 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten am 1. Janner 2020 in Kraft, § 2
Abs. 3 Z 10 und § 19 Abs. 5a bis 5c treten mit Ablauf des 31. Dezember 2019
aufSer Kraft.

(41) § 22 Abs. la, 1b und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. XXX/2019 tritt mit 1. September 2019 in Krafft.

Artikel 9
Anderung des Investmentfondsgesetzes 2011

§129.(1) ...

(2) Sowohl der von der Verwaltungsgesellschaft unterfertigte Prospekt samt
Fondsbestimmungen sowie dessen Anderungen (§ 131 Abs. 6) als auch das KID
in aktueller Fassung und etwaige Ubersetzungen sind der Meldestelle so
rechtzeitig zu libermitteln, dass sie ihr spétestens am Tag der Veroffentlichung
des Prospektes vorliegen. Die FMA kann nach Anhorung der Meldestelle mittels
Verordnung unter Bedachtnahme auf die européischen Gepflogenheiten in diesem
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Bereich die ndheren Erfordernisse einer elektronischen Hinterlegung dieser
Unterlagen festlegen und mittels Verordnung auch die Ubermittlung
ausschlieBlich in elektronischer Form vorschreiben. § 12 Abs. 1,2 und 3 Z 1 und
2 KMG gilt mit der Maf3gabe, dass die Verwahrungsfrist fiir die Meldestelle vom
Abwicklungszeitpunkt des OGAW zu berechnen ist und dass die
Unterrichtungspflicht gemafl § 12 Abs. 3 Z2 KMG nur bei besonderem Anlass
auf Verlangen des Bundesministers fiir Finanzen, der FMA oder der
Oesterreichischen Nationalbank besteht.

3) ...
§ 145. (1) - (2) ...

(3) Die Ubermittlung von Daten gemiB Abs. 1 durch die FMA ist innerhalb
desselben Rahmens, zu denselben Zwecken und mit denselben Beschrankungen
wie an zustidndige Behdrden von Mitgliedstaaten geméfl Abs. 2 auch an Behorden
von Drittlindern, die den Aufgaben der FMA oder der Oesterreichischen
Nationalbank entsprechende Aufgaben wahrzunehmen haben, nur zuléssig,
soweit die libermittelten Daten bei diesen Behorden einem dem Berufsgeheimnis
in  Art. 102 der Richtlinie 2009/65/EG  entsprechenden Berufsgeheimnis
unterliegen und die Ubermittlung im Einklang mit Kapitel V  der
Verordnung (EU) 2016/679 steht.

@-(05) ...

§153. (1) Die FMA kann nach Anhorung der Oesterreichischen
Nationalbank durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und
Ubermittlungen gemiB §§ 151 und 152 dieses Bundesgesetzes und § 20 Abs. 3,
28a Abs. 4, § 44 Abs. 1 erster Satz und Abs. 4 und § 70a Abs. 5 BWG sowie § 2
Abs. 2 der Miindelsicherheitsverordnung, BGBI. Nr. 650/1993, in der Fassung
der Verordnung BGBI. II Nr. 219/2003 ausschlieBlich in elektronischer Form zu
erfolgen haben sowie bestimmten Gliederungen, technischen
Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen haben. Die
FMA hat sich dabei an den Grundsidtzen der Wirtschaftlichkeit und
Zweckmafigkeit zu orientieren und dafiir zu sorgen, dass die jederzeitige
elektronische Verfligbarkeit der Daten fiir die FMA und die Oesterreichische
Nationalbank gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrichtigt
werden. Weiters kann die FMA in dieser Verordnung Abschlusspriifern fiir
Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte und Meldungen gemiB § 154 eine
fakultative Teilnahme an dem elektronischen System der Ubermittlung gemiB
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Bereich die ndheren Erfordernisse einer elektronischen Hinterlegung dieser
Unterlagen festlegen und mittels Verordnung auch die Ubermittlung
ausschlieBlich in elektronischer Form vorschreiben. § 12 Abs. 1, 2 und 3 Z 1 und
2 KMG gilt mit der Maf3gabe, dass die Verwahrungsfrist fiir die Meldestelle vom
Abwicklungszeitpunkt des OGAW zu berechnen ist und dass die
Unterrichtungspflicht geméf § 12 Abs. 3 Z2 KMG nur bei besonderem Anlass
auf Verlangen des Bundesministers fiir Finanzen oder der FMA besteht.

3) ...
§145.(1)—(2) ...

(3) Die Ubermittlung von Daten gemiB Abs. 1 durch die FMA ist innerhalb
desselben Rahmens, zu denselben Zwecken und mit denselben Beschrinkungen
wie an zustindige Behorden von Mitgliedstaaten geméfl Abs. 2 auch an Behorden
von Drittlindern, die den Aufgaben der FMA entsprechende Aufgaben
wahrzunehmen haben, nur zulédssig, soweit die iibermittelten Daten bei diesen
Behorden einem dem Berufsgeheimnis in Art. 102 der Richtlinie 2009/65/EG
entsprechenden Berufsgeheimnis unterliegen und die Ubermittlung im Einklang
mit Kapitel V der Verordnung (EU) 2016/679 steht.

@»H-06)...

§ 153. (1) Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die
Anzeigen und Ubermittlungen gemiB §§ 151 und 152 dieses Bundesgesetzes und
§ 20 Abs. 3, 28a Abs. 4, § 44 Abs. 1 erster Satz und Abs. 4 und § 70a Abs. 5
BWG sowie § 2 Abs. 2 der Miindelsicherheitsverordnung, BGBI. Nr. 650/1993,
in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr.219/2003 ausschlieBlich in
elektronischer Form zu erfolgen haben sowie bestimmten Gliederungen,
technischen Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen
haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsitzen der Wirtschaftlichkeit und
ZweckmaBigkeit zu orientieren und daflir zu sorgen, dass die jederzeitige
elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die FMA gewéhrleistet bleibt und
Aufsichtsinteressen nicht beeintrachtigt werden. Weiters kann die FMA in dieser
Verordnung Abschlusspriifern fiir Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte
und Meldungen geméil § 154 eine fakultative Teilnahme an dem elektronischen
System der Ubermittlung gemiB dem ersten Satz ermdglichen. Die FMA hat
geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder
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dem ersten Satz ermdglichen. Die FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu
treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder gegebenenfalls ihre
Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen Zeitraums im
System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder ihren
Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.

) ...

§ 154. (1) Stellt ein Abschlusspriifer, der den Jahresabschluss einer
Verwaltungsgesellschaft (§ 5 Abs. 1) oder den Rechenschaftsbericht eines
OGAW (§ 49) priift oder bei dieser oder diesem eine sonstige gesetzlich
vorgeschriebene Tatigkeit ausiibt, Tatsachen fest, die eine Berichtspflicht geméaf
§ 273 Abs.2 und 3 UGB begriinden, so hat er unverziiglich, spitestens
gleichzeitig, den geméal § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA
und der Oesterreichischen Nationalbank zu tibermitteln.

(2) Der Abschlusspriifer hat, auch wenn keine Berichtspflicht gemil3 § 273
Abs. 2 und 3 UGB besteht, der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
sowie den Geschéftsleitern und dem nach Gesetz oder Satzung zustdndigen
Aufsichtsorgan unverziiglich schriftlich mit Erlduterungen zu berichten, wenn er
bei seiner Priifungstétigkeit Tatsachen feststellt, die

I.-6. ...

Stellt der Abschlusspriifer sonstige Méngel, nicht besorgniserregende
Verdanderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur
geringfligige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méngel und
Verletzungen von Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Abschlusspriifer
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank erst dann berichten, wenn die
Verwaltungsgesellschaft nicht binnen einer angemessenen Frist, langstens jedoch
binnen drei Monaten, die festgestellten Mingel behoben und dies dem
Abschlusspriifer nachgewiesen hat. Zu berichten ist auch dann, wenn die
Geschiftsleiter eine vom Abschlusspriifer geforderte Auskunft innerhalb einer
angemessenen Frist nicht ordnungsgemédl erteilen. In Fillen, in denen eine
Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Abschlusspriifer bestellt wird, trifft die
Berichtspflicht auch die nach § 88 Abs. 7 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz —
WTBG (BGBI. I Nr. 58/1999) namhaft gemachten natiirlichen Personen.

3)-(5)...
§ 200. (1) — (28) ...
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gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen
Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder
ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern kdnnen.

) ...

§ 154. (1) Stellt ein Abschlusspriifer, der den Jahresabschluss einer
Verwaltungsgesellschaft (§ 5 Abs. 1) oder den Rechenschaftsbericht eines
OGAW (§49) priift oder bei dieser oder diesem eine sonstige gesetzlich
vorgeschriebene Tatigkeit ausiibt, Tatsachen fest, die eine Berichtspflicht geméal
§ 273 Abs.2 und 3 UGB begriinden, so hat er unverziiglich, spétestens
gleichzeitig, den geméal § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA
zu libermitteln.

(2) Der Abschlusspriifer hat, auch wenn keine Berichtspflicht gemil3 § 273
Abs. 2 und 3 UGB besteht, der FMA sowie den Geschéftsleitern und dem nach
Gesetz oder Satzung zustdndigen Aufsichtsorgan unverziiglich schriftlich mit
Erlduterungen zu berichten, wenn er bei seiner Priifungstitigkeit Tatsachen
feststellt, die

1.-6....

Stellt der Abschlusspriifer sonstige Maéngel, nicht besorgniserregende
Veranderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur
geringfligige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méngel und
Verletzungen von Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Abschlusspriifer
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank erst dann berichten, wenn die
Verwaltungsgesellschaft nicht binnen einer angemessenen Frist, lingstens jedoch
binnen drei Monaten, die festgestellten Maingel behoben und dies dem
Abschlusspriifer nachgewiesen hat. Zu berichten ist auch dann, wenn die
Geschiftsleiter eine vom Abschlusspriifer geforderte Auskunft innerhalb einer
angemessenen Frist nicht ordnungsgemél erteilen. In Féllen, in denen eine
Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Abschlusspriifer bestellt wird, trifft die
Berichtspflicht auch die nach § 88 Abs. 7 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz —
WTBG (BGBL. I Nr. 58/1999) namhaft gemachten natiirlichen Personen.

3)-(5) ...
§ 200. (1) - (28) ...
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Artikel 10
Anderung des Nationalbankgesetzes 1984

§ 44b. (1) Die Oesterreichische Nationalbank hat im 6ffentlichen Interesse
das Vorliegen aller jener Umstinde zu beobachten, die fiir die Sicherung der
Finanzmarktstabilitdt in Osterreich von Bedeutung sind.

(2) Die FMA hat Daten aller Unternehmen der Finanzbranche (§ 2 Z 7
Finanzkonglomerategesetz — FKG, BGBIL. 1 Nr.70/2004) sowie der
Pensionskassen, die die Oesterreichische Nationalbank zur Wahrnehmung der
Aufgabe gemill Abs. 1 bendtigt, dieser auf ihr Verlangen zur Verfiigung zu
stellen. Die Oesterreichische Nationalbank hat diese Daten in die Datenbank
gemdfp § 79 Abs. 4a BWG einzustellen und kann diese auch verarbeiten. Soweit
dies zweckmdfig ist, konnen diese Daten seitens der FMA auch direkt in die
Datenbank aufgenommen werden. Sind die von der Oesterreichischen
Nationalbank angeforderten Daten bei der FMA nicht verfiigbar, so sind sie von
der FMA zu erheben, in die Datenbank gemdfs § 79 Abs. 4a BWG einzustellen
und ist die Oesterreichische Nationalbank hievon zu verstindigen. Liegen
benotigte Daten bei der FMA nicht vor, so konnen sie von den im ersten Satz
genannten Instituten auch durch die Oesterreichische Nationalbank direkt erhoben
werden und sind diese Daten in die Datenbank gemdfy § 79 Abs. 4a BWG
einzustellen.

(3) Die Oesterreichische Nationalbank hat auf dem Gebiet der
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(29) § 129 Abs. 2, § 145 Abs. 3, § 153 Abs. 1 und § 154 Abs. 1 und 2 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten mit 1. Jdnner 2020 in
Kraft.

Artikel 10
Anderung des Nationalbankgesetzes 1984

§ 44b. (1) Die Oesterreichische Nationalbank hat im 6ffentlichen Interesse:

1. das Vorliegen all jener Umstdinde zu beobachten, die fiir die
Sicherstellung der Finanzmarktstabilitit in Osterreich von Bedeutung
sind;

2. die Entwicklungen auf den Finanzmdrkten zu beobachten und dabei
insbesondere deren Auswirkungen auf den nationalen Finanzmarkt zu
analysieren;

3. die Entwicklungsméglichkeiten des osterreichischen Finanzmarktes zu
analysieren.

(2) Die FMA hat Daten aller Unternehmen der Finanzbranche (§ 2 Z 7
Finanzkonglomerategesetz — FKG, BGBIL 1 Nr.70/2004) sowie der
Pensionskassen, die die Oesterreichische Nationalbank zur Wahrnehmung der
Aufgabe gemill Abs. 1 bendtigt, dieser auf ihr Verlangen zur Verfligung zu
stellen. Die Oesterreichische Nationalbank kann diese Dafen auch verarbeiten.
Sind die von der Oesterreichischen Nationalbank angeforderten Daten bei der
FMA nicht verfiigbar, so sind sie von der FMA zu erheben, und der
Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung zu stellen. Liegen bendtigte Daten
bei der FMA nicht vor, so konnen sie von den im ersten Satz genannten Instituten
auch durch die Oesterreichische Nationalbank direkt erhoben werden und sind
diese Daten sodann der FMA zur Verfiigung zu stellen.

(3) Die Oesterreichische Nationalbank hat auf dem Gebiet der
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Finanzmarktstabilitit dem Bundesminister flir Finanzen und der FMA
Beobachtungen und Feststellungen grundsétzlicher Art oder besonderer
Bedeutung mitzuteilen und auf Verlangen die erforderlich erscheinenden
sachlichen Aufklarungen zu geben und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen
sowie Gutachten zu erstatten.

§69.(H—-(2) ...

(3) Von dem verbleibenden Reingewinn erhilt der Bund vorerst 90 vH, vom
restlichen Teil des Reingewinnes erhélt der Aktiondr gemif3 Beschluss der
Generalversammlung eine Dividende bis 10 vH seines Anteils am Grundkapital.
Der Rest ist geméB Beschluss der Generalversammlung zu verwenden.

§89.(1)-(12) ...

Artikel 11
Anderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes

§3.(H-3)...

(4) Die FMA hat sicherzustellen, dass die mit der Abwicklungstatigkeit
betraute Organisationseinheit und die Organisationseinheiten, die die im FMABG
festgelegten sonstigen Tétigkeiten der FMA ausfiihren, bei der Vorbereitung,
Planung und Anwendung von Abwicklungsentscheidungen eng miteinander
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Finanzmarktstabilitit wnd zur Finanzmarktentwicklung gemdfs Abs. I dem
Bundesminister fiir Finanzen und der FMA Beobachtungen und Feststellungen
grundsétzlicher Art oder besonderer Bedeutung mitzuteilen und auf Verlangen
die erforderlich erscheinenden sachlichen Aufklarungen zu geben und Unterlagen
zur Verfligung zu stellen sowie Gutachten zu erstatten.

(4) Die Oesterreichische Nationalbank hat dem Bundesminister (fiir
Finanzen, der FMA, dem  Fachbeirat Finanzmarktaufsicht,  dem
Finanzmarktstabilititsgremium und dem Nationalrat jihrlich einen Bericht tiber
die wesentlichen Erkenntnisse aus ihren Beobachtungen gemdfy Abs. 1 zu
tibermitteln.

(5) Die Oesterreichische Nationalbank hat zur Wahrnehmung ihrer
Aufgaben gemdf3 Abs. 1 Z 2 innerhalb ihrer Organisationsstruktur eine eigene
Einheit (,, Kompetenzstelle) einzurichten. Sie hat weiters zur Férderung der
Finanzbildung in Osterreich beizutragen und dem Bundesminister fiir Finanzen
jéhrlich einen Bericht iiber die wesentlichen Erkenntnisse zum Stand der
Finanzbildung in Osterreich zu iibermitteln.

§69.(1)-(2) ...

(3) Von dem verbleibenden Reingewinn erhilt der Bund vorerst 95 vH, vom
restlichen Teil des Reingewinnes erhdlt der Aktiondr gemdf Beschluss der
Generalversammlung eine Dividende bis 10 vH seines Anteils am Grundkapital.
Der Rest ist geméB Beschluss der Generalversammlung zu verwenden.

§89.(1H)-(12) ...

(13) §44b und § 69 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. XXX/2019 treten mit 1. Jinner 2020 in Kraft.

Artikel 11
Anderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes

§3.(D-Q3) ...

(4) Die FMA hat sicherzustellen, dass die mit der Abwicklungstatigkeit
betraute Organisationseinheit und die Organisationseinheiten, die die im FMABG
festgelegten sonstigen Téatigkeiten der FMA ausfiihren, bei der Vorbereitung,
Planung und Anwendung von Abwicklungsentscheidungen eng miteinander
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zusammenarbeiten. Die Oesterreichische Nationalbank hat der
Abwicklungsbehorde den gemdfs § 79 Abs. 3 BWG vorgesehenen jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf die gemeinsame Datenbank zu ermdglichen.
Weiters hat die Oesterreichische Nationalbank der Abwicklungsbehorde auf
Aufforderung alle Analyseergebnisse und Informationen aus ihrer laufenden
Einzelbankanalyse gemdfs § 79 Abs. 4a BWG zur Verfiigung zu stellen.

(4a) ...

(5) Die FMA, die Abwicklungsbehoérde und die Oesterreichische
Nationalbank arbeiten zur wirksamen Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach
MaBgabe dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 eng
zusammen. § 79 BWG ist mit der Mafsgabe anzuwenden, dass die dort fiir den
Bereich der Bankenaufsicht geregelten Aufgaben der QOesterreichischen
Nationalbank fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU)
Nr. 806/2014 fiir den Bereich der Sanierung und Abwicklung von Unternehmen
gemdf3 § 1 Abs. 1 gelten, davon ausgenommen sind die §§ 54 bis 79, 81 bis 83, 85
bis 92, 95 bis 98, 114 bis 131 und 152 bis 159 dieses Bundesgesetzes und die
Art. 20 bis 22, 24 bis 27 und 67 bis 79 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014. Die
Abwicklungsbehérde  kann  in  Ausnahmefillen auch  Bankpriifer,
Wirtschaftspriifer, Wirtschaftspriifungsgesellschaften und sonstige
Sachverstindige alle erforderlichen Priifungen, Gutachten und Analysen
vornehmen lassen; die Erteilung von Auskiinften durch die Abwicklungsbehorde
an die von ihr Beauftragten ist zuldssig, soweit dies zur Erflillung des Auftrags
zweckdienlich ist.

6)—(13) ...

§4.(H-(2)...

(3) Die FMA und die Abwicklungsbehorde haben bei der Festlegung gemdfs
Abs. 1 und 2 eine gutachterliche Auferung der Oesterreichischen Nationalbank
einzuholen. Die FMA kann zum Zwecke der Festlegung gemél Abs. 1 und 2 und
die Abwicklungsbehdrde zum Zwecke der Festlegung gemdB Abs. 1 Z3 und

Abs. 2 eine Verordnung erlassen, sofern diese Festlegungen fiir ein Vielzahl von
Instituten erfolgen.

“) ...
§ 44. (1) Besteht fiir ein Institut Frithinterventionsbedarf geméf Abs. 2, kann
die FMA eine oder mehrere der folgenden Friithinterventionsmafnahmen
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zusammenarbeiten, zu diesem Zweck hat die FMA eine Datenbank zu fiihren, die
den jederzeitigen wechselseitigen automationsunterstiitzten Zugriff auf die bei
diesen  Organisationseinheiten — vorhandenen Daten gewdhrleistet. Die
Oesterreichische Nationalbank hat der Abwicklungsbehdrde den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf alle in § 79 Abs. 2 BWG genannten Daten
zu ermoglichen.

(4a) ...

(5) Die FMA, die Abwicklungsbehoérde und die Oesterreichische
Nationalbank arbeiten zur wirksamen Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach
MaBgabe dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 eng
zusammen. Die Abwicklungsbehérde kann in Ausnahmefillen auch Bankpriifer,
Wirtschaftspriifer, Wirtschaftspriifungsgesellschaften und sonstige
Sachverstindige alle erforderlichen Priifungen, Gutachten und Analysen
vornehmen lassen; die Erteilung von Auskiinften durch die Abwicklungsbehorde
an die von ihr Beauftragten ist zuldssig, soweit dies zur Erfiillung des Auftrags
zweckdienlich ist. Die Abwicklungsbehorde kann die Oesterreichische
Nationalbank als Sachverstindige in Bezug auf Fragen der Finanzmarktstabilitdt
gemdfs § 48 Abs. 2 Z 2 BaSAG im Rahmen der Abwicklungsplanung beauftragen.

6)—(13) ...

§4.(H-(2)...

(3) Die FMA kann zum Zwecke der Festlegung gemdf3 Abs. 1 und 2 und die
Abwicklungsbehorde zum Zwecke der Festlegung gemif3 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2
eine Verordnung erlassen, sofern diese Festlegungen fiir ein Vielzahl von
Instituten erfolgen.

@ ...
§ 44. (1) Besteht fiir ein Institut Frithinterventionsbedarf geméf Abs. 2, kann
die FMA eine oder mehrere der folgenden Friihinterventionsmainahmen
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anordnen. Die FMA kann insbesondere:

1.-8. ...

9.im Rahmen von Vor-Ort-Kontrollen, wofir dic FMA die
Oesterreichische Nationalbank gemdll § 70 Abs.1 Z3 BWG oder
geeignete Sachverstindige beauftragen kann, alle Informationen
beschaffen, die von der Abwicklungsbehdrde bendtigt werden, um den
Abwicklungsplan zu aktualisieren, gegebenenfalls die Abwicklung des
Instituts vorzubereiten und eine Bewertung der Vermdgenswerte und
Verbindlichkeiten des Instituts gemifl § 54 vorzunehmen, und diese
Informationen der Abwicklungsbehorde zur Verfiigung stellen.

-0 ...

§78.(1H-(2) ...

(3) Das Briickeninstitut muss eine Kapitalgesellschaft sein, die folgende
Anforderungen erfiillt:

1. Ihre Anteile werden entweder ganz oder mehrheitlich vom Bund, der

FIMBAG, der Abwicklungsbehorde oder einer anderen offentlichen
Stelle gehalten,

2.-3....

3)-(10) ...

§ 79. (1) Die Abwicklungsbehorde, der Bund oder mit Zustimmung des
Bundesministers fiir Finanzen die FIMBAG konnen Kapitalgesellschaften
griinden, die als Briickeninstitut fungieren koénnen. Das Grund- oder
Stammkapital kann durch Ubertragung von Anteilen oder Vermdgenswerten
eines oder mehrerer in Abwicklung befindlicher Institute gemil § 78 sowie,
soweit erforderlich, durch zusétzliche Zahlung des
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus gemill § 124 Abs. 1 Z 4 aufgebracht
werden. Der Bewertung dieser Anteile oder Vermdgenswerte fiir die Griindung
sowie flir die Eroffnungsbilanz der Kapitalgesellschaft ist die abschlieBende
Bewertung gemidl § 57 Abs. 2, wenn eine solche zum Zeitpunkt der Errichtung
der Kapitalgesellschaft noch nicht existiert, die vorldufige Bewertung gemaf3 § 57
Abs. 1 soweit wie moglich zugrunde zu legen. Eine Griindungspriifung kann
unterbleiben.

(2) Mit Zustimmung des Bundesministers flir Finanzen kdnnen die Anteile
des Briickeninstituts auf den Bund, die FIMBAG oder eine andere &ffentliche
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anordnen. Die FMA kann insbesondere:

1.-8. ...

9.im Rahmen von Vor-Ort-Kontrollen, wofiir die FMA eigene Priifer
gemil § 70 Abs. 1 Z 3 BWG verwenden oder geeignete Sachverstindige
beauftragen kann, alle Informationen beschaffen, die von der
Abwicklungsbehorde bendtigt werden, um den Abwicklungsplan zu
aktualisieren, gegebenenfalls die Abwicklung des Instituts vorzubereiten
und eine Bewertung der Vermogenswerte und Verbindlichkeiten des
Instituts gemalB § 54 vorzunehmen, und diese Informationen der
Abwicklungsbehdrde zur Verfiigung stellen.

-0 ...

§78.(1H)-(2) ...

(3) Das Briickeninstitut muss eine Kapitalgesellschaft sein, die folgende
Anforderungen erfiillt:

1. IThre Anteile werden entweder ganz oder mehrheitlich vom Bund, der

ABBAG — Abbaumanagementgesellschaft des Bundes (ABBAG), der
Abwicklungsbehorde oder einer anderen 6ffentlichen Stelle gehalten,

2.-3....

3)-(10) ...

§79. (1) Die Abwicklungsbehorde, der Bund oder mit Zustimmung des
Bundesministers fiir Finanzen die ABBAG koénnen Kapitalgesellschaften griinden,
die als Briickeninstitut fungieren kdnnen. Das Grund- oder Stammkapital kann
durch Ubertragung von Anteilen oder Vermdgenswerten eines oder mehrerer in
Abwicklung befindlicher Institute gemil3 § 78 sowie, soweit erforderlich, durch
zusétzliche Zahlung des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus gemil3 § 124
Abs. 1 Z4 aufgebracht werden. Der Bewertung dieser Anteile oder
Vermogenswerte fiir die Grindung sowie fiir die Eroffnungsbilanz der
Kapitalgesellschaft ist die abschlieBende Bewertung gemill § 57 Abs. 2, wenn
eine solche zum Zeitpunkt der Errichtung der Kapitalgesellschaft noch nicht
existiert, die vorldufige Bewertung gemil § 57 Abs.1 soweit wie mdglich
zugrunde zu legen. Eine Griindungspriifung kann unterbleiben.

(2) Mit Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen kdnnen die Anteile
des Briickeninstituts auf den Bund, die ABBAG oder eine andere 6ffentliche Stelle
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Stelle libertragen werden.

3)-0©)...

§ 83. (1) Die Abwicklungsbehorde, der Bund oder mit Zustimmung des
Bundesministers fiir Finanzen die FIMBAG konnen Kapitalgesellschaften
griinden, die als Abbaueinheiten fungieren konnen. Das Grund- oder
Stammkapital kann durch Ubertragung von Anteilen oder Vermdgenswerten
eines oder mehrerer in Abwicklung befindlicher Institute oder Unternehmen
gemil § 1 Abs.1 Z2 bis 4 oder Briickeninstitute gemall § 82 aufgebracht
werden. Der Bewertung dieser Anteile oder Vermdgenswerte fiir die Griindung
sowie fiir die Er6ffnungsbilanz der Abbaueinheit ist die abschlieBende Bewertung
gemil § 57 Abs.2, wenn eine solche zum Zeitpunkt der Errichtung der
Gesellschaft noch nicht existiert, die vorldufige Bewertung gemif3 § 57 Abs. 1
soweit wie moglich zugrunde zu legen. Eine Griindungspriifung kann
unterbleiben.

(2) Die Abbaueinheit muss folgende Anforderungen erfiillen:

1. Ihre Anteile werden entweder ganz oder mehrheitlich vom Bund, der
FIMBAG, der ABBAG, der Abwicklungsbehérde oder einer anderen
offentlichen Stelle gehalten,

2.-3....

(3) Mit Zustimmung des Bundesministers flir Finanzen konnen die Anteile
der Abbaueinheit auf den Bund oder auf die FIMBAG iibertragen werden.

4)-(0) ...

§84.(1) ...

(2) Zur Erfillung ihrer Aufgabe kann die Abbaueinheit Bank- und
Leasinggeschifte betreiben, Beteiligungsankdufe- und -verkdufe vornehmen
sowie Hilfsgeschifte erbringen, sofern die Erbringung dieser Geschifte der
Aufgabenerfiillung unmittelbar oder mittelbar dient. Die Bestimmungen des
BWG, mit Ausnahme von § 3 4bs. 9, §5 Abs. 1 Z 6 bis 13, § 28a, § 38, § 41,
§ 42 Abs. 1 bis 5, §§ 43 bis 59a, § 65, §§ 66 und 67, § 70 Abs. 1, § 70 Abs. 4 Z 1
und 2 und § 70 Abs. 7 bis 9, § 73 Abs. 1 Z2, 3, 6 und 8, § 73a, § 75, § 76, §§ 77
und 77a, § 79, §§ 98 bis 99¢, § 99g und §§ 101 und 10la BWG, sind auf die
Abbaueinheit nicht anzuwenden. Die Bestimmungen des Pfandbriefgesetzes —
PfandbriefG, dRGBI. 1 492/1927, sind gegebenenfalls anzuwenden. Die
Bestimmungen des Finanzmarkt-Geldwéschegesetzes — FM-GwG, BGBI. 1
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iibertragen werden.

3)-0®)...

§ 83. (1) Die Abwicklungsbehorde, der Bund oder mit Zustimmung des
Bundesministers fiir Finanzen die ABBAG konnen Kapitalgesellschaften griinden,
die als Abbaueinheiten fungieren konnen. Das Grund- oder Stammkapital kann
durch Ubertragung von Anteilen oder Vermdgenswerten eines oder mehrerer in
Abwicklung befindlicher Institute oder Unternehmen geméal § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4
oder Briickeninstitute gemal § 82 aufgebracht werden. Der Bewertung dieser
Anteile oder Vermogenswerte fiir die Griindung sowie fiir die Erdffnungsbilanz
der Abbaueinheit ist die abschlieBende Bewertung geméf § 57 Abs. 2, wenn eine
solche zum Zeitpunkt der Errichtung der Gesellschaft noch nicht existiert, die
vorldufige Bewertung gemal} § 57 Abs. 1 soweit wie moglich zugrunde zu legen.
Eine Griindungspriifung kann unterbleiben.

(2) Die Abbaueinheit muss folgende Anforderungen erfiillen:

1. Thre Anteile werden entweder ganz oder mehrheitlich vom Bund, der
ABBAG, der Abwicklungsbehorde oder einer anderen offentlichen Stelle
gehalten,

2.-3....

(3) Mit Zustimmung des Bundesministers fiir Finanzen konnen die Anteile
der Abbaueinheit auf den Bund oder auf die ABBAG {ibertragen werden.

4 —(0) ...

§84.(1) ...

(2) Zur Erfillung ihrer Aufgabe kann die Abbaueinheit Bank- und
Leasinggeschéfte betreiben, Beteiligungsankdufe- und -verkdufe vornehmen
sowie Hilfsgeschifte erbringen, sofern die Erbringung dieser Geschifte der
Aufgabenerfiillung unmittelbar oder mittelbar dient. Die Bestimmungen des
BWG, mit Ausnahme von § 5 Abs. 1 Z 6 bis 13, § 28a, § 38, § 41, § 42 Abs. 1 bis
5, §§ 43 bis 59a, § 65, §§ 66 und 67, § 70 Abs. 1, § 70 Abs. 4 Z 1 und 2 und § 70
Abs. 7 bis 9, § 73 Abs. 1Z2,3,6und 8, § 73a, § 75, § 76, §§ 77 und 77a, § 79,
§§ 98 bis 99¢, § 99g und §§ 101 und 101a BWG, sind auf die Abbaueinheit nicht
anzuwenden. Die Bestimmungen des Pfandbriefgesetzes — PfandbriefG, dRGBI. I

492/1927, sind gegebenenfalls anzuwenden. Die Bestimmungen des
Finanzmarkt-Geldwischegesetzes — FM-GwG, BGBI. I Nr. 118/2016, sind auf
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Nr. 118/2016, sind auf die Abbaueinheit mit der Mallgabe anzuwenden, dass die
Abbaueinheit als Verpflichtete gemél § 1 FM-GwG gilt.

(3)-(12) ...
§ 113a. (1) ...

(2) Die FMA und die Abwicklungsbehorde konnen fiir die Zwecke dieses
Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 in ihrem jeweiligen
Zustandigkeitsbereich geeignete Sachverstindige oder, sofern Vor-Ort-Priifungen
in einen Zustdindigkeitsbereich der Oesterreichischen Nationalbank gemdfs § 3
Abs. 5 fallen, die Oesterreichische Nationalbank mit der Durchfiihrung von Vor-
Ort-Priifungen beauftragen.

§115.(1) ...

(2) Das Ergebnis der Priifung, ob AbwicklungsmaBinahmen hinsichtlich
eines Instituts oder eines Unternechmens gemiall § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 eingeleitet
werden sollen, hat Folgendes zu umfassen:

1.-2....
Die Abwicklungsbehorde kann abweichend von § 3 Abs. 5 zur Auswahl der
gemdfy Z2 beabsichtigten Mafinahme eine gutachterliche Auferung der
Oesterreichischen Nationalbank einholen.

@3) ...

§118. (1) § 22 Abs. 2 FMABG ist mit folgender Mafigabe anzuwenden: Fiir
die Anordnung von Abwicklungsmafinahmen gilt die widerlegbare Vermutung,
dass die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zwingenden offentlichen
Interessen zuwiderlduft.
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die Abbaueinheit mit der Maligabe anzuwenden, dass die Abbaueinheit als
Verpflichtete gemil § 1 FM-GwG gilt.

(3)-(12) ...
§ 113a. (1) ...

(2) Die FMA und die Abwicklungsbehdrde konnen fiir die Zwecke dieses
Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 in ihrem jeweiligen
Zusténdigkeitsbereich eigene Priifer oder geeignete Sachverstindige mit der
Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen beauftragen.

§115. (1) ...

(2) Das Ergebnis der Priifung, ob Abwicklungsmafinahmen hinsichtlich
eines Instituts oder eines Unternchmens gemill § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 eingeleitet
werden sollen, hat Folgendes zu umfassen:

1.-2....

3) ...

§118. (1) Beschwerden gegen die Anordnung von Abwicklungsmafinahmen
haben keine aufschiebende Wirkung. Die FMA kann auf Antrag der Beschwerde
die aufschiebende Wirkung mit Bescheid zuerkennen, wenn dem nicht zwingende
offentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwdgung aller beriihrten
Interessen mit dem Vollzug fiir den Beschwerdefiihrer ein unverhdltnismdfSiger
Nachteil verbunden wire. Es gilt hierbei die widerlegbare Vermutung, dass die
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zwingenden offentlichen Interessen
zuwiderlduft. Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des
angefochtenen Bescheides aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen
Verfiigungen zu treffen.

(la) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemdf; Abs. 1 hat keine
aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspdtet oder
unzuldssig zuriickzuweisen ist, hat die FMA dem Bundesverwaltungsgericht die
Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziiglich vorzulegen.
Das Bundesverwaltungsgericht hat iiber die Beschwerde nach Anhorung der
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2)-() ...
§165.(1) ...
2) Der Bund, die Abwicklungsbehorde, der

Abwicklungsfinanzierungsmechanismus und der Ausschuss sowie ein
Briickeninstitut, eine Abbaueinheit, die FIMBAG und die
Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes (ABBAG) sind iiberdies von der
Entrichtung der im GGG geregelten Gebiihren in Verfahren vor den ordentlichen
Gerichten befreit, die Angelegenheiten des Vollzugs dieses Bundesgesetzes zum
Gegenstand haben.

§ 167. (1) (6) ...

Artikel 12
Anderung des Sparkassengesetzes

§28.(1H-(2) ...
(3) Die FMA kann nach Anhérung der Oesterreichischen Nationalbank
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FMA unverziiglich zu entscheiden und der FMA, wenn diese nicht von der
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens
zuriickzustellen.

(1b) Im Verfahren iiber Beschwerden gegen Anordnungen von
Abwicklungsmafinahmen kann das Bundesverwaltungsgericht die aufschiebende
Wirkung durch Beschluss zuerkennen, wenn dem nicht zwingende offentliche
Interessen entgegenstehen und nach Abwdgung aller beriihrten Interessen mit
dem Vollzug fiir den Beschwerdefiihrer ein unverhdltnismdafiger Nachteil
verbunden widre. Es gilt hierbei die widerlegbare Vermutung, dass die
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zwingenden dffentlichen Interessen
zuwiderlduft. Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des
angefochtenen Bescheides aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen
Verfiigungen zu treffen.

2)-() ...
§165.(1) ...
2) Der Bund, die Abwicklungsbehorde, der

Abwicklungsfinanzierungsmechanismus und der Ausschuss sowie ein
Briickeninstitut, eine Abbaueinheit und die ABBAG sind iiberdies von der
Entrichtung der im GGG geregelten Gebiihren in Verfahren vor den ordentlichen
Gerichten befreit, die Angelegenheiten des Vollzugs dieses Bundesgesetzes zum
Gegenstand haben.

§167. (1) (6) ...

(7) §118 Abs. 1 bis 1b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. [
Nr. xxx/2019 tritt mit 1. September 2019 in Kraft. § 3 Abs. 4 und 5, § 4 Abs. 3,
S44 Abs. 1 Z9, § 84 Abs. 2, § 113a Abs. 2 und § 115 Abs. 2 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Kraft.

Artikel 12
Anderung des Sparkassengesetzes

§28.(H-(2) ...
(3) Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass das Vorlegen, die
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durch Verordnung vorschreiben, dass das Vorlegen, die Anzeigen, die
Bekanntgabe sowie die Ubermittlungen gemiB § 2 Abs. 1, § 5 Abs. 1 und 7, § 12
Abs. 5, § 13 Abs. 4, § 16 Abs. 10, § 18 Abs. 1, § 22 Abs. 4, § 26 Abs. 2, § 27a
Abs. 3 und 6, § 39 Abs. 2 sowie § 11 SpG-Priifungsordnung ausschlieBlich in
elektronischer Form zu erfolgen sowie bestimmten Gliederungen, technischen
Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen haben. Die
FMA hat sich dabei an den Grundsdtzen der Wirtschaftlichkeit und
ZweckmafBigkeit zu orientieren und dafiir zu sorgen, dass die jederzeitige
elektronische Verfiigbarkeit der Daten fiir die FMA und die OeNB gewéhrleistet
bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrdchtigt werden. Die FMA hat
geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder
gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen
Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder
ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.

§42.(1)—(13) ...

Artikel 13
Anderung des STS-Verbriefungsvollzugsgesetzes

§ 2. (1) Die Finanzmarktaufsichtsbehérde (FMA) ist die fiir Osterreich
zustindige Behorde gemdl Art.29 Abs.4 und 5 der Verordnung
(EU) 2017/2402. Sie nimmt unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzen
zugewiesenen Aufgaben die den zustéindigen Behdrden gemél Art. 29 Abs. 1 bis
5 der Verordnung (EU) 2017/2402 zukommenden Aufgaben und Befugnisse
wahr und hat die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der
Verordnung (EU) 2017/2402 zu iberwachen. Im Zuge der Wahrnehmung der der
FMA nach diesem Bundesgesetz sowie der Verordnung (EU) 2017/2402
zukommenden Aufgaben und Befugnisse in Bezug auf Kreditinstitute im Sinne des
$ I Abs. 1 Bankwesengesetz — BWG, BGBI. Nr. 532/1993 sowie auf Zweigstellen
von CRR-Kreditinstituten gemdfs § 9 Abs. 1 BWG sind die Vorschriften der §§ 3
Abs. 8 und 9, 70, 70a Abs. 2 und 79 BWG iiber die Zusammenarbeit zwischen der
FMA und der Oesterreichischen Nationalbank sinngemdf3 anzuwenden.

Q@) ...
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Anzeigen, die Bekanntgabe sowie die Ubermittlungen gemiB § 2 Abs. 1, § 5
Abs. 1 und 7, § 12 Abs. 5, § 13 Abs. 4, § 16 Abs. 10, § 18 Abs. 1, § 22 Abs. 4,
§ 26 Abs. 2, § 27a Abs. 3 und 6, § 39 Abs. 2 sowie § 11 SpG-Priifungsordnung
ausschlieflich in elektronischer Form zu erfolgen sowie bestimmten
Gliederungen, technischen Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen
zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsitzen der
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit zu orientieren und dafiir zu sorgen, dass
die jederzeitige elektronische Verfligbarkeit der Daten fiir die FMA gewéhrleistet
bleibt und Aufsichtsinteressen nicht beeintrdchtigt werden. Die FMA hat
geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder
gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen
Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der von ihnen oder
ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern konnen.

§42.(1)-(13) ...
(14) § 28 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2019
tritt mit 1. Janner 2020 in Kraft.

Artikel 13
Anderung des STS-Verbriefungsvollzugsgesetzes

§ 2. (1) Die Finanzmarktaufsichtsbehdrde (FMA) ist die fiir Osterreich
zustindige Behorde gemidll Art.29 Abs.4 und 5 der Verordnung
(EU) 2017/2402. Sie nimmt unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzen
zugewiesenen Aufgaben die den zustindigen Behdrden gemél Art. 29 Abs. 1 bis
5 der Verordnung (EU) 2017/2402 zukommenden Aufgaben und Befugnisse
wahr und hat die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der
Verordnung (EU) 2017/2402 zu liberwachen.

Q) ...
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(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben die ihnen jeweils
mit diesem Bundesgesetz und der Verordnung (EU) 2017/2402 {ibertragenen
Aufgaben, Befugnisse und Pflichten nur soweit wahrzunehmen, als deren
Ausiibung aufgrund der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur
Ubertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht iiber
Kreditinstitute auf die Européische Zentralbank, ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 63, nicht der Européaischen Zentralbank vorbehalten ist.

§ 18. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.

Artikel 14
Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016

§182.(H)-(4) ...

(5) Vor der Genehmigung von internen oder partiellen internen Modellen
gemdf3 Abs. 4 hat die FMA eine gutachtliche Auferung der Oesterreichischen
Nationalbank insoweit einzuholen, als diese Modelle das Marktrisikomodul oder
Teile des Marktrisikomoduls umfassen. Die Oesterreichische Nationalbank hat
dabei zu beurteilen, ob das Marktrisikomodul oder gegebenenfalls Teile des
Marktrisikomoduls den anzuwendenden Vorgaben entsprechen.

(6) Die Oesterreichische Nationalbank hat gutachtliche AufSerungen gemdf3
Abs. 5 in eigener Verantwortung und im eigenen Namen abzugeben. Die FMA hat
sich weitest moglich auf die Gutachten der Oesterreichischen Nationalbank zu
stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei
denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit. Die
Oesterreichische  Nationalbank  hat  Stellungnahmen  des  betroffenen
Versicherungsunternehmens unverziiglich der FMA zu tibermitteln.

(7) Die Oesterreichische Nationalbank hat

1. eine Aufstellung der ihr im jeweiligen Geschdftsjahr aus gutachtlichen
Auferungen gemdfp Abs. 5 erwachsenden Kosten zu erstellen und vom
Rechnungspriifer gemdfy § 37 des Nationalbankgesetzes 1984 — NBG,
BGBI. Nr. 50/1984, priifen zu lassen,
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(3) Die FMA hat die ihr mit diesem Bundesgesetz und der Verordnung
(EU) 2017/2402 ibertragenen Aufgaben, Befugnisse und Pflichten nur soweit
wahrzunehmen, als deren Ausiibung aufgrund der Bestimmungen der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im
Zusammenhang mit der Aufsicht iiber Kreditinstitute auf die Européische
Zentralbank, ABI. Nr.L 287 vom 29.10.2013 S. 63, nicht der Européischen
Zentralbank vorbehalten ist.

§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.

(2) §2 Abs. 1 und § 2 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. XXX/2019 treten mit 1. Jinner 2020 in Kraft.

Artikel 14
Anderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016

§182.(1)—(4) ...
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2. die gepriifte Aufstellung dem Bundesminister fiir Finanzen und der FMA
bis zum 30. April des jeweils folgenden Geschdftsjahres zu iibermitteln,

3. die gepriifte Aufstellung nach der Ubermittlung gemdf3 Z 2 auf ihrer
Internetseite zu veroffentlichen,

4. die geschiitzten Kosten aus gutachtlichen Auferungen gemdf Abs. 5,
sowie die geschitzte Anzahl der im Jahresdurchschnitt mit
gutachterlichen Auferungen gemdf Abs. 5 beschdftigten Bediensteten,
Jeweils fiir das folgende Geschidfisjahr dem Bundesminister fiir Finanzen
und der FMA bis zum 30. September jeden Jahres mitzuteilen und

5. den Bundesminister fiir Finanzen und die FMA einmal jahrlich iiber die
Anzahl der mit gutachtlichen Auferungen gemdfB Abs.5 im
Jahresdurchschnitt beschdftigten Bediensteten zu informieren; diese
Information kann auch im Wege einer Verdffentlichung erfolgen.

(8)—(10) ...
§340. (1) (9) ...

Artikel 15
Anderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018

Das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 — WAG 2018, BGBI. I Nr. 107/2017, zuletzt
gedandert durch das Bundesgesetz BGBL I Nr. XXX/201x, wird wie folgt
geédndert:

§11.(1H-(2) ...

(3) Die FMA hat im Verfahren gemdf3 Abs. 1 eine gutachtliche Auferung der
Oesterreichischen Nationalbank iiber das Vorliegen der Voraussetzungen gemdf3
Art. 15 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einzuholen.

@ ...

(5) Gruppenangehorige Institute gemidll Abs. 1 oder {ibergeordnete
Muttergesellschaften haben der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
unverziiglich schriftlich den Wegfall einer oder mehrerer Voraussetzungen gemaf
Art. 15 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und die Nichteinhaltung von in
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&) -(@10) ...
§340.(1)-(9) ...
(10) § 182 Abs. 5 bis 7 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 aufSer Kraft.

Artikel 15
Anderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018

Das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 — WAG 2018, BGBI. I Nr. 107/2017, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBL I Nr. XXX/201x, wird wie folgt
gedndert:

§11.(1H)-(2) ...

“ ...

(5) Gruppenangehorige Institute gemidl Abs. 1 oder {ibergeordnete
Muttergesellschaften haben der FMA unverziiglich schriftlich den Wegfall einer
oder mehrerer Voraussetzungen gemil Art. 15 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 und die Nichteinhaltung von in Bescheiden festgelegten Auflagen
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Bescheiden festgelegten Auflagen und Bedingungen zur Sicherstellung dieser
Voraussetzungen anzuzeigen, einen Plan vorzulegen, aus dem hervorgeht, dass
die vorgenannten Anforderungen innerhalb eines angemessenen Zeitraumes
wieder eingehalten werden oder nachzuweisen, dass die Abweichungen von
diesen Anforderungen keine nennenswerten Auswirkungen haben.

§117. (1) (2) ...

Artikel 16
Anderung des Zahlungsdienstegesetzes 2018

§10.(1) ...
(2) Vor Erteilung der Konzession hat die FMA
1. die Oesterreichische Nationalbank anzuhoren;

2.-4. ...
3)-()...
§15.()-(3) ...

(4) Erfillt der Antragsteller die Voraussetzungen nach Abs. 1 oder 2 nicht,
hat ihm die FMA die Eintragung in das Zahlungsinstitutsregister zu verweigern.
Vor Eintragung der Registrierung hat die FMA die Qesterreichische
Nationalbank anzuhoren.

o) ...

§25.(H-(2) ...

(3) Der Jahresabschluss und, soweit erforderlich, der Lagebericht oder der
Konzernabschluss und der Konzernlagebericht von Zahlungsinstituten sowie die
Beachtung der § 7 Abs. 2 bis 4 und 6, §9 Abs. 1 Z 11, §10 Abs. 1 Z3, § 14
Abs. 2, der §§ 16 bis 18, 20 bis 22, § 23 Abs. 2 und § 25 Abs. 1 sowie der
sonstigen Vorschriften dieses Bundesgesetzes, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2, 20 bis
24,29 und 40 Abs. 1 FM-GwG sowie der Verpflichtungen des Zahlungsinstitutes
gemdl der Verordnung (EU) 2015/847 sind von einem Abschlusspriifer zu
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und Bedingungen zur Sicherstellung dieser Voraussetzungen anzuzeigen, einen
Plan vorzulegen, aus dem hervorgeht, dass die vorgenannten Anforderungen
innerhalb eines angemessenen Zeitraumes wieder eingehalten werden oder
nachzuweisen, dass dic Abweichungen von diesen Anforderungen keine
nennenswerten Auswirkungen haben.

§117.(1)-(2) ...

(3) § 11 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. [ Nr. XXX/2019
tritt mit 1. Janner 2020 in Kraft. § 11 Abs. 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2019 aufler Kraft.

Artikel 16
Anderung des Zahlungsdienstegesetzes 2018

§10.(1) ...

(2) Vor Erteilung der Konzession hat die FMA
2.-4. ...

3)-@...

§15.(H)-(3) ...

(4) Erfiillt der Antragsteller die Voraussetzungen nach Abs. 1 oder 2 nicht,
hat ihm die FMA die Eintragung in das Zahlungsinstitutsregister zu verweigern.

) ...

§25.(1H)-(2) ...

(3) Der Jahresabschluss und, soweit erforderlich, der Lagebericht oder der
Konzernabschluss und der Konzernlagebericht von Zahlungsinstituten sowie die
Beachtung der § 7 Abs. 2 bis 4 und 6, §9 Abs. 1 Z 11, §10 Abs. 1 Z3, § 14
Abs. 2, der §§ 16 bis 18, 20 bis 22, § 23 Abs.2 und § 25 Abs. 1 sowie der
sonstigen Vorschriften dieses Bundesgesetzes, der §§ 4 bis 17, 19 Abs. 2, 20 bis
24,29 und 40 Abs. 1 FM-GwG sowie der Verpflichtungen des Zahlungsinstitutes
gemdll der Verordnung (EU) 2015/847 sind von einem Abschlusspriifer zu
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priifen. Diese Priifung umfasst die Organisationsstruktur und die Verwaltungs-,
Rechnungs- und Kontrollverfahren (§ 20 Abs. 1), die die Geschiftsleiter im
Hinblick auf die angefiihrten Bestimmungen eingerichtet haben. Das Ergebnis
dieser Priifung ist in einer Anlage zum Priifungsbericht liber den Jahresabschluss
(aufsichtlicher Priifungsbericht fiir Zahlungsinstitute) darzustellen.

Das Ergebnis der Priifung iiber die Beachtung der §§ 7 Abs. 6, §§ 16 bis 18 und
§ 25 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes ist mit einer positiven Zusicherung, das
Ergebnis der Priifung iiber die Beachtung der § 7 Abs. 2 bis 4, § 9 Abs. 1 Z 11,
§10 Abs.1 Z3, §14 Abs.2, §§20 bis 22, §23 Abs.2 und §24 dieses
Bundesgesetzes, der §§ 4 bis 17, § 19 Abs. 2, §§ 20 bis 24, 29 und § 40 Abs. 1
FM-GwG sowie der Verpflichtungen des Zahlungsinstitutes gemi3 der
Verordnung (EU) 2015/847 zumindest mit einer negativen Zusicherung zu
verbinden. Betreffend die Priifung iiber die Beachtung sonstiger Vorschriften
dieses Bundesgesetzes hat der Abschlusspriifer wesentliche Wahrnehmungen zu
berichten, die er im Rahmen seiner Tétigkeit festgestellt hat, auch wenn diese zu
keiner Berichtspflicht gemél § 95 Abs. 1 oder 2 fiihren.

Der gepriifte Jahresabschluss samt Anhang und Lagebericht sowie, soweit
erforderlich, der Konzernabschluss samt Anhang und der Konzernlagebericht, der
Priifungsbericht des Abschlusspriifers und die Anlage zum Priifungsbericht sind
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank unter Anwendung der Fristen
des § 44 Abs. 1 BWG zu iibermitteln. Dieser Priifungsbericht samt Anlage ist den
Geschiftsleitern und den nach Gesetz oder Satzung bestehenden
Aufsichtsorganen des Zahlungsinstituts so zeitgerecht zu ilibermitteln, dass die
Vorlagefrist an die FMA und Oesterreichische Nationalbank eingehalten werden
kann. Die FMA kann Art der Ubermittlung, Form und Gliederung der Anlage
zum Prifungsbericht durch Verordnung festsetzen. Die FMA kann nach
Anhorung der Oesterreichischen Nationalbank durch Verordnung vorschreiben,
dass eine elektronische Ubermittlung bestimmten Gliederungen und technischen
Mindestanforderungen zu entsprechen hat. Die FMA ist erméchtigt, durch
Verordnung vorzuschreiben, dass die elektronische Ubermittlung ausschlieBlich
an die Oesterreichische Nationalbank zu erfolgen hat, wenn dies aus Griinden der
Wirtschaftlichkeit zweckmédBig ist, die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit
der Daten fiir die FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht
beeintrachtigt werden.

@) -(8)...
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priifen. Diese Priifung umfasst die Organisationsstruktur und die Verwaltungs-,
Rechnungs- und Kontrollverfahren (§ 20 Abs. 1), die die Geschéftsleiter im
Hinblick auf die angefiihrten Bestimmungen eingerichtet haben. Das Ergebnis
dieser Priifung ist in einer Anlage zum Priifungsbericht iiber den Jahresabschluss
(aufsichtlicher Priifungsbericht fiir Zahlungsinstitute) darzustellen.

(3a) Das Ergebnis der Priifung gemdfs Abs. 3 iiber die Beachtung der §§ 7
Abs. 6, §§ 16 bis 18 und § 25 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes ist mit einer positiven
Zusicherung, das Ergebnis der Priifung liber die Beachtung der § 7 Abs. 2 bis 4,
§9Abs. 1 Z11,§10 Abs. 1 Z 3, § 14 Abs. 2, §§ 20 bis 22, § 23 Abs. 2 und § 24
dieses Bundesgesetzes, der §§ 4 bis 17, § 19 Abs. 2, §§ 20 bis 24, 29 und § 40
Abs. 1 FM-GwG sowie der Verpflichtungen des Zahlungsinstitutes gemifl der
Verordnung (EU) 2015/847 zumindest mit einer negativen Zusicherung zu
verbinden. Betreffend die Priifung iiber die Beachtung sonstiger Vorschriften
dieses Bundesgesetzes hat der Abschlusspriifer wesentliche Wahrnehmungen zu
berichten, die er im Rahmen seiner Tétigkeit festgestellt hat, auch wenn diese zu
keiner Berichtspflicht gemal § 95 Abs. 1 oder 2 fiihren.

(3b) Der gepriifte Jahresabschluss samt Anhang und Lagebericht sowie,
soweit erforderlich, der Konzernabschluss samt Anhang und der
Konzernlagebericht, der Priifungsbericht des Abschlusspriifers und die Anlage
zum Priifungsbericht sind der FMA unter Anwendung der Fristen des § 44 Abs. 1
BWG zu ibermitteln. Dieser Priifungsbericht samt Anlage ist den
Geschiftsleitern und den nach Gesetz oder Satzung bestehenden
Aufsichtsorganen des Zahlungsinstituts so zeitgerecht zu iibermitteln, dass die
Vorlagefrist an die FMA eingehalten werden kann. Die FMA kann Art der
Ubermittlung, Form und Gliederung der Anlage zum Priifungsbericht durch
Verordnung festsetzen. Die FMA kann nach Anhorung der Oesterreichischen
Nationalbank durch Verordnung vorschreiben, dass eine elektronische
Ubermittlung der Daten bestimmten Gliederungen und technischen
Mindestanforderungen zu entsprechen hat. Die FMA ist erméichtigt, durch
Verordnung vorzuschreiben, dass die elektronische Ubermittlung ausschlieBlich
an die Oesterreichische Nationalbank zu erfolgen hat, wenn dies aus Griinden der
Wirtschaftlichkeit zweckméBig ist, die jederzeitige elektronische Verfiigbarkeit
der Daten fiir die FMA gewihrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht
beeintriachtigt werden.

4)—(8)...

CE03100/93Y

(uoisio A\ e E1ssemUBREEHEN LB MEBEYRIEUNNBIS OHDN KOSV TBTBET -NS/0T



e ABrusWwe [ed Mmm

Geltende Fassung
§26.(1)—(6) ...

§29. (1) Die FMA kann die zustindige Behorde eines anderen
Mitgliedstaates um Zusammenarbeit bei einer Uberpriifung vor Ort oder einer
Ermittlung ersuchen. Erhilt die FMA ein Ersuchen um eine Uberpriifung vor Ort
oder eine Ermittlung, so hat sie im Rahmen ihrer Befugnisse titig zu werden,
indem sie

1. die Uberpriifungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder der
Oesterreichischen Nationalbank iibertrigt oder

2.-3....

-4 ...

§88.(1H)-(2)...

(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben zur wirksamen
Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach Mallgabe dieses Bundesgesetzes eng
zusammenzuarbeiten. § 79 BWG ist mit der MaB3gabe anzuwenden, dass die dort
fiir den Bereich der Bankenaufsicht geregelten Aufgaben der Oesterreichischen
Nationalbank fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes fiir den Bereich der
Zahlungsinstitutsaufsicht gelten:

1. an die Stelle des Verweises auf § 73 BWG in § 79 Abs. 2 BWG tritt § 14
dieses Bundesgesetzes;

2. an die Stelle des Verweises auf § 44 BWG in § 79 Abs. 2 BWG tritt § 25
dieses Bundesgesetzes;

3. an die Stelle des Verweises auf § 74 BWG in § 79 Abs. 2 BWG tritt § 26
dieses Bundesgesetzes.

4)-(0) ...

(7) Ein Antrag gemall Art. 4 Abs. 4 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 auf
befristete Ausnahme von den Anforderungen gemill Art. 4 Abs. 1 Buchstabe b
der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 fiir neue Massenzahlverfahren ist bei der
FMA zu stellen, sofern der Antragsteller seinen Sitz im Inland hat. Die FMA hat
im Verfahren gemdB Art.4 Abs.4 der Verordnung (EU) Nr.260/2012 eine
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§26.(1)—(6) ...

(7) Meldungen gemdfs Abs. 1 bis 3 an die FMA sind binnen der dort
genannten Fristen auch der Oesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln. Die
Oesterreichische  Nationalbank  hat der FMA  den  jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf diese Daten zu erméoglichen.

§29. (1) Die FMA kann die zustindige Behorde eines anderen
Mitgliedstaates um Zusammenarbeit bei einer Uberpriifung vor Ort oder einer
Ermittlung ersuchen. Erhilt die FMA ein Ersuchen um eine Uberpriifung vor Ort
oder eine Ermittlung, so hat sie im Rahmen ihrer Befugnisse titig zu werden,
indem sie

1. die Uberpriifungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder

2.-3. ...
2)-@) ...
§88.(1)-(2)...

(3) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben zur wirksamen
Erflillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach Maligabe dieses Bundesgesetzes eng
zusammenzuarbeiten. § 79 Abs. 4a Satz 2 und 3 BWG ist mit der MalB3gabe
anzuwenden, dass die dort fiir den Bereich der Bankenaufsicht geregelten
Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank fir die Zwecke dieses
Bundesgesetzes fiir den Bereich der Zahlungsinstitutsaufsicht gelten.

@) -(6) ...

(7) Ein Antrag gemal3 Art. 4 Abs. 4 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 auf
befristete Ausnahme von den Anforderungen gemil3 Art. 4 Abs. 1 Buchstabe b
der Verordnung (EU) Nr.260/2012 fiir neue Massenzahlverfahren ist bei der
FMA zu stellen, sofern der Antragsteller seinen Sitz im Inland hat. Die FMA hat
im Verfahren gemil Art. 4 Abs.4 der Verordnung (EU) Nr.260/2012 eine
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gutachterliche AuBerung der Oesterreichischen Nationalbank iiber das Vorliegen
der Voraussetzungen fiir ein neues Massenzahlverfahren gemif3 Art. 4 Abs. 4 der
Verordnung (EU) Nr. 260/2012 einzuholen.

®) ...
§ 90. (1) Die FMA und die

Oesterreichische Nationalbank sind zur Verarbeitung von personenbezogenen
Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 ermichtigt, soweit dies fiir die
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist; das
sind:

1.-12. ..

-4 ...

§ 91. Von der FMA oder der Oesterreichischen Nationalbank beauftragte
Sachverstandige unterliegen der Verschwiegenheitspflicht gemid § 14 Abs. 2
FMABG.

§92.(D-3) ...

(4) Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf gemeinsamen Vorschlag der
FMA und der Oesterreichischen Nationalbank folgende Abkommen mit
zustidndigen Behorden iiber die Vorgangsweise bei der Zusammenarbeit mit der
FMA und der Oesterreichischen Nationalbank bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben der Uberwachung und Beaufsichtigung der Zahlungsinstitute schlieBen,
sofern der Bundesminister fiir Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen
gemil Art. 66 Abs. 2 B-VG erméchtigt ist:

1.-2. ...
§93.(1)...
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gutachterliche AuBerung der Oesterreichischen Nationalbank iiber das Vorliegen
der Voraussetzungen fiir ein neues Massenzahlverfahren gemif3 Art. 4 Abs. 4 der
Verordnung (EU) Nr. 260/2012 einzuholen. Die Oesterreichische Nationalbank
hat diese gutachtliche Auferung in eigener Verantwortung und im eigenen
Namen durchzufiihren. Die FMA hat sich hier weitestméglich auf das Gutachten
der Oesterreichischen Nationalbank zu stiitzen und kann sich auf dessen
Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel
an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit.

®) ...

§ 90. (1) Die FMA ist zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im
Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 ermdchtigt, soweit dies fiir die
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist; das
sind:

1.-12. ..

(la) Die COesterreichische Nationalbank ist zur Verarbeitung von
personenbezogenen Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 erméchtigt,
soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 26 erforderlich ist.

2)-@4) ...
§91. Von der FMA beauftragte Sachverstindige unterliegen der
Verschwiegenheitspflicht gemal3 § 14 Abs. 2 FMABG.

§92.(D-Q3) ...

(4) Der Bundesminister fiir Finanzen kann auf Vorschlag der FMA folgende
Abkommen mit zustindigen Behoérden iiber die Vorgangsweise bei der
Zusammenarbeit mit der FMA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben der
Uberwachung und Beaufsichtigung der Zahlungsinstitute schlieBen, sofern der

Bundesminister fiir Finanzen zum Abschluss von Ubereinkommen gemiB Art. 66
Abs. 2 B-VG erméchtigt ist:

1.-2. ...
§93.(1) ...
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(2) In Austiibung der Zusténdigkeiten geméfl Abs. 1 ist die FMA unbeschadet
der ihr auf Grund anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen zustehenden
Befugnisse jederzeit erméichtigt,

1.
4.

-3...

die  Oesterreichische  Nationalbank  mit der  Priifung  von
Zahlungsinstituten —und deren Zweigstellen und Reprdsentanzen
auflerhalb ~ Osterreichs zu  beaufiragen; die Kompetenz — der
Oesterreichischen Nationalbank zur Vor-Ort-Priifung im Bereich der
Aufsicht iiber Zahlungsinstitute erstreckt sich dabei umfassend auf die
Priifung  aller  Geschdfisfelder —und aller  Risikoarten;  die
Oesterreichische Nationalbank hat dafiir zu sorgen, dass sie iiber
ausreichende personelle und organisatorische Ressourcen zur
Durchfiihrung der genannten Priifungen verfiigt; die FMA ist berechtigt,
eigene Mitarbeiter an Priifungen der QOesterreichischen Nationalbank
teilnehmen zu lassen,

. zur Priifung von Zweigstellen und Repridsentanzen in Mitgliedstaaten

auch die Behorden des Aufnahmemitgliedstaates um die Vornahme der
Priifung zu ersuchen, wenn dies gegeniiber einer Priifung gemill Z 4 das
Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies im Interesse der
ZweckmaBigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen
ist; unter diesen Voraussetzungen kann auch die Oesterreichische
Nationalbank zur Teilnahme an einer solchen Priifung verpflichtet
werden und konnen eigene Mitarbeiter der FMA an einer solchen
Priifung teilnehmen und

6. ...

(3) Bei einer Priifung geméll Abs. 2 Z 3 bis 5 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der
Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsauftrag vorzuweisen. /m
Ubrigen ist § 71 BWG anzuwenden. Hinsichtlich der Zusammenarbeit der FMA
mit der Oesterreichischen Nationalbank und der Vornahme von Priifungen durch
diese sind § 70 Abs. la bis 1c und § 79 BWG anzuwenden.

@) ...
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(2) In Austiibung der Zustindigkeiten gemél Abs. 1 ist die FMA unbeschadet
der ihr auf Grund anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen zustehenden
Befugnisse jederzeit ermichtigt,

1.

4

-3....

durch eigene Mitarbeiter Vor-Ort-Priifungen bei Zahlungsinstituten und
deren Zweigstellen und Reprdsentanzen auflerhalb Osterreichs
durchzufiihren;

. zur Priifung von Zweigstellen und Reprédsentanzen in Mitgliedstaaten

auch die Behorden des Aufnahmemitgliedstaates um die Vornahme der
Priifung zu ersuchen, wenn dies gegeniiber einer Priifung gemill Z 4 das
Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies im Interesse der
ZweckmaBigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen
ist; unter diesen Voraussetzungen kdnnen auch eigene Mitarbeiter der
FMA an einer solchen Priifung teilnehmen und

6. ...

(3) Bei einer Priifung gemal Abs. 2 Z 3 bis 5 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der
Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsauftrag vorzuweisen. /m
tibrigen sind die §§ 70 Abs. 1b und 1c und 71 BWG anzuwenden.

@) ...
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Geltende Fassung

§94.(1)—(9) ...
(11

) Die FMA kann nach Anhérung der Oesterreichischen Nationalbank durch
Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und Ubermittlungen gemiB § 13
Abs. 4, § 14 Abs. 1, § 21 Abs. 3, § 22 Abs. 1, § 25 Abs. 7, § 28 Abs. 1 und § 86
Abs. 1 ausschlieflich in elektronischer Form zu erfolgen sowie bestimmten
Gliederungen, technischen Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen
zu entsprechen haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundséitzen der
Wirtschaftlichkeit und Zweckmafigkeit zu orientieren und dafiir zu sorgen, dass
die jederzeitige elektronische Verfiighbarkeit der Daten fiir die FMA und die
Oesterreichische Nationalbank gewdhrleistet bleibt und Aufsichtsinteressen nicht
beeintrachtigt werden. Weiters kann die FMA in dieser Verordnung
Abschlusspriifern fiir Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte und Meldungen
gemil § 25 Abs. 8 und § 95 Abs. 1, 2 und 3 eine fakultative Teilnahme an dem
elektronischen System der Ubermittlung gemiB dem ersten Satz ermdglichen. Die
FMA hat geeignete Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen
oder gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wihrend eines
angemessenen Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstindigkeit der
von ihnen oder ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten
vergewissern konnen.

§ 95. (1) Stellt ein Abschlusspriifer, der den Jahresabschluss eines in § 4 Z 4
lit. a genannten Zahlungsinstitutes priift oder bei diesem eine sonstige gesetzlich
vorgeschriebene Tatigkeit ausiibt, Tatsachen fest, die eine Berichtspflicht gemaf
§ 273 Abs.2 und 3 UGB begriinden, so hat er unverziiglich, spitestens
gleichzeitig, den geméal § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA
und der QOesterreichischen Nationalbank zu iibermitteln.

(2) Der Abschlusspriifer hat, auch wenn keine Berichtspflicht gemdf3 § 273
Abs. 2 und 3 UGB besteht, der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank
sowie den Geschiftsleitern und dem nach Gesetz oder Satzung zustindigen
Aufsichtsorgan unverziiglich schriftlich mit Erlduterungen zu berichten, wenn er
bei seiner Priifungstitigkeit Tatsachen feststellt, die
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§94.(1H)-(9) ...
Anzeigen

§94a. (1) Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die
Anzeigen und Ubermittlungen gemiB § 13 Abs. 4, § 14 Abs. 1, § 21 Abs. 3, § 22
Abs. 1, § 25 Abs. 7, § 28 Abs. 1 und § 86 Abs. 1 ausschlieBlich in elektronischer
Form zu erfolgen sowie bestimmten Gliederungen, technischen
Mindestanforderungen und Ubermittlungsmodalititen zu entsprechen haben. Die
FMA hat sich dabei an den Grundsitzen der Wirtschaftlichkeit und
ZweckmalBigkeit zu orientieren ohne dass Aufsichtsinteressen beeintrachtigt
werden. Weiters kann die FMA in dieser Verordnung Abschlusspriifern fiir
Bescheinigungen, Ubermittlungen, Berichte und Anzeigen gemiB § 25 Abs. 8 und
§ 95 Abs. 1, 2 und 3 eine fakultative Teilnahme an dem elektronischen System
der Ubermittlung gemiB dem ersten Satz ermdglichen. Die FMA hat geeignete
Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass sich die Ubermittlungspflichtigen oder
gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen wéhrend eines angemessenen
Zeitraums im System iiber die Richtigkeit und Vollstandigkeit der von ihnen oder
ihren  Einbringungsverantwortlichen  erstatteten  Anzeigen  sonstigen
Ubermittlungen sonstigen vergewissern kénnen.

(2) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf Anzeigen gemdfs § 14 Abs. 1 Z 2, 3, 4, 10
und § 25 Abs. 7 zu erméglichen.

§ 95. (1) Stellt ein Abschlusspriifer, der den Jahresabschluss eines in § 4 Z 4
lit. a genannten Zahlungsinstitutes priift oder bei diesem eine sonstige gesetzlich
vorgeschriebene Tatigkeit ausiibt, Tatsachen fest, die eine Berichtspflicht gemaf
§ 273 Abs.2 und 3 UGB begriinden, so hat er unverziiglich, spitestens
gleichzeitig, den geméal § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA
zu Ubermitteln.

(2) Der Abschlusspriifer hat, auch wenn keine Berichtspflicht gemal3 § 273
Abs. 2 und 3 UGB besteht, der FMA sowie den Geschéftsleitern und dem nach
Gesetz oder Satzung zustdndigen Aufsichtsorgan unverziiglich schriftlich mit
Erlduterungen zu berichten, wenn er bei seiner Priifungstdtigkeit Tatsachen
feststellt, die
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1.-5....

Stellt der Abschlusspriifer sonstige Maingel, nicht besorgniserregende
Verdnderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur
geringfiigige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méngel und
Verletzungen von Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Abschlusspriifer
der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank erst dann berichten, wenn das
Zahlungsinstitut nicht binnen einer angemessenen Frist, langstens jedoch binnen
drei Monaten, die festgestellten Méngel behoben und dies dem Abschlusspriifer
nachgewiesen hat. Zu berichten ist auch dann, wenn die Geschiftsleiter eine vom
Abschlusspriifer geforderte Auskunft innerhalb einer angemessenen Frist nicht
ordnungsgemal erteilen. In Fillen, in denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft
als Abschlusspriifer bestellt wird, trifft die Berichtspflicht auch die nach § 77
Abs. 9 WTBG namhaft gemachten natiirlichen Personen.

-0 ...

§ 100. (1) —(8) ...

(9) Bei Verletzung einer Verpflichtung gemall § 13 Abs. 4, § 14 Abs. 1 Z 1
hinsichtlich Satzungsinderungen, Z4, Z7 und Z 10 sowie § 14 Abs.2
hinsichtlich § 20 Abs. 3 BWG hat die FMA von der Einleitung und Durchfiihrung
eines Verwaltungsstrafverfahrens abzusehen, wenn die nicht ordnungsgemal

erstattete Anzeige nachgeholt wurde, bevor die FMA oder die Oesterreichische
Nationalbank Kenntnis von dieser Ubertretung erlangt hat.

§119. (1)-(2) ...

Artikel 17
Anderung des Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetzes

§ 2. (1) Die FMA ist die fiir Osterreich zustindige Behorde gemiB Art. 10
Abs.5 und Art. 22 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und nimmt
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1.-5. ...

Stellt der Abschlusspriifer sonstige Maingel, nicht besorgniserregende
Verdnderungen der Risikolage oder der wirtschaftlichen Situation oder nur
geringfiigige Verletzungen von Vorschriften fest, und sind die Méngel und
Verletzungen von Vorschriften kurzfristig behebbar, so muss der Abschlusspriifer
der FMA erst dann berichten, wenn das Zahlungsinstitut nicht binnen einer
angemessenen Frist, ldngstens jedoch binnen drei Monaten, die festgestellten
Mangel behoben und dies dem Abschlusspriifer nachgewiesen hat. Zu berichten
ist auch dann, wenn die Geschiftsleiter eine vom Abschlusspriifer geforderte
Auskunft innerhalb einer angemessenen Frist nicht ordnungsgemél erteilen. In
Féllen, in denen eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Abschlusspriifer bestellt
wird, trifft die Berichtspflicht auch die nach § 77 Abs.9 WTBG namhaft
gemachten natiirlichen Personen.

2)-(5) ...
§100. (1) (8) ...

(9) Bei Verletzung einer Verpflichtung gemall § 13 Abs. 4, § 14 Abs. 1 Z 1
hinsichtlich Satzungsdnderungen, Z4, Z7 und Z 10 sowie § 14 Abs.2
hinsichtlich § 20 Abs. 3 BWG hat die FMA von der Einleitung und Durchfiihrung
eines Verwaltungsstrafverfahrens abzusehen, wenn die nicht ordnungsgemif
erstattete Anzeige nachgeholt wurde, bevor die FMA Kenntnis von dieser
Ubertretung erlangt hat.

§119.(1)-(2) ...

(3) Der Eintrag zu § 94a im Inhaltsverzeichnis §§ 15 Abs. 4, 25 Abs. 3, 3a
und 3b, 26 Abs. 7, 29 Abs. 1 Z 1, 88 Abs. 3, 3a und 7, 90 Abs. 1 und la, 91, 92
Abs. 4, 93 Abs. 2 Z 4 und 5 und Abs. 3, 94a, 95 Abs. 1 und 2 und 100 Abs. 9 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2019 treten am 1. Jinner 2020
in Kraft. Die §§ 10 Abs. 1 Z 1, 93 Abs. 4 und 94 Abs. 11 treten mit Ablauf des
31. Dezember 2019 aufier Kraft.

Artikel 17
Anderung des Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetzes

§ 2. (1) Die FMA ist die fiir Osterreich zustindige Behorde gemiB Art. 10
Abs.5 und Art. 22 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und nimmt
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unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzen zugewiesenen Aufgaben die den
zustindigen Behorden gemél Art. 10 Abs.5 und Art.22 Abs.1 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zukommenden Aufgaben und Befugnisse wahr
und hat die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zu iiberwachen.

(2) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur wirksamen
Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach Mallgabe dieses Bundesgesetzes eng
zusammen. § 79 Abs. 1 bis 4a, 4b Z 4 und Abs. 5 Bankwesengesetz (BWG),
BGBI. Nr. 532/1993, ist mit der Mafigabe anzuwenden, dass die dort fiir den
Bereich der Bankenaufsicht geregelten Aufgaben der Oesterreichischen
Nationalbank fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes fiir den Bereich der Aufsicht
tiber zentrale Gegenparteien gelten.

(3) Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Oesterreichischen Nationalbank
im Bereich der Zahlungssystemaufsicht nach § 44a des Nationalbankgesetzes
1984 (NBG), BGBI. Nr. 50/1984, bleiben von den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes unberiihrt.

(3) Die FMA hat bei der Vollzichung dieses Bundesgesetzes und der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 der europdischen Konvergenz der
Aufsichtsinstrumente und Aufsichtsverfahren Rechnung zu tragen. Zu diesem
Zweck hat die FMA die Leitlinien, Empfehlungen und anderen von der ESMA
(European Securities and Markets Authority) beschlossene MaBnahmen im
Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 anzuwenden. Die FMA
kann von diesen Leitlinien und Empfehlungen abweichen, sofern dafiir ein
berechtigter Grund, insbesondere Widerspruch zu bundesgesetzlichen
Vorschriften, vorliegt.

§3.(1) ...

(2) Bei einer Priifung gemél Abs. 1 Z 3 und 4 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der
Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im
Ubrigen ist § 71 BWG anzuwenden. Hinsichtlich der Zusammenarbeit der FMA
mit der Oesterreichischen Nationalbank und der Vornahme von Priifungen durch
diese sind die §§ 70 Abs. la bis Ic und 79 Abs. 1 bis 4a, 4b Z 4 und Abs. 5 BWG
anzuwenden.
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unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzen zugewiesenen Aufgaben die den
zustdndigen Behorden gemal Art. 10 Abs.5 und Art.22 Abs.1 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zukommenden Aufgaben und Befugnisse wahr
und hat die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zu iiberwachen.

(2) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur wirksamen
Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach Mallgabe dieses Bundesgesetzes eng
zusammen.

(3) Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Oesterreichischen Nationalbank
im Bereich der Zahlungssystemaufsicht nach § 44a des Nationalbankgesetzes
1984 — NBG, BGBI. Nr. 50/1984, bleiben von den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes unberiihrt.

(4) Die FMA hat bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes und der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 der europdischen Konvergenz der
Aufsichtsinstrumente und Aufsichtsverfahren Rechnung zu tragen. Zu diesem
Zweck hat die FMA die Leitlinien, Empfehlungen und anderen von der ESMA
(European Securities and Markets Authority) beschlossene Mafnahmen im
Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 anzuwenden. Die FMA
kann von diesen Leitlinien und Empfehlungen abweichen, sofern dafiir ein
berechtigter Grund, insbesondere Widerspruch zu bundesgesetzlichen
Vorschriften, vorliegt.

§3.(1) ...
(2) Bei einer Priifung gemal Abs. 1 Z 3 und 4 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der

Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsaufirag vorzuweisen. Im
Ubrigen ist § 71 Abs. I bis 6 BWG anzuwenden.

(2a) Stellt die Oesterreichische Nationalbank bei einer Vor-Ort-Priifung
fest, dass der gemdf3 Abs. 1 Z 3 oder 4 erteilte Priifungsauftrag zur Erreichung
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des Priifungszwecks nicht ausreicht, so hat sie die FMA um die erforderlichen
Ergdnzungen zu ersuchen. Die FMA hat unverziiglich, lingstens jedoch binnen
einer Woche entweder den Priifungsaufirag zu erweitern oder die Erweiterung
unter Angabe der Griinde abzulehnen.

(2b) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben fiir das jeweils
folgende Kalenderjahr ein Priifungsprogramm gemeinsam festzulegen. Das
Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1. eine angemessene Priifungsfrequenz,
2. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,
3. themenmdpflige Priifungsschwerpunkte,

4. die Nachpriifung der Mafnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter
Mdngel; dabei sind insbesondere die Ergebnisse aus der Beaufsichtigung
gemdfs Abs. 1 zu beriicksichtigen.

Im Priifungsprogramm sind die Priifungsschwerpunkte sowie der Zeitpunkt des
Priifungsbeginns festzulegen.

(2¢c) Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt, auch ohne
Priifungsauftrag der FMA eine Vor-Ort-Priifung gemdfp Abs. 1 Z4 aus
makrookonomischen  Griinden  durchzufiihren, wenn dadurch die im
Priifungsprogramm gemdf3 Abs. 2b festgelegten Priifungen oder sonstigen
Priifungsauftrige der FMA nicht beeintrdchtigt werden. Die Oesterreichische
Nationalbank hat zumindest zeitgleich mit Beginn einer solchen Priifung die FMA
davon zu verstindigen und dabei die Griinde fiir die Priifung darzulegen.

(2d) Die Oesterreichische Nationalbank hat den in Aussicht genommenen
Umfang der Priifung gemdf; Abs. 2¢ schriftlich festzulegen. Eine Ausfertigung
hiervon ist der zentralen Gegenpartei bei Priifungsbeginn durch die Priifer
auszuhdndigen. Im Fall der Verweigerung des Zutritts oder der sonstigen fiir die
Priifungsdurchfiihrung erforderlichen Mitwirkung durch die gepriifte zentrale
Gegenpartei hat die FMA auf Ersuchen der Oesterreichischen Nationalbank fiir
die Durchsetzung des schriftlich festgelegten Priifungsumfangs gemdfs § 22
FMABG zu sorgen.

(2e) Die Oesterreichische Nationalbank hat ihr iibertragene Priifungen
gemdf3 Abs. 1 Z4, Gutachten im Rahmen der Aufsicht iiber zentrale
Gegenparteien und Analysen gemdf; Abs. 2f in eigener Verantwortung und im
eigenen Namen durchzufiihren. Die FMA hat sich weitestméglich auf die
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Priifungen, Gutachten und Analysen der Oesterreichischen Nationalbank sowie
sonstige von der Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung gestellte Daten
zu stiitzen und kann sich auf deren Richtigkeit und Vollstindigkeit verlassen, es
sei denn, sie hat begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit.
Die Oesterreichische Nationalbank hat die Ergebnisse der Priifungen der FMA
unverziiglich mitzuteilen; weiters hat sie Stellungnahmen der betroffenen
zentralen Gegenpartei unverziiglich der FMA zu iibermitteln. Die
Priifungsfeststellungen der Oesterreichischen Nationalbank gelten im Verfahren
als  Sachverstindigengutachten, die Beauftragung der QOesterreichischen
Nationalbank gemdfs Abs. 1 Z 4 steht jedoch einer allenfalls erforderlichen
erginzenden Beweisaufnahme durch eigene Erhebungen der FMA oder durch
Wirtschaftspriifer und  sonstige  Sachverstindige nicht entgegen. Die
Oesterreichische Nationalbank ist ermdchtigt, dem Abschlusspriifer der
betreffenden zentralen Gegenpartei die erforderlichen Auskiinfte iiber das
Ergebnis von ihr durchgefiihrter Priifungen zu erteilen. Hinsichtlich der
Zusammenarbeit der FMA mit der Oesterreichischen Nationalbank und der
Vornahme von Priifungen durch diese ist § 79 Abs. 4b und 5 BWG anzuwenden.

(2f) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf alle relevanten Informationen aus ihrer
aufsichtlichen Titigkeit zu ermoglichen. Relevante Informationen in diesem Sinn
sind Ermittlungsergebnisse und sonstige institutsbezogene Wahrnehmungen,
soweit sie den Zustdindigkeitsbereich der FMA betreffen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat alle ihr zur Verfiigung stehenden aufsichtlichen Informationen
einer laufenden gesamthaften Auswertung fiir Zwecke der Aufsicht iiber zentralen
Gegenparteien und zur Vorbereitung aufsichtsbehérdlicher Ermittlungsverfahren
zu unterziehen (Einzelanalyse). Alle Analyseergebnisse und relevanten
Informationen sind der FMA von der Oesterreichischen Nationalbank zur
Verfiigung zu stellen und haben deutliche Aussagen dahingehend zu enthalten, ob
eine wesentliche Verdnderung der Risikolage vorliegt oder ob ein Verdacht auf
Verletzung von aufsichtsrechtlichen Bestimmungen besteht. Das Vorliegen einer
wesentlichen Verdnderung der Risikolage oder eines Verdachts auf Verletzung
von aufsichtsrechtlichen Bestimmungen ist der FMA unverziiglich mitzuteilen.
Die Oesterreichische Nationalbank hat auf Ersuchen der FMA zusdtzlich
bestimmte Einzelanalysen zu erstellen und zu tibermitteln sowie weitere
Erlduterungen zu den Analyseergebnissen zu geben. Die Oesterreichische
Nationalbank ist zur Auswertung der Einzelanalysedaten in einzel- und
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3)-(12) ...
§12.(1)- () ...

Artikel 18
Anderung des Zentralverwahrer-Vollzugsgesetzes

§1.(1) ...

(2) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur wirksamen
Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach Mallgabe dieses Bundesgesetzes eng
zusammen. § 79 Abs. I bis 4a, 4b Z 4 und Abs. 5 des Bankwesengesetzes — BWG,
BGBI. Nr. 532/1993, ist mit der Maf3gabe anzuwenden, dass die dort fiir den
Bereich der Bankenaufsicht geregelten Aufgaben der Oesterreichischen
Nationalbank fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes fiir den Bereich der Aufsicht
tiber Zentralverwahrer gelten.

3)-“) ...

§2.(1) ...

(2) Bei einer Priifung gemifl Abs. 1 Z 3 und 4 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der
Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im
Ubrigen ist §71 Abs.1 bis 6 BWG anzuwenden. Hinsichtlich der
Zusammenarbeit der FMA mit der QOesterreichischen Nationalbank und der

Vornahme von Priifungen durch diese sind § 70 Abs. la bis Ic und § 79 Abs. 1
bis 4a, 4b Z 4 und Abs. 5 BWG anzuwenden.
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gesamtwirtschaftlicher Hinsicht insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im
Rahmen der Finanzmarktstabilitit berechtigt. Alle von ihr durchgefiihrten
Einzelanalysen sind jedenfalls der FMA zur Verfiigung zu stellen. Eine
statistische Auswertung der Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum
Ziel hat, durch die Oesterreichische Nationalbank ist zuldssig.

(3)-(12) ...
§12.(1)- Q) ...

(3) § 2 und § 3 Abs. 2 bis 2f in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. XXX72019 treten mit 1. Jinner 2020 in Kraft.

Artikel 18
Anderung des Zentralverwahrer-Vollzugsgesetzes

§1.(1) ...

(2) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank arbeiten zur wirksamen
Erfiillung ihrer jeweiligen Aufgaben nach Maligabe dieses Bundesgesetzes eng
zusammen.

3)-@...

§2.(1)...

(2) Bei einer Priifung gemiafl Abs. 1 Z 3 und 4 sind die Priifungsorgane mit
einem schriftlichen Priifungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der

Priifung unaufgefordert auszuweisen sowie den Priifungsauftrag vorzuweisen. Im
Ubrigen ist § 71 Abs. 1 bis 6 BWG anzuwenden.

(2a) Stellt die Oesterreichische Nationalbank bei einer Vor-Ort-Priifung
fest, dass der gemdfp Abs. 1 Z 3 oder 4 erteilte Priifungsauftrag zur Erreichung
des Priifungszwecks nicht ausreicht, so hat sie die FMA um die erforderlichen
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Vorgeschlagene Fassung
Ergdnzungen zu ersuchen. Die FMA hat unverziiglich, lingstens jedoch binnen
einer Woche entweder den Priifungsaufirag zu erweitern oder die Erweiterung
unter Angabe der Griinde abzulehnen.

(2b) Die FMA und die Oesterreichische Nationalbank haben fiir das jeweils
folgende Kalenderjahr ein Priifungsprogramm gemeinsam festzulegen. Das
Priifungsprogramm hat Bedacht zu nehmen auf

1. eine angemessene Priifungsfrequenz,
2. Ressourcen fiir anlassbezogene Priifungen,
3. themenmdfSige Priifungsschwerpunkte,

4. die Nachpriifung der Mafnahmen zur Bereinigung im Falle festgestellter
Mdngel; dabei sind insbesondere die Ergebnisse aus der Beaufsichtigung
gemdf} Abs. 1 zu beriicksichtigen.

Im Priifungsprogramm sind die Priifungsschwerpunkte sowie der Zeitpunkt des
Priifungsbeginns festzulegen.

(2¢) Die CQOesterreichische Nationalbank ist berechtigt, auch ohne
Priifungsauftrag der FMA eine Vor-Ort-Priifung gemdfp Abs. 1 Z4 aus
makroékonomischen  Griinden  durchzufiihren, wenn dadurch die im
Priifungsprogramm gemdf3 Abs. 2b festgelegten Priifungen oder sonstigen
Priifungsauftrige der FMA nicht beeintrdchtigt werden. Die Oesterreichische
Nationalbank hat zumindest zeitgleich mit Beginn einer solchen Priifung die FMA
davon zu verstindigen und dabei die Griinde fiir die Priifung darzulegen.

(2d) Die Oesterreichische Nationalbank hat den in Aussicht genommenen
Umfang der Priifung gemdf; Abs. 2¢ schriftlich festzulegen. Eine Ausfertigung
hiervon ist dem Zentralverwahrer bei Priifungsbeginn durch die Priifer
auszuhdndigen. Im Fall der Verweigerung des Zutritts oder der sonstigen fiir die
Priifungsdurchfiihrung  erforderlichen  Mitwirkung durch den gepriiften
Zentralverwahrer hat die FMA auf Ersuchen der Oesterreichischen Nationalbank
fiir die Durchsetzung des schriftlich festgelegten Priifungsumfangs gemdf3 § 22
FMABG zu sorgen.

(2e) Die Oesterreichische Nationalbank hat ihr iibertragene Priifungen
gemdf3 Abs. 1 Z 4, Gutachten im Rahmen der Aufsicht iiber Zentralverwahrer und
Analysen gemdfp Abs. 2f in eigener Verantwortung und im eigenen Namen
durchzufiihren. Die FMA hat sich weitestmoglich auf die Priifungen, Gutachten
und Analysen der Oesterreichischen Nationalbank sowie sonstige von der

CE03100/H8L
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Vorgeschlagene Fassung

Oesterreichischen Nationalbank zur Verfiigung gestellte Daten zu stiitzen und
kann sich auf deren Richtigkeit und Vollstandigkeit verlassen, es sei denn, sie hat
begriindete Zweifel an deren Richtigkeit oder Vollstindigkeit. Die
Oesterreichische Nationalbank hat die Ergebnisse der Priifungen der FMA
unverziiglich mitzuteilen; weiters hat sie Stellungnahmen des betroffenen
Zentralverwahrer — unverziiglich  der  FMA  zu  iibermitteln.  Die
Priifungsfeststellungen der Oesterreichischen Nationalbank gelten im Verfahren
als  Sachverstindigengutachten, die Beauftragung der Qesterreichischen
Nationalbank gemdfs Abs. 1 Z 4 steht jedoch einer allenfalls erforderlichen
erginzenden Beweisaufnahme durch eigene Erhebungen der FMA oder durch
Wirtschaftspriifer und  sonstige  Sachverstindige nicht entgegen. Die
Oesterreichische Nationalbank ist ermdchtigt, dem Abschlusspriifer des
betreffenden Zentralverwahrer die erforderlichen Auskiinfte iiber das Ergebnis
von ihr durchgefiihrter Priifungen zu erteilen. Hinsichtlich der Zusammenarbeit
der FMA mit der Oesterreichischen Nationalbank und der Vornahme von
Priifungen durch diese ist § 79 Abs. 4b und 5 BWG anzuwenden.

(2f) Die FMA hat der Oesterreichischen Nationalbank den jederzeitigen
automationsunterstiitzten Zugriff auf alle relevanten Informationen aus ihrer
aufsichtlichen Titigkeit zu ermoglichen. Relevante Informationen in diesem Sinn
sind Ermittlungsergebnisse und sonstige institutsbezogene Wahrnehmungen,
soweit sie den Zustdindigkeitsbereich der FMA betreffen. Die Oesterreichische
Nationalbank hat alle ihr zur Verfligung stehenden aufsichtlichen Informationen
einer laufenden gesamthaften Auswertung fiir Zwecke der Aufsicht iiber
Zentralverwahrer und zur Vorbereitung aufsichtsbehordlicher
Ermittlungsverfahren zu unterziehen (Einzelanalyse). Alle Analyseergebnisse und
relevanten Informationen sind der FMA von der Oesterreichischen Nationalbank
zur Verfiigung zu stellen und haben deutliche Aussagen dahingehend zu
enthalten, ob eine wesentliche Verdnderung der Risikolage vorliegt oder ob ein
Verdacht auf Verletzung von aufsichtsrechtlichen Bestimmungen besteht. Das
Vorliegen einer wesentlichen Verdnderung der Risikolage oder eines Verdachts
auf Verletzung von aufsichtsrechtlichen Bestimmungen ist der FMA unverziiglich
mitzuteilen. Die QOesterreichische Nationalbank hat auf Ersuchen der FMA
zusdtzlich bestimmte Einzelanalysen zu erstellen und zu tibermitteln sowie weitere
Erlduterungen zu den Analyseergebnissen zu geben. Die QOesterreichische
Nationalbank ist zur Auswertung der Einzelanalysedaten in einzel- und
gesamtwirtschaftlicher Hinsicht insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben im
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3)-0)...

§ 22. § 11 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 107/2017 tritt mit
1. Janner 2018 in Kraft und ist auf Geschiftsjahre der FMA anzuwenden, die
nach dem 31. Dezember 2017 beginnen. § 5 Abs. 1 und § 14 Abs. 1 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 107/2017 treten mit 3. Janner 2018 in
Kraft. §5 Abs.5, §9 Abs. 1 und 2 sowie § 14 Abs. 5 treten mit Ablauf des
2. Janner 2018 auBer Kraft.

80 von 80

Vorgeschlagene Fassung
Rahmen der Finanzmarktstabilitit berechtigt. Alle von ihr durchgefiihrten
Einzelanalysen sind jedenfalls der FMA zur Verfiigung zu stellen. Eine
statistische Auswertung der Daten, die keine personenbezogenen Ergebnisse zum
Ziel hat, durch die Oesterreichische Nationalbank ist zuldssig.

3)-09) ...

§ 22. (1) § 11 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 107/2017 tritt
mit 1. Janner 2018 in Kraft und ist auf Geschiftsjahre der FMA anzuwenden, die
nach dem 31. Dezember 2017 beginnen. § 5 Abs. 1 und § 14 Abs. 1 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 107/2017 treten mit 3. Janner 2018 in
Kraft. § 5 Abs. 5, §9 Abs. 1 und 2 sowie § 14 Abs. 5 treten mit Ablauf des
2. Janner 2018 aufler Kraft.

(2) §1 Abs. 2, und §2 Abs. 2 bis 2f in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XXX/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Krafft.
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